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Geſetz zur Anderung einiger vorſchriſten der Kechtsanwaltsordnung, der 
Fivilprozeßordnung und des Arbeitsgerichtsgeſetzes vom 20. Juli 1933. 
(Nachſtehend kurz: Andch. v. 20. Juli 1933 genannt.) 


(RGBl. I, 522/23 vom 22. Juli 1933.) 
Von Rechtsanwalt Georg Krauß II, München. 


Das AndG. v. 20. Juli 1933 iſt nach feinem Art. 5 
mit dem Tage nach ſeiner Verkündung, alſo am 23. Juli 
1933, in Kraft getreten, mit Ausnahme derjenigen Beſtim⸗ 
mungen, welche das Auftreten von Nicht anwälten vor Ge⸗ 
richt regeln und die ſpäter beſonders zu beſprechen ſind. 

Mit der ihr eigenen Raſchheit und Entſchloſſenheit hat 
die Reichsregierung durch dieſes Geſetz neben den durch das 
Gef. zur Wiederherſtellung des Berufsbeamtentums v. 7. April 
1933 und feine Anhänge veraulaßten Beſtimmungen — 
nämlich, daß Nicht arier im ſchiedsgerichtlichen Verfahren 
ſowohl nach der ZPO. (8 1032 Abſ. 3 neuer Satz 2), als 
auch nach dem ArbG. (§ 93 Abſ. 3 neuer Satz 2) als 
Schiedsrichter abgelehnt werden können — in teilweiſer Er⸗ 
füllung alter Forderungen des ſtandesbewußten Teiles der 
Anwaltſchaft eine Reihe dringend veranlaßter Anderungen 
und Ergänzungen der im Titel bezeichneten Geſetze gebracht, 
die bisher infolge eigener Uneinigkeit in der Anwaltſchaft, 
parlamentariſcher Unfähigkeit und mangelnden Verſtändniſſes 
weiter Kreiſe trotz wiederholter Anſtürme nicht verwirklicht 
werden konnten. 5 f 

Daß durch das And. v. 20. Juli 1933 die Vorſchriften 
des Geſ. v. 7. April 1933 über die Zulaſſung zur Rechts⸗ 
anwaltſchaft nicht berührt werden, iſt im Art. 2 ausdrück⸗ 
lich betont. 

Die wichtigſten und grundlegenden Beſtimmungen ent⸗ 
halten die Art. 1 und 3 des Anderungsgeſetzes. 


I (Art. 1 des And.) 

1. In Abſ. 1 des Art. wird zunächſt beſtimmt, daß 
85 NAD, eine neue Ziff. 7 erhält, d. h. daß die Zulaſſung zur 
Rechtsanwaltſchaft verſagt werden muß, wenn der Antrag⸗ 
ſteller aus dem Dienſte als Beamter des Reiches, eines 
Landes, einer Gemeinde, eines Gemeindeverbandes oder einer 
ſonſtigen Körperſchaft des öffentlichen Rechtes nach Errei⸗ 
chung der Altersgrenze, von der an die Verſetzung in den 
Ruheſtand ohne Zuſtimmung des Beamten zuläſſig it, aus⸗ 
geſchieden iſt. N 

Durch die Einführung dieſes obligatoriſchen Verſagungs⸗ 
grundes wird eine alte Forderung der Anwaltſchaft erfüllt, 
die einem insbeſ. in den letzten Jahren ſehr häufig gewordenen 
Mißbrauch der RAD. ein Ende bereitet, durch den Beamte 
nach ihrer wegen Erreichung der Altersgrenze erfolgten Ver⸗ 


ſetzung in den Ruheſtand die Zahl der Rechtsanwälte als 
Doppelverdiener vermehrten. 

Da das And. bz. dieſer neuen Ziff.” des 85 RAO. 
keine Ergänzung des 8 16 RAD. enthält, iſt die Verſagung 
der Zulaſſung auf Grund dieſer Beſtimmung eine endgültige, 
ohne daß dem Antragſteller gegen die Entſcheidung der Juſtiz⸗ 
verwaltung das ehrengerichtliche Verfahren eröffnet iſt. 

2. Abſ. 2 des Art. 1 bringt zwei Ergänzungen des 8 6 
RA O., d. h. die Zulaſſung kann nach dem Ermeſſen der zu⸗ 
ſtändigen Juſtizverwaltung verſagt werden: N 

a) (Satz 1) wenn der Antragſteller als Beamter im 
obigen Sinne wegen mangelnder Dienſtfähigkeit vor Er⸗ 
reichung der Altersgrenze in den Ruheſtand verſetzt iſt; 

b) (Satz 2) wenn der Antragſteller auf Grund des 82a 
oder 4 des Gef. v. 7. April 1933 zur Wiederherſtellung des 
Berufsbeamtentung aus dem Dienſte entlaſſen iſt, d. h. wenn 
er entweder nach dem 9. Nov. 1918 in das Beamtenverhältnis, 
aus den er entlaſſen wurde, ohne die für dieſe Laufbahn 
vorgeſchriebene oder übliche Vorbildung oder ſonſtige Eignung 
zu beſitzen (Parteibuchbeamter), eingetreten war und deshalb 
entlaſſen wurde, oder weil er wegen politiſcher Unzuverläſſig⸗ 
keit entlaſſen wurde, ferner, wenn er zwar nach dem 7. April 
1933 und vor dem 1. Okt. 1933 anderweits aus ſeinem 
Amte ausgeſchieden iſt, jedoch nach der Erklärung der nach 
87 Berufsbeamtench. zuſtändigen Stelle die Vorausſetzungen 
des 82a oder 4 dieſes Geſ. (Parteibuchbeamter, politiſche 
Unzubverläſſigkeit) für die Entlaſſung vorgelegen hatten. 

Dieſe Regelung iſt eine notwendige Fortſetzung der mit 
dem Gef. v. 7. April 1933 eingeleiteten Geſetzgebung. 

Daß die Zulaſſung nach dem Ermeſſen der Juſtizver⸗ 
waltung nur verſagt werden kann, aber micht verſagt wer⸗ 
den muß, erſcheint berechtigt, da Fälle denkbar ſind, in 
denen zwar die Entlaſſung eines Beamten aus ſeinem Dienſt⸗ 
verhältnis aus politiſchen Gründen gerechtfertigt iſt, der Grund 
der Entlaſſung jedoch nicht notwendig ſo gelagert ſein muß, 
daß der Betroffenen auch unfähig oder unwürdig iſt, als 
Anwalt zugelaſſen zu werden. 

Die unter a) dargeſtellte Regelung erfüllt eine alte 
Forderung der Anwaltſchaft; ſie ſoll dem vorbeugen, daß 
fernerhin Beamte, die ſich ihre Dienſtunfähigkeit beſcheinigen 
ließen und in den Ruheſtand traten — wie nicht ſelten ge⸗ 
ſchah —, mit einem neuen ärztlichen Zeugnis des Inhalts, 
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daß fie zur Ausübung der Rechtsanwaltſchaft fähig ſeien, um 
ihre Zulaſſung nachſuchen und zugelaſſen werden müſſen, was 
bisher trotz erheblicher Bedenken der Fall war. 

Da die vorſtehenden unter 2 erörterten Vorſchriften 
lediglich „Kann vorſchriften“ ſind, die Entſcheidung alſo im 
Ermeſſen der zuſtändigen Juſtizverwaltung liegt, hat weder 
der zuſtändige Kammervorſtand, noch der Betroffene die Mög⸗ 
lichkeit, eine Entſcheidung im ehrengerichtlichen Verfahren 
herbeizuführen. 

3. Abſ. 3 des Art. 1 bringt einen neuen § 14 RAO., 
der wohl auch als Vorbeugung möglicher unerwünſchter Aus⸗ 
wirkungen des Geſetzes über das Berufsbeamtentum gedacht 
iſt, jedenfalls aber der in letzter Zeit eingeriſſenen Unge⸗ 
hörigkeit, daß Richter ſelbſt bei kleinſten Gerichten nach Auf⸗ 
gabe ihrer richterlichen Tätigkeit an dieſen Gerichten ſich 
als Anwälte niederließen, einen Riegel vorſchiebt. 

Er beſtimmt, daß die Zulaſſung bei dem beantragten 
Gerichte verſagt werden kann, wenn der Antragſteller bei 
dieſem Gerichte oder der bei ihm beſtehenden Staatsanwalt⸗ 
ſchaft 3 Jahre hindurch in einer Planſtelle als Richter oder 
Staatsanwalt angeſtellt war. 

Die Vorſchrift gilt nicht, wenn ſeit Beendigung dieſer 
Anſtellung mindeſtens 5 Jahre verſtrichen ſind. 

Der getroffenen Regelung kann man ohne weiteres zu⸗ 
ſtimmen; ſie genügt den Erforderniſſen der Reinlichkeit in 
dieſer Richtung. 

Zu bedauern bleibt, daß das Geſetz ſowohl bez. des 
Abſ. 3 als auch des Abſ. 1 und Abſ. 2 Satz 1 mangels einer 
diesbezüglichen Beſtimmung ſich nicht rückwirkend anwenden 
läßt, ſo daß die Zulaſſung ſolcher Beamter, die aus dem 
Staatsdienſt ausgeſchieden find, und ihre Zulaſſung als 
Rechtsanwalt bereits erhalten haben, nicht mehr zurück⸗ 
genommen werden kann bzw. muß; bei der zukünftigen Ge⸗ 
ſetzgebung dürfte anzuſtreben fein, die Möglichkeit zu ſchaffen, 
bereits wirkungsvoll gewordene Mißbräuche nach dieſer Rich⸗ 
tung wieder außer Wirkſamkeit zu ſetzen. 

4. Abſ. 4 des Art. 1 fügt einen neuen 8 21 a in die 
RAD. ein, des Inhalts, daß die Zulaſſung zurückgenommen 
werden muß, wenn ein Rechtsanwalt wegen körperlichen 
Gebrechens oder wegen Schwäche ſeiner körperlichen oder 
geiſtigen Kräfte zur Erfüllung der Pflichten eines Rechts⸗ 
anwaltes dauernd unfähig iſt. 

Damit iſt eine bisher äußerſt ſchmerzlich empfundene 
Lücke des Geſetzes ausgefüllt; es kam nicht ſelten vor, daß 
Anwälte, bei denen dieſer Zuſtand eingetreten war, ſich 
dauernder Verſtöße gegen die Standespflichten in erheblichem 
Maße zuſchulden kommen ließen, und daß (gerade wegen 
ihres Zuſtandes) aus Rechtsgründen die nötigen Folgerungen 
im ehrengerichtlichen Strafverfahren nicht gezogen werden 
konnten, ſehr zum Schaden des Anſehens des Standes. 

Die Zurücknahme der Zulaſſung hat erſt nach Rechts⸗ 
kraft der Entſcheidung zu erfolgen; die Feſtſtellungen, ob die 
Vorausſetzungen vorliegen, iſt im ehrengerichtlichen Verfahren 
zu treffen. 

Das bei der Zurücknahme der Zulaſſung einzuſchlagende 
Verfahren iſt im And. v. 20. Juli 1933 nicht geregelt, 
läßt ſich aber auch in den beſtehenden Beſtimmungen der 
RAD. nicht ohne weiteres unterbringen. 

In all den Fällen, in denen nach den beſtehenden Be⸗ 
ſtimmungen der RAD. in Zulaſſungsſachen im ehrengericht⸗ 
lichen Verfahren zu entſcheiden iſt, geht eine Entſchließung 
der zuſtändigen Juſtizverwaltung voraus, gegen die der An⸗ 
tragſteller den Weg des ehrengerichtlichen Verfahrens beſchrei⸗ 
ten kann. 

Die Neuregelung, nach dem neuen $821a RAD. be- 
ſtimmt jedoch ausdrücklich, daß die Zurücknahme der Zu⸗ 
laſſung erſt nach Rechtskraft der Entſcheidung im ehren⸗ 
gerichtlichen Verfahren erfolgen, alſo vor Einleitung des 
ehrengerichtlichen Verfahrens eine Entſcheidung der Juſtiz⸗ 
verwaltung nicht ergehen kann. 

Nach dem Sinn und Zweck des Geſetzes wird das Ver⸗ 
fahren ſo zu geſtalten ſein, daß der Anwaltskammervorſtand 
von ſich aus, wenn er die Vorausſetzungen für vorliegend 
erachtet, durch einen begründeten Beſchluß die Eröffnung 
des ehrengerichtlichen Feſtſtellungsverfahrens anregt und dar⸗ 
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auf der Vorſitzende des Ehrengerichtes mit der Ladung zum 
Termin dem betroffenen Anwalt eine Abſchrift des Be⸗ 
ſchluſſes zuſtellen läßt. 

Das weitere Verfahren regelt ſich daun nach den all⸗ 
gemeinen Beſtimmungen der RAO. 


II. 
(Art. 3 des And.) 

Zwei für die Rechtsanwaltſchaft außerordentlich wichtige 
Anderungen enthält der Art. 3 des Gef. und zwar: in Abſ. 1 
die Ausſchließung von Rechtsagenten, Rechtskonſulenten uſw. 
von der mündlichen Verhandlung; in Abſ. 3 das Verbot der 
Ausſchließung von Rechtsanwälten als Parteivertreter vor 


Schiedsgerichten. 


1. Abſ. 1. Zum Verſtändnis ſei hier der alte und der 
neue Text des 8157 3PO. nebeneinandergeſtellt: 


Alter Text: 


Das Gericht kann Bevollmäch⸗ 
tigte und Beiſtände, welche das 
mündliche Verhandeln vor Gericht 
geſchäftsmäßig betreiben, zurück⸗ 
weiſen. 

Das Gericht kann Parteien, 
Bevollmächtigten und Beiſtänden, 
denen die Fähigkeit zum geeigneten 
Vortrage mangelt, den weiteren 
Vortrag unterſagen. Einer Partei, 
welche einen ihr abgetretenen An⸗ 
ſpruch geltend macht, kann der 
Vortrag auch unterſagt werden, 
wenn die Partei das mündliche 
Verhandeln vor Gericht geſchäfts⸗ 
mäßig betreibt und ihr nach der 
Überzeugung des Gerichts der An⸗ 
ſpruch abgetreten iſt, um eine Zu⸗ 
rückweiſung auf Grund der Vor- 
ſchrift des Abſ. 1 zu vermeiden. 

Eine Anfechtung dieſer Anord⸗ 
nung findet nicht ſtatt. 

Die Vorſchriften der Abſ. 1, 2 
finden auf Rechtsanwälte, die Vor⸗ 
ſchrift 1 auf Perſonen, denen das 
mündliche Verhandeln vor Gericht 
durch eine ſeitens der Juſtizver⸗ 
waltung getroffenen Anordnung 
geſtattet iſt, keine Anwendung. 
Die Juſtizverwaltung ſoll für Ge⸗ 
richte, bei denen zur Vertretung 
der Parteien durch Rechtsanwälte 
ausreichende Gelegenheit geboten 
iſt, eine ſolche Anordnung nicht 
treffen. 


Neuer Text: 


Mit Ausnahme der Rechtsan⸗ 
wälte ſind Perſonen, die die Be⸗ 
ſorgung fremder Rechtsangelegen⸗ 
heiten vor Gericht geſchäftsmäßig 
betreiben, als Bevollmächtigte und 
Beiſtände in der mündlichen Ver⸗ 
handlung ausgeſchloſſen. Sie 
find auch dann aus geſchloſſen, 
wenn ſie als Partei einen ihnen ab⸗ 
getretenen Anſpruch geltend machen 
und nach der Überzeugung des 
Gerichts der Anſpruch abgetreten 
iſt, um ihren Ausſchluß von der 
mündlichen Verhandlung zu ver⸗ 
meiden. 

Das Gericht kann Parteien, Be⸗ 
vollmächtigten und Beiſtänden, die 
nicht Rechtsanwälte ſind, wenn 
ihnen die Fähigkeit zum geeigne⸗ 
ten Vortrag mangelt, den weite⸗ 
ren Vortrag unterſagen. Dieſe An⸗ 
ordnung iſt unaufechtbar. 

Die Vorſchrift des Abs. findet 
auf Perſonen, denen das münd⸗ 
liche Verhandeln vor Gericht durch 
Anordnung der Juſtizverwaltung 
geſtattet iſt, keine Anwendung. Die 
Juſtizverwaltung ſoll bei ihrer 
Entſchließung ſowohl auf die Eig⸗ 
nung der Perſon als auch dar- 
auf Rückſicht nehmen, ob im 
Hinblick auf die Zahl der bei 
dem Gericht zugelaſſenen Rechts- 
anwälte ein Bedürfnis zur Zu⸗ 
laſſung beſteht. 


Praktiſch bedeutet dieſe Regelung, wenn auch durch eine 


Ausnahme durchbrochen, das Anwaltsmonopol für die münd⸗ 
liche Verhandlung im Amtsgerichtsprozeß einſchließlich des 
Güteverfahrens ſowie vor den beauftragten und erſuchten 
Richtern. Sie iſt ein großer Fortſchritt gegenüber dem bis⸗ 
herigen Zuſtand, wenn auch die von der Anwaltſchaft gefor⸗ 
derte völlige Beſeitigung der Winkeladvokaturen, die ange⸗ 
ſichts der großen Zahl von Rechtsanwälten in allen deutſchen 
Gauen ihre Exiſtenzberechtigung verloren haben, damit nicht 
erreicht iſt, da das Geſetz eine diesbezügliche Anderung der 
Gew. nicht enthält. 

Das And. beſtimmt, daß Perſonen, welche die Beſor⸗ 
gung fremder Rechtsangelegenheiten vor Gericht geſchäfts⸗ 
mäßig betreiben, in der mündlichen Verhandlung als 
Bevollmächtigte und Beiſtände und zur Geltendmachung der 
ihnen abgetretenen Anſprüche ausgeſchloſſen ſind. 

a) (geſchäftsmäßig betreiben) Der Ausdruck „geſchäfts⸗ 
mäßig“ beſagt, daß nicht eine gewerbsmäßige Tätigkeit 
(alſo gegen Entgelt) notwendig iſt, ſondern nur eine öfter 
ſich wiederholende; es muß von den Gerichten erwartet wer⸗ 
den, daß ſie nach dem Geiſt und Sinne dieſer Vorſchrift nicht 
nur diejenigen Perſonen als ausgeſchloſſen betrachten, die im, 
landläufigen Sinne Rechtskonſulenten find, ſondern insbeſon⸗ 
dere auch die Vorſtände, Syndizi, Geſchäftsführer uſw. der 
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die ſich als eingetragene Vereine, Rechtsſchutzſtellen, Rechts⸗ 
hilfsſtellen, Inkaſſobüros u. ä. in ein bürgerlich⸗xechtliches 
Geſellſchaftsgewand gekleidet oder öffentlich⸗rechtlichen Kör⸗ 
perſchaften angegliedert haben und die Rechtsangelegenheiten 
ihrer Mitglieder vor Gericht vertreten; auf ſie alle trifft der 
Begriff des geſchäftsmäßigen Vertretens fremder Rechts⸗ 
angelegenheiten zu, und es wird Sache aller deutſchen An⸗ 
wälte ſein, hier in jedem einzelnen Falle mit Nachdruck dem 
Geſetz Geltung zu verſchaffen. 

b) Das Geſetz ſchließt die bezeichneten Perſonen nur von 
der mündlichen Verhandlung aus; daraus ergibt ſich, daß 
deren Rechts⸗ und Prozeßhandlungen außerhalb der münd⸗ 
lichen Verhandlung (ſoweit ſie durch ihre Vollmacht gedeckt 
ſind), z. B. Einreichung der Klage bzw. des Güteantrages, 
rechtswirkſam ſind. 

c) Das Geſetz ſagt endlich, daß die in ihm beſchriebenen 
Perſonen von der mündlichen Verhandlung ausgeſchloſ— 
ſen ſind, d. h. daß ſie von Geſetzes wegen am Auftreten 
gehindert ſind, es mithin eines beſonderen Gerichtsbeſchluſſes 
nicht bedarf. 

Damit iſt klar geſtellt, daß auf fie §S 158 Satz 2 ZPO. 
keine Anwendung mehr findet, ſondern daß ſie bei Erſcheinen 
in einem Termin entfernt werden müſſen, jedenfalls aber als 
nicht vorhanden und die von ihnen vertretenen Parteien als 
nicht vertreten zu betrachten ſind, mit den ſich daraus er⸗ 
gebenden Folgen insbeſondere bez. des Verſäumnisverfahrens. 

Abf. 1 des Art. 3 erhält eine weitere wichtige und vom 
Standpunkt der Anwaltſchaft aus bedauerliche Einſchränkung, 
nämlich die, daß die Vorſchrift des Abſ. 1 auf Perſonen, denen 
das mündliche Verhandeln vor Gericht durch Anordnung der 
Juſtizverwaltung geſtattet iſt, keine Anwendung findet. 

Hier wird eine von der Anwaltſchaft immer als un⸗ 
erwünſcht betrachtete Art konzeſſionierten Winkeladvokaten⸗ 
tums beſtätigt. 

Es darf erwartet werden, daß die weitere Beſtimmung, 
wonach die zuſtändige Juſtizverwaltung ſowohl auf die Eig⸗ 
nung der Perſonen als auch darauf Rückſicht nehmen ſoll, 
ob in Hinblick auf die Zahl der bei dem Gerichte zugelaſſenen 
Rechtsanwälte ein Bedürfnis zur Zulaſſung beſteht, dazu 
führt, daß angeſichts der gegenwärtigen Verkehrsverhältniſſe 
und der Tatſache, daß beinahe bei jedem, auch dem kleinſten 
AG., heute mehrere Anwälte tätig find, von der Zulaſſungs⸗ 
möglichkeit kein Gebrauch gemacht und jedenfalls unzuver⸗ 
läſſigen Elementen, entgegen der bisherigen ſehr laxen Übung, 
die Zulaſſung verſagt wird. 

Eine weitere Einſchränkung, allerdings nur zeitlicher 
Natur, bringt Art. 5, der beſtimmt, daß bis zum 31. März 
1934 die Gerichte befugt bleiben, über die Zulaſſung und Zu⸗ 
rückweiſung von Bevollmächtigten uf. nach der bisheri- 
gen Faſſung des 8157 3PO. zu entſcheiden. 

2. Abſ. 3 des Art. 3 lautet: 

8 1034 ZPO. erhält folgende Faſſung: 

„Die Schiedsrichter haben vor Erlaſſung des Schieds⸗ 
ſpruchs die Parteien zu hören und das dem Streite zu⸗ 
grunde liegende Sachverhältnis zu ermitteln, ſoweit ſie die 
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Ermittelung für erforderlich halten. Rechtsanwälte dürfen 
als Prozeßbevollmächtigte nicht zurückgewieſen werden; ent⸗ 
gegenſtehende Vereinbarungen ſind unwirkſam. Perſonen, 
die nach § 157 von dem mündlichen Verhandeln vor Ge⸗ 
richt ausgeſchloſſen ſind, dürfen zurückgewieſen werden. 
Im übrigen wird das Verfahren, ſoweit nicht die Par⸗ 
teien eine Vereinbarung getrofen haben, von den Schieds⸗ 
richtern nach freiem Ermeſſen beſtimmt.“ 
Durch dieſe neue Faſſung des § 1034 3 O. iſt endlich der 
in vielen Schiedsgerichtsordnungen und Schiedsverträgen üb⸗ 
lich gewordenen Ausſchließung von Rechtsanwälten als Partei⸗ 
vertreter der Boden entzogen. 

Durch die Einfügung der diesbezüglichen Beſtimmungen 
in den § 1034, der im weſentlichen von dem rechtlichen Gehör 
der Parteien handelt, iſt zum Ausdruck gebracht, daß bei 
einem Verſtoß gegen dieſe Beſtimmungen, ſei es auf Grund 
einer in dieſem Punkte für unwirkſam erklärten Verein⸗ 
barung, ſei es auf Grund eigener Willkür des Schieds⸗ 
gerichtes, das rechtliche Gehör als verſagt gilt, und dem 
gemäß der ergangene Schiedsſpruch gem. § 1041 Ziff. 4 oder 
8 1042 Ziff. 2 ZPO. der Aufhebung unterliegt. 


III. 


Es muß dankbar anerkannt werden, daß das AndG. vom 
20. Juli 1933 eine Reihe wichtiger Verbeſſerungen des bis⸗ 
herigen Zuſtandes bringt, und es darf erwartet werden, daß 
das nunmehr in Angriff genommene Anwaltsproblem nicht 
mehr aus dem Auge verloren wird, ſondern ſeine völlige 
Löſung zu geeignetem Zeitpunkt und in geeignetem Zu⸗ 
ſammenhang findet. 

Ungelöſt geblieben ſind die Fragen des numerus clausus, 
des 8 11 ArbGG., die Frage der Anwälte im Nebenberuf 
(Syndizi), der Reform der GewO. bez. der Winkeladvokaten, 
des Schutzes der Bezeichnung „Anwalt“, der Funktionen der 
Treuhandgeſellſchaften und andere damit zuſammenhängende 
Fragen, die unbedingt der baldigen Klärung bedürfen. 

Nach den Ausführungen des Herrn Koll. Dr. Frauen⸗ 
dorfer II in der Preſſe über den Gedanken des Ständiſchen 
Aufbaues der Deutſchen Wirtſchaft, insbeſondere ſeinem Hin⸗ 
weis darauf, daß dieſer Aufbau langſam und vorſichtig von⸗ 
ſtatten gehen muß, kann erwartet werden, daß die noch offenen 
Punkte bei Gelegenheit der Löſung dieſes Problems ihre 
Regelung finden. 

Allen ehrlichen, um das Geſamtwohl des deutſchen Volkes 
beſorgten Anwälten und Angehörigen anderer Stände muß 
es klar ſein, daß die Forderungen der Anwaltſchaft nicht 
egoiſtiſchen, ſondern großen Motiven entſpringen. 

Nur ein nach außen hin klar umriſſener, nicht durch tau⸗ 
ſend Halbheiten verwäſſerter, in ſeinem Innern durch 
ſtrengſte Diſziplin gemeiſterter und lebensfähiger An⸗ 
waltsſtand kann wirklich das ſein, was er ſein muß: 


„Ein Diener des Rechtes und damit des deutſchen 
Volkes!“ 


Hoffentlich iſt dieſer Zeitpunkt nicht mehr fern. 


Gemeinſchaftsdienſt und große Staatsprüfung. 


Vom Präſidenten des Juriſtiſchen Landesprüfungsamts Schwiſter, Berlin. 


Daß die große, aus der Tiefe deutſchen Gemüts geborene, 
unſer geſamtes ſtaatliches und kulturelles Leben umfaſſende 
Umwälzung auch auf den Gebieten des Erziehungsweſens ein⸗ 
ſchließlich des Vorbereitungsdienſtes der Beamtenanwärter und 
der Prüfungen Anderungen hervorrufen müſſe, war für jeden, 
der für die neuen Ideen Verſtändnis und Intereſſe beſitzt, 
von vornherein klar. Einer der wichtigſten, namentlich von der 
Jugend allenthalben mit am wärmſten begrüßten dieſer neuen 
Gedanken iſt der des Gemeinſchaftsdienſtes, wie er ſich insbeſ. 
in den verſchiedenen Formen des gemeinſamen Lagerlebens 
verwirklicht hat. Ich hatte ſchon in meinem aus Anlaß der 
Tagung des Deutſchen Anwaltvereins im November v. J. ge⸗ 
ſchriebenen Aufſatz „Von der Not und vom Recht der Jung⸗ 
akademiker“ (ZW. 1932, 3588), wohl erſtmalig in der juriſti⸗ 


ſchen Fachliteratur, auf die Bedeutung der in den Studenten-, 
Arbeiter⸗ und Bauernlagern gemachten Erfahrungen für die 
Entwicklungsgeſchichte unſerer „wirklich jungen Jugend“, für 
den bevorſtehenden Kampf der Generationen und für das Er⸗ 
ziehungsweſen hingewieſen, die verſchiedenen, damals auf⸗ 
getauchten einſchlägigen Pläne kurz beſprochen und dabei her⸗ 
vorgehoben, wie notwendig es ſei, daß die in Deutſchland 
immer beſonders ſchroffe Kluft zwiſchen den Intellektuellen 
und dem breiten Volk überbrückt, einer einſeitig verſtandes⸗ 
gemäßen Vorbildung der Jugend entgegengewirkt und insbeſ. 
die körperliche Ertüchtigung unſerer Jugend ſtärker in den 
Vordergrund gerückt werde. Daran, jene Pläne unmittelbar 
dem Vorbereitungs⸗ und Prüfungsweſen dienſtbar zu machen, 
hatte ich jedoch nicht gedacht. Der jetzt — blitzſchnell wie ſo 
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mancher der neuen Gedanken — der Verwirklichung entgegen» 
geführte Plan, mitten in den Ablauf des Verfahrens der 
großen Staatsprüfung einen Gemeinſchaftsdienſt einzuſchalten, 
entſpringt der perſönlichen Initiative des preuß. JuſtMin. Kerrl. 

Ich darf hier wohl als allgemein bekannt vorausſetzen, 
in welchen Richtungen von einem gut geleiteten Gemeinſchafts⸗ 
dienſt eine Förderung der allgemeinmenſchlichen Reife wie 
der Entwicklung von charaktervollen Beamtenperſönlichkeiten 
insbeſ. erwartet wird. Die Wiedererweckung der Freude an 
körperlicher Übung in freier Natur, die Stärkung des Willens 
in Richtung auf Ausdauer und Entſchlußkraft, Pünktlichkeit 
und Pflichttreue ſollen altpreußiſche Beamtentugenden neu 
beleben. Daneben hatte die Idee, daß ein kameradſchaftliches 
Zuſammenwirken des Referendars mit Angehörigen anderer 
Volksſchichten ſein Verſtändnis für deren Bedürfniſſe, Denk⸗ 
art, Anſchauungsweiſe und Lebensformen erweitern und ſeine 
Bereitſchaft zu opferwilligem Handeln für Volk und Vater⸗ 
land fördern ſolle, eine gewiſſe Rolle geſpielt. Doch iſt der 
Plan, daß in dieſem Sinne jeder Referendar ſich während der 
Vorbereitung einem mehrwöchigen Dienſt in einer der vor⸗ 
handenen Geländeſportſchulen oder in einem allgemeinen Ar⸗ 
beitslager zu unterziehen habe, zugunſten jener neuen Idee 
aufgegeben worden. Immerhin werden aber auch bei dem 
„Gemeinſchaftsleben auf kameradſchaftlicher Grundlage“, wie 
es ſeit dem 10. Juli d. J. für die Prüflinge im Aſſeſſor⸗ 
examen in Jüterbog eingeführt iſt, die den verſchiedenſten 
Schichten entſtammenden ehemaligen Werkſtudenten, Burſchen⸗ 
ſchaftler und Korpsſtudenten menſchlich einander unvergleich⸗ 
lich nähergebracht werden, als bisher möglich war, ganz ab⸗ 
geſehen davon, daß das Lager in Jüterbog auch andere Ver⸗ 
bände, als die der Prüflinge, aufnehmen wird. Die jetzt 
neugeſchaffene Einrichtung wird alſo einerſeits der allgemeinen 
Vorzüge eines kameradſchaftlichen Gemeinſchaftsdienſtes teil⸗ 
haftig ſein, zugleich aber — und darin iſt die beſondere Eigen⸗ 
art dieſer Löſung begründet — in einem beſonderen Sinne 
einer neuartigen Ausleſe unter den Anwärtern für das 
Richteramt und die Anwaltſchaft dienſtbar gemacht werden; 
daneben ſoll ſie ferner gewiſſen Überſtänden des äußeren Prü⸗ 
fungsverlaufs, denen mit den bisherigen Mitteln nicht bei⸗ 
zukommen war, entgegenwirken. 


Im Sinne dieſer Grundgedanken iſt durch die Allg Vfg. 
v. 29. Juni 1933 (JM Bl. 210) angeordnet, daß im Rahmen 
der zweiten juriſtiſchen Staatsprüfung jeder Kandidat nach 
Ablieferung ſeiner letzten ſchriftlichen Arbeit bis zur münd⸗ 
lichen Prüfung etwa ſechs Wochen in einem Gemeinſchafts⸗ 
leben mit anderen Kandidaten ohne jede Beſchäftigung mit 
unmittelbarer Examensvorbereitung ſo zu verbringen hat, daß 
keinerlei Dienſtleiſtungen Dritter in Anſpruch genommen wer⸗ 
den dürfen. Der Führer des Gemeinſchaftslebens (der SA.⸗ 
Sturmbannführer Oberſtaatsanwalt Spieler) iſt dafür ver⸗ 
antwortlich, daß dies Gemeinſchaftsleben ſich in Einfachheit 
und Schlichtheit abſpielt und daß kein Teilnehmer Ausgaben 
macht, die über das unbedingt Erforderliche hinausgehen. Die 
Gemeinſchaft — unter vollſter Durchführung des Führer⸗ 
gedankens — ſoll ſich vorwiegend in ſportlichen Übungen und 
in Teilnahme an nicht fachkundlichen Vorträgen weltan⸗ 
ſchaulicher, ſtaatspolitiſcher und volkskundlicher „Art ab⸗ 
wickeln. Ein näheres Bild ergibt die gegenwärtige Tage3- 
ordnung: 6 Uhr Wecken, Morgengymnaſtik, Bettenmachen und 
Frühſtück, 8 bis 11 Geländeſport, eine Stunde Unterricht, 
dann Mittagspauſe, 14 bis 1580 Sport⸗ und Mannſchafts⸗ 
ſpiele, Kaffeepauſe, einige Stunden weltanſchaulicher Unter⸗ 
richt oder Mannſchaftsſport, Abendbrot, 20 bis 2030 Volks⸗ 
liederſingen oder Putz- und Flickſtunde, 21 Ruhe. 

Dies Gemeinſchaftsleben ſoll nun in durchaus neuartiger 
Weiſe, neben der eigentlichen Fachprüfung, deren Beſtehen 
bisher einzige Vorausſetzung für die Befähigung zum Richter⸗ 
amt war (vgl. 82 GVG.) auch der Ausleſe dienen. Die 
preuß. Juſtizverwaltung hatte zwar im Grundſatz aus der 
Geſetzesbeſtimmung (8 11 Gef. v. 6. Mai 1869, vgl. 8 2 AG⸗ 
GG.), wonach „die in der großen Staatsprüfung beſtan⸗ 
denen (sic) Referendarien von dem Juſtizminiſter zu Gerichts⸗ 
aſſeſſoren ernannt werden“, nie die Verpflichtung hergeleitet, 
jeden Referendar, der die Prüfung mit Erfolg zurückgelegt 
hatte, zum Gerichtsaſſeſſor zu beſtellen. Die tatſächliche Übung 
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hatte ſich jedoch, von wenigen Ausnahmefällen abgeſehen, der 
abweichenden Auffaſſung und Forderung der Parlamente 
unterworfen. Mit dieſer Praxis iſt ſeit der Umwälzung, vor 
wenigen Monaten erſt, gebrochen worden, m. E. mit Recht: 
ſo wenig wie andere Reſſorts kann die Juſtizverwaltung auf 
das wichtige Recht verzichten, ihre Anwärter auf Grund einer 
deren Geſamtperſönlichkeit umfaſſenden Beurteilung auszu⸗ 
wählen. Dementſprechend war ſchon in der genannten Allg Vfg. 
betont, der nationalſozialiſtiſche Staat müſſe bei der Ausleſe 
der künftigen Richter und Staatsanwälte erhöhte Anforderun⸗ 
gen ſtellen; ihm könne nicht genügen, daß die Anwärter in der 
Prüfung eine gute fachwiſſenſchaftliche Vorbildung und prak⸗ 
tiſche Einarbeitung ſowie intellektuelle Eignung nachweiſen. 
Vielmehr müſſe der Staat vor allem wiſſen, ob der, den er 
mit der Wahrnehmung wichtigſter Hoheitsaufgaben betrauen 
wolle, auch ein Charakter, ein deutſcher Mann ſei; der 
Charakter des Mannes aber zeige ſich im Zuſammenleben mit 
anderen. Die Allg Vfg. v. 7. Juli 1933 (JM Bl. 217), durch 
welche die unmittelbare Einbeziehung des Gemeinſchaftslebens 
in die große Staatsprüfung vollzogen wird, bezeichnet ge⸗ 
radezu als deren Zweck, feſtzuſtellen, ob der Referendar nach 
Charakter, Fähigkeit und Wiſſen geeignet ſei, ein deutſcher 
Richter, Staatsanwalt oder Rechtsanwalt zu ſein, und daher 
zum Gerichtsaſſeſſor ernannt werden könne. So ſoll, bevor die 
„Reife für das Richteramt“ feſtgeſtellt wird, mit dem Fach⸗ 
examen die Perſönlichkeitsprüfung verbunden werden. 

Damit ſoll, was in dieſer Beziehung ſchon das bisherige 
Fachexamen geleiſtet hatte, natürlich nicht aufgegeben, ſondern 
unterſtützt und noch ſtärker betont werden: Gerade die preuß. 
große Staatsprüfung, wie ſie ſich ſeit ihrer Einrichtung durch 
Friedrich den Großen ſchließlich entwickelt hatte, in ihrer 
Zuſammenſetzung aus zwei größeren Geſellenſtücken, den binnen 
drei Wochen abzuliefernden Hausarbeiten, drei kleineren, leich⸗ 
teren Klauſuraufgaben, einem nach dreitägiger Vorbereitung 
zu haltenden, möglichſt knappen mündlichen Vortrag und der 
übrigen, alle praktiſch wichtigen Gebiete umfaſſenden münd⸗ 
lichen Prüfung gibt weit mehr, als andere Prüfungsſyſteme, 
die Möglichkeit, außer der Fähigkeit zur Anwendung des 
Rechts, des „Judizes“, auch Eigenſchaften wie Entſchlußkraft, 
Nervenſtärke, Schlagfertigkeit, Beherrſchung von Schrift und 
Wort, Friſche, allgemeine Bildung, praktiſches Verſtändnis, 
Einfühlungsvermögen und ſelbſt Phantaſie zu erproben — 
Eigenſchaften, auf deren Bedeutung für den Richter und An⸗ 
walt ich in meinen Prüfungsberichten — zum Verdruß 
manches Philiſters — immer wieder hingewieſen habe. Die 
große Staatsprüfung hätte aber in Erfüllung der dort mehr⸗ 
fach unterſtrichenen Aufgabe, die Reife der Geſamtperſönlichkeit 
des Prüflings zu beurteilen, ungleich mehr leiſten können, 
wenn die Zeugniſſe aus dem Vorbereitungsdienſt, die in den 
Beratungen des Landesprüfungsamts gerade in den letzten 
Jahren oft und manchmal mitentſcheidend herangezogen wur⸗ 
den, nicht ſo häufig farblos oder aber gefärbt wären; daß 
uns hier namentlich auch ein großer Teil der Anwälte im 
Stich ließ, habe ich öfters ausdrücklich beklagt. Hier ſetzen 
nun die neuen Beſtimmungen ſehr nachdrücklich mit der Vor⸗ 
ſchrift ein, daß der Führer des Gemeinſchaftslebens für jeden 
Teilnehmer darüber, wie er ſich geführt hat und welche Cha⸗ 
raktereigenſchaften ſich dabei beſonders gezeigt haben, ein 
Zeugnis in zweifacher Ausfertigung, deren eine zu den Prü⸗ 
fungsakten und deren andere zu den Perſonalakten zu nehmen 
iſt, auszuſtellen hat — eine überaus wichtige Aufgabe, deren 
wirkſamer Erfüllung im Intereſſe einer ſicheren Ausleſe beſter 
Erfolg zu wünſchen iſt. 3 

Weiter iſt beſtimmt, daß in die fich unmittelbar an das 
Gemeinſchaftsleben anſchließende mündliche Prüfung als be⸗ 
ſonderer Vertrauensmann der Juſtizverwaltung ein vierter 
Prüfer eintreten ſoll, der ſich an der Zenſur der ſchriftlichen 
Arbeiten nicht beteiligt hat, und dem insbeſ. obliegt, Volks⸗ 
und Staatskunde (im weiteſten Sinne) zu prüfen. Auch dieſe 
Einrichtung iſt (ſeit dem 15. Aug.) bereits in Wirkſamkeit 
getreten. Gleichzeitig iſt die (durch Allg Vfg. v. 24. April d. J., 
IMBl. 130, verſuchsweiſe eingeführte) beſondere Nachprüfung, 
die ähnlichen Zwecken diente, weggefallen. 


Mit alledem erſchöpft ſich aber die Bedeutung der neuen 
Beſtimmungen, ſowenig fie an den Grundlagen der bis— 
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herigen Fachprüfung rütteln, keineswegs. Was hier beſonders 
intereſſiert, iſt, daß die Neuordnung — und zwar namentlich 
das Gemeinſchaftsleben mit ſeinen die Geſundheit fördernden 
ſportlichen Übungen in freier Luft gerade zwiſchen ſchriftlichem 
und mündlichem Examen — die auch unmittelbar für den 
Prüfungsbetrieb wichtige und wohltätige Nebenwirkung haben 
ſoll, die Quellen eines Grundübels unſeres ganzen Examens⸗ 
weſens zu verſtopfen, nämlich der leidigen Examenspſychoſe. 

Das Verfahren der großen Staatsprüfung, ſo wie es im 
weſentlichen aus der Vorkriegszeit übernommen iſt, hatte ſich 
bislang ſo abgewickelt, daß die Kandidaten, nach Beendigung 
des dreijährigen (bis 1920 vierjährigen) Vorbereitungsdienſtes 
mehr oder weniger bald zur Prüfung vorgeſtellt und zu⸗ 
gelaſſen, zunächſt zwei Hausarbeiten, ein rechtswiſſenſchaft⸗ 
liches Gutachten (an Hand eines Problemenfalles) und eine 
praktiſche Arbeit (beſtehend aus Gutachten und Urteil) mit je 
dreiwöchiger Bearbeitungsfriſt anzufertigen hatten. Hierauf 
hatten ſie nach einigen Wochen in Berlin drei Klauſurarbeiten 
zu ſchreiben, um alsdann, wieder mit Zwiſchenfriſt von einigen 
Wochen zur mündlichen Prüfung geladen zu werden. Hier 
hat jeder Prüfling einen freien mündlichen Vortrag an Hand 
von Akten zu halten, die ihm drei Tage vorher ausgehändigt 
ſind. In dieſer verhältnismäßig breiten Grundlegung, deren 
Beſtandteile auch für die Folge erhalten bleiben, iſt der be⸗ 
ſondere Wert dieſes preuß. Examens begründet: die Zu⸗ 
ſammenſetzung aus Haus⸗ und Klauſurarbeiten, Vortrag und 
ſonſtiger mündlicher Prüfung, wozu als weitere Unterlagen 
für das Urteil des Prüfungsausſchuſſes die Zeugniſſe aus 
dem Vorbereitungsdienſt und demnächſt noch die Außerung 
des Gemeinſchaftsleiters treten, bieten gewiß hinreichend ſichere 
Gewähr für ein richtiges Urteil. Hinzukommt, daß in der 
großen Staatsprüfung — im Gegenſatz zum Referendar⸗ 
examen — von jeher die Übergriffe des Spezialiſtentums 
ausgeſchloſſen waren. Namentlich im letzten Jahrzehnt iſt der 
Prüfung immer ſtärker die Richtung auf das Typiſche, vor⸗ 
wiegend Praktiſche, gegeben worden. Wie ſchon meine Prü⸗ 
fungsberichte beweiſen, war der Bekämpfung von Formalis⸗ 
mus, Begriffsjurisprudenz und Alexandrinentum beſondere 
Aufmerkſamkeit gewidmet. Es war daher böswilliges, im 
weſentlichen von durchgefallenen Kandidaten herrührendes Ge⸗ 
rede, daß in der großen Staatsprüfung nur eine Menge 
„toten Wiſſens“ gefordert werde; vielmehr geht die Feſt⸗ 
ſtellung in der Prüfung durchaus vorwiegend auf die Fähig⸗ 
keit, zur Anwendung der ſtets offenliegenden Geſetze, auf 
Judiz und allgemeine Reife, kurzum auf die allgemeine Be⸗ 
fähigung der Prüflinge. 

Daß zum Beſtehen der Richterprüfung auch ein gewiſſer 
Beſitz ſicheren Willens und einige Schulung zu fordern ſind, 
verſteht ſich freilich von ſelbſt. Darin, daß der angehende 
Praktiker einmal in ſeinem Leben gezwungen iſt, ſein gan⸗ 
zes praktiſch bedeutſames Wiſſen in ſich zuſammenzufaſſen, 
beſteht — neben ihrem Hauptzweck, der Ausleſe — eine ſehr 
wichtige Nebenwirkung der Examina, mag man ſie ſonſt auch 
ruhig notwendige Übel nennen. Von dieſem Wiſſen zehrt man, 
das ſoll ehrlich zugegeben werden, nachher in der Praxis, in 
der meiſt ſchon Zeit und Gelegenheit fehlen, alles nachzuſchla⸗ 
gen. Darum ſoll und muß jeder, der ſich der praktiſchen 
Prüfung unterzieht, einmal, und zwar nicht gar zu lange vor 
der Prüfung, am beſten freilich im weſentlichen ſchon vor 
Anfertigung der ſchriftlichen Arbeiten, den für die Praxis 
wichtigen Wiſſensſtoff noch einmal an ſich vorbeiziehen laſſen 
und nach Möglichkeit feſthalten. N 

Mit alledem kann aber nicht der Zuſtand gerechtfertigt 
werden, daß ſich während des Prüfungsverfahrens ſelbſt, 
namentlich aber in der letzten Zeit vor der mündlichen Prü⸗ 
fung, die Kandidaten in Berlin rudelweiſe, und zwar zu Hun⸗ 
derten einfanden, um ſich für „das Mündliche“ ſchnell eine 
Menge von Wiſſen einzupauken, das ſie ſpäter offenbar 
großenteils ebenso ſchnell wieder vergeſſen, übrigens in der 
Prüfung, wie ſie vernünftig gehandhabt wird, nur zu einem 
kleinen Teil benötigen. Noch ſchlimmer und noch nutzloſer, 
wenn ſie ſich an Hand von „Protokollen“ auf beſtimmte 
Prüfer pauken laſſen; ein guter Examinator prüft nie wieder 
den gleichen Fall. Dieſe Anſanpnlung von Prüflingen in 
Berlin zum Zwecke des Paukens beſteht übrigens — nicht 
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allein bei den juriſtiſchen Prüfungen — ſchon ſeit Menſchen⸗ 
altern. Die mit dieſen Zuſtänden oft verbundene ſinnloſe 
Überarbeitung namentlich in den letzten Wochen vor Be⸗ 
endigung des Examens mußte natürlich die Examenspſychoſe 
nähren und ſteigern. In der gleichen Richtung wirkte ein 
weiteres: Ein großer Teil der Prüflinge bediente ſich dabei 
der Hilfe von Repetitoren; die Tatſache nun, daß hierzu nicht 
auch die Söhne weniger begüterter Väter in der Lage waren, 
oder beſſer die Überzeugung, daß ſomit in der Prüfung nicht 
alle mit gleichen Waffen kämpften, trug zur weiteren Ver⸗ 
ſtärkung der Examenspſychoſe bei. Hinzu trat ein Drittes: 
Die Prüfungsbeſtimmungen gaben — auch hier ſeit langem — 
allen Kandidaten das Recht, jede Prüfungsleiſtung, d. h. beide 
Hausarbeiten, die Klauſuren und den Termin zur mündlichen 
Prüfung, einmal ohne Entſchuldigung ungenutzt verfallen zu 
laſſen. In immer häufigeren Fällen, reichten aber zudem die 
Kandidaten ſchon beim erſten Fall ein ärztliches Atteſt ein, 
um ſich ſp von vornherein die Möglichkeit einer dritten Auf⸗ 
gabe zu ſichern; manche ſuchten ſo zu erreichen, ſchließlich eine 
beſonders paſſende Aufgabe zu bekommen, was wieder bei 
den übrigen das Gefühl nährte, daß ſie ſich im Nachteil be⸗ 
fänden. Vor allem zog ſich ſo die Erledigung des Verfahrens 
für manche immer länger hin. Ich habe dieſe Übelſtände, wie 
früher ſchon das Paukertum, namentlich im letzten Prüfungs⸗ 
bericht ſcharf bekämpft und ſah mich ſchließlich bei der ge⸗ 
drängten Geſchäftslage des Landesprüfungsamts genötigt, zu 
veranlaſſen, daß in zahlreichen Fällen Entſchlußloſe in den 
Vorbereitungsdienſt zurückverwieſen wurden. 

Durch die neuen Beſtimmungen in der Allg Vfg. vom 
7. Juli d. J. ſoll den übelſtänden des Pauker⸗ und Repetitor⸗ 
weſens wie der Hinauszögerung des Verfahrens, damit letzt⸗ 
hin aber auch der ſog. Examenspſychoſe mit nachdrücklicheren 
Mitteln zu Leibe gegangen werden: Das rechtswiſſenſchaftliche 
Gutachten, zu deſſen Anfertigung bisher ſchon viele Kandidaten 
nach Berlin überſiedelten, wird in die letzte Station des Vor⸗ 
bereitungsdienſtes (meiſt beim Oberlandesgericht) vorverlegt 
(unter Verlängerung der Bearbeitungsfriſt auf vier Wochen). 
Alsbald nach Beendigung des Vorbereitungsdienſtes erhält der 
Prüfling die praktiſche Arbeit zugeteilt, die binnen drei Wochen 
abzuliefern iſt. Schon vor Anfertigung der Klauſurarbeiten 
ſoll er dann zum Gemeinſchaftsdienſt herangezogen werden, 
der bis zur Zuteilung der Vortragsakten für die mündliche 
Prüfung dauert; es iſt beabſichtigt, die Anfertigung der Klau⸗ 
ſurarbeiten in das Gemeinſchaftslager zu verlegen. Damit iſt, 
ſo ſagt die Allg Vfg., „die Zeit zum rein gedächtnismäßigen 
Einlernen aus unmittelbarem Anlaß der bevorſtehenden Prü⸗ 
fung dem Referendar genommen; er kann körperlich geſtählt 
und geiſtig erfriſcht durch das Gemeinſchaftsleben unbefangen 
in die mündliche Prüfung gehen“. Die Wiederholung und Be⸗ 
feſtigung des notwendigen Wiſſensſtoffes muß daher im 
weſentlichen ſchon während des Vorbereitungsdienſtes geleiſtet 
werden, deſſen Zeit ſomit noch ſtärker auszunutzen iſt. In 
die mündliche Prüfung tritt der bereits erwähnte vierte 
Prüfer ein, dem die Befragung auf den im neuen Staat 
beſonders wichtigen Gebieten der Volks⸗ und Staatskunde ob⸗ 
liegt. Das Recht, Prüfungsaufgaben zurückzuweiſen oder 
Termine zu verſäumen, iſt aufgehoben. Für die Folge führt 
jede Säumnis zur Feſtſtellung, daß die Prüfung als nicht 
beſtanden gilt, es ſei denn, daß weſentliche Erkrankung oder 
ein anderer wirklich ſtichhaltiger Entſchuldigungsgrund glaub⸗ 
haft gemacht iſt. Mit dem althergebrachten liberalen Prüfungs⸗ 
ſyſtem iſt alfo in mehrfacher Beziehung Schluß gemacht. Auch 
im übrigen bedeuten die neuen Beſtimmungen keineswegs eine 
Erleichterung oder Niveauſenkung des Examens. 

Ihre Bedeutung kann dahin zuſammengefaßt werden: Sie 
verbinden mit den erhaltenbleibenden bisherigen hochwertigen 
Einrichtungen einer ernſthaften praktiſchen Fachprüfung den 
neuen Gedanken des Gemeinſchaftslebens und machen dieſen 
gleichzeitig der Ausleſe tüchtiger Perſönlichkeiten und der 
Bekämpfung der Examenspſychoſe wie der Übelſtände des Pau⸗ 
kertums dienſtbar. Sie geben dem Prüfling ein geſundes Heim 
während des Prüfungsverfahrens, kürzen dieſes ab und geben 
der Volks⸗ und Staatskunde die ihr gebührende Stellung in 
der Prüfung für die angehenden Richter, Staats⸗ und Rechts⸗ 
anwälte im neuen Staat. 
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Koſtenentſcheidungen bei Anerkenntnis und Erledigung in der Hauptſache. 


Von Senatspräſident Dr. Riedinger, Breslau. 


I. Die Koſtenentſcheidung im Falle des Anerkenntniſſes 
und der Erledigung in der Hauptſache bildet gegenwärtig 
ein Kreuz für alle Beteiligten. Freilich, die theoretiſchen 
Grundſätze ſind gar nicht ſo verwickelt, aber ihre Anwendung 
auf den praktiſchen Fall führt zu großen Schwierigkeiten, 
beſonders in den zahlreichen Grenzfällen und den von Baum⸗ 
bach (§ 99, 5) fo genannten Miſchfällen, und wenn es 
nicht eine ſo ernſte Sache wäre, wäre es geradezu humori⸗ 
ſtiſch, manchmal zuzuſehen, wie zwei gewandte Anwälte ge⸗ 
wiſſermaßen um einander herumſchleichen, jeder in der Hoff⸗ 
nung, daß der andere einen „falſchen“ Antrag ſtellen und 
ſeiner Partei dadurch die Koſtenlaſt auf den Hals ziehen werde. 
Wieviel Mühe und Scharfſinn wird hier an eine unwürdige 
Sache verſchwendet, unwürdig deshalb, weil die formal ⸗juri⸗ 
ſtiſch ganz richtige Entſcheidung oft keineswegs der wahren 
Gerechtigkeit oder Billigkeit entſpricht. Ich denke dabei nament⸗ 
lich an die Fälle, in denen eine nicht gut beratene Partei 
nach der Erledigung in der Hauptſache einen falſchen Antrag 
ſtellt oder an Fälle, wie die ſogleich unter II zu erörternden. 

Helfen kann hier allerdings nicht die Aufſtellung neuer 
Regeln, die nur neue Streitfragen erzeugen würden, ſondern 
nur der einfache Satz, daß im Falle des Anerkenntniſſes oder 
der Erledigung in der Hauptſache die Koſten nach billigem 
Ermeſſen zu verteilen ſind. 

II. Will man ſich hierzu nicht allgemein entſchließen, ſo 
muß man zum mindeſten für gewiſſe Prozeßlagen eine Aus⸗ 
nahme von den ſtarren Koſtenvorſchriften zulaſſen. Ich denke 
dabei in erſter Linie an den Fall, daß der Bekl. im Interven⸗ 
tionsprozeß nach der Beweisaufnahme anerkennt. Die Frage 
iſt bekanntlich ſtreitig; die Auffaſſung, daß ein ſolches An⸗ 
erkenntnis noch als ſofortiges gelten könne, wurde früher von 
der weitaus herrſchenden Anſicht abgelehnt. Neuerdings neigt 
die Rſpr. ihr mehr zu, aber nicht mit überzeugenden Grün⸗ 
den. Die Gründe, die man für ſie vorbringt, ſind durchweg 
Scheingründe (kryptoſoziologiſche im Fuchs ſchen Sinne), 
die geboren ſind aus dem Wunſche, zu einem gegenüber der 
Flut ungerechtfertigter Interventionsanſprüche praktiſch ver⸗ 
nünftigen Ergebnis zu kommen, aber einer theoretiſchen 
Prüfung nicht ſtandhalten, denn dieſe Gründe würden, wenn 
ſie zuträfen, auch auf viele andere Prozeſſe anwendbar ſein; 
dort aber hat noch niemand mit ihrer Anwendung Ernſt 
gemacht. Z. B. wird neuerdings hervorgehoben, der Inter⸗ 
ventionsprozeß liege deswegen ſo ganz anders als andere Pro⸗ 
zeſſe, weil nicht nur, was auch ſonſt vorkommt, der Bekl. 
nicht wiſſen könne, ob die Anſprüche des Kl. berechtigt ſeien, 
ſondern weil ſich darüber hinaus der Bekl. im Beſitze eines 
vollſtreckbaren Titels, alſo in einer rechtlich geſicherten, ge⸗ 
feftigten Poſition befindet. Indeſſen das beweiſt gar nichts. 
Ich ſetze den Fall, daß ſich der Kl. früher durch einen Bevoll⸗ 
mächtigten in einer vollſtreckbaren Urkunde zu einer Leiſtung 
verpflichtet hat und jetzt Vollſtreckungsgegenklage mit der 
Begründung erhebt, er ſei zur Zeit der Erteilung der Voll⸗ 
macht geiſteskrank geweſen. Wenn jetzt eine Beweisaufnahme 
über den Geiſteszuſtand des Kl. ſtattfindet, und nachher der 
Bekl. anerkennt, ſo liegt genau derſelbe Fall, wie ſo oft bei 
der Interventionsklage vor, aber ich glaube nicht, daß ſchon 
irgend jemand auf den Gedanken gekommen iſt, auf einen 
ſolchen Fall jene Grundſätze anzuwenden. Das beweiſt, daß 


ihre theoretiſche Begründung verfehlt iſt. Nach meiner Über⸗ 
zeugung gibt es für die Ausnahme, die man bei der Inter⸗ 
ventionsklage von den ſonſt geltenden Grundſätzen machen 
will, überhaupt keine theoretiſche Begründung. Man kann ſie 
nur mit dem praktiſchen Bedürfnis begründen, welches gerade 
in dieſem Falle eine andere Auslegung erfordere. Nun ſoll 
ſich ein verantwortungsfreudiger Richter gewiß nicht ſcheuen, 
— heut weniger als je — eine Auslegung oder Fortbildung 
des Geſetzes mit nichts anderem als einem praktiſchen Bedürf⸗ 
niſſe zu begründen. Allein die Lage iſt hier etwas eigenartig 
inſofern, als der Geſetzgeber ſeit 1898 zahlreiche Novellen zur 
3PO. erlaſſen und eine Menge von Beſtimmungen getroffen 
hat, deren Kern darin beſtand, daß man von den urſprüng⸗ 
lichen, zu ſtarr durchgeführten Prinzipien aus rein praktiſchen 
Gründen Ausnahmen aufſtellte. Auch unſere Streitfrage und 
ihre große praktiſche Bedeutung waren dem Geſetzgeber bekannt. 
Trotzdem hat er es nicht für nötig gehalten, 15 durch einen 
kurzen Zuſatz zu 8 93 zu klären. Der Geſetzgeber hat alſo dieſe 
Ausnahmebehandlung bewußt unterlaſſen. Die Frage, ob unter 
ſolchen Umſtänden der Richter berechtigt iſt, ſeine praktiſche 
Einſicht an Stelle des Geſetzgebers zu ſetzen, wird jedenfalls 
verſchieden beantwortet werden. Da aber andererſeits nicht der 
mindeſte Zweifel daran beſteht, daß bei dem groben Unfug, 
der mit Interventionsanſprüchen betrieben wird, ein dringen⸗ 
des Bedürfnis beſteht, den Bekl. vor einer unbilligen Be⸗ 
laſtung mit Koſten zu ſchützen, ſo wäre eine geſetzliche Rege⸗ 
lung im Sinne des oben zu I Geſagten dringend erwünſcht. 

III. § 96 Entw. unternimmt es erfreulicherweiſe, die 
Schwierigkeiten zu beſeitigen, die bei der heutigen Rechtslage 
dann entſtehen, wenn der Bekl. den Kl. zwiſchen Einreichung 
und Zuſtellung der Klage befriedigt. Mir ſcheint aber die 
Art, wie 8 96 dies zu regeln verſucht, nicht einwandfrei, zum 
mindeſten läßt die gegenwärtige Faſſung eine wichtige Frage 
offen, in dem fie nicht wie der gegenwärtige § 93 darauf ab- 
ſtellt, ob der Bekl. „durch ſein Verhalten Veranlaſſung ge⸗ 
geben“ hat, ſondern darauf, ob er „durch Leiſtungsverzug 
veranlaßt“ hat. 

Ich nehme folgenden ganz einfachen Fall: Der Bell. 
wohnt am ſelben Ort wie der Kl. Er hat an jedem Viertel⸗ 
jahrserſten an den Kl. Hypothekenzinſen zu zahlen und hat 
dies jahrelang mit der größten Pünktlichkeit getan. Plötzlich 
an einen 1. April bleiben die Zinſen aus, und zwar, wie 
ſpäter feſtgeſtellt wird, nur infolge einer Vergeßlichkeit eines 
Angeſtellten des Bekl. Der Kl. reicht am 2. April die Klage 
ein, am 4. April wird ſie zugeſtellt. 

a) Ant 5. April bezahlt der Bekl. und erkennt gleich⸗ 
zeitig ſchriftſätzlich an, macht aber geltend, er habe keinen An⸗ 
laß zur Klage gegeben; wenn der Kl. 10 Pfennige für einen 
telefoniſchen Anruf ausgegeben hätte, ſo hätte er binnen einer 
Stunde das Geld gehabt. Ich würde in dieſem Falle un- 
zweifelhaft dem Kl. die Koſten auferlegen. 

b) Der Bekl. bezahlt ſchon am 3. April; er hat ſicher 
nicht weniger zur Befriedigung des Kl. getan, als im Falle a), 
ſondern mehr, denn er hat ſchon vor Klagezuſtellung gezahlt. 
Ob aber nach dem Entw. dieſer Fall ebenſo wie Fall a) zu 
entſcheiden iſt, iſt mir zweifelhaft. Wäre es nicht vielleicht 
beſſer, den 8 96 dem $ 94 anzugliedern und ebenfalls ſtatt 
vom Verzug nur von der Veranlaſſung zu ſprechen? 


Eigentumsvorbehalt auf der Faktura. 


Von Landgerichtsdirektor i. R. Dr. Lafreuz, Hamburg. 


Die mit der ſinkenden Wirtſchaftslage verknüpfte, ſtändig 
zunehmende Verwendung des Eigentumsvorbehalts beim Lie⸗ 
ferungskauf hat in einzelnen kaufmänniſchen Kreiſen das 
wenig erfreuliche Beſtreben gezeitigt, nach vorbehaltlos ab⸗ 
geſchloſſenem Lieferungsgeſchäft durch eigenmächtigen ver⸗ 


tragswidrigen Vorbehalt auf der Faktura den alsbaldigen 
Eigentumsübergang an der überſandten Ware zu hindern. 
Über die rechtliche Wirkung ſolcher Vermerke beſteht noch 
immer lebhafte Meinungsverſchiedenheit. 

1. Bei Prüfung der Frage wird man vorweg jene Fälle 
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ausſcheiden können, in denen die Ware beim Käufer ein⸗ 
gegangen iſt vor Empfang der Faktura. Hier kann der Eigen⸗ 
tumsvorbehalt Wirkungen nicht üben. Verkäufer war nach dem 
ohne Vorbehalt geſchloſſenen Vertrage verpflichtet, die Ware 
dem Käufer zu übergeben und ihm das Eigentum zu ver⸗ 
ſchaffen. Überſendet er die gekaufte Ware, ohne zu erklären, 
daß er ſofortige Übertragung des Eigentums nicht beabſichtige, 
ſo kann der Käufer nur annehmen, daß ſie ihm zugeht zur 
Erfüllung der Vertragspflicht (RG. 108, 27). Der Verkäufer 
muß ſeine Handlung ſo gegen ſich gelten laſſen, wie ſie 
äußerlich jedem Unbefangenen ſich darſtellt. Wollte er ein⸗ 
wenden, daß ihm bei Abſendung der Wille zur Über⸗ 
eignung gefehlt habe, ſo würde er gröblich gegen Treu und 
Glauben verſtoßen. Der Käufer hat die Ware mit dem 
Willen angenommen, vertragsmäßig Eigentum zu erwerben; 
mit dem Empfang iſt das Eigentum auf ihn übergegangen. 


2. Trifft die den Vorbehalt tragende Rechnung vor oder 
zugleich mit der Ware bei dem Käufer ein und erlangt dieſer 
auch vor oder bei Empfang der Ware von dem Vorbehalt 
Kenntnis, ſo bleibt die Ware im Eigentum des Verkäufers. 
Das Eigentum wechſelt nur, wenn im Augenblick der Über⸗ 
gabe beide darüber einig find (8 929 BGB.), und dieſe Vor⸗ 
ausſetzung iſt nicht erfüllt. KG. hat in ſeinem Urt. v. 9. April 
1929 (JW. 1929, 2164) dieſe Auffaſſung überzeugend be⸗ 
gründet. Die Einwendungen, welche dort von Liebſtaedter 
erhoben werden, ſchlagen nicht durch. Liebſtaedter macht 
geltend, daß „der Eigentumsvorbehalt in der Faktura nicht 
ausreiche, um den Willen des Verkäufers dem Käufer in einer 
Weiſe zur Kenntnis zu bringen, die dieſer als ernſtlich und 
beachtlich anſehen muß“. Nach dem im Urteil wiedergegebenen 
Sachverhalt haben nun aber bei dem Käufer ſolche Zweifel 
an der Ernſtlichkeit überhaupt nicht beſtanden; es brauchte 
deshalb in dem Urteil auch nicht erwogen zu werden, wie 
beim Vorliegen derartiger Zweifel zu entſcheiden geweſen 
wäre. Wenn aber ferner Liebſtaedter verneint, daß der 
Vorbehalt auf der Faktura überhaupt eine Erklärung im 
Rechtsſinne darſtelle, ſo iſt dies als zu weitgehend abzulehnen. 
Durch Abſendung der beſtellten Ware hat der Verkäufer eine 
Handlung vorgenommen, die regelmäßig zum Übergang des 
Eigentums führt. Entſpricht dies nicht ſeinem Willen und 
will er ſolcher Folge vorbeugen, ſo muß er dies zur Kenntnis 
des Käufers bringen. Welchen Weg er dazu wählt, iſt aus⸗ 
ſchließlich feine Sache. Erreicht er nur fein Ziel, dem Käufer 
rechtzeitig jene Kenntnis zu verſchaffen, ſo ſind zur Zeit 
der Übergabe nicht „beide darüber einig“ und das Eigentum 
bleibt bei dem Verkäufer. 


Wie KG. haben erkannt: OL. Düſſeldorf v. 19. März 
1931 (JW. 1931, 2580) und München v. 15. Juni 1931 
(JW. 1931, 1668). In JW. 1930, 1421 tritt Oertmann, 
in JW. 1930, 3493 auch Rühl dem KG. bei unter Ab⸗ 
lehnung der von Liebſtaedter geübten Kritik. — Im 
Gegenſatz dazu erklärt ein Urteil des RG. Karlsruhe v. 3. Dez. 
1929: JW. 1930, 2238, die mit der Ware beim Käufer ein⸗ 
gehende, den Eigentumsvorbehalt tragende Faktura für wir⸗ 
kungslos: Käufer dürfe den Vorbehalt unbeachtet laſſen. Ver⸗ 
käufer könne nicht einſeitig nachträglich die Vertragsbedin⸗ 
gungen ändern. Durch Abſendung der Ware auf Grund 
des unbedingt abgeſchloſſenen Kaufvertrages werde der Eini⸗ 
gungswille des Verkäufers allein ſchon ſchlüſſig dargetan. — 
Dieſe Begründung geht fehl. Selbſtverſtändlich kann der Ver⸗ 
käufer nicht einſeitig die Bedingungen des abgeſchloſſenen 
Vertrages ändern. Solche Macht legt ihm auch KG. keines⸗ 
wegs bei. In Frage ſteht nur, ob an der eingetroffenen Ware 
der Käufer das Eigentum erwirbt. Das iſt aber zu ver⸗ 
neinen, weil in dieſem Augenblick die Beteiligten nicht 
„darüber einig“ ſind. Es iſt falſch, daß durch Abſendung der 
Einigungswille des Verkäufers ſchlüſſig dargetan ſei. Er 
hat nicht abgeſandt auf Grund des geſchloſſenen 
Kaufvertrages, ſondern auf einem ganz anderen Grunde! 
Zugleich mit der Ware hat er die den Eigentumsvorbehalt 
tragende Faktura vorgelegt und ſo gegen den Einigungs⸗ 
willen ſich verwahrt. Die Abſendung war überdies ein der 
Wahrnehmung des Käufers entzogener Vorgang. Entſcheiden⸗ 
der Augenblick war das Eintreffen der Ware, und in dieſem 
Zeitpunkt wußte Käufer, daß er Eigentümer nicht werden 


ſollte. Verkäufer verſtieß gegen ſeine Vertragspflichten und 
der Empfänger mochte unbeſchränkt alle vertraglichen Be⸗ 
fugniſſe ausüben. Er konnte die Ware zurückgehen laſſen, 
er konnte ſofort auf vertragsmäßige Lieferung klagen, — 
eins nur war ihm verwehrt: er durfte nicht über die ein⸗ 
getroffene Ware als ihm gehörig verfügen. — 


Wird die unter dem äußeren Anſchein der Vertrags⸗ 
erfüllung überſandte Ware vom Käufer abgenommen, jo ob⸗ 
liegt in Zweifelsfällen dem Verkäufer der Nachweis, daß ſein 
Wille nicht auf ſofortige Eigentumsübertragung gegangen, 
auch daß dies dem Käufer bekannt geweſen ſei. Es iſt ſelbſt⸗ 
verſtändlich, wie auch OLG. München: JW. 1932, 1688 
betont, daß an dieſen Nachweis die Gerichte höchſte Anfor⸗ 
derungen ſtellen müſſen. Der Lieferant, welcher ſeinem Ab⸗ 
nehmer in dem Augenblick, in dem dieſer mit Recht Erfüllung 
erwartet, bei Überſendung der feſtgekauften Ware durch bloßen 
Vermerk auf einer „Rechnung“ zumutet, die Bedingungen 
des geſchloſſenen Vertrages zu ändern und die Ware unter 
Abſchluß eines neuen Vertrages zu behalten, handelt in hohem 
Maße illoyal. Warum hat er denn bei der erſten Beredung 
die Bedingung hervorzuheben unterlaſſen? Häufig liegt es 
doch ſo, daß er gefürchtet hat, der Käufer könne ſie als läſtig 
empfinden und den Abſchluß ablehnen. Von vornherein alſo 
hat er beabſichtigt, den Kunden durch Überſendung der Ware 
zu überrumpeln. Das widerſpricht Treu und Glauben. Der 
Käufer darf ſolches bei ſeinem Vertragsfreund nicht voraus⸗ 
ſetzen und wenn er auf der Rechnung die gedruckte Vorbehalts⸗ 
klauſel bemerkt, kann ſehr oft die Sachlage derart ſein, daß 
er ſich die Klauſel nicht zuzieht, etwa in der Annahme, daß 
Verkäufer nur verſehentlich unterlaſſen habe, die nicht be⸗ 
redete Klauſel in dem Rechnungsformular zu ſtreichen. Dann 
hat er — mit Liebſtaedter zu ſprechen — den Vermerk 
als „nicht ernſtlich und beachtlich“ geleſen, ihm fehlte die 
Kenntnis, daß ſein Lieferant Eigentum nicht übertragen 
wollte, er iſt Eigentümer geworden. — 

3. Schwierigkeiten bietet die Entſcheidung der Fälle, in 
denen vor Empfang der Ware bei dem Käufer zwar eine den 
Eigentumsvorbehalt tragende Rechnung eingegangen war, 
Käufer jedoch von ihrem Inhalt Kenntnis zu nehmen unter⸗ 
laſſen hatte. Rühl a. a. O. vertritt die Anſicht, daß auch bei 
ſolcher Sachlage der einſeitige Eigentumsvorbehalt den Eigen⸗ 
tumsübergang hindere. Er begründet: „Vorausſetzung dafür 
iſt, daß der Lieferant eine genügend deutliche Erklärung ab⸗ 
gegeben hat und daß ſie dem Käufer zugegangen iſt. Beides 
it der Fall. Oertmanns Meinung, daß nach der Ver⸗ 
kehrsſitte die Faktura daraufhin durchgeſehen werden müſſe, 
in welchem Sinne und zu welchem Zweck die Zuſendung er⸗ 
folgt iſt, entſpricht durchaus der Auffaſſung des Geſchäfts⸗ 
verkehrs. Wenn, worauf Joel: Bank Arch. XXIV, 310 
abſtellt, nach der Organiſation eines Unternehmens die Rech⸗ 
nung nur an untergeordnete Angeſtellte gelangt und darum 
der Vermerk über den Eigentumsvorbehalt leicht unbeachtet 
bleiben kann, ſo iſt dies ein — übrigens leicht abzuſtellen⸗ 
der — Fehler der Organiſation, der niemals dem Vertrags⸗ 
gegner entgegengeſetzt werden kann. In den Machtbereich des 
Empfängers gelangt und damit zugegangen iſt die Er⸗ 
klärung jedenfalls auch dann, wenn leitende Angeſtellte des 
Großunternehmens die Faktura nicht zu Geſicht bekommen 
haben.“ Mir ſcheint dieſe Ausführung falſch. Wenn der Lie⸗ 
ferant dem Kunden die Ware überſendet unter Umſtänden, 
die dieſem den Glauben an Vertragserfüllung erwecken müſſen, 
fo iſt es Sache des erſteren, falls ihm der Übereignungs wille 
fehlt, ſeinen Abnehmer hiervon in Kenntnis zu ſetzen. Sicher⸗ 
lich hat die darauf zielende Mitteilung als Willenserklärung 
zu gelten, ihre Wirkung alſo tritt ein mit dem Zugang. Nun 
genügt allerdings zur Erfüllung dieſes Begriffs, daß alle 
Umſtände verwirklicht werden, welche die Möglichkeit der 
Kenntnisnahme durch den Empfänger begründen, aber — 
und das iſt gegenüber Rühl zu betonen — vorausgeſetzt 
immer, daß die gewählte Erklärungsart verkehrsüblich 
iſt, — Staudinger, BGB. I, 457: „Zugegangen iſt die 
Willenserklärung dann, wenn alle Umſtände verwirklicht ſind, 
welche die Möglichkeit einer Kenntnis begründen. Bezüglich 
der Willenserklärungsmittel gilt die allgemeine Regel, daß 
das Mittel verkehrsüblich fein muß“; Planck, BGB. 8 130 
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Anm. 1: „Bei ſchriftlichen Willenserklärungen genügt, daß 
der Adreſſat unter normalen Verhältniſſen Kennt⸗ 
nis vom Inhalt des Schriftſtücks ſich verſchaffen kann, und 
daß die Kenntnisnahme nach der Verkehrs auffaſſung 
von ihm erwartet werden darf. Wird das Schriftſtück dem 
Adreſſaten heimlich in die Taſche geſteckt oder in einer 
Warenſendung fo verborgen, daß feine alsbaldige Auffindung 
nicht zu erwarten iſt, ſo iſt es zugegangen erſt, wenn Adreſſat 
ſie aufgefunden hat“; Enneccerus, Lehrb. I, 489: „Zu⸗ 
gegangen iſt die Erklärung, ſobald der Empfänger bei nor⸗ 
maler Geſtaltung der Verhältniſſe die Kenntnis des Er⸗ 
klärungsinhalts ſich verſchaffen kann und die Kenntnisnahme 
nach den Gepflogenheiten des Verkehrs von ihm erwartet wer⸗ 
den muß“; RG. 60, 336; 61, 128. Auf das Entſchiedenſte 
aber iſt die Annahme abzulehnen, daß ein bei dem Kunden mit 
der verkauften Ware eintreffendes Schriftſtück, das die Auf⸗ 
ſchrift „Faktura“ trägt, normaler, verkehrsüblicher 
Weiſe vom Lieferanten dazu benutzt werde, dem Kunden eine 
bedeutſame Anderung des geſchloſſenen Vertrages vorzuſchlagen. 
Die Vertragsbedingungen ſind längſt beredet, ihre Feſtlegung 
erfolgt in Schlußnoten oder ähnlichen Schriftſtücken, der Ver⸗ 
ſuch, ſie in einer bloßen Rechnung unter Überſendung der 
Ware zu ändern, iſt eine Illohalität. Staub, Anm. 34 zu 
8372 HGB., Anhang, bezeugt: „Fakturen find im allge⸗ 
meinen nur beſtimmt zur Angabe der Warenmenge und des 
Preiſes“, und anders kann es auch nicht ſein. Das ergibt 
ſchon der Begriff der Rechnung: Sie will enthalten ein 
Rechenexempel und zeigen, wie der Lieferant zu der an ihrem 
Schluſſe geforderten Summe gelangt. Ihm ſteht aber ein 
Anſpruch dann erſt zu, wenn nicht nur der Vertrag feſt ab⸗ 
geſchloſſen, ſondern er ſogar ſchon ausgeführt iſt! Wie kann 
er ein Schriftſtück, in dem er den geſchloſſenen Vertrag ſabo⸗ 
tiert und einen anderen Vertrag andient, als Rechnung be⸗ 
zeichnen? Die von Rühl wiedergegebene Anſicht Oert⸗ 
manns (JW. 1930, 1421), daß „die Faktura ausſchlag⸗ 
gebende Bedeutung habe für die Frage, in welchem Sinne 
und zu welchem Zweck die Zuſendung der Ware erfolgt ſei, 
und daß nach der Verkehrsſitte der Empfänger ſie daraufhin 
durchſehe, muß irrig ſein. Sie widerſpricht dem Wortſinne. 
Im Schrifttum findet ſie außer bei Rühl Zuſtimmung nur 
in dem Aufſatz von Bertermann: „Eigentumsvorbehalt auf 
der Rechnung“ (23. 1933, 102), ſonſt wird einhellig 
Staubs Ausſpruch über die Bedeutung der Faktura ge⸗ 
billigt. So von Schalfejeh in „Eigentumsvorbehalt in 
Wirtſchaft und Recht“ (1931): „Zutreffend hat RG.: JW. 
1929, 2164 ausgeſprochen, daß die Pflicht des Kaufmanns, 
ſeine geſamte Poſt zu leſen, nur ſich erſtreckt auf das, was in 
geſchäftsüblicher Form und auf dem geſchäftsüblichen Wege 
ihm übermittelt wird. Die Faktura iſt nach den Ge⸗ 
pflogenheiten des ordentlichen Verkehrs be⸗ 
ſtimmt nur dazu, die überſandte Ware zu be⸗ 
zeichnen und Preis und Verpackungsangaben 
aufzunehmen“, — von Könige, HGB., § 346 Anm. 40: 
„Fakturen, die nach Abſchluß zugeſendet werden, enthalten, 
wenn ſie in Menge und Preis von Vereinbarungen 
abweichen, einen Antrag auf Abänderung des Vertrages, 
der durch Schweigen nach Treu und Glauben mit Rückſicht 
auf die Verkehrsſitte angenommen werden kann. Wenn alſo 


in der Faktura ein Anſinnen geſtellt wird, deſſen Annahme 
ein verſtändiger Käufer nicht erwarten darf, z. B. die in 
einer Faktura nicht zu ſuchen ſind, ſo darf der Käufer ſchwei⸗ 
gen.“ — Schwarz, HGB., 8346 Anm. 26: „Erfolgt bei 
beſtellter Ware die Annahme der Faktura ohne Vorbehalt, 
ſo kann das Schweigen für den Inhalt der Faktura als Ge⸗ 
nehmigung gelten, der im ordnungsmäßigen Geſchäftsverkehr 
in die Faktura aufgenommen wird, nämlich bezüglich der Au⸗ 
gaben über Menge und Preis, ferner über Ver⸗ 
packung. Andere Vermerke, die in die Faktura nicht 
hineingehören, kann der Empfänger aber unbeachtet laſſen.“ 
Gleicher Anſicht auch Liebſtaedter a. a. O., Joel a. a. O. 
— Stulz, „Eigentumsvorbehalt im inländiſchen und aus⸗ 
ländiſchen Recht“, erkennt ebenfalls an, daß nach herrſchender 
Lehre Rechnungen nur zur Angabe der Warenmenge und des 
Preiſes beſtimmt ſeien und daß, wenn andersartige Ver⸗ 
merke ſich darauf befinden, der Kaufmann regelmäßig ſie un⸗ 
beachtet laſſen könne. Er führt aber aus: „Ob dieſe Auf⸗ 
faſſung auch für den Eigentumsvorbehalt gilt, kann bereits 
zweifelhaft ſein, da ſich dieſe Klauſel auch auf den Rech⸗ 
nungen mehr und mehr einzubürgern ſcheint. Aber ſelbſt 
ihre Richtigkeit vorausgeſetzt, beſagt ſie nichts gegen die 
Wirkſamkeit des auf der Rechnung befindlichen Eigentums⸗ 
vorbehalts. Da die Gültigkeit des Eigentumsvorbehalts über⸗ 
haupt nicht von der Zuſtimmung des Käufers abhängig iſt, 
kommt es nicht darauf an, ob der Käufer zur Erhebung des 
Widerſpruchs genötigt iſt, ſondern nur darauf, ob die Er⸗ 
klärung ihm zugegangen iſt oder nicht. Das wird man bei 
einer im geſchäftlichen Verkehr in die Hände des Ver⸗ 
käufers gelangten Urkunde ſelbſt dann bejahen müſſen, wenn 
man die Aufnahme des Eigentumsvorbehaltes in eine Rech⸗ 
nung — m. E. im Widerſpruch mit den bereits jetzt ge⸗ 
gebenen Verhältniſſen — für ungewöhnlich halt...“ 


Soweit hier von Stulz — allerdings mit ſtarkem Vor⸗ 
behalt — die Behauptung vertreten wird, daß es in den letzten 
Jahren beim Lieferungskauf Brauch geworden ſei, noch in 
der Rechnung über das vorbehaltlos abgeſchloſſene Geſchäft 
den Eigentumsvorbehalt zu erklären, ſo muß doch mit Joel: 
BankArch. 1929/30 dem entgegengehalten werden, daß ſolcher 
Brauch ein Mißbrauch und deshalb die Häufigkeit der Übung 
bedeutungslos iſt. Stulz' Anſicht aber, daß überhaupt nicht 
gefragt zu werden brauche, ob der nachträgliche Vorbehalt 
auf der Rechnung der normalen Übung des ordentlichen Kauf⸗ 
manns entſpreche, weil auch die ungewöhnliche Erklärung zu⸗ 
gehe, ſetzt ſich in Widerſpruch zu der oben wiedergegebenen 
einhelligen Auslegung des 8 130 BGB. 


M. E. muß als ſicher gelten, daß ein Lieferant, der nach 
abgeſchloſſenem vorbehaltloſem Verkauf ſich das Eigentum 
ſichern will, nicht geſchäftsüblich handelt, wenn er hierzu 
lediglich einen Vermerk auf der „Rechnung“ wählt. Wenn 
durch Eingang ſolcher Rechnung dem Käufer die Möglichkeit 
der Kenntnisnahme eröffnet wird, geht dadurch allein der 
Eigentumsvorbehalt nicht zu. Erſt die tatſächliche Kenntnis⸗ 
nahme iſt der Augenblick des Zugangs. Gelangt vorher die 
Ware in Gewahrſam des Käufers, ſo erwirbt ex das Eigen⸗ 
tum, die ſpäter erfolgende Kenntnis vom Inhalt der Rech- 
nung kann Wirkung nicht mehr üben. 


Die Durchſetzbarkeit reichsdeutſcher Aufwertungsanſprüche 
in der Tſchechoſlowakei. 


Von Advokat Dr. Rolf Haller, Prag. 


Viele tſchechoſlowakiſche Gerichte haben Anſprüche aus der 
reichsdeutſchen Hypothekenaufwertung als nicht durchſetzbar 
erklärt, da ſie auf Grund des Geſetzes (GS. 187/19), in wel⸗ 
chem der Grundſatz ausgeſprochen wurde, „eine alte öſterr. 
Krone iſt gleich einer tſchechoſl. Krone“, eine Aufwertung als 
dem Grundprinzip des tſchechoſl. Rechtes in Währungsfragen 


widerſprechend erachteten und daher i. S. des § 81 Punkt 2 
ED., welcher eine Exekutionsbewilligung auf Grund eines aus⸗ 
ländiſchen Urteiles verſagt, wenn Handlungen erzwungen wer⸗ 
den ſollen, welche nach dem Rechte des Inlandes überhaupt 
unerlaubt oder nicht erzwingbar ſind, die Berechtigung einer 
Aufwertung verneint. 


62. Jahrg. 1933 Heft 32 
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Die Judikatur ſchwankte längere Zeit hin und her, hat 
ſich aber jetzt wohl endgültig dahin feſtgelegt, daß Aufwer⸗ 
tungsanſprüche aus Hypothekarforderungen anerkannt werden. 

Vorausgeſchickt muß werden, daß die Entſcheidungen 
der deutſchen Aufwertungsſtellen als ſolche, alſo 
wenn der Anſpruch nur durch die AufwSt. feſtgelegt wurde 
und kein urteilsmäßiger Anſpruch darüber beſteht, für 
die tſchechoſl. Gerichte nicht bindend find und auch keine Exe⸗ 
kutionstitel bilden, auf welche der Vertrag über die Voll⸗ 
ſtreckungshilfe im Verhältnis zu Deutſchland anwendbar wäre. 
Dieſen Grundſatz hat das Oberſte Gericht in Brünn in ſeiner 
Entſch. v. 15. April 1932, Ry 2 205/31, ausgeſprochen, was 
durchaus den geſetzlichen Grundlagen der EO. über die Voll⸗ 
ſtreckbarkeit ausländiſcher Titel und den Gegenſeitigkeitsver⸗ 
trägen entſpricht. 

Auf Grund einer Entſch. der AufwSt. kann alſo nicht 
ſofort in der Tſchechoſlowakei Exekution — dies entſpricht dem 
Vollſtreckungsurteile des deutſchen Rechtes — beantragt wer⸗ 
den, ſondern es muß beim Zivilgericht die Klage erhoben wer⸗ 
den und in der Klage der Anſpruch genau begründet werden. 
Es kann die Entſch. der AufwSt. zwar als Beweismittel 
herangezogen werden, aber nicht als Klagegrund; dieſer iſt 
lediglich der Anſpruch aus dem Aufw®. Es muß die Erfüllung 
ſämtlicher Bedingungen des AufwG. und die Begründung des 
Anſpruches nach dieſem nachgewieſen und unter Beweis ge⸗ 
ſtellt werden. 

Durchſetzbar iſt der Anſpruch aber doch ſowohl im Exe⸗ 
kutions⸗ als auch im Klagewege. 

A. Gegen den dinglichen Schuldner kann in Deutſchland 
auf Grund des Vermögensgerichtsſtandes geklagt werden, ebenſo 
gegen andere Aufwertungsſchuldner, welche in Deutſchland 
Vermögen haben, oder gegen welche ſich die Zuſtändigkeit 
reichsdeutſcher Gerichte begründen läßt. Es iſt nun die erſte 
Frage zu prüfen, ob ſolche reichsdeutſche Aufwertungsurteile 
in der Tſchechoſlowakei vollſtreckbar ſind. Es ſoll nicht erſt auf 
die allgemeinen Grundſätze über die Vollſtreckung reichsdeut⸗ 
ſcher Urteile in der Tſchechoſlowakei eingegangen werden. Dieſe 
wurden in der JW. ſchon wiederholt erörtert. Ich hebe nur 
hervor, daß auf Grund der RegKundm. v. 25. Juni 1924 
(GS. 131) reichsdeutſche Urteile in demſelben Umfange in der 
Tſchechoſlowakei vollſtreckbar find, wie auf Grund tſchechofl. 
Urteile in Deutſchland gem. der 88 328, 722, 723 reichsd. 
ZPO. Vollſtreckungsurteile bewilligt werden. Nur bei Geltend⸗ 
machung des Erfüllungsgerichtsſtandes iſt abweichend von den 
Beſtimmungen der reichsd. ZPO. ein urkundlicher Nachweis 
gem. 8 88 Abſ. 1 JurRNorm erforderlich, ſonſt ſind die Ge⸗ 
richtsſtandsbeſtimmungen im weſentlichen gleich. 

Wenn alſo dieſe Bedingungen, insbeſ. die Zuſtändigkeit 
des reichsdeutſchen Gerichts gegeben ſind, ſind reichsdeutſche 
Aufwertungsurteile auch in der Tſchechoſlowakei vollſtreckbar. 

Schon in der Entſch. Ry J 1410/28 hat das Oberſte Ge⸗ 
richt den Grundſatz ausgeſprochen, es beſtehe keine Vorſchrift, 
derzufolge Aufwertungsanſprüche nach tſchechoſl. Rechte auf 
Grund des ſchon oben zit. 8 81 Zahl 2 ED. unzuläſſig ſeien 
und dem Widerſpruch gegen die Exekutionsbewilligung, welche 
auf Grund eines reichsdeutſchen Vollſtreckungsurteils angeſucht 
und bewilligt worden war, abgewieſen. In anderen Entſchei⸗ 
dungen hat das Oberſte Gericht dieſe Anſicht wiederholt und 
hat ausgeſprochen, daß die Aufwertung unſerem Rechte zwar 
in dieſen Belangen fremd iſt, man aber keineswegs ſagen 
könne, daß die Aufwertung durch unſer Recht und unſere Ge⸗ 
ſetzgebung ausgeſchloſſen ſei. Es verwies auf einige Spezial⸗ 
geſetze, welche eine Aufwertung kennen und billigen. Auch die 
Einwendung, die Aufwertung ſei nach dem hieſigen Rechte und 
Rechtsempfinden contra bonos mores, hat das Oberſte Gericht 
als nicht beachtlich erklärt, da die reichsdeutſchen Valutaver⸗ 
hältniſſe der Beurteilung dieſer Einwendung zugrunde gelegt 
werden müßten und von dieſem Geſichtspunkte aus das Geſetz 
gerade dem Schutz bon Treu und Glauben im redlichen Ver⸗ 
kehr diene. Kurz iſt zu ſagen, daß bon reichsdeutſchen Ge⸗ 


richten, welche nach den Beſtimmungen der ZPO. gegen 
einen tſchechoſl. Schuldner als zuſtändig erſcheinen, gefällte 
Aufwertungsurteile in der Tſchechoſlowakei grundſätzlich voll⸗ 
ſtreckt werden können. 

B. Es iſt hier nur noch zu behandeln der Fall, daß 
mangels Zuſtändigkeit vor dem deutſchen Gerichte nicht gegen 
einen in der Tſchechoſlowakei wohnenden perſönlichen 
Schuldner geklagt werden kann. 

Gegen dieſen kann die Klage vor tſchechoſl. Gerichten mit 
prinzipieller Erfolgsausſicht geltend gemacht werden. 

Die grundſätzlichſte Entſch. in dieſer Hinſicht iſt die 
v. 10. April 1931, R 1833/30, welche durch die Entſch. 
v. 18. Febr. 1933, RI 1889/31, beſtätigt und ergänzt wurde. 
Beide Entſcheidungen ſprechen aus, daß Aufwertungsanſprüche 
nach deutſchem Recht vor den tſchechoſl. Gerichten geltend 
gemacht werden können. 

Aus den Begründungen gebe ich das Weſentliche mit den 
nötigen Ergänzungen kurz wieder: 

Das Oberſte Gericht erkennt in ſtändiger Rechtſprechung 
an, daß nach §S 37 ABGB. die Anwendung des fremden, alſo 
des reichsdeutſchen Rechtes, vor unſeren Gerichten ermöglicht 
iſt. 837 ABGB. ſagt: „Wenn Ausländer mit Inländern im 
Auslande Rechtsgeſchäfte vornehmen, ſind ſie nach den Ge⸗ 
ſetzen des Ortes, wo das Geſchäft abgeſchloſſen wurde, zu 
beurteilen.“ Ausnahmen ſind nur, wenn offenbar ein anderes 
Recht dem Vertrage zugrunde gelegt wurde oder wenn Per⸗ 
ſonenrechte in Frage kommen, was jedoch im gegenſtändlichen 
Falle nicht zutrifft. 

Es haben alſo die hieſigen Gerichte unter Zugrundelegung 
und unter Anwendung der reichsdeutſchen Aufwertungsgeſetz⸗ 
gebung ſelbſtändig zu prüfen und darüber zu urteilen, ob der 
Aufwertungsanſpruch gegen einen vor tſchechofl. Gerichten 
geklagten Inländer oder Ausländer berechtigt iſt. Die Aufwer⸗ 
tungsbedingungen müffen gegen den hieſigen Bekl. unmittel⸗ 
bar nachgewieſen werden. Es genügt z. B. nicht, daß das Auf⸗ 
wertungsverfahren von den reichsdeutſchen Behörden (Auf⸗ 
wertungsſtellen) gegen einen Dritten durchgeführt wurde und 
daß dieſer Dritte ſeinen angeblichen Regreßanſpruch auf Be⸗ 
freiung von der Aufwertungsverpflichtung an den ehemaligen 
Hypothekargläubiger an Leiſtungs Statt abgetreten hat. 

Wie ſchon bemerkt, ſind die tſchechoſl. Gerichte an die 
Entſcheidungen der reichsdeutſchen Aufwertungsſtellen nicht 
gebunden. 

Eine Vorausſetzung für die Anerkennung eines Aufwer⸗ 
tungsanſpruches bildet die rechtzeitige Anmeldung nach den 
Vorſchriften der Aufwertungsgeſetze, und zwar ohne Unter⸗ 
ſchied, ob der Schuldner deutſcher oder fremder Staatsbürger 
iſt. Der Aufwertungsanſpruch gegen den perſönlichen Schuld⸗ 
ner erliſcht aber nicht, wenn ſein Name in der Anmeldung 
z. B. nicht angegeben war. Maßgebend ift nur, ob der zu Kla⸗ 
gende zur Zeit der Anmeldung tatſächlich perſönlicher Schuld⸗ 
ner war. Es kann z. B. in der Anmeldung ein anderer als 
perſönlicher Schuldner bezeichnet geweſen ſein und die Anmel⸗ 
dung nachträglich richtiggeſtellt worden fein. Maßgebend iſt 
der wirkliche Rechtszuſtand im Zeitpunkt der Anmeldung, 
wenn dieſe nur innerhalb der geſetzlichen Friſt, d. i. bis 
1. Jan. 1926, erfolgte, allenfalls nach Art. 5 AufwGNov., 
falls die Anmeldung bis 1. Okt. 1927 geſchah und die Reſti⸗ 
tution bewilligt wurde. Falls die rechtzeitige Anmeldung 
unterlaſſen wurde, wurde der Aufwertungsanſpruch präklu⸗ 
diert, und es laßt ſich nicht annehmen, daß das Geſetz Aus⸗ 
ländern gegenüber die Präkluſion ausſchließen und ihnen 
gegenüber die Aufwertung ohne jedwede zeitliche Beſchränkung 
zulaſſen wollte. 

Zuſammenfaſſend iſt alſo zu jagen, daß Aufwertungs⸗ 
anſprüche gegen perſönliche Aufwertungsſchuldner in der 
Tſchechoſlowakiſchen Republik im Klagewege durchſetzbar ſind, 
wenn ſämtliche Bedingungen der reichsdeutſchen Aufwertungs⸗ 
geiebgrbung erfüllt und im Prozeſſe nachgewieſen werden 

nnen. 
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Juriſtiſche Wochenſchrift 


IH ein Beamter, der auf Grund des Beamtenbereini⸗ 

gungsgeſetzes aus feiner Stellung entfernt werden ſoll, 

berechtigt, ſich zu ſeiner Verteidigung der Hilfe eines 
Rechtsanwalts zu bedienen? 


Dieſe Frage hat in den letzten Wochen erhebliche Bedeutung er⸗ 
langt. Gegen viele Beamte iſt auf Grund des Geſetzes zur Wieder⸗ 
herſtellung des Berufsbeamtentums v. 7. April 1933, kurz Be⸗ 
amtenbereinigungsgeſetz genannt, ein Verfahren mit dem Ziele der 
Dienſtentlaſſung eingeleitet worden. Dabei ließ es ſich nicht vermeiden, 
daß auf Grund von Denunziationen perſönlicher Feinde und An⸗ 
zeigen mißvergnügter Untergebener zunächſt auch Verfahren gegen 
ſolche Beamte eingeleitet wurden, die weder auf Grund ihrer Ab⸗ 
ſtammung noch auf Grund ihrer politiſchen oder nationalen Ein⸗ 
ſtellung Anlaß zu den gegen ſie erhobenen Vorwürfen gegeben haben. 
Dieſe Beamten haben ſich natürlich gegen die zu Unrecht erhobenen 
Anſchuldigungen zur Wehr geſetzt und müffen nun den Nachweis 
führen, daß irgendein Anlaß, ſie aus ihrer Stellung zu entfernen, 
nicht beſteht. 

Wie begrüßenswert es an und für ſich iſt, daß die Verfahren 
auf Grund des Beamtenbereinigungsgeſetzes ſo ſchnell wie möglich 
durchgeführt und diejenigen Beamten, gegen die Anlaß zum Ein⸗ 
ſchreiten beſteht, auch ſo ſchnell wie möglich entfernt werden, ſo 
wichtig und erforderlich iſt es aber auch, den Beamten Gelegenheit 
zur Verteidigung und zur Stellungnahme zu den gegen ſie erhobenen 
Anſchuldigungen zu geben. In den weitaus meiſten Fällen ſind ja 
wohl Zweifel über die Abſtammung und die Geſinnung der zu ent⸗ 
fernenden Beamten nicht vorhanden, und dieſe Beamten werden ſich 
auch wohl ohne weiteres den über ſie verhängten Anordnungen fügen. 
Es iſt jedoch — wie geſagt, z. B. auf Grund von Denunziationen 
mißgünſtiger Perſonen — durchaus möglich, daß auch Verfahren 
gegen Unſchuldige eingeleitet werden und leider laſſen ſich manchmal 
dieſe Fälle — ſo wenn z. B. die Vorgeſetzten und die Mitarbeiter 
gewechſelt haben — nicht ſofort erkennen. 

Die betroffenen Beamten haben natürlich das größte Intereſſe 
daran, ſich ſachgemäß zu verteidigen und den Nachweis zu erbringen, 
daß eine haltloſe Denunziation vorliegt. Dieſe Verteidigung iſt, wie 
jeder weiß, gegen den einmal Verfahren ſtrafrechtlichen oder diſzi⸗ 
plinierten Charakters geſchwebt haben, außerordentlich ſchwer. Nach 
dem alten Satz semper aliquid haeret bleibt ein gewiſſes Miß⸗ 
trauen gegenüber dieſen Beamten, auch wenn das Verfahren ein⸗ 
geſtellt wird, beſtehen. Eine möglichſt umfangreiche Aufklärung des 
Tatbeſtandes iſt deshalb notwendig. Hinzu kommt, daß in den meiſten 
Fällen zivilrechtliche Anſprüche zur Entſtehung kommen, deren Um⸗ 
fang ſich nicht ohne weiteres überſehen läßt. Die Verteidigung wird 
auch dadurch erſchwert, daß bei der Fülle der neuen Geſetze und be⸗ 
ſonders der Ausführungsbeſtimmungen ſowie der Unkenntnis von bis⸗ 
her ergangenen Entſcheidungen weder die Sachbearbeiter noch die be⸗ 
troffenen Beamten ſich oft genügend Klarheit darüber verſchaffen 
Können, wie das Verfahren eingeleitet, wie Beweis erhoben und wie 
entſchieden werden ſoll. Für die zu Unrecht angeſchuldigten Beamten 
iſt es alſo von höchſter Wichtigkeit, ſich in dem gegen ſie eingeleiteten 
Verfahren zur völligen Klärung der Angelegenheit eines juriſtiſch 
vorgebildeten Verteidigers zu bedienen. 

Der Umſtand, daß in dem Beamtenbereinigungsgeſetz und in 
den hierzu bisher erlaſſenen Ausführungsbeſtimmungen von der Mög⸗ 
lichkeit, ſich durch einen Anwalt vertreten zu laſſen, nicht geſprochen 
wird, ſteht der Zulaſſung eines Anwalts nicht entgegen. Es iſt grund⸗ 
ſätzlich davon auszugehen, daß in allen Verfahren gegenüber Staats⸗ 
hoheitsakten eine Verteidigung durch Anwälte zuzulaſſen iſt, ſofern 
die Geſetze nicht ausdrücklich das Gegenteil beſtimmen. Die Rechts⸗ 
anwälte ſind die ſtaatlich anerkannten berufsmäßigen Vertreter 
fremder Intereſſen. Ihre Aufgabe beſchränkt ſich nicht auf die Ver⸗ 
teidigung, ſondern umfaßt auch die Ermittlung des objektiven Tat⸗ 
beſtandes. In einer großen Anzahl von Geſetzen iſt deshalb — eigent⸗ 
lich überflüſſigerweiſe — noch darauf hingewieſen, daß der Verfolgte 
ſich des Beiſtandes eines Rechtsanwalts bedienen kann (vgl. 88 101 
Abſ. 2, 102, 116 Abs. 4 RBG.; § 24 MURDIZG. v. 1. Dez. 1898; 
86 SeemannsO. v. 2. Juni 1902 und v. 13. März 1903; 88 14 
Abſ. 2, 23 Abſ. 3 BörſenG.; § 66 RAbgoO.; 88 9, 12 Abſ. 2 Pat⸗ 
Anw. v. 21. Mai 1900). Erinnert ſei auch an die verſchiedenen 
Beſtimmungen über die Vertretungsmöglichkeit in Steuerſtraf⸗ 
verfahren, in Diſziplinarverfahren gegen Beamte (vgl. z. B. 88 20, 
21, 46, 110 BDStrO.) in Verfahren vor dem Staatsgerichtshof, in 
den Geſetzen über die Militärgerichtsbarkeit u. a. 

Hiernach bedarf es eigentlich keiner weiteren Darlegung, daß 
auch in den auf Grund des Beamtenbereinigungsgeſetzes eingeleiteten 
Verfahren eine Vertretung durch Rechtsanwälte zuläſſig iſt. Wollte 
man dieſe Frage verneinen, ſo würden ja auch die Beamten, gegen 
die ein ſolches Verfahren eingeleitet worden iſt, ſchlechter geſtellt ſein 
als diejenigen, gegen die wegen ſtrafbarer Handlungen ein Straf⸗ 
verfahren oder ein förmliches Diſziplinarverfahren eingeleitet worden 
iſt. Sonderbarerweiſe iſt aber in einigen mir bekannt gewordenen 
Fällen von denjenigen Beamten, die das Verfahren eingeleitet und 


die Unterſuchung zu führen haben, die Auffaſſung vertreten worden, 
daß eine Vertretung durch Rechtsanwälte nicht möglich ſei, da ſich 
in den Ausführungsbeſtimmungen zum Beamtenbereinigungsgeſetz eine 
Handhabe für ihre Zulaſſung nicht finden laſſe! Dieſe Anſicht beruht 
auf einer völligen Verkennung des Anwaltsſtandes und auch auf 
einer Unkenntnis der geſetzlichen Beſtimmungen. Die neuen Geſetze 
haben ſich von übertriebenem Formalismus frei gemacht und in vielen 
Fällen (vgl. z. B. das Geſetz über das Erbhofrecht) dem Richter die 
Möglichkeit zur ſelbſtändigen, ſinngemäßen Weiterentwicklung des Ge⸗ 
ſetzes gegeben. Mit Recht beſchränkt man ſich darauf, den Sinn und 
Gedanken des Geſetzes — das aber möglichſt genau — zum Ausdruck 
zu bringen. Selbſtverſtändlichkeiten brauchen weder in das Geſetz noch 
in die Ausführungsbeſtimmungen aufgenommen zu werden. Eine 
ſolche Selbſtverſtändlichkeit iſt aber die Zulaſſung eines Rechtsanwalts 
in dieſen Verfahren! Eine ſinngemäße und zweckentſprechende Aus⸗ 
legung des Beamtenbereinigungsgeſetzes unter Berückſichtigung der 
übrigen ſtrafrechtlichen oder disziplinären Geſetze muß deshalb zu dem 
Ergebnis führen, daß die Vertretung durch einen Rechtsanwalt zu⸗ 
läſſig iſt und die unbegründete Zurückweiſung eines Anwalts eine un⸗ 
zuläſſige Beſchränkung der Verteidigung bedeuten kann. 


RA. Dr. Fritz Köſter, Dortmund. 


Die Charakterprüfung im Gemeinſchaftslager. 


„Zweck der großen juriſtiſchen Staatsprüfung iſt es, feſt⸗ 
zuſtellen, ob der Referendar nach Charakter, Fähigkeit und 
Wiſſen geeignet iſt, ein deutſcher Richter, Staatsanwalt oder Rechts⸗ 
anwalt zu ſein“ (Amtl. Preuß. Preſſedienſt). 

Charakter, Fähigkeit und Wiſſen fordert der neue Staat von 
ſeinen Juriſten. Während die bisherige Ausbildung und Prüfung 
der Referendare ſich auf ihre Fähigkeit und ihr Wiſſen beſchränkte, 
ſoll von nun an auch der Charakter geprüft werden. 

Unſer Recht und ſeine Anwendung war auf Abwege geraten 
(JW. 1933, 1231). Der nationalſazialiſtiſche Staat will die Kluft 
zwiſchen Volk und Juſtiz ſchließen. Nur Charaktere, die auf dem 
Boden der neuen Weltanſchauung ſtehen, können die Juſtiz auf 
den richtigen Weg zurückführen und der Rechtsentwicklung die 
Richtung geben, die zu dem nationalen Recht führt. 

„Der Charakter des Mannes zeigt ſich im Zuſammen⸗ 
leben mit anderen“ (JuſtMinErl. v. 29. Juni 1933). Was haben 
wir unter Charakter zu verſtehen und wie können wir ihn er⸗ 
kennen? 

Charakter im weiteren Sinne iſt Perſönlichkeit. Sie 
beſteht aus Stoff und Artung. Den Stoff der e bil⸗ 
den Fähigkeiten und Begabung, das Gedächtnis als Grundlage des 
Wiſſens (Wiſſen iſt Erinnerung), das kritiſche und das Kombina⸗ 
tionsvermögen, die Schlagfertigkeit und die anderen auf dem In⸗ 
tellekt beruhenden Eigenſchaften. Hierauf beſchränkte ſich die bis⸗ 
herige Prüfung, bei der vor allem die Feſtſtellung des Wiſſens, alſo 
die Stärke des Gedächtniſſes, einen breiten Raum einnahm. Die 
andere Seite des Charakters iſt ſeine Artung, die wir als Ge⸗ 
ſinnung bezeichnen. Sie 10 die ethiſche Seite der Perſönlichkeit. 
Ihr iſt bisher in der Ausbildung und in der Prüfung keine aus⸗ 
ſchlaggebende Bedeutung beigemeſſen worden. Zwar enthielten die 
Zeugniſſe der Ausbildungsſtationen eine Auskunft über die Füh⸗ 
rung. Der Kontakt zwiſchen Referendar und ſeinem dominus war 
aber ſo loſe, daß die Führungszeugniſſe zur Beurteilung des Cha⸗ 
rakters nicht ausreichten. 

Die Geſinnung geht zurück auf das Gewiſſen. Wie das Ge⸗ 
wiſſen der Wächter des Individuums iſt, ſo reguliert es auch die 
Gemeinſchaft. Das iſt das ſoziale Gewiſſen, das Volksgewiſ⸗ 
fen, und dieſes tft der Schöpfer des Rechts. Das hatte die Rechts⸗ 
entwicklung ſeit der Rezeption des juſtinianiſchen Rechts verkannt, 
und ſo wurde unſer Rechtsleben von jenem logiſchen Mechanismus 
beherrſcht, deſſen Kälte und Seelenloſigkeit wir alle empfunden 
haben, ſo iſt jene tiefe Kluft zwiſchen Volk und Juſtiz aufgeriſſen 
worden, unter der alle gelitten haben. Die neue Staatsführung 
hat erkannt, daß die äußere Rechtsordnung, wie ſie im Geſetz 
zum Ausdruck kommt, nicht ausreicht, um Recht zu ſchaffen. Denn 
die äußere Rechtsordnung bedarf der ſtändigen Bewegung durch 
die Welt der ſittlichen Gemeinſchaft, die ihr erſt Ziel und Sinn 

ibt. Ohne die ſittliche Geſinnung der das Recht anwendenden 
Juristen it ae Rechtsordnung ſeelenlos und volksfremd. 
Darum iſt es die Forderung der Gegenwart, die Geſinnung im 
Juriſten zu wecken und zu pflegen. 

Dieſe ethiſche Seite des ee e ſich im Zuſam⸗ 
menleben mit anderen. Denn unſer Daſein iſt Sein mit an⸗ 
deren. Unſer Leben iſt auf das unſerer Mitmenſchen bezogen. Wir 
ſind voneinander abhängig und bedingt. Das kommt uns in der 
engeren Gemeinſchaft klar zum Bewußtſein. In ihr lebt jeder zu⸗ 

leich für den anderen. Die Gemeinſchaft hat die Ordnungen ge⸗ 
chaffen, in denen das geſchichtliche Leben der Menſchen in Ehe, 
Sippe und Volk, in Wirtſchaft, Kultur und Recht verläuft. Die 
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Gemeinſchaft hat die menſchliche Arbeit in Berufe gegliedert. Der 
Beruf gibt uns unſeren Nächſten in der Gemeinſchaft. Dieſe 
entwickelt die 7 85 ohne die das menſchliche Zuſammenleben 
nicht möglich iſt, die Umgänglichkeit mit ihren beiden Sei⸗ 
ten, der Offenheit und der Verträglichkeit. Die Offenheit liegt 
zwiſchen der Verſchloſſenheit und der zudringlichen Geſchwätzigkeit 
oder Indiskretion, die Verträglichkeit zwiſchen der Recht⸗ 
haberei oder Intoleranz und der Liebedienerei (man denke an den 
klaſſiſchen Dialog zwiſchen Hamlet und Polonius über die Wolke). 
Wer rechthaberiſch iſt und anderes Weſen und andere Anſicht nicht 
achtet und gelten läßt, verletzt die Konventionen der Gemeinſchaft, 
deren Fundament die gegenſeitige Achtung der Genoſſen ift. Die 
Ace vor dem Andersſein, die auf dem Bewußtſein der Selb⸗ 
ſtändigkeit und Unantaſtbarkeit des Weſens und des Lebenskreiſes 
des Nächſten beruht, bezeichnen wir als Ehre. Sie iſt der ſitt⸗ 
liche Wert der Perſönlichkeit im Urteil der Gemeinſchaft. Sie be⸗ 
deutet den Wert, den der Einzelne kraft der Zugehörigkeit zu ſei⸗ 
nem Stande trägt. Dieſe äußere Ehre, die Standesehre, die verletz⸗ 
lich und verlierbar iſt, bedarf des Schutzes durch die Gemeinſchaft. 
Wer die Achtung ſeinem Nächſten verſagt, iſt ſelber der Standes⸗ 
ehre und des Schutzes der Gemeinſchaft nicht würdig. 

Die Verwirklichung der Gemeinſchaft iſt die Liebe zum 
Nächſten, d. h. die Bereitſchaft, ihm zu dienen und ihm zu 
helfen. Sie beſeitigt den Dünkel und die künſtlichen Klaſſenunter⸗ 
ſchiede einer überwundenen Weltanſchauung und ſchafft die Volks⸗ 
verbundenheit, wie fie die nationalſozialiſtiſche Ideenwelt erſtrebt: 
einer für alle, alle für einen. Wie Plato den Staat als einen Men⸗ 
ſchen im Großen Bil hat, zu dem ſich die einzelnen Bürger 
wie die Glieder zum Leibe verhalten, ſo hat uns der neue Staat 
unfere Volks⸗ und Schickſalsverbundenheit und unſer Volkstum zum 
Bewußtſein gebracht. Die Einheit des geiftigen Lebens, die Einheit 
des geſchichtlichen Erlebens und die Einheit der Verehrung der 
Helden und Führer des Volkes in Kampf und Sieg wie im fried⸗ 
lichen Werk ſoll die Volksgenoſſen zu gleichem Empfinden, Denken 
und Glauben, zu gleichgerichteter Geſinnung verbin⸗ 
den. Darin liegt der tiefe Sinn und das Ziel der Gemeinſchaft. 

Erkennbar wird die Geſinnung durch das Benehmen und 
Handeln des Einzelnen, vor allem auch durch die Sprache. Sie 
offenbart unſer Denken, Fühlen und Wollen. Im Gemeinſchafts⸗ 
lager iſt Gelegenheit gegeben, durch Vortrag und Diskuſſion all⸗ 
gemeinen Themen, deren Stoff jeder in ſich trägt, die Geſinnung 
zu ergründen. Welcher gebildete Menſch ſollte nicht über das 
deutſche Märchen, die Sage, das Volkslied ſprechen können? 
Solche Veranſtaltungen im 1 5 ſchließt ein gemeinſames Band 
um alle, und es wird die Offenheit erzeugt, aus der das Weſen des 
Charakters nach ſeiner ethiſchen Seite erkennbar iſt. Wer ſich ein⸗ 
fügt in die Verbundenheit der Gemeinſchaft, iſt die Perſönlichkeit, 
die der neue Staat für ſeine Ziele braucht. 

8 RA. F. Kerſten, Berlin. 


Die Koften eines zurückgewieſenen Rechts beiſtandes find 
nicht erſtattungspflichtig. 


Die Frage der Erſtattungspflichtigkeit der Koſten zurüdge- 
wieſener Rechtsbeiſtände iſt von maßgeblicher Bedeutung nicht zu⸗ 
letzt int Hinblick auf die Vfg. des PrJuſtMin. v. 5. Mai 1933. 

Sie macht den Richtern zur Pflicht, nachzuprüfen, inwieweit 
im Intereſſe der Aufrechterhaltung der Autorität der Rechtspflege 
Perſonen nichtariſcher Abſtammung als Prozeßagenten (Bevoll⸗ 
mächtigte, Beiſtände) zuzulaſſen ſind. 

Nach § 157 ZPO. kann der Richter nach freiem Ermeſſen 
Bevollmächtigte und Beiſtände, welche das mündliche Verhandeln 
vor Gericht geſchäftsmäßig betreiben, zurückweiſen. Das jedoch 
nur von der mündlichen Verhandlung. Der Richter hat aber nicht 
die Befugnis, ihnen den Geſchäftsbetrieb zu unterſagen. Dieſes 
Heute obliegt vielmehr der Ortspolizeibehörde nach 88 35, 54 

ew. 

Dieſe nach dem geltenden Recht nur „von der mündlichen 
Verhandlung“ wirkende Zurückweiſung führt praktiſch zu dem 
Verſuch der Umgehung ihres wirtschaftlichen und ideellen Zweckes 
und damit der angeführten Juſtizminiſterialverfügung. Die Er⸗ 
fahrung gerade bei dem AG. Berlin-Mitte nämlich lehrt, daß zu⸗ 
rückgewieſene Rechtsbeiſtände auch ungeachtet wiederholt ausge⸗ 
ſprochener Zurückweiſung ihre Praxis weiterführen, Klagen ein 
reichen und als Prozeßbevollmachtigte zeichnen. Wie denn herr⸗ 
Inner Anſicht nach die Vollmacht des Zurückgewieſenen be⸗ 
ehenbleibt. 8 5 N 

Das bedeutet, daß die zurückgewieſenen Rechtsbeiſtände ihre 
Beiſtandsgeſchäfte dem wirtſchaftlichen Erfolge nach ungehindert 
nur mit der Einſchränkung fortbetreiben, daß ſie eben nicht vor 
Gericht auftreten dürfen. N 

Dieſem auch nicht i. S. der Gleichſchaltungsgeſetze liegenden 
Mißſtand muß und kann ſchon im Rahmen des geltenden Rechtes 
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zum Schutze der rechtſuchenden Bevölkerung und zur Aufrecht⸗ 
erhaltung der in jedem Richterentſcheid verkörperten Staatsauto⸗ 
rität wirkſam entgegengetreten werden. 

Die 27. 3K. des LG. 1 Berlin erklart in ſtändiger Recht⸗ 
ſprechung (jo 29 T 62/30, 29 T 400/30, 29 T 1284/30 u. g.) die 
Koſten eines Rechtsbeiſtandes nur dann für erſtattungspflichtig, 
wenn es ſich um einen gewerbsmäßigen Rechtsbeiſtand handelt — 
das 1 ein Rechtsbeiſtand, welcher von ſeinem Gewerbebetrieb 
gem. § 35 GewO. der zuftändigen Behörde Anzeige gemacht hat 
und den Vorſchriften des MHuG®. v. 12. Mai 1920, 10. Juni 
1920 und 19. Dez. 1927 (MBlHuch Verw. 1920, 134, 186; 1927, 
450) genügt, die für den Gewerbetrieb der Perſonen aufgeſtellt 
worden ſind, die fremde Rechtsangelegenheiten und bei Behörden 
wahrzunehmende Geſchäfte beſorgen — und wenn er in ſeiner 
Eigenſchaft als gewerbsmäßiger Rechtsbeiſtand aufgetreten iſt, 
d. A alſo auftreten durfte. 

Sie legt ſonach mit gutem Grunde maßgebenden Wert vor 
allem darauf, daß der Rechtsbeiſtand die Rechte ſeiner Partei in 
dem grundſätzlich mündlichen Verfahren vor Gericht vertreten hat. 

Bei allen anderen Perſonen — von Anwälten abgeſehen — 
verſagt ſie die Erſtattungspflichtigkeit mit dem zutreffenden Be⸗ 
merken, daß deren Tätigkeit als zur zweckentſprechenden Rechts⸗ 
verfolgung notwendig nicht angeſehen werden könne. 

In zwangloſer Fortentwicklung dieſer auf 891 ZPO. ge 
gründeten Rechtſprechung ſind i. S. dieſer Beſtimmung zur zweck⸗ 
entſprechenden Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung not⸗ 
wendig nur die Koſten der Beiziehung eines zugelaſſenen (d. h. 
nicht zurückgewieſenen) Rechtsbeiſtandes oder Rechtsanwaltes, alſo 
von Perſonen, deren Zulaſſung bei Gericht ſchon äußerlich zu er⸗ 
kennen gibt, daß es ſich um Rechtskundige handelt, denen die Be⸗ 
völkerung die Wahrnehmung ihrer Intereſſen ruhig anvertrauen 
darf. Nicht notwendig und damit nicht erſtattungspflichtig ſind 
aber die Koſten von zurückgewieſenen Rechtsbeiſtänden. 

In dieſem Vorgehen liegt für die Rechtſuchenden um des⸗ 
willen keine Härte, weil ſie in jedem Einzelfalle von der Zurück⸗ 
weiſung des Rechtsbeiſtandes Nachricht erhalten und ſich durch die 
zahlreich vorhandenen zugelaſſenen Anwälte und Beiſtände ver⸗ 
treten laſſen konnen. Davon abgeſehen, wird dieſe Übung ſehr bald 
bekanntwerden und das Publikum in jedem Falle zu der bisher 
nicht ſelten vernachläſſigten Prüfung der Vertrauenswürdigkeit 
ſeines Rechtsberaters veranlaſſen. 

Dadurch werden ungeeignete Perſonen ausgeſchieden. Auch 
wird das Vertrauen zur Rechtspflege geſtärkt, zumal es erfah⸗ 
rungsgemäß oft gerade zurückgewieſene Rechtsbeiſtände geweſen 
ſind, welche durch Querulieren Unruhe in Volk und Gerichte ge⸗ 
tragen haben. u 

Darüber hinaus empfiehlt es ſich, der zuſtändigen Gewerbe⸗ 
polizei jede erfolgte Zurückweiſung eines Rechtsbeiſtandes mt» 
zuteilen, um ihr im Wiederholungsfalle Gelegenheit zur recht⸗ 
zeitigen Unterſagung der Gewerbeausübung zu geben. 

Die abweichende Anſicht würde dagegen notwendig zur Folge 
haben, daß auch ſolchen Rechtsanwälten bzw. Rechtsbeiſtänden 
Gebühren feſtzuſetzen wären, welche aus dem Anwaltsſtande aus⸗ 
geſchloſſen bzw. wegen Unzuverläſſigkeit oder aus ſonſtigen Grün⸗ 
den zurückgewieſen, nur nicht vor Gericht perſonlich aufträten, 
wohl aber ihre Praxis weiterführten. 

Das aber iſt mit ordnungsgemäßer Rechtspflege unvereinbar. 

AGR. Dr. Dahl, Berlin. 


Erſahanſprüche unbeteiligter Dritter bei polizeilicher 
Vorladung. 


Gemäß 8 17 Abſ. 1 PrPolVerwG. v. 1. Juni 1931 find die 
Polizeibehörden nur befugt, die Vorladung von Perſonen im 
Zwangswege durchzuführen, ſoweit dieſe Maßnahme zur Er⸗ 
mittlung oder Aufklärung einer Handlung oder Unterlaſſung er⸗ 
forderlich iſt, die den Verdacht eines Verbrechens oder Ver⸗ 
gehens rechtfertigt. 

Nicht entſchieden iſt bisher die Frage, ob die Polizei Zeugen, 
die ſie zu Ermittlungs⸗ oder Aufklärungszwecken bose bat, 
für Schäden infolge Arbeitsverluſtes und für Auslagen zu entſchä⸗ 
digen hat. In der Verwaltungsrechtslehre iſt die Frage — von 
einigen wenigen Stimmen abgeſehen —, im allgemeinen ver⸗ 
neinend beantwortet worden (vgl. zu dieſer Frage, Drews: 
R.⸗ u. PıBermdl. 52, 6; Klauſener, Anm. 11; Schäfer, 
Anm. 5). Die Verſagung eines Erſatzanſpruches erſcheint indeſſen 
nicht gerechtfertigt. Als Anſpruchsgrundlagen kommen unſeres Er⸗ 
achtens ſowohl 871 StPO. als auch 85 21, 70 Pol Verw. in Be⸗ 
tracht. Dabei kann für die Erfagpflicht nicht ins Gewicht fallen, 
ob die Vorladung der eigenen Initiative der Polizei entſpringt, 
oder auf Grund eines Erſu ens der Juſtizbehörde —, insbeſ. der 
Staatsanwaltſchaft erfolgt. Zunächſt 5 die Erſatzpflicht nach § 71 


StPO. zu bejahen. Zwar 71 StPO., daß jeder von 
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dem Richter oder der Staatsanwaltſchaft geladene 
Zeuge nach Maßgabe der GebD. Anſpruch auf Entſchädigung aus 
der Staatskaſſe hat. Allein die Formulierung des Geſetzes kann 
nicht entſcheiden. Wenn nach § 161 StPO. der Staatsanwaltſchaft 
im Ermittlungsverfahren freigeſtellt wird, die Ermittlungen jeder 
Art ſelbſt vorzunehmen oder durch die Behörden des Polizei⸗ und 
Sicherheitsdienſtes vornehmen zu laſſen, ſo muß dieſe Beſtimmung 
Wegweiſer ſein für die AR des § 71 StPO. Es kann daher 
keinen Unterſchied machen, ob die Staatsanwaltſchaft ſelbſt, oder 
ihr Hilfsorgan, die Polizei, die Ladung vornimmt. Der Begriff 
Staatsanwaltſchaft iſt für 871 StPO. im weiteſten Sinne zu 
faſſen. Staatsanwaltſchaft iſt hier die Strafverfolgungsbehörde 
mit den ihr zugewieſenen Hilfsbeamten. Trägerin des kriminal⸗ 
polizeilichen Fntereſſes des Staates iſt die Staatsanwaltſchaft. 
Anordnungen, in welchen die Ortspolizei lediglich als Organ der 
Staatsanwaltſchaft handelt, gehören ſchon der Natur der Sache 
nach zum Befinden der Staatsanwaltſchaft ſelbſt oder derjenigen 
Inſtanzen, welchen das Recht der Aufſicht und Leitung über dieſe 
zuſteht (§ 148 GG.; ſo OVG. 26, 390; 87, 290). 

Weiter iſt die Erſatzpflicht aus den §§ 21, 70 Pol Verw. zu 
begründen. Der Staatsbürger, der zur Aufklärung von Straftaten 
als Zeuge vorgeladen wird, iſt von polizeilichem Geſichtspunkt aus 
betrachtet „ein unbeteiligter Dritter“. Durch ſein etwaiges Wiſſen 
um die näheren Tatumſtände des verübten Deliktes wird der un⸗ 
beteiligte Dritte nicht zum Störer. Die Störung iſt durch die 
Straftat verurſacht worden. Sie dauert an, bis die Tat ihre reſt⸗ 
loſe Aufklärung und Sühne gefunden hat. Bei der zu Zwecken 
der Aufklärung der Straftat erfolgten Vorladung eines Dritten 
erſcheint 1 als Nichtſtörer. Der ihm hierdurch erwachſene 
Schaden iſt ihm daher gem. SS 21, 70 Pol Verw. zu erſetzen. Zu⸗ 
treffend würdigt in dieſem Sinne die Rechtslage Franzen 
(Lehrkomm. z. Pol Verw. § 17 S. 227), indem er ausführt: „Zur 
Beſeitigung einer eingetretenen Störung darf man nicht nur die 
Abwendung der tatſächlichen Gefahren, die der Störungszuſtand 
in ſich birgt, rechnen, ſondern nach unſerer el ges 
hört in gleichem Umfange auch die Aufklärung der durch 
eine Straftat verurſachten Störung dazu.“ 

RA. Dr. Wilhelm Weimar, Köln. 


Sind § 278 und $ 831 bzw. deren Rechtsgedanken im 
Rahmen des 5 839 888. anwendbar? 


Das RG. hat den von ihm neuerdings mit Entſchiedenheit ver⸗ 
tretenen Standpunkt, daß im Rahmen des 8 839 BGB. für die An⸗ 
wendung der Beſtimmung des 8 831 oder der des 8278 kein Raum 
ſei, in dem Urteil v. 17. Mai 1933 (unten S. 1766 0) erneut beſtätigt. 
Ohne die Frage erſchöpfend behandeln zu wollen, ſei auf einige 
Bedenken doch hingewieſen: 

I. Eine Haftung für Verſchulden eines Gehilfen kommt nach 
dem Urteil nicht in Betracht. Das entſprichr zunächſt dem Wortlaut 
des 8839 („wenn ein Beamter die ihm obliegende Amtspflicht 
verletzt“). Der gleichen Auffaſſung iſt auch das Urteil JW. 1910, 
1004 14 und das angezogene weitere Urteil V 48/33 v. 29. April 1933, 
während das gleichfalls angeführte Urteil V 436/32 die Frage der 
Wiedereinſetzung in den vorigen Stand bei Verſäumnis in einem 
Anwaltsbüro behandelt, für die Notarhaftung alſo nicht verwertet 
werden kann. 

Die zunächſt dem Wortlaut des § 839 entſprechende Auslegung 
ſtößt aber ſchon bei der Berückſichtigung des 8 78 EGBGB. auf 
Schwierigkeiten. Wenn, wie nach dieſer Vorſchrift, landesgeſetzliche 
Vorſchriften unberührt bleiben, nach welchen die Beamten für die 
von ihnen angenommenen Stellvertreter und Gehilfen in wei⸗ 
terem Umfang als nach dem BGB. haften, ſo muß daraus ge⸗ 
ſchloſſen werden, daß auch nach dem BGB. eine Haftung für Ge⸗ 
hilfen angenommen werden kann. Die Vorſchrift bezieht ſich auch auf 
$ 839 BGB., da im übrigen die Haftung des Staates für feine Be⸗ 
amten außerhalb der Ausübung öffentlich⸗rechtlicher Gewalt ſich auch 
nach Vertragsrecht und allgemein gültigen Beſtimmungen richtet 
(88 31, 89 823 ff. BGB.). 

Ein weiteres Bedenken iſt auch zu erheben gegen die Auf⸗ 
faſſung, daß die höchſt perſönliche Natur der Amtspflicht bedinge, 
daß ſie durch Gehilfen nicht ausgeübt werden könne. 

Die Grundbucheinſicht gehört nach jetziger Auffaſſung ſchlechthin 
zu den Amtspflichten des Notars, ebenſo die Einreichung von Ur⸗ 
kunden bei Gericht (fo Urteil V 48/33 ganz allgemein, ebenſo OLG. 
Jena: JW. 1932, 2164 und R.: JW. 1933, 1056, auch RG. : 
DNotg. 1933, 443, V 44/33 v. 10. Mai 1933). Entſprechend gehört 
3. B. beim Gerichtsvollzieher die Aufgabe der zuzuſtellenden Poſt⸗ 
ſendungen bei der Poſt, alſo gegebenenfalls der Einwurf in den Brief⸗ 
Raten, zur Amtspflicht, die mit der Zuſtellung verknüpft iſt. 

In früheren Entſcheidungen (vgl. JW. 1915, 1193; 1919, 241f. 
und zuſtimmende Anmerkung von Obernech) it eine Amtspflicht 
auf Grundbucheinſicht — die Entſcheidung betraf einen preußiſchen 


Notar — ſchlechthin geleugnet und dafür ein beſonderer Dienſtver⸗ 
trag, zu beurteilen nach bürgerlichem Recht, angenommen. So ſcheint 
auch Salman: ZW. 1911, 78 ff. Gehilfentätigkeit als ſtets uach 
bürgerlichem, nach Dienſtvertragsrecht, geleiſtet anzuſehen. Dann wird 
natürlich für den Gehilfen auf Grund des 8278 BOB. gehaftet. So 
auch Ober neck a. a. O. 

Iſt die Amtspflicht höchſtperſönlich, ſo Kann ſie nur durch den 
Notar ſelbſt ausgeübt werden. Daun würde die Tätigkeit, die auch 
durch Gehilfen vorgenommen werden kann, nicht Inhalt der Amts⸗ 
pflicht ſein können. Denn ſonſt ergäbe ſich das erſtaunliche Ergebnis, 
daß die Erledigung einzelner Teile des Geſchäfts durch den Notar 
ſelbſt als Erfüllung ſeiner Amtspflicht, die Erledigung durch den 
Gehilfen aber weder als Vertragserfüllung (mit wem ſollte auch ein 
Vertrag geſchloſſen ſein?) noch als Amtäpflichttätigkeit (der Gehilfe 
hat ja keine Amtspflichten) angeſehen werden könnte. 

Ein ſolches Ergebnis würde zunächſt in Einzelfallen die Auf⸗ 
klärung des Tatbeſtandes (beweispflichtig iſt in vollem Umfang der 
Kl. [RG.: JW. 1933, 1057 2, gegen RG. III 78/30) außerordent⸗ 
lich erſchweren. Das Ergebnis wäre aber auch grundsätzlich und vom 
Standpunkt der Billigkeit aus nicht zu rechtfertigen. Die verſchieden⸗ 
artige Beurteilung gleichartiger Tätigkeit nach dem Maßſtab, ob 
vom Notar oder deſſen Bürovorſteher, ob vom Gerichtsvollzieher oder 
deſſen Gehilfen vorgenommen, widerſpricht auch dem in ſtändiger 
Nechtſprechung im übrigen beachteten Grundſatz, daß die Art der 
Tätigkeit, nicht die Perſon, entſcheidet, ob Amtstätigkeit 
vorliegt. Der Bürger iſt bei Ausübung öffentlich⸗rechtlichen Amtes 
ein — wem auch ſchutzbefohlenes — Objekt. Das wird auch dadurch 
nicht anders, daß ein beſtimmter techniſcher Teil des Amtsgeſchäftes 
durch einen nichtbeamteten oder dafür nicht angeſtellten beamteten Ge⸗ 
hilfen ausgeübt wird. Dieſe Unterſcheidung der Tätigkeit findet ſich 
denn auch in den Entſcheidungen nirgends ausgeſprochen. 

Die logiſche Folge dieſer Auffaſſung wäre auch die, daß bei zu⸗ 
läſſiger Zuziehung eines für den Geſchäftskreis nicht beſtimmten Be⸗ 
amten für dieſen eine Haftung weder nach 8 839 noch nach anderen 
Beſtimmungen überhaupt eintritt (vgl. Delius, Ac. 149 und 
Note 1 das.; DLG. Düſſeldorf: BR. 1, 147 a. A.; R.: Höchſtgi⸗ 
Rſpr. 28, 1244). 

Endlich würde dieſe Unterſcheidung nach der Perſon des Tätigen 
weitere praktiſche Folgen haben müſſen. Daß der Kläger beweis⸗ 
pflichtig dafür iſt, daß der Notar fahrläſſig gehandelt hat, indem er 
Einreichung der Urkunde oder Einſicht des Grundbuches dem Büro⸗ 
vorſteher überlaſſen hat, mag noch hingehen. Hier iſt — inter⸗ 
eſſanterweiſe — bisher mit einer Vermutung geholfen: vom 
Notar iſt — ohne Erörterung, daß es ſich dabei um Widerlegung 
eines prima-facie-Beweiſes handele — verlangt worden, daß er ge⸗ 
prüftes Perſonal beſchäftige und es geeignet überwache. Es iſt alſo 
aus der unaufgeklärten Verſäumnis die Verletzung dieſer Pflicht ſtill⸗ 
ſchweigend gefolgert. Praktiſch ſteht das der Anwendung des 8 831 
BGB. bereits ziemlich gleich. 

Bedenklicher aber iſt, daß die Einſchränkung der Haftung für 
den Gehilfen dazu führen muß, möglichſt weitgehend Aufgaben an 
Gehilfen zu übertragen, weil für dieſe im Rahmen des 8 839 ja nicht 
gehaftet werden ſoll. 

II. Dieſe Bedenken rechtfertigen es, dem Standpunkt des RG. 
etwas nachzugehen. 

Richtig iſt, daß bei Amtspflichtverletzung eine Haftung nach den 
Beſtimmungen der 88 823 ff. ausgeſchloſſen tft (vgl. Delius: Ach. 
87, 144; RG. 100, 287; Dertmann 8 839 Anm. 20; Staudin⸗ 
90 ir 10. Anm. 3 [dieſer a. A. für § 826 und teilweiſe für 8 823 
9 

Grund iſt, daß die unerlaubte Handlung in 8 839 eine andere 
Normierung gefunden hat als in 88 823 ff. Damit allein aber kann 
die Unanwendbarkeit des 8 831 nicht gerechtfertigt werden. Denn 
dieſe Vorſchrift beſtimmt nicht die Rechtsfolge eines unerlaubten Tat⸗ 
beſtandes, ſondern beſagt nur, daß bei beſtimmter Verbindung zwiſchen 
Schädiger und einem Dritten („zu einer Verrichtung beftellt‘‘) dieſer 
Dritte dem Geſchädigten erſatzpflichtig wird, wenn er nicht die nach 
Art der Tätigkeit verſchieden zu bemeſſende Sorgfalt bei der Aus⸗ 
wahl und Überwachung beweiſt. 

Der Wortlaut ſcheint mir aber nach den Ausführungen zu II 
nicht entgegenzuſtehen. Auch andere Vorſchriften aus dem Gebiet der 
unerlaubten Handlung werden auf 8 839 angewandt, ſo die Beſtim⸗ 
mungen der SS 842 ff. (Staudinger, Anm. 3 und RG. 94, 103 ff.) 
und insbeſ. die Vorſchrift des $ 827 Satz 1 u. 2, die z. B. auch 
bei Landesgeſetzen angewandt wird, die eine entſprechende Vorſchrift 
in ihr AG. nicht oder etwa nur teilweiſe (Satz 1) übernommen 
haben (vgl. Delius S. 53 für A. 61 Bay BGB. und die weiteren 
Ausführungen über Landesgeſetze S. 60 ff.; vgl. weiter Delius: 
Ach. 90 u. 125 — für ſchuldloſes Verſehen des Grundbuchbeamten —, 
auch S. 151). 

Die Meinungen im Schrifttum und in der Rechtſprechung über 
die Anwendbarkeit des 8831 gehen weit auseinander. Für anwend⸗ 
bar halten die Beſtimmung im Rahmen des § 839: Lauge: JW. 
1928, 1846; Staudinger A. 78 Anm. 2b, während zu $ 839 
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Anm. 8 ohne eigene Stellungnahme die verneinende Auffaſſung des 
Rh. wiedergegeben wird; früher auch RGRKomm. § 839 Note 1; 
vgl. Delius: Recht 13, 495 und 16, 580; AG. S. 300 a. A., 345. 

In früherer Rechtſprechung iſt die Anwendbarkeit der Beſtim⸗ 
mungen nicht ausdrücklich verneint. Die Entſcheidung RO.: JW. 
1921, 238 enthält nach der Anmerkung von Oſtermeyer den Satz: 
„Er (der Notar) muß ſich einen tüchtigen Vertreter ausſuchen.“ Das 
würde für die Anwendung des 8 831 ſprechen. Die Entſcheidung RG. 
JW. 1916 (nicht 1915 wie JW. 1921 angeführt), 313 = 87, 347 
beſagt nur, daß 8 823 nicht neben 8 839 angewandt werden könne. 

Verneinend iſt von der älteren Rechtſprechung JW. 1910, 1004. 

Die Anwendung des 8 831 erſcheint aber nicht dem Sinne des 
Geſetzes gemäß. 8831 fieht eine Haftung für den Fall vor, daß 
jemand, der zu einem Dritten in einem Unterordnungsverhältnis 
ſteht, gerade über ſeine Aufgabe hinausgeht. Der Bürogehilfe 
bleibt aber in deren Rahmen, erledigt ſie nur unrichtig. Für derartige 
Tätigkeit wird bei vertraglichen Beziehungen gemäß 8 278 gehaftet. 

Dieſe Vorſchrift kann auf das Gebiet der unerlaubten, Hand⸗ 
lungen nach ſtändiger Rechtſprechung Anwendung nicht finden (ſo RG. 
119, 155 mit weiterer Rechtſprechung). 

Ein weiteres Bedenken iſt, daß es ſich bei den Amtspflichten 
um öffentlich⸗rechtliche, nicht einmal vertragsähnliche Beziehungen 
handelt. 

f Trotzdem ſcheint mir die unbedingte Ablehnung der Anwendung 
dieſer Beſtimmung weder bisher zureichend begründet noch mit der 
Rechtſprechung vereinbar. 8 

Die unerlaubte Handlung des 8 839 iſt auch der „Tat“ nach 
eine völlig andere als die übrigen unerlaubten Handlungen: Bei ihr 
müſſen ſchon vorher rechtlich erhebliche Beziehungen zwiſchen Be⸗ 
rechtigten und Verpflichteten beſtehen: nur wenn die Amtspflicht dem 
Beamten gegenüber dem Verletzten obliegt, kann er ſie verletzen. 
Auch ohne die Verletzung und vor ihr beſtehen beſondere Rechts⸗ 
beziehungen, beim Notar u. a. gebührenrechtlicher Art, wobei die 
Frage der Natur dieſes Anſpruchs hier unerörtert bleiben kann (vgl. 
hierzu Voß: DNotg. 33, 406 ff.). 

Auf öffentlich⸗rechtliche Beziehungen können bürgerlich⸗rechtliche 
Vorſchriften keinesfalls, auch nicht ſinngemäß Anwendung finden (be⸗ 
ſonders deutlich RG. 111, 182 für 8 618 BGB.). Wohl aber können 
und müſſen Rechtsgedanken, die dem bürgerlichen Recht zugrunde 
liegen, auf öffentlich⸗rechtliche Beziehungen Anwendung finden, wenn 
es gilt, eine Lücke des poſttiven öffentlichen Rechts auszufüllen, und 
wenn die Anwendung eines derartigen Rechtsgedankens dem Sinn 
des öffentlichen Rechts nicht widerſpricht. , 

So find u. a. die Rechtsgedanken folgender Veſtimmungen für 
gültig im öffentlichen Recht erklärt worden: 

89 134, 138 Abſ. 1 BOB. in Nc. 134, 167 Nichtigkeit des 
erzwungenen Entlaſſungsantrages eines Beamten; 8 5 

8278 i. Verb. m. 8618 (7) gegen eine Gemeinde gegenüber 
einem in ihrer Schule tätigen Lehrer, obwohl dieſer vom Staat an⸗ 
geftellt; $ 618, außerdem RG. 107, 189; 111, 22, 182. 2 

Die Grundfäge der ungerechtfertigten Bereicherung bet Zahlun⸗ 
gen zur Abgeltung von Verpflichtungen aus dem WohnmangGd. NG. 
132, 180; vgl. Del ius: AG. 84: wenn der Beamte unmittel⸗ 
bar den Geſchädigten befriedigt, ſoll die Rückforderung entſprechend 
5814 BOB. ausgeſchloſſen fein. 5 

Verwahrungspflichten entſprechend dem BGB. bei Steuerarreſt 
RG. 138, 42 ff., Haftung der Zollverwaltung für den Aufbewahrer 
RG. 115, 423. N 

Auch die Anwendbarkeit des $ 278 ift anerkannt (Staudin⸗ 
ger Anm. 14; Dertmann 3a; RG. 98, 342 f.; JW. 1926, 2290 
112, 291). f 

Der allgemeine Rechtsgedanke des 8 278 BGB. iſt der, daß 
derjenige, der ſich der Hilfe Dritter im eigenen Intereſſe bedient, das 
auf eigene Gefahr tut (ogl. Oertmann Anm. I). Die Anwendbarkeit 
dieſes Gedankens auf das öffentliche Recht ſchlechthin iſt NG: JW. 
1926, 2290 mit ausführlicher und zutreffender Begründung dargetan, 
während RG. 98, 342 f. (Beſchädigung einer Beamtin durch Er⸗ 
füllungsgehilfen des Fernſprechteilnehmers beim überſchnellen Drehen 
der Kurbel) die Anwendbarkeit ausdrücklich nur für öffentlich⸗recht⸗ 
liche Verträge ausgeſprochen war. — 

Mit Recht iſt von Friedrichs: JW. 1926 a. a. O. auf die 
widerſprechenden Entſcheidungen zur Frage der Haftung nach dem 
Rechtsgedanken des 9 278 BGB. bei der Aufnahme in öffentliche 
Krankenhäuſer hingewieſen, zu Unrecht aber angenommen, daß die 
Ausübung öffentlicher Gewalt nur bei Polizei» oder Militärkranken⸗ 
häuſern in Betracht komme. Bei der Zwangseinweiſung (Geſeß zur 
Bekämpfung der Geſchlechts krankheiten) oder der Einweiſung im 
Wege der Armenfürſorge kommt ein öffentlich⸗rechtlicher Vertrag 
überhaupt nicht in Betracht: hier handelt es ſich um ſtaatliche Für⸗ 
ſorge, die Ausübung öffentlicher Gewalt darſtellt (vgl. Fleiner 
S. 281; Rſpr. in Note 22; Rc. 91, 273; Delius: A9. 16 
i. Verb. m. RG: JW. 1927, 1994 und Kg.: JW. 1929, 2287). 

Letztere Entſcheidung iſt beſonders beachtenswert, weil ein Unter⸗ 
ſchied, ob zahlende Kranke oder nichtzahlende aufgenommen werden, 


nicht gemacht wird (Bewilligung des Armenrechts gegen einen An⸗ 
ſtaltsarzt). 

Iſt bei der Entſcheidung JW. 1926, 2290 der Rechtsgedanke 
des 8278 BGB. mit Recht zur Anwendung gekommen, jo iſt jeden⸗ 
falls der Standpunkt des RG., daß für dieſen Rechtsgedanken 
im Rahmen des 8839 BGB. kein Anwendungsraum jei — das 
RG. ſpricht abgekürzt von der Anwendung des § 278 —, in dieſer 
Allgemeinheit nicht aufrechtzuerhalten, weil auch dort nur eine un⸗ 
erlaubte Handlung in Betracht kommen Konnte. 

Er erſcheint mir aber auch für die Notar⸗ ebenſo wie für die 

Gerichtsvollzieherhaftung nicht richtig. Lägen bei dieſen Beamten nur 
Pflichten gegenüber der Allgemeinheit vor, ſo fehlte es an den Vor⸗ 
ausſetzungen des 8839 (RG. 118, 327), wie an denen einer Ans 
wendung des in § 278 BGB. verkörperten Rechtsgedankens (jo zu⸗ 
treffend RG. 113, 296 bei Verletzung der Streupflicht). Da es ſich 
aber bei Gerichtsvollziehern und Notaren um die Verletzung be⸗ 
ſtimmter Pflichten beſtimmten Perſonen gegenüber handelt, ſo liegt 
m. E. kein Anlaß vor, den durch die Gehilfen dieſer Perſonen ge⸗ 
ſchädigten Bürger anders zu behandeln, als den durch den Heilgehilfen 
im öffentlichen Krankenhaus rechtswidrig verletzten. 
4 Das entſpricht ſchließlich auch dem Stun der Beamtenhaftung, 
über den es in RG. 105, 335 heißt: „Die geſetzliche Anordnung der 
Staatshaftung iſt aus der Erwägung hervorgegangen, daß der Staat, 
der die Beamten mit obrigkeitlichen Befugniſſen ausſtattet und ſolche 
durch fie ausüben laßt, für die hierbei vorkommenden Verfehlungen 
dieſer ſeiner Organe einſtehen muß.“ 

Kann nun ein Teil derartiger Befugniſſe von einem nicht⸗ 
beamteten Gehilfen ausgeführt werden, ohne daß dem Betroffenen die 
Möglichkeit gegeben wäre, ſich dagegen zu wehren (im allgemeinen 
erfährt er von dieſer Teilung überhaupt nichts), ſo entſpricht auch 
die Anwendung des allgemeinen Rechtsgedankens des 8 278 BGB. 
dem Zweck der Beamtenhaftung ebenſo wie den Grundſätzen der 
Billigkeit. 

Dieſe Anwendung ſchützt auch vor dem durch Zufall bedingten 
Ergebnis, daß der Notar oder der Gerichtsvollzieher im einen Falle 
für ſich unbedingt, im anderen für den Gehilfen grundſätzlich über⸗ 
haupt nicht haftet. Es iſt auch ausgeſchloſſen, daß ſelbſt ein Beamter 
nicht haftet bzw. für ihn nicht gehaftet wird, wenn er zwar be⸗ 
ſugterweiſe zugezogen iſt, aber das Amtsgeſchäft an fi nicht in den 
Bereich feiner Zuständigkeit fällt (jo Delius: AHG. 149 Note 1) 
oder daß der Geſchädigte das Unglück hat, daß die betreffende Hilfs⸗ 
perſon gerade zufällig nur für dieſe Amtshandlung zugezogen war 
(vgl. Delius 84; Brand 616). Die hier vertretene Auffaſſung iſt 
übrigens auch ſchon von Delius: Recht 13, 501 ausgeſprochen: 
„Das Verſehen der Gehilfen, deren ſich ein Beamter befugterweiſe 
oder nicht bedient, gilt rechtlich als eigenes Verſchulden“, um 
dann allerdings fortzufahren: „Iſt der Gehilfe befugterweiſe an⸗ 
genommen, ſo haftet der Beamte vielleicht nur gemäß 8 831.“ 

Der Widerſpruch iſt offenſichtlich, er iſt bei Anwendung des 
Rechtsgedankens des 5 278 BGB. zu vermeiden, ebenſo auch die Zu⸗ 
fälligkeit des Ergebniſſes. 

Für die in RG. 130, 98 mit weiterer Rechtſprechung aus⸗ 
geſprochene Einſchränkung, daß der Rechtsgedanke des 8 278 nur in⸗ 
ſoweit Anwendung finde, als die öffentlichem Recht entſprungenen 
Verpflichtungen nach privatrechtlichen Geſichtspunkten zu beurteilen 
ſind, fehlt es an hinreichendem Grund; der Unterſchied iſt auch vom 
RG. nicht gewahrt, mir ſcheint dieſe Beurteilung auch unrichtig und 
die der Ausfüllung der Geſetzeslücke glücklicher und der klaren 
Scheidung zwiſchen öffentlichem und bürgerlichem Recht dienlicher. 

RA. Hermann Carl, Düſſeldorf. 


Zwiſchengebilde im geiſtig-gewerblichen Rechtsſchutz. 


Formen, Gruppierungen, Einteilungen ſind notwendig; ſie 
dürfen aber nicht als ausſchließliche „Wahrheiten“ genommen wer⸗ 
den, ſonſt wird Formalismus daraus. Das, was ſich nicht reſt⸗ 
los einordnen läßt, iſt deshalb nicht etwa ſchon unbrauchbarer 
Abfall. Im Gegenteil: in Überſchüſſen, Überſchneidungen und 
Zwiſchengebilden zeigt ſich oft der wahre Sinn eines größeren 
Rechtsgedankens. Das erſcheint beſonders eindringlich auf dem 
Geſamkgebiet der Urheberrechte und gewerblichen Schutzrechte. 
Eine größere Anzahl höchſtrichterlicher Entſcheidungen legte ſolche 
Frage und ſolche Unterſuchung nahe. Auf Vorſchlag der Schrift⸗ 
leitung der JW. gebe ich im folgenden einen kurzen Bericht 
aus einer längeren Abhandlung, die ich unter dem Titel „Über⸗ 
ſchneidung, Überfchuß und Zwiſchengebilde innerhalb des geiſtig⸗ 
gewerblichen Rechtsſchutzes“ („Die Lehre vom realen Zwiſchen⸗ 
raum“) im Juliheft 1933 (S. 531—545) der Zeitſchrift „Gewerb⸗ 
licher Rechtsſchutz und Urheberrecht“ veröffentlicht habe. A 

Es handelt ſich dabei nicht um Grenzverwiſchungen, ſondern 
um die wichtige Klärung materieller, mit lediglich formaliſtiſcher 
Prüfung nicht erkennbarer Zwiſchenräume, die nur bei ſchärfſter 
methodiſcher Abgrenzung der geſetzlich umgrenzten Einzelgebiete 
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ſichtbar werden. Schon innerhalb des Urheberrechts gibt es ſolche 
realen Zwiſchengeſtaltungen (z. B. Kunſtſchutz und Muſterſchutz), 
weit mehr noch zwiſchen Urheberrecht, Wettbewerbsrecht, Perſön⸗ 
lichkeitsrecht, techniſchen Rechten uſw.; es ſei nur erinnert an 
den Adreßbuchſchutz, den Titelſchutz, den Konſtruktionsſchutz, die 
Rechtsfragen bei Fakſimileausgaben, Abwägung der Merkmale 
„Zweckmäßigkeit“ und „äſthetiſcher Wert“ im Mufſterſchutzrecht, 
„fklaviſche Nachahmung“ und „Verkehrsgeltung“ — alles Er⸗ 
ſcheinungen, bei denen die Schutzwürdigkeit ſich aus mehreren 
Sparten des Geſamtgebietes des geiſtig⸗gewerblichen Rechtsſchutzes 
ergibt. In einen gewiſſen Gegenſatz zu dieſen Erſcheinungen tre⸗ 
ten die unbeſtimmteren — und doch realen — Zwiſchengebilde, 
die über die Grenzen einer beſtimmten Schutzgruppe hinausgehen 
und anſcheinend ins Leere fallen — anſcheinend, während ſie in 
Wirklichkeit ihren Schutz aus dem Sinn und Zweck der geſetz⸗ 
lichen Regelung des Geſamtgebildes nehmen und gerade deshalb 
ſo wichtige Zeugniſſe für dieſen gemeinſamen geiſtigen Gehalt 
einer nur zufällig (und praktiſch) in Schubfächern geordneten 
Geſetzgebung ſind. Hier kommen — um nur einige wenige Bei⸗ 
ſpiele zu nennen — u. a. die Gegenſtände der RG.⸗Entſcheidun⸗ 
gen: RG. 115, 180 (Gernegroßpuppen); 101, 1 (Siegfriedmöbel); 
135, 385 (Kranzblumen); JW. 1932, 1881 (Dekor 2937) in Be⸗ 
tracht. Es handelt ſich dort um Dinge, bei denen vielleicht der 
Rechtsſchutz aus einer Sparte des zuſammenhängenden Ge⸗ 
ſamtgebietes des geiſtig⸗gewerblichen Rechtsſchutzes nicht voll er⸗ 
reicht ſcheint, aber die Schöpfung doch zugleich ſo nahe an die 
Grenzen des einen ſowie anderer Einzelſchutzgebiete beranreicht, 
daß dieſe kumuliert ihn als reales ſchutzfähiges Zwiſchengebilde 
erſcheinen laſſen. 

Welche praktiſche Bedeutung dieſe Beſinnung auf den unmit⸗ 
telbaren Sinn und Zweck einer in der Rechtsordnung nieder⸗ 
gelegten, aber nicht formaliſtiſch beweisbaren Auffaſſung hat, 
wie ſie gerechtermaßen zu der Gewährung immanent vorhandener 
Rechte führt und inſofern einen über dieſes Sondergebiet hin⸗ 
aus ragenden Auslegungsgrundſatz bedeutet, das kann nur an 
näherer Betrachtung der Beiſpiele und Fälle nachgewieſen wer⸗ 
den, wie es in der genannten Abhandlung geſchehen iſt. Die Aus⸗ 
führungen dienen nicht nur dazu, eine Reihe von RG.⸗Entſchei⸗ 
dungen über ſolche immerhin ſchwierigen Grenzfälle zu bekräf⸗ 
tigen, und zwar mit z. T. veränderter Begründung, ſondern 
auch dazu, den Blick für allgemeinere Rechtsgrundſätze zu ſchär⸗ 
fen, die aus Sinn und Zweck von Geſetzeswerken herausgeleſen 
werden. Solche Auſchauung iſt auch auf anderen Gebieten analog 


anwendbar 
Dr. Alexander Elſter, Berlin. 


Zur Herabſetzung des Kapitals von Hypothek und Hypo- 
thekenforderung durch Zwangsvergleich im Entſchnl⸗ 
dungs verfahren nach dem Geſetz zur Regelung der land⸗ 
wirtſchaftlichen Schuldverhältniſſe vom 1. Juni 1933. 


Nach 829 des Gef. zur Regelung der landwirtſchaftlichen 
Schuldverhältniſſe v. 1. Juni 1933 können ohne Zuſtimmung des 
Gläubigers Forderungen gekürzt werden. Nach § 104 finden die 
Vorſchriften des Geſetzes über hypothekariſch geſicherte Forderungen 
auf alle Grundpfandrechte Anwendung. Dieſe Beſtimmung hat 
zwar in erſter Linie nur die Frage der Möglichkeit einer Herab⸗ 
ſetzung von Grundſchulden und der durch ſie geſicherten Forderun⸗ 
gen regeln wollen. Sie kann jedoch zwanglos auf die Herabſetzung 
des Kapitals einer Hypothek angewendet werden, und zwar dahin, 
daß die Hypothek in demſelben Umfange wie die durch ſie geſicherte 
Forderung herabzuſetzen iſt. Dadurch wird das wirtſchaftlich un⸗ 
tragbare Ergebnis vermieden, daß durch die Kürzung der Hypo⸗ 
Waben eine Eigentümergrundſchuld entſteht ($ 1163 


SZbeifelhafter iſt die Behandlung der Fälle, in denen perſön⸗ 
licher und dinglicher Schuldner bei der Hypothek auseinanderfallen. 
Der wichtigſte Fall iſt der, daß der Inhaber des Entſchuldungs⸗ 
betriebes das Grundſtück durch Kauf erworben, die auf ihm laſten⸗ 
den Hypotheken übernommen, der Gläubiger aber die Schuldüber⸗ 
nahme nicht genehmigt hat. Eine Kürzung der durch die Hypothek 
geſicherten Forderung nach § 29 iſt nicht möglich, da das Ent⸗ 
ſchuldungsverfahren ſich nicht gegen den Schuldner dieſer Forde⸗ 
rung richtet. Zuläſſig iſt nach §H 29 dagegen eine Kürzung des 
durch die Bi genehmigte Schuldübernahme entſtandenen Erfül⸗ 
lungsanſpruchs des Verkäufers gegen den Betriebsinhaber. Ferner 
kann nach § 104 das Kapital der Hypothek herabgeſetzt werden. 
Bliebe die durch die Hypothek geſicherte Forderung unverändert 
beſtehen, ſo würde das dem Zweck des Entſchuldungsgeſetzes wider⸗ 
ſprechen, rechtlich klare und wirtſchaftlich vernünftige Rechtsver⸗ 
hältniſſe zu ſchaffen. Hinzu kommt, daß eine Herabſetzung der durch 
die Hypothek geſicherten Forderung ohne weiteres möglich wäre, 
wenn der Gläubiger die Schuldübernahme genehmigt hätte. 

Ein wirtſchaftlich brauchbares Ergebnis kann durch ausdeh⸗ 


nende Auslegung des Begriffs des Mitſchuldners im § 35 erzielt 
werden. Nach dieſer Beſtimmung wirkt die Herabſetzung der Forde⸗ 
rung auch für einen Mitſchuldner. Damit ſoll erreicht werden, daß 
wirtſchaftlich gleichliegende Verhältniſſe rechtlich gleich behandelt 
werden. Dieſem Zweck des Geſetzes wird man nur gerecht, wenn 
man unter den Begriff des Mitſchuldners auch das zwiſchen Ver⸗ 
käufer und Betriebsinhaber beſtehende Rechtsverhältnis fallen läßt. 
Schließt man ſich dieſer Auslegung an, jo kann die durch Hypothek 
geſicherte Forderung ebenſo gekürzt werden wie die Hypothek und 
der Erfüllungsanſpruch des Verkäufers gegen den Betriebsinhaber. 

Hat der Betriebsinhaber die Hypothek für die Schuld eines 
Dritten beſtellt, ſo iſt nach § 104 die Kürzung der Hypothek zu⸗ 
läſſig. Für eine Kürzung der geſicherten Forderung kommt nur 
835 in Betracht. Ihn auf dieſen Fall anzuwenden, erſcheint jedoch 
nicht angängig. Dinglicher und perſönlicher Schuldner können, 
wenn nicht ein Erfüllungsanſpruch wie in dem vorigen Falle hin⸗ 
zukommt, nicht als Mitſchuldner angeſehen werden. Wirtſchaftliche 
Erwägungen zwingen hierzu nicht. 

Mit Rückſicht darauf, daß das 85 wegen ſeiner Eigenart 
in ſeinen Grundzügen auch weiten Kreiſen Rechtsunkundiger mög⸗ 
lichſt verſtändlich ſein muß, wäre es zu wünſchen, daß die hier 
behandelten Fragen in einer DurchfVO. eindeutig geregelt würden. 

A.⸗ u. LGR. Dr. von Rozycki⸗ von Hoewel, Magdeburg. 


Die Pfändung eigener Fachen. 


Gläubiger pfänden gelegentlich bei ihren Schuldnern Sachen, die 
ihnen ſelbſt zu Eigentum gehören. Insbeſ. Sicherungsübereignung 
und Abzahlungskauf haben dieſe Erſcheinung oft im Gefolge. Das 
Eigenartige dieſer Fälle liegt meiſt darin, daß der Gläubiger dem 
Schuldner gegen Zahlung eines gewiſſen Betrages zur Übereignung 
der gepfändeten Sache verpflichtet iſt und nun für dieſe Summe 
ſeine Befriedigung aus dem Pfandſtück ſucht. 

Die Möglichkeit, wegen fremder Schuld ſich an eigene Sachen 
zu halten, iſt heute grundsätzlich anerkannt ). Allerbings birgt fie 
gewiſſe prozeſſuale Schwierigkeiten in ſich. Gegenſtand der Zwangs⸗ 
vollſtreckung ſoll nur das nach dem Titel haftende Vermögen des 
Schuldners ſein. Jede andere Vollſtreckung iſt daher unrechtmäßig. 
Pfändet ein Gläubiger ihm ſelbſt gehörige Sachen, ſo liegt ein fehler⸗ 
hafter Vollſtreckungsakt vor. 

Die Pfändung und das anſchließende Verfahren ſind deswegen 
jedoch nicht einfach nichtig. Es handelt ſich um Akte der Obrigkeit, 
die, wenn wenigſtens die (formellen) Verfahrensvorſchriften gewahrt 
werden, zunächſt rechtswirkſam ſind und ihre Wirkung bewahren, 
bis ſie aufgehoben werden. Ihre Fehlerhaftigkeit mit der Begrün⸗ 
dung geltend zu machen, daß ein anderer als der Schuldner Eigen⸗ 
tümer der gepfändeten Sache ſei, müßte mittels der Widerſpruchs⸗ 
klage gemäß 8 771 BRD, geſchehen. Dieſen Weg zu beſchreiten, 
würde nur der Verletzte ſelbſt aktiv legitimiert ſein ?), alſo hier der 
Gläubiger, dem ſein Eigentum ein die Veräußerung hinderndes Recht 
gibt. Da das nicht in Betracht kommt, ſo geht das Verfahren regel⸗ 
mäßig ſeinen Gang, ohne Rückſicht darauf, daß der gepfändete 
Gegenſtand dem Schuldner nicht gehört. 

Der fehlerhafte Vollſtreckungsakt hat aber nicht die gleichen 
Wirkungen wie ein ordnungsmäßiger. Er vermag vielmehr lediglich 
die öffentlich-rechtlichen Folgen herbeizuführen, insbeſ. alſo den 
Pfandbeſchlag und die Grundlage für die ſpätere zwangsweiſe Ver⸗ 
wertung des gepfändeten Gegenſtandes. Dagegen zeigt er keine 
privatrechtlichen Wirkungen, weil inſoweit der Grundſatz des Privat⸗ 
rechts gilt, daß der fehlerhafte Rechtsakt nichtig iſt. Das Pfändungs⸗ 
pfandrecht gemäß 8804 3 po, entſteht deshalb nichts). Denn für 
ſeine Begründung iſt nach allgemeiner Anſicht das bürgerliche Recht 
maßgebend ). Dem Pfändungspfandrecht ſteht überdies auch das 
Eigentum gerade des Gläubigers im Wege. Er müßte ein Pfand⸗ 
recht an eigener Sache erwerben, und die Entſtehung eines ſolchen 
Pfandrechts würde mit dem bürgerlichen Recht nicht zu vereinen 
ſein 5). Das Geſetz läßt das Pfandrecht an eigener Sache nur aus⸗ 


1) Vgl. u. a. RG. 79, 241; ferner Stein⸗Jonas, 1926, 
Bem. II 4 zu 8 804 ZPO. und das dort ſowie bei Staudinger⸗ 
Kober, 1928, Bem. II 4 zu 8455 BGB. zit. Schrifttum. 

8 2) So mit Recht Emmerich, Pfandrechtskonkurrenzen, 1909, 

. 34 ff. 
3) Vgl. RG. 22, 270; 79, 241; Stein ⸗Jonas, 1926, 
Ben. II 3 zu § 804 ZPO.; Emmerich, der (Pfandrechtskonkurren⸗ 
zen S. 34/35) das Pfandrecht entſtehen laſſen will, überſieht, daß 
der öffentlich⸗rechtliche Pfandbeſchlag und das privatrechtliche Pfän⸗ 
dungspfandrecht verſchiedene Dinge ſind. Aus dieſem Grunde geht 
auch feine Polemik gegen Müller (Pfändungspfandrecht S. 110 f.) 
an der Sache vorbei. 

4) Roſenberg, Lehrbuch des deutſchen Zivilprozeßrechts, 1929, 
8196 II 2b (S. 632/33). 

5) Vgl. Staudinger-Kober, 1926, Bem. I 1 f. zu $ 1204 
BGB . 
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nahmsweiſe zu, und zwar auch nur in der Form des Fortbeſtehens 
eines urſprünglich fremden Pfandrechts. Es ſpricht in $ 1256 Abſ. 1 
BGB. ausdrücklich aus, daß ein Pfandrecht erliſcht, wenn es mit 
dem Eigentum in einer Perſon zuſammentrifft, und nur in 8 1256 
Abſ. 2 fingiert es für gewiſſe Fälle deſſen Fortdauer. 8398 HGB. 
dagegen vermeidet bewußt die Konſtruktion eines Pfandrechts an 
eigener Sache zugunſten des Kommiſſionärs ö). 

Die Folge dieſer Rechtslage iſt, daß der Gläubiger kein vor⸗ 
gehendes Pfandrecht geltend machen kann, falls noch weitere Gläu⸗ 
biger in den fraglichen Gegenſtand vollſtrecken. Erwirbt insbeſ. der 
Schuldner unter dieſen Umſtänden das Eigentum an dem Pfand⸗ 
gegenſtand, jo konvaleſzieren zwar alle Pfandrechte, weil ihr Ent⸗ 
ſtehungstatbeſtand ſich nunmehr vervollſtändigt, aber im gleichen 
Augenblick und deshalb mit gleichem Rang ), alſo nicht in der 
Reihenfolge der Pfändungen. Der Gläubiger iſt deshalb gezwungen, 
gegen nachfolgende Pfändungen geſtützt auf ſein Eigentum die 
Interventionsklage zu erheben, wenn er ſeine Rechte wahren will. 

Um dieſen Folgerungen und überhaupt den Ronftruktiven 
Schwierigkeiten zu entgehen, die aus dem Eigentum des Voll⸗ 
ſtreckungsgläubigers folgen, hat man vielſach angenommen, daß der 
Gläubiger mit der Pfändung auf ſein Eigentum verzichte. Einen 
ſolchen Verzicht wird man jedoch nicht ſchlechthin unterſtellen dürfen. 
Der Gläubiger, der die Feinheiten der Rechtslage kaum überſehen 
wird, hat regelmäßig nicht den Willen, ſein Eigentum aufzugeben; er 
beabſichtigt, vielmehr lediglich, dieſes zu verſilbern. Vor allem wird 
er aber auf die Möglichkeit nicht verzichten wollen, Pfändungen von 
dritter Seite gemäß 8 771 ZPO. zu widerſprechen. — In richtiger 
Würdigung dieſer Sachlage hat das RG. deshalb den Standpunkt 
eingenommen, daß zwar eine Eigentumsaufgabe durch die Pfändung 
im Einzelfall denkbar iſt und aus der Geſamtheit aller Umſtände 
folgen kann, daß ſie aber nicht als Grundſatz hingeſtellt werden 
darf e). Die gegenteilige Anſicht führt übrigens auch nicht ohne 
weiteres zu dem gewünſchten Ziel, da mit der Eigentumsaufgabe der 
Schuldner nicht alsbald ſeinerſeits Eigentümer wird, und damit die 
Vorausſetzungen einer ordnungsmäßigen Vollſtreckung eintreten, ſon⸗ 
dern er ſich die herrenlos gewordene Sache erſt aneignen muß). 

Kommt die gepfändete Sache zur Verſteigerung, ſo tritt der 
Steigerlös an ihre Stelle. Es findet dingliche Surrogation ſtatt 10). 
Der Gegenwert fällt demnach ſofort in das Eigentum des Gläubigers. 
Ein Pfändungspfandrecht entſteht auch jetzt an dem Erlös nicht. 
Deshalb tritt die in 8 819 ZPO. vorgeſehene Rechtsfolge nicht ein. 
Denn die Fiktion, der Gläubiger ſei mit der Empfangnahme des 
Geldes durch den Gerichtsvollzieher befriedigt, hat zur Vorausſetzung, 
daß der Gläubiger durch ein Pfändungspfandrecht geſichert iſt und 
daß überhaupt eine ordnungsmäßige Vollſtreckung vorliegt 1). Gleich⸗ 


6) Vgl. Stein⸗Jonas, 1926, Bem. II 4 zu 8804 3PO. 

) RG. 60, 73. 

s) RG. 66, 348; 79, 241; Rſpr. 18, 400; 23, 211; ferner 
Staud inger⸗Kober, 1928, Bem. II 4 zu 8 455 Bc B.; Staub ⸗ 
Koenige, 1921, Bem. 66 im Anfang zu 8 382 BGB. u. a.; einen 
Verzicht ſchlechthin nehmen an u. a. Franke: 38. 40, 461; 
Düringer⸗ Hachenburg, Vorbemerkung zu 8 368 HGB. An- 
merkung 183 u. a. 

9) Bedenklich die Konſtruktion des OL F. Breslau: Recht⸗ 
ſprechung 26, 395. 

10) Stein⸗Jonas, 1926, Bem. I zu 9 819 ZPO. 

11) Eine andere Auffaſſung wäre übrigens auch mit der all- 
gemein anerkannten Anſchauung unvereinbar, daß auch in dieſem 
Stadium der Vollſtreckung die Widerſpruchsklage noch möglich iſt. 


wohl hat der Gerichtsvollzieher den Steigerlös in der üblichen Weiſe 
auszukehren; das heißt: dem Gläubiger gebührt nur der im Schuld⸗ 
titel genannte Betrag nebſt Koſten, während ein etwaiger ber» 
ſchuß dem Schuldner auszuhändigen ſein würde. Denn der Gerichts⸗ 
vollzieher hat ſich ausſchließlich nach vollſtreckungsrechtlichen Grund⸗ 
ſätzen zu richten. Die im Hintergrunde ſtehende materielle Rechtslage 
iſt für ihn bedeutungslos. Es bleibt dem Beteiligten überlaſſen, ſich 
über ſie außerhalb des Vollſtreckungsverfahrens auseinanderzuſetzen. 
Dabei würde zu beachten fein, daß der Schuldner auch materiell- 
rechtlich einen Anſpruch auf Auskehrung des Überſchuſſes an ſich in 
den Fällen haben würde, in denen der Gläubiger nach Tilgung der 
Schuld zur Übertragung des Eigentums an dem gepfändeten Gegen⸗ 
ſtand verpflichtet geweſen wäre. 

Die Befriedigung des Gläubiger⸗Eigentümers tritt jedoch ein, 
wenn der Gerichtsvollzieher ihm den ihm zuſtehenden Anteil am 
Erlös aushändigt. In dieſem Augenblick wirkt ſich das Voll⸗ 
ſtreckungs verfahren trotz feiner Fehlerhaftigkeit auch materiell⸗ rechtlich 
aus. Der Gerichtsvollzieher verſchafft dem Gläubiger das Eigentum 
am Erlös grundſätzlich durch Amtshandlung, alſo kraft öffentlicher 
Gewalt. Er wird hierbei nicht etwa als Vertreter des Schuldners 
oder auf ähnlicher Grundlage tätig. Der Eigentumserwerb des 
Gläubigers erfolgt daher nicht gemäß den Vorſchriften des BGB. 
und folgeweiſe ohne die ſich aus ihnen ergebenden Einſchränkungen, 
ſowie ohne Rückſicht auf den Voreigentümer, das Beſtehen eines 
Pfändungspfandrechts oder den guten Glauben 12). Der Gläubiger, der 
bei dieſer Rechtslage nicht etwa von ſich ſelbſt Eigentum übertragen 
erhält, erwirbt mit der Auskehrung des Erlöſes an dieſem neues, 
von ſeinem früheren unabhängiges Eigentum, und dieſer Neuerwerb 
bedingt die Tilgung der Schuld. Im übrigen erhält deshalb der 
Gläubiger den Erlös frei von beſchränkten dinglichen Rechten, die 
etwa bislang auf dem gepfändeten Gegenſtand und auf dem Erlös 
gelegen haben. — Bezüglich des dem Schuldner auszuzahlenden 
Überſchuſſes bleibt die materielle Rechtslage indeſſen unverändert, bis 
Vermiſchung eintritt oder über ihn verfügt wird. 

Erſteigert der Gläubiger die eigene Sache ſelbſt, ſo gilt für 
deren Übereignung Ahnliches wie für den Steigerlös. Auch hier er⸗ 
wirbt der Gläubiger neues und gegebenenfalls laſtenfreies Eigentum 
kraft einer Amtshandlung des Gerichtsvollziehers 18), ohne ſein 
eigener Rechtsnachfolger zu werden. Ebenſo iſt der Fall zu be⸗ 
handeln, daß der Gläubiger den Antrag ſtellt, ihm die gepfändete 
Sache unter Anwendung des 8 825 ZRD. zu Eigentum zu über⸗ 
tragen und den Gegenwert dafür auf die Schuldſumme zu verrechnen. 
Auch hier erhält der Gläubiger kraft Richterſpruchs, alſo von hoher 
Hand neues Eigentum 1). Dieſer in der Praxis häufig bei Ab⸗ 
zahlungsgeſchäften eingeſchlagene Weg iſt alſo rechtlich ſehr wohl 
gangbar. 

GerAff. Dr. Friedrich Wolfgang Hagedorn, 
Bremerhaven. 


Wäre der Schuldner bereits von ſeiner Schuld befreit, ſo würde ſie 
jetzt ausſchließlich auf Koſten des Gläubigers gehen. — Ein unhalt⸗ 
bares Ergebnis! 

12) Vgl. hierzu die entſprechenden Ausführungen bei Stein⸗ 
Jonas, 1926, Bem. IV zu 8817 ZPO. 

18) So Stein-Jonas, Bem. IV zu 8817 ZPO.; Roſen⸗ 
berg, Lehrbuch des deutſchen Zivilprozeſſes, 1929, 8 197 III 2 
(S. 637); für die Zwangsverſteigerung entſprechend Jaeckel⸗ 
Güthe, 1929, Bem. 2 zu 8 90 Zwerſtch.; a. A. Emmerich, 
Pfandrechtskonkurrenzen, 1909, S. 340. 

14) Stein⸗Jonas, 1926, Bem.: II 3 zu 8825 ZPO. 


Schrifttum. 


Die Einſendung von Büchern begründet keinen Anſpruch auf Beſprechung. Eine Rückſendung kann in keinem Fall erfolgen. 


Dr. Hans Pott, Rechtsanwalt in Hamburg: Die Rechts⸗ 
natur der ſtaatlichen Gebührenerſtattung an den Armen⸗ 
anwalt unter Berüchſichtigung des Duotenarmenrechts. 
(Prozeßrechtliche Abhandlungen. Heft VII.) Berlin 1933. 
Carl Heymanns Verlag. VIII u. 67 S. 


Der Verfaſſer hat ſich der verdienſtlichen Aufgabe unterzogen, 
die Rechtsnatur der ftaatlichen Gebührenerſtattung an den Armen⸗ 
anwalt unter beſonderer Berückſichtigung des Quotenarmenrechts 
einer eingehenden Betrachtung zu würdigen. 

Die Arbeit bringt kurz die geſchichtliche Entwick⸗ 
lung der Gebührenerſtattung, die, wie es allgemein bekannt iſt, 
ſeit 10 Jahren beſteht, und prüft dann die Rechtsnatur der 
Gebührenerſtattung. N 

Der Verfaſſer lehnt mit Recht die Auffaſſung ab, daß der 


Gebührenerſtattung an den Armenanwalt die Rechtsfigur des 
Dienftvertrages § 612 ff. BGB. zukomme. Er meint, dieſe Auf⸗ 
faſſung ſei ſchon En nicht haltbar, weil der Staat kein Recht 
habe, dem Anwalt zeiſungen in bezug auf die Prozeßführung zu 
erteilen. Dies iſt bei Dienſten höherer Art kein durchgreifendes 
Argument gegen die Ablehnung des Dienſtvertrages. 

Man wird den Dienſtvertrag mit dem Verfaſſer deswegen 
ablehnen müſſen, weil es an einem Vertragsverhältnis fehlt (S. 6). 
Ferner läßt ſich die Ablehnung m. E. auch damit begründen, daß 
der Anwalt dem Staate gegenüber nicht zu einer vertraglichen oder 
vertragsähnlichen Leiſtung verpflichtet ift. 

Beſonders eingehend hat ſich der Verfaſſer mit der 1 be⸗ 
ſchäftigt, ob die Gebührenerſtattung als 6 Ar ntliches Rechts ⸗ 
inſtitut anzuſehen ſei. Er kommt zu der Auffaſſung, daß dies 
nur in den Fällen anzunehmen iſt, in denen der Armenanwalt an 
ſeiner Gebührenforderung gegen die arme Partei geſchädigt iſt. 
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In dieſem Abſchnitt unterſucht der Verfaſſer beſonders be- 
friedigend die Stellung des Anwalts, insbeſ. die des Armen⸗ 
anwalts, zum Staat. Er ſetzt ſich hier mit dem 8 125 ZPO. aus⸗ 
einander und lehnt die Auffaſſung von Geiershöfer ab, daß 
der Anſpruch des Armenanwalts gegen ſeinen Auftraggeber (die 
Partei) erſt mit dem Eintritt der Vorausſetzung des § 125 3PO. 
gegeben iſt, und ſchließt ſich im weſentlichen der Auffaſſung von 
Walter ⸗Joachim⸗Friedlaender an, die dahin geht, 
daß der Anſpruch des Armenanwalts an ſeinen e ſo⸗ 
fort entſteht, aber gemäß § 125 ZPO. bedingt bzw. betagt ſei. 

Im weſentlichen iſt für den Verfaſſer für dieſe Anſicht maß⸗ 
gebend, daß der Auftraggeber des Armenanwalts Leiſtungen, die 
er an den Armenanwalt bewirkt, würde kondizieren können, folgte 
man der Auffaſſung von Geiershöfer. 

Hier hätte m. E. der Verfaſſer das Inſtitut der Fälle der 
nichterzwingbaren Verbindlichkeit Velernzieh en können. 

Nach der Ablehnung, daß die Gebührenerſtattung als 
öffentliches Rechtsinſtitut aufzufaſſen iſt, gelangt der Ver⸗ 
faſſer zu der Anſicht, daß der Staat dem Anwalt mit der Bei⸗ 
ordnung nur einen Kontrahierungszwang i. S. einer Pflicht zum 
Vertragsſchluß auferlegt und damit der armen Partei die Begrün⸗ 
dung der Vertretungspflicht durch den Abſchluß des Mandatsver⸗ 
trages überläßt. 

Dieſer ſehr eingehend begründeten Auffaſſung iſt beizu⸗ 
ſtimmen. 

Auch der Auffaſſung des nee die dahin geht, daß der 
Erſtattungsanſpruch des Armenanwalts gegen den Staat von der 
Gebührenforderung gegen die arme Partei abhängig und bürg⸗ 
ſchaftsähnlich iſt, muß zugeſtimmt werden. 

Beſonders hervorgehoben muß werden, daß der Verfaſſer fich 
mit den drei Theorien über die Berechnung des Gebühren⸗ 
erſtattungsanſpruches beim Quotenarmenrecht auseinandergeſetzt 
hat und zu der m. E. richtigen Auffaſſung gelangt iſt, daß der 
Armenanwalt von den Sätzen der RAGebO. den der Armenrechts⸗ 
bewilligung entſprechenden Bruchteil, unter Ermäßigung des Er⸗ 
gebniſſes, falls es den Höchſtbetrag der nach dem Armenanwalts⸗ 
geſetz möglichen Gebühren überſteigt, auf dieſe erhält. 

Der Verfaſſer hat alle Fragen, wie die der Verjährung des 
Gebührenanſpruches uſw., die auch in der Nahe des Themas liegen, 
einer gründlichen Prüfung unterzogen. 

Vielleicht hätte ſich noch § 124 ZPO. in den Kreis der Be⸗ 
N stehen laſſen. Beſonders würde hier folgender Fall inter- 
eſſieren: 

Der Armenanwalt erlangt in der erſten Inſtanz ein ob⸗ 
ſiegendes Urteil und ſomit einen ſelbſtändigen Anſpruch gegen die 
Gegenpartei. In der Berufungsinſtanz wird das für die arme 
Partei günſtige Urteil vielleicht abgeändert. Der Gegner erklärt als⸗ 
dann die Aufrechnung gegenüber dem Gebührenerſtattungsanſpruch 
aus der erſten Inſtanz mit den Koſten der zweiten Inſtanz. 

Dieſe Fragen ſind leider bisher einer gründlichen rechtlichen 
Würdigung nicht unterzogen worden. 

Abſchließend kann geſagt werden, das insbeſ. die nde Sie 
ſehr häufig Veranlaſſung haben wird, auf die vorliegende Schrift 
zurückzugreifen, und daß fie dem Verfaſſer dann für feine Arbeit 


Dank wiſſen wird. 
RA. Dr. Otto Rilk, Berlin. 


Hans Meyer, Juſtizinſpektor in Nürnberg, Theobald Hirſch⸗ 
mann, Juſtizoberſekretär in München, und Karl Schiller, 
Juſtizoberſekretär in Nürnberg: Zivilprozeßordnung und 
Gerichtsverfaſſungsgeſetz. 3. Auflage, vollſtändig neu bear⸗ 
beitet nach dem Stande der Geſetzgebung vom 15. Okt. 1932. 
Nürnberg 1932. Buchverlag Erich Spandel. Preis 16 RM. 

Die 1928 erſchienene zweite Auflage dieſes von Beamten des 
oberen Juſtizdienſtes bearbeiteten Kommentars iſt hier ſeinerzeit 
günſtig beſprochen worden. Die dritte Auflage iſt inſofern ver⸗ 
beſſert, als nunmehr allenthalben auch auf das ArbGG. Bezug 
genommen iſt. Das Buch erhebt natürlich nicht den Anſpruch, ein 
ſelbſtändiges wiſſenſchaftliches Werk zu ſein, aber es gibt in ge⸗ 
ſchickter, knapper und klarer Form das weſentlichſte wieder, was 

Wiſſenſchaft und Praxis zur Erläuterung der ZPO. und des 

GVG. erarbeitet haben. 

Geh. OJ R. Dr. Preiſer, Potsdam. 


Karl Brandi: Urkunden und Akten. Für rechtsgeſchichtliche 
und diplomatiſche Übungen. Berlin 1932. Walter de 
Gruyter & Co. 3. Aufl. 115 S. Preis geb. 5,50 RM. 

Nicht die Verſchulung des Rechtsunterrichts, ſondern die Be⸗ 
lebung und Vertiefung muß das Ziel der Studienreform ſein. Was 
für den rechtsdogmatiſchen Unterricht die Erörterung des Einzelfalls 
bietet, das bringt für die vertiefte Betrachtung der Rechtsgeſchichte das 

Eindringen in die Quellen. Für den Unterricht brauchbare Quellen⸗ 


Schrifttum 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


ſammlungen kommen freilich nur recht wenige in Betracht. Die vor⸗ 
liegenden Urkunden und Akten des berühmten Hiſtorikers der Uni⸗ 
verſität Göttingen, die nun in 3. Auflage erſcheinen, haben ſich in 
faſt 20 Jahren bewährt. Die Sammlung, zunächſt für die diplomatiſche 
Schulung der Hiſtoriker beſtimmt, kann auch im rechtsgeſchichtlichen 
Unterricht die beſten Dienſte leiſten. Ihr beſonderes Verdienſt liegt 
in der Weite ihres Horizontes. Zeitlich reichen die Quellen vom An⸗ 
fang der chriſtlichen Zeitrechnung bis zum Beginn der Neuzeit, räum⸗ 
lich umſpannen ſie das ganze Abendland. Inhaltlich findet der Juriſt 
die wichtigſten ſtaatsrechtlichen und kirchenrechtlichen Stücke des 
Mittelalters; die Kaiſer⸗ und Papſturkunden nehmen faſt die Hälfte 
des Raumes ein. Daneben kommt auch in der neuen Auflage das 
Privatrecht zu feinen Recht; nur Prozeß- und Strafrecht iſt aus⸗ 
geſchieden. Neben den Quellen zur Geſchichte von Imperium und 
Sazerdotium ſind auch intereſſante Stücke zur Territorial⸗ und 
Stadtrechtsgeſchichte aufgenommen. Man kann dem Buche nur die 
weiteſte Verbreitung wünſchen. 5 
Prof. Dr. Hans Hanitz, Köln. 
Die Verordnungen zur Vereinfachung der preußiſchen Ver⸗ 
waltung vom 3. Sept. 1932 und 17. März 1933 mit den 
dazugehörigen Durchführungs⸗ und Aus führungs beſtim⸗ 
mungen. Erläutert von Dr. Ernſt Froelich, Oberver⸗ 
waltungsgerichtsrat. Ergänzungsheft zu Bd. I, II, VII 
M. von Brauchitſch: Verwaltungsgeſetze für Preußen. Preis 
2 Hall. 


Mit der VO. zur Vereinfachung und Verbilligung der Ver⸗ 
waltung v. 3. Sept. 1932 i. d. Faſſ. der VO. v. 17. März 1933 
(offiziell die „Erſte“ VereinfachungsVO. genannt) ſetzt Preußen 
die auf Einzelgebieten begonnene Verwaltungsreform fort. Die 
neuen Vorſchriften haben gewöhnlich nur Novellencharakter. Sie 
ändern früher erlaſſene Geſetze nur inſoweit ab, als dieſe inhalt⸗ 
lich entgegenſtehen. Für den, der das geltende Recht anzuwenden 
hat, entſteht die ſchwierige Frage, wie die verſchiedenen Vorſchriften 
aufeinander abzuſtimmen ſind. 1 

Die Schwierigkeiten werden durch die zuverläſſigen Erläute⸗ 
rungen von Froelich beſeitigt. Dieſer nimmt zu den zahl⸗ 
reichen Fragen, die die VO. entſcheidet, mit kurzen, treffenden Ber 
merkungen Stellung, ſo u. a. zu dem Problem Oberpräſident⸗ 
Regierungspräſident, zu der Geſtaltung des OVG. zum reinen 
Rev., zur Aufhebung von Sonderverwaltungen, zur Beſeitigung 
der kollegialen Verfaſſung in Abt. II und III der Regierung und 
zur Vereinheitlichung der Beten der Kreisinſtanz. 

Die BO, find in ihrem vollen Wortlaut, und zwar die VO. 
v. 3. Sept. 1932 in der durch die VO. v. 17. März 1933 abge⸗ 
änderten Faſſung abgedruckt. In einem 18 ſind die Durchf⸗ 
DO, die Ausführungsanweiſungen, die VO. über das Verfahren 
in Landeskulturſachen ſowie die Verteilungsordnung enthalten. 
Dagegen iſt leider die „Zweite“ VereinfachungsVO., die eine 
Neuregelung für die Miniſterien trifft, nicht wiedergegeben. 

Die Ausgabe erſcheint zugleich als Ergänzungsheft zu dem 
berühmten Werke von Brauchitſch, Verwaltungsgeſetze für 
Preußen. 

Es läßt ſich nicht vermeiden, daß inzwiſchen weitere ein⸗ 
ſchlägige Vorſchriften ergangen find, die in der Sammlung nicht 
mehr enthalten find, z. B. das Gef. über den Provinziakrat v. 
17. Juli 1933. Man wird jedenfalls dem Geſetzgeber für eine 
baldige, abſchließende, geſetzliche Zuſammenfaſſung der vielen un⸗ 
überſichtlichen Vorſchriften über die allgemeine Landesverwaltung 
dankbar ſein. 

Dr. Kurt von Bohlen, Berlin. 


Dr. jur. Dr. rer. pol. h. c. Drews, Staatsminiſter, Präſident 
des preuß. Oberverwaltungsgerichts, Honorarprofeſſor: 
Preußiſches Polizeirecht. Ein Leitfaden für Verwaltungs⸗ 
beamte. II. Band: Beſonderer Teil. In Gemeinſchaft 
mit ORegR. Kempner, RegR. Dr. Michel, OgegR. 
Dr. Kerſtiens, Landrat Bähniſch, OVGR. Dr. Froelich, 
Min R. Dr. Vollbach. 1. bis 3. Tauſend. Berlin 1933. 
Carl Heymanns Verlag. Preis geb. 12 KN. 

Der zweite Teil des Werkes gibt den Rechtszuſtand v. 1. Aug. 
1932, alſo ungefähr das Recht vor Durchbruch der nationalen Er⸗ 
hebung. Er umfaßt: Sicherheitspolizei (19. Kap.: Schutz gegen böſen 
Willen, von Kempner), Gewerbe (Miche ]), Gaſtſtätten (Rer⸗ 
ſtiens), Geſundheit (Bähniſch), Bau und Wege (Froelich), 
Landwirtſchaft und n Tier⸗ und Pflanzenſchutz, Tierhaltung, 
Viehſeuchen, Fleiſchbeſchau, tierärztliche Lebensmittelunterſuchung 
(Vollbach). Der Herausgeber hat ſich alſo an der Bearbeitung 
nicht beteiligt. Aber auch die Bearbeiter ſind Kenner des Faches 
und zum Teil als Verf. verwaltungsrechtlicher Schriften und Bei⸗ 
träge bekannt; ſachliche Meinungsberſchiedenheiten ſind nicht der 
Erwahnung wert. Bemerkungen habe ich nur in ſyſtematiſcher Be⸗ 
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ziehung zu machen. Bearbeitet und dargeſtellt werden vielfach nicht 
Materien (auf die verſchiedene Geſetze mit⸗ und gegeneinander ein⸗ 
wirken können), fondern die Geſetze, jo daß ein Teil der Vorzüge, 
die eine ſyſtematiſche Arbeit vor einem Kommentar voraushaben 
ſoll, verlorengeht. Und auch abgeſehen davon ift die Einteilung 
nicht überzeugend. So gehört die Feuerbeſtattung (S. 231) ſicher 
nicht zur Geſundheitspolizei; man mag viele Gründe gegen fie 
haben, aber geſundheitsgefährlich iſt fie nicht. Dagegen vermiſſe 
ich an dieſer Stele (und überhaupt in dem Bande) das Friedhofs⸗ 
und Beerdigungsweſen, bei deſſen Ordnung neben idealen Gütern 
auch die Geſundheit weitgehend zu berückſichtigen iſt. Die Lebens⸗ 
mittelpolizei (S. 226) und die Fleiſchbeſchau (8 368) mußten ver⸗ 
bunden oder in Beziehung zueinander gebracht werden. Sehr gut 
in ſich geordnet, aber auch ſehr ſtark zuſammengedrängt, iſt das 
Wegepolizeirecht von Froelich. Auch die anderen Abteilungen 
ſind ſehr gedrängt, daher wäre, wenn auch ſonſt keine Berück ichti⸗ 
gung des Schrifttums beabſichtigt war, doch auf ausführlichere 
Handbücher hinzuweiſen geweſen. 
IR. Dr. Karl Friedrichs, Ilmenau. 


Dr. Hans von Hentig: Eugenik und Kriminalwiſſenſchaft. 
(Schriften zur Erblehre und Raſſenhygiene, herausgegeben 
von Oſtermann und Juſt.) Berlin 1933. Alfred Metzner Ver⸗ 
lag. Preis 2,50 AM. 


Verf. verfolgt durch die Geſchichte hindurch die Anſätze euge⸗ 
niſcher Zielſetzung in den Sitten und Rechtsgebräuchen der Völker, 
auch in der Geſetzgebung der neueren Zeit (Vereinigte Staaten 
von Amerika). Er führt uns die end ſchwächlicher Kinder 
im alten Sparta ebenſo wie die Gedanken der griechiſchen Philo⸗ 
ſophen auf demſelben Gebiete vor Augen, meift auf die ſelek⸗ 
tive Bedeutung der Todesſtrafe und Freiheitsſtrafen hin und 
nimmt zur Frage der eugeniſchen und ſozialen Indikation bei 
der Abtreibung Stellung; im Kanton Waadt und in Lettland 
finden wir die eugeniſche e bereits vor. Das Bedenken, 
das Verf. gegen die eugeniſche Sterilifierung erhebt, es könne hier 
die Einwilligung des zu Steriliſierenden nicht genügen, iſt in⸗ 
zwiſchen überholt durch die Nov. v. 26. Mai 1933 und vor allem 
durch das Geſetz v. 14. Juli 1933 zur Verhütung erbkranken Nach⸗ 
wuchſes, das die Sterilifierung Erbkranker ſogar von der Ein- 
willigung unabhängig macht Selbſt unter dieſem Geſichtspunkt 
iſt die aus einem augen hervorgegangene Schrift ſehr lesbar 
und geeignet, das 6910 e Gedankengut, deſſen Verwirklichung 
ſich nicht mehr aufhalten läßt, durch die Zuſammentragung des ge⸗ 
ſchichtlichen und rechtsvergleichenden Materials zu ſtärken. 

SenPräſ. Prof. Dr. Klee, Berlin. 


Dr. Ernſt Brandis: Mieterſchutz vom April 1933 ab, Geſetz 
über Räumungsfriſten vom März 1933, Bekanntmachung 
über Mieterſchutz vom 27. April 1933. (Vahlen's Gelbe 
Hefte.) Berlin 1933. Verlag von Franz Vahlen. Preis 
2,80 AM. 


Wenn Brandis jetzt in Vahlen's Gelben Heften den Mie⸗ 
terſchutz vom April 1933 ab behandelt, ſo bürgt der Name des 
Verfaſſers dafür, daß ein Buch vorgelegt wird, an dem niemand, 
der ſich mit den einſchlägigen Fragen zu beſchäftigen hat, vorbei⸗ 
gehen ſollte. Ich begrüße in erſter Linie den zuſammenhängenden 
Abdruck des Miet SchG. auf S. 73 ff., wie es heute in Kraft 
iſt, insbeſ. auch unter Beruckſichtigung der in den NotVO. des 
Pößräf. v. 1. Dez. 1930 und 8. Dez. 1931 getroffenen Abbaumaß⸗ 
nahmen. Das ROBL. gibt ja leider keine zuſammenfaſſende Nieder⸗ 
legung der im Augenblick noch geltenden Beſtimmungen des 
Miet Sch. Vor allem beſchäftigt ſich naturgemäß das Buch 
von Brandis mit dem Geſetz über Räumungsfriſten v. 29. Marz 
1933, das dann allerdings wieder in das Miet Sch. im 85 a und 6 
hineingearbeitet worden iſt. Auf Grund des Wegfalles des 
Wohnmang. iſt die Möglichkeit der Gewährung von Er⸗ 
ſatzraum bei Aufhebungsurteilen weggefallen. Als Erſatz iſt dafür 
die Möglichkeit eingeführt worden, dem Mieter längere Rau⸗ 
mungsfriſten zu gewähren. Als beſonders wertvolle Beigabe des 
Buches betrachte ich die allgemeinen Ausführungen zu der Pra⸗ 
ambel des Räumungsfriſtgeſetzes auf ©. 16 ff, wo allgemein, unter 
Berückſichtigung der verſchiedenen landesrechtlichen Vorſchriften, die 
Frage behandelt wird, welche Raume denn eigentlich heute noch 
dem Mieterſchutz unterliegen und welche nicht. Ich ſtimme dem 
Verfaſſer vollkommen bei, wenn er ſeine en S. 10 mit 
dem Gedanken ſchließt, daß man gerade auf dem Rictegebiet bald 
zu einer kurzen, klaren und volkstümlichen geſetzlichen Regelung 
kommen möchte. NA. Dr. Kurt Mittelſtein, Hamburg. 


Walther Weigelt, Oberbergamtsrat und Profeſſor, Frei⸗ 
berg i. S.: Die Preußiſche Berggeſetzgebung. (Band 7 


der Sammlung: Die Preußiſche Landesgeſetzgebung, her⸗ 
ausgegeben von Apt.) Halle a. S. 1933. Verlag des 
Waiſenhauſes. 273 S. Preis broſch. 4,20 RM. 


Das Buch enthält den Text des Allgemeinen Berggeſetzes 
für die preußiſchen Staaten in der neueſten Faſſung ſowie 15 
preußiſche Nebengeſetze bergrechtlichen Inhaltes. In einer Einlei⸗ 
tung werden die Geſchichte der preußiſchen Berggeſetzgebung und 
die Grundzüge des preußiſchen Bergrechtes ausführlich dargeſtellt 
(faſt 100 Seiten). Die Einleitung iſt flott und klar geſchrieben. Sie 
unterrichtet unter Verzicht auf alle Kontroverſen in einer zuver⸗ 
läſſigen und ausreichenden Weiſe über alle weſentlichen Fragen 
des Bergrechtes. Ein ſehr ausführliches Sachregiſter erleichtert die 
Auffindung jeder Einzelheit. 
Das vortreffliche Buch kann beſtens empfohlen werden. 
RA. Dr. Dr. Guſtav W. Heinemann, Eſſen. 


Juan Augustin Moyano: Efectos de las nulidades de 
los actos juridicos. Buenos Aires 1932. Com- 
pafia Impresora Argentina. 


„Dag argentiniſche BGB. behandelt in Buch 2 Abſchn. 2 Tit. 6 

die „nulidad de los actos juridicos“. Die Vorſchriften der 
Art. 1037—1058 lehnen ſich ſtark an franzöſiſches Recht an, ja 
find z. T. Überfegungen aus franzoſiſchen Werken (Aubry et 
Rau, Zachariae uſw.). Da kann es nicht wunder nehmen, wenn ſte 
das Schickſal der franzöſiſchen théorie des nullites teilen, die 
noch neueſtens den „dunkelſten Gebieten“ des franzöſiſchen Zivil⸗ 
rechts zugerechnet wurde (Kaden, Zivilgeſetze der Gegenwart, Bd. 1 
S. 408) und wenn ſie andererſeits gerade deshalb ihren Reiz für 
die wiſſenſchaftliche Forſchung noch immer nicht verloren haben. 
Der Verf. unterſucht mit wiſſenſchaftlicher Schärfe die Arten, Vor⸗ 
ausſetzungen und Wirkungen der Nichtigkeit und leiſtet damit der 
Theorie, Praxis und Geſetzgebung ſeiner Heimat nützliche Vor⸗ 
arbeit. Daß er ſich in ſeinen Ausführungen mit den führenden 
argentiniſchen Werken wie Segoia, Machado und Salvat aus⸗ 
einanderſetzt, ift ſelbſtverſtändlich, daß er rechtsvergleichend auch 
die Rechte anderer ſüdamerikaniſcher Staaten er Chile, 
Uruguay) in Betracht zieht, liegt nahe. Hervorzuheben verdient, 
daß der Verf. ſich rechtsvergleichend auch mit europäiſchen Rech⸗ 
ten beſchäftigt, und zwar nicht nur, wie es hiſtoriſch gegeben war, 
mit dem franzöſiſchen Recht, ſondern z. B. auch mit dem Recht 
der Schwetz und Deutſchlands. Dem Verf. iſt die univerſale 
Bedeutung der Lehre Savignys von der Ungültigkeit der hiſtort⸗ 
ſchen Tatſachen (Syſtem Bd. 4 88 202 ff.) nicht entgangen, und 
dieſe Erkenntnis mag ſeine RR EN auf deutſches Rechts⸗ 
denken geſtärkt haben. Um ſo bedauerlicher iſt es, daß der Verf. 
wohl aus ſprachlichen Gründen auf die Verwertung der neudeut⸗ 
ſchen Rechtslehre ganz hat verzichten müſſen. Wie eigenartig mutet 
es an, wenn wir als Quelle für die Meinung des Verf. über 
deutſches Recht nur einen Hinweis auf das 1901 erſchienene Werk 
von Saleilles, de la déclaration de volonté finden! Das foll 
kein Vorwurf gegen den Verf. des vorliegenden Werkes wohl aber 
eine Mahnung daran ſein, wieviel noch auf dem Gebiet des kul⸗ 
turellen Brückenſchlags zwiſchen Deutſchland und den ſpaniſch 
ſprechenden Staaten Amerikas zu tun iſt. 


Staats Sekr. Dr. Schlegelberger, Berlin. 


Eingegangene Bücher. 


Das Recht der nationalen Revolution. Schriftenreihe, 
herausgegeben von Dr. Georg Kaiſenberg und Dr. Franz 
Albrecht Medicus. Carl Heymanns Verlag. Berlin 1933. 

Heft 1: Programm der Reichsregierung und Er⸗ 
mächtigungsgeſetz. Von Dr. Franz Albrecht Medicus, 
ORegR. im RMd J. 5. u. 6. Tauſend. Preis 0,80 AM. 

Heft 2: Gleichſchaltung der Länder mit dem Reich. 
Von Dr. Georg Kaiſenberg, MinR. im RMdJ. 5. u. 
6. Tauſend. Preis 0,60 AM. 

Heft 3: Das Reichsſtatthaltergeſetz. Von Dr. Carl 
Schmitt, o. ö. Prof. des öffentlichen Rechts an der Univ. Köln. 
3. u. 4. Tauſend. Preis 0,80 AM, 

Heft 4: Erneuerung des Berufsbeamtentums. Von 
Hanns Seel, Minf., verwendet im RMdJ. 5. und 6. Tauſend. 
Preis 1 AM. 

Heft 5: Neuordnung im Schulweſen und Hoch⸗ 
ſchulweſen. Von Dr. Joachim Haupt, Ming. im Min. 
für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung. Preis 0,80 AM. 

Heft 6: Die nationale Revolution und die Reichs⸗ 


reform. Von Prof. Dr. Otto Koellreutter, OVGR., Jena. 
Preis 0,80 AM. 
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der europäiſchen 
Staaten. Repertoire de la Correspondanca diplomatique des 
Etats Européens. Digest of the Diplomatie Correspondence 
of the European States. 1856— 1871. II. A. N. Makarop, ehem. 
Univerfttätsprofeſſor in Petrograd, Referent im Inſtitut für aus⸗ 
ländiſches öffentliches Recht und Völkerrecht, Ernſt Schmitz, Leiter 
der Völkerrechtsabteilung im Inſtitut für ausländiſches öffentliches 
Recht im Völkerrecht. Berlin 1933. Carl Heymanns Verlag. 
Preis 25 AM. 


A. Ordentliche Gerichte. 
Reichsgericht. 
a) Bivilfachen. 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſtiz⸗ 
rat Dr. Kaiſer, Juſtizrat Dr. Kurlbaum, Juſtizrat 
Dr. Schrömbgens und Huber. 


[* Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
gerichts abgedruckt. — f Anmerkung.] 


I. Materielles Recht. 


** 1. 8164 BGB. Bei Übertragung des aus 
einem Kauf mit Eigentumsvorbehalt entſprin⸗ 
genden Rechtes auf Eigentumserwerb geht bei 
Erfüllung der Vorbehaltsbedingung das Eigen⸗ 
tum vom Verkäufer auf den Dritten unmittel⸗ 
bar nur dann über, wenn der Käufer dem Ver⸗ 
käufer Mitteilung von der Abtretung gemacht 
hat oder ſonſt eine Einigung zwiſchen Verkäufer 
und Dritten erfolgt iſt. Es genügt nicht, daß der 
Verkäufer kein Intereſſe an der Perſon des Er- 
werbers hat. 7) 


Die Firma H., Tuchfabrik, erhielt von der Sächſ. Web⸗ 


ſtuhlfabrik u. a. zehn Webſtühle geliefert, wobei ſich die Ver⸗ 


käuferin das Eigentum daran bis zur vollen Bezahlung des 
Kaufpreiſes vorbehielt. Die Bekl. betreibt die Zwangsver⸗ 
ſteigerung der Fabrik der Käuferin, in der ſich die Webſtühle 
befinden; ſie nimmt dieſe dabei für ihr Hypothekenpfandrecht 
in Anſpruch. 

Die Kl. hat am 15. Nov. 1930 mit der Firma H. einen 
Sicherungsübereignungsvertrag geſchloſſen. Darin ließ ſie 
ſich zur Sicherung ihrer Forderungen für Stromlieferung in 
Höhe von 12 466,92 RM jene unter Eigentumsvorbehalt ge⸗ 
lieferten, aber noch nicht voll bezahlten zehn Webſtühle von 
der Firma H. übereignen. Dieſe trat ihr „ihren Anſpruch auf 


Zu 1. Die Entſch. iſt zu billigen, aber aus ganz anderen 
Gründen. Sie bringt erſt am Schluß der Gründe dem Weſen der 
Sache entnommene, auf Intereſſenabwägung abzielende, rechts⸗ 
politiſche Erörterungen, die einiges Gewicht haben. Im weſent⸗ 
lichen beruht aber die Entſch. auf — gewiß recht gründlichen und 
ſcharfſinnigen — rein konſtruktiven Erwägungen. Hier aber drängt 
ſich, wie ſo oft bei noch ſo gediegen aufgeführten Begriffsgebäuden 
die Empfindung auf: Man könnte 0 anders konſtruieren, und 
dann käme ein anderes, das entgegengeſetzte Ergebnis heraus! Das 
Urt. muß doch einräumen, daß die Vorbehaltskäuferin ſich 
durch den Sicherungsübereignungsvertrag der Möglichkeit, ſelbſt 
Eigentümerin der Maſchine zu werden, zugunſten der Kl. habe 
entäußern wollen. Sie hat in einem gültigen Vertrage ihre An⸗ 
wartſchaft aufgegeben und auf die Kl. übertragen, und ſeitdem 
wollte ſie in keinem Augenblick Eigentümerin ſein. Und doch ſoll 
ſie — wenn auch nur für den Bruchteil einer Sekunde — Eigen⸗ 
tum erwerben und es dann, belaſtet mit der Hypothek, weiter⸗ 
übertragen haben? 

Wenn das Urt. es ablehnt, auf den Tatbeſtand die Vorſchr. 
des § 185 BGB. anzuwenden, die allerdings einen unmittelbaren 
Rechtserwerb der Kl. gerechtfertigt hätte, jo tft dies wohl zu bil⸗ 
ligen, obwohl ſchon an dieſem Punkte eine abweichende Konſtruk⸗ 
tion, wie ſie z. B. die vielerörterte Entſch. RG. 95, 105 ange⸗ 


KRechtſprechung. | 


Nachdruck der Entſcheidungen nur mit genauer Angabe der Quelle geftattet; Nachdruck der Anmerkungen verboten! 


Vom Weſen Europas. Grenzen⸗Bewußtſein, Innere Raum⸗ 
geſtaltung, Verhältnis zur Welt. Rede, gehalten am 18. Januar 
1933 in der Aula der Univerſität Roſtock bei der Akademiſchen 
Feier des 62. Gedenktages der Reichsgründung von Dr. Ernſt 
Wolgaſt, ord. Profeſſor der Rechte. Roſtock 1933. Verlag 
Carl Hinſtorff. 


D. ©. 


Erwerb des Eigentums“ mit der Wirkung ab, daß mit der 
Zahlung der letzten Rate das Eigentum unmittelbar auf die 
Kl. übergehen ſollte. Die Kl. überließ die übereigneten Ma⸗ 
ſchinen der Firma H. leihweiſe zur Benutzung. Nach voll⸗ 
ſtändiger Bezahlung der Schuldſumme ſollte das Eigentums» 
recht an den Maſchinen formlos auf die Firma H. zurück⸗ 
gehen. Von dem geſicherten Schuldbetrag iſt noch ein Reſt 
von rund 8000 AM zu zahlen. Die letzte Teilzahlung auf 
den Kaufpreis für die Maſchinen iſt geleiſtet. 

Die Kl. iſt der Meinung, daß das Eigentum an den 
Maſchinen unmittelbar auf ſie übergegangen ſei, ohne von 
der für die Bekl. beſtehenden Grundpfandhaftung erfaßt zu 
werden. Sie begehrt mit der Klage, daß die von der Bell. 
betriebene Zwangsvollſtreckung hinſichtlich der zehn Webſtühle 
für unzuläſſig erklärt werde. 

LG. hat verurteilt, RG. auf Sprungrev. abgewieſen. 

Wären die umſtrittenen Maſchinen weſentliche Beſtand⸗ 
teile (58 93 bis 96 BGB.) der Pfandgrundſtücke geworden, 
ſo hätte ſich die Hyp. der Bekl. ungeachtet des Eigentums⸗ 
vorbehaltes der Lieferfirma auf fie erſtreckt ($ 1120 BGB.). 
In dieſem Falle wäre die Klage ohne weiteres unbegründet 
(RG. 62, 410; 63, 416 [421]; 67, 30 [32]; 74, 201 [203]). 
Aber das LG. hält die von der Bekl. in dieſer Beziehung 
aufgeſtellte Behauptung für nicht dargetan. Kommen die 
Maſchinen danach nur als Zubehörſtücke der für die Hyp. 
der Bekl. haftenden Fabrikgrundſtücke in Betracht, ſo wurden 
ſie von der dinglichen Haftung zugunſten der Bekl. nicht er⸗ 
faßt, wenn ſie nicht in das Eigentum der Grundſtückseigen⸗ 
tümerin gelangt find ($ 1120 BGB.; RG. 53, 350 [352] ). 
Auch die Beſchlagnahme der Pfandgrundſtücke konnte in dieſem 
Falle die Maſchinen nicht umfaſſen (8 20 Abſ. 2 ZuVerſtGh.). 

Zutreffend geht das LG. davon aus, daß § 185 BGB. 
auf den vorl. Fall nicht anwendbar ſei. Denn die Firma H. 
hatte vermöge des zwiſchen ihr und der Lieferfirma verein⸗ 
barten Eigentumsvorbehaltes zwar das Eigentum an den 
Maſchinen nicht erlangt ($ 455 BGB.); ſie befand ſich aber 


wandt hat, logiſch möglich erſcheint. Für eine ſolche Anwendung 
könnte im gegebenen Falle insbeſ. die Tatſache ins Feld ge⸗ 
führt werden, daß die Beteiligten das Abk. v. 15. Nov. 1930 aus⸗ 
drücklich als Sicherungsübereignungsvertrag bezeichnet haben; auch 
war ausdrücklich vereinbart, daß mit der Zahlung der letzten 
Rate das Eigentum unmittelbar au die Kl. übergehe. Trotz⸗ 
dem läßt ſich die Auffaſſung halten, daß die Kl. kein weitergehen⸗ 
des Recht übertragen wollte, als ihr ſelber zuſtand; denn ſie ver⸗ 
fügte gegenwärtig nur über die Anwaltſchaft als — nicht: oder 
— ein bereits erworbenes Vermögensrecht. 

Recht fraglich iſt aber ſchon, ob ſich im Falle des § 455 
BGB. der Eigentumserwerb des den Kaufpreisreſt zahlenden Vor⸗ 
behaltskäufers „jedenfalls“ ohne Mitwirkung des Verkäufers voll⸗ 
zieht. Auch hier läßt ſich gewiß mit guten Gründen auch anders 
konſtruieren; ja hier hat das RG. ſogar die Kommentatoren 
aus feinen eigenen Reihen m. E. ziemlich deutlich gegen ſich (vgl. 
RGRͤKomm. § 455 A. 3; auch 8929 A. 5). Unſtreitig bleibt der 
Verkäufer auch nach der Beſitzübertragung noch aus dem Kauf⸗ 
vertrag inſofern verpflichtet, als der nach § 433 BGB. geſchuldete 
Erfolg des Eigentumsübergangs noch nicht eingetreten iſt; inſofern 
iſt der Kaufvertrag zweifellos noch nicht erfüllt. Was aber ſein, 
des Verkäufers, Verhalten anbetrifft, ſo wird vielfach überſehen, 
daß der hier maßgebliche $ 929 BGB. mit Vorbedacht nicht von 


62. Jahrg. 1933 Heft 32) 
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immerhin in einer rechtlich geſchützten Rechtsſtellung, die es 
ihr ermöglichte, über das ihr zuſtehende bedingte Recht zu 
verfügen. Wie ſich aus der Vertragsurkunde ergibt, war der 
Kl. bei Abſchluß des Sicherungsübereignungsvertrags vom 
15. Nov. 1930 bekannt, daß die Maſchinen unter Eigentums⸗ 
vorbehalt gekauft, aber noch nicht vollſtändig bezahlt waren. 
Demzufolge hat die Firma H. an die Kl. „ihren Anſpruch 
auf Erwerb des Eigentums mit der Wirkung abgetreten, daß 
mit der Zahlung der letzten Rate das Eigentum unmittelbar 
auf die Kl. übergehe“. Die Firma H. konnte und wollte an 
die Kl. kein weitergehendes Recht übertragen, als es ihr ſelbſt 
zuſtand. Soweit ſie danach nur das ihr zuſtehende bedingte 
„Recht auf den Erwerb des Eigentums“ übertrug, handelt ſie 
nicht in der Rechtsſtellung eines Nichtberechtigten i. S. des 
§ 185 Abſ. 1 BGB. Denn mag man das bedingte Recht des 
Vorbehaltskäufers als eine Anwartſchaft oder als ein bereits 
erworbenes Vermögensrecht anſehen (vgl. RGRKomm. Anm. 4 
vor 8 158 BGB.), jedenfalls iſt in derartigen Fällen eine 
rechtlich geſicherte und geſchützte Rechtsſtellung begründet, die 
auch pfändbar (8 844 ZPO.), beſchlagsfähig im Konkurs 
(§1 RD.) und übertragbar ift (RG. 67, 21; 69, 416 [421]; 
Neiirt. v. 31. Mai 1910, VII 423/09: Gruch. 54, 1164 und 
v. 29. März 1917, IV 454/14: RGWarn. 1917 Nr. 224). 
Die Rev. erkennt dieſe Rechtslage an, macht aber geltend, 
dinglich könne die Veräußerung dieſes Vermögensrechts nie⸗ 
mals die Wirkung erzielen, daß der Erwerber der unter Eigen⸗ 
tumsvorbehalt verkauften Gegenſtände das Eigentum unmittel⸗ 
bar vom Erſtveräußerer erwerbe, ſelbſt wenn die Parteien 
des Anwartſchaftsveräußerungsvertrags (Sicherungsübereig⸗ 
nung) dies zu erreichen beabſichtigt hätten; denn die An⸗ 
wartſchaftsveräußerung ſei in den Wirkungen und auch in 
den Formen nicht verſchieden von einer bedingten Weiter⸗ 
veräußerung der Sache ſelbſt. Das LG. hat indeſſen die 
Rechtslage keineswegs anders angeſehen. Es geht vielmehr 
davon aus, daß der Eintritt der Bedingung das Volleigentum 
der Firma H. begründet haben würde und ein unmittelbarer 
Eigentumserwerb der Kl. nicht ohne weiteres durch den vor⸗ 
herigen Abſchluß des Sicherungsübereignungsvertrags mit der 
Firma H. begründet werden konnte, obwohl der Vertrag vor⸗ 
ſah, daß die Kl. der Firma die übereigneten Maſchinen leih⸗ 
weiſe zur Benutzung überlaſſe. Offenbar iſt das LG. eben⸗ 
falls der Meinung geweſen, daß der Abſchluß des Sicherungs⸗ 
übereignungsvertrags im Zuſammenwirken mit dem Eintritt 
der Bedingung allein den unmittelbaren Übergang des Eigen⸗ 
tums von der Vorbehaltsverkäuferin der Maſchinen auf die 
Kl. nicht herbeizuführen vermocht habe. 

In der Rſpr. des RG. iſt angenommen worden, daß der 
Verkäufer einer Sache unter Eigentumsvorbehalt durch die 
Übertragung des unmittelbaren Beſitzes (RG. 95, 105 107 
auf den Käufer den Vertrag noch nicht vollſtändig erfüllt 
habe, daß er vielmehr auch weiterhin bis zur vollſtändigen 
Bezahlung des Kaufpreiſes dem Käufer zur Vertragserfüllung 


Einigung, ſondern von Einigſein ſpricht. Es genügt keineswegs in 
allen Fallen eine bloße Einigung; ſie genügt ſicher ſchon in allen 
den Fallen nicht, in denen die Übergabe nicht fofort erfolgt Der 
Zuſtand des Einigſeins, mag dieſes auch beim Nachweis der Eini⸗ 
ung als weiter vorhanden ſein vermutet werden, muß fortdauern 
bis zur Übergabe. Bis dahin kann die Einigung ſtets (anders als 
im Liegenſchaftsrecht) beiderſeits widerrufen werden. Das Geſetz 
hat bei beweglichen Sachen den Beteiligten nach der Ausdrucksweiſe 
des RGRKomm. ſogar keine Möglichkeit einer Bindung an die 
Einigung gegeben. Folgerecht muß aber im Rau des § 455 BOB. 
das Einigſein noch bis zum Eintritt der Bedingung beſtehen; bis 
dahin kann die Einigung widerrufen werden. Auch hier ($ 455 A. 3) 
drückt ſich der RRKomm. geradezu dahin aus, das anwart⸗ 
ſchaftliche Recht des Vorbehaltskäufers gehe gegen den Verkäufer 
dahin, daß er noch im Augenblick des Eintritts der Bedingung 
„den Eigentumsübertragungswillen habe“. Darf man trotzdem 
von einem Übergang ohne Mitwirkung des Verkäufers ſprechen? 
Von felbft geht das Eigentum kraft $ 158 BB. jedenfalls nur im 
Falle des fortdauernden Einigſeins über. Die Entſch. ſagt übrigens 
an einer Stelle geradezu, daß der Verkäufer noch bis zum Ein⸗ 
tritt der Bedingung erfüllungsbereit ſein müſſe. 
Ebenſo ſicher erſcheint, fo ſollte man meinen, zum Eigen⸗ 
tumserwerb des Käufers unerläßlich, daß er beim Eintritt der 
Bedingung, alſo bei Zahlung des Kaufpreisreſtes, noch Eigen⸗ 
tum erwerben will. Im Streitfalle aber wollte er ſich nach der 


verpflichtet bleibe (RG. 64, 204 [206], 334 [336]; 66, 344 
[347]; 95, 105 [107]; 133, 40 (421 )). Ob dieſe in der 
Rechtslehre umſtrittene Auffaſſung unbedingt und in allen 
Folgerungen aufrechterhalten werden kann, iſt hier nicht zu 
entſcheiden; denn jedenfalls vollzieht ſich der Eigentums⸗ 
erwerb des Vorbehaltskäufers, wenn dieſer den Kaufpreis 
vollſtändig bezahlt, ohne Mitwirkung des Verkäufers (RE. 
66, 344 [349]; RGurt. v. 15. Mai 1924, IV 565/23: JW. 
1925, 3535). Durch den Abſchluß des Sicherungsübereig⸗ 
nungsvertrags wollte die Firma H. ſich der Möglichkeit, 
ſelbſt Eigentümerin der Maſchinen zu werden, zugunſten der 
Kl. entäußern. Soll aber jene kraft Geſetzes eintretende Rechts⸗ 
folge der Zahlung des vollſtändigen Kaufpreiſes ausgeſchloſſen 
werden, ſo iſt die Auffaſſung nicht von der Hand zu weiſen, 
daß der Vorbehaltsverkäufer noch bis zum Eintritt der Be⸗ 
dingung erfüllungsbereit, des weiteren aber im Einvernehmen 
mit dem Käufer auch ſeinerſeits im entſcheidenden Zeitpunkte, 
d. h. bei Empfangnahme des Reſtkaufgeldes willens ſein müſſe, 
den Eigentumsübergang unter Umgehung ſeines Abkäufers 
auf einen von dieſem bezeichneten Dritten unmittelbar ſtatt⸗ 
finden zu laſſen. In RG. 95, 105 [108] iſt eine ſolche den 
Eigentumserwerb des Dritten vollendende Willenseinigung 
für den Fall angenommen, daß der Vorbehaltsverkaufer als⸗ 
bald nach Abſchluß der Sicherungsübereignung von der ge⸗ 
ſchehenen Abtretung benachrichtigt worden iſt. Dieſer Auf⸗ 
faſſung iſt beizutreten, und zwar auch dann, wenn ein An⸗ 
ſpruch des Vorbehaltskäufers gegen ſeinen Verkäufer, das 
Eigentum an der Sache auf jenen zu übertragen, deshalb nicht 
als beſtehend angeſehen werden könnte, weil der Verkäufer 
durch die dingliche Einigung und die Übergabe der Sache das 
zur Leiſtung ſeinerſeits Erforderliche bereits früher getan 
habe. Denn auch in dieſem Falle iſt das ſchuldrechtliche Band 
zwiſchen dem Vorbehaltskäufer und ſeinem Verkäufer doch 
noch nicht völlig gelöſt, und da die Anwartſchaft des Käufers 
auf Dritte übertragen werden kann, ſo beſteht bei fortdauern⸗ 
der Erfüllungsbereitſchaft des Verkäufers jedenfalls kein recht⸗ 
liches Hindernis, durch einverſtändliches Zuſammenwirken 
aller Beteiligten, insbeſ. auch des Verkäufers, den dinglichen 
Erfolg herbeizuführen, daß das Eigentum auf den Siche⸗ 
rungserwerber unmittelbar übergeht, und zwar auch ohne 
Einräumung des unmittelbaren Beſitzes, wenn — wie hier 
— ſchon vorher ein den mittelbaren Beſitz des Sicherungs⸗ 
erwerbers vermittelndes Rechtsverhältnis zwiſchen ihm und 
dem Vorbehaltskäufer begründet worden iſt. 

Im vorl. Fall iſt indeſſen die Vorbehaltsverkäuferin der 
Maſchinen von der Übertragung des Anwartſchaftsrechts auf 
die Kl. nicht benachrichtigt worden. Das LG. geht deshalb 
ſelbſt davon aus, „eine unmittelbare Einigung zwiſchen den 
in letzter Reihe Beteiligten ſei nicht erfolgt“. Trotzdem nimmt 
es an, daß die Kl. „ohne weiteres, und zwar ohne Ein⸗ 
ſchaltung einer dritten Mittelsperſon, von der Verkäuferin 
Eigentum erworben“ habe. Aus der allgemeinen Erwägung, 


2) JW. 1932, 164. 


Feſtſtellung des RG. der Möglichkeit, ſelbſt Eigentümer der Ma⸗ 
ſchine zu werden, entäußern. Stürzt nicht ſchon hier die ganze 
Konſtruktion des RG. zuſammen? Denn auch beim Eintritt der 
Bedingung will hier der Käufer, wenn ich im Vorſtellungs⸗ 
kreiſe der Urteilsgründe verbleibe, ſicherlich nicht „Eigentümer“ 
werden, und daß er das nicht will, hat er auch nach außen hin, 
durch den Sicherungsübereignungsvertrag, unmißverſtändlich kund⸗ 
gegeben. 

Das RG. meint nun aber, in eigentümlicher Wendung des 
Problems, wenn die kraft Geſetzes keene Rechtsfolge der 
Zahlung des vollſtändigen Kaufpreiſes ausgeſchloſſen werden ſolle, 
d. h. alſo wohl, wenn das Eigentum ſtatt auf den Vorbehaltskäu⸗ 
fer auf den zu ſichernden Gläubiger, die Kl., übergehen folle, jo 
müſſe hierauf der Wille des Verkäufers im Einvernehmen mit dem 
Käufer bei Empfang des Reſtkaufpreiſes, alſo bei Eintritt der 
Bedingung gerichtet 2 Es ſoll alſo nötig ſein, offenbar aber 
auch genügen, wenn eide in dieſem Zeitpunkt „willens“ ſind, den 
Eigentumsübergang auf den Dritten unmittelbar ſtattfinden zu 
laſſen, und dazu oll ausreichen, wenn der Verkäufer alsbald nach 
Abſchluß der Sicherungsübereignung vor der Abtretung benach⸗ 
richtigt worden iſt und darauf geſchwiegen hat. Gewiß trifft zu, 
daß, wenn ſo alle drei einig ſind, das Eigentum unmittelbar auf 
den Dritten übergehen muß. Wie aber, wenn der Verkäufer nichts 
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daß es der Vorbehaltsverkäuferin nur darauf angekommen fei, 
rechtzeitig und ordnungsmäßig den Kaufpreis zu erhalten, 
und daß es für ſie belanglos geweſen ſei, wer im Endergeb⸗ 
nis das Eigentum erlangte, unterſtellt es der Verkäuferin 
einen Übereignungswillen mit der Maßgabe, „jeden anderen, 
von der Käuferin ausdrücklich als Abnehmer bezeichneten 
oder auch nur ſtillſchweigend ohne nähere Offenlegung ſo 
vertretenen Dritten berechtigen zu wollen“. Des weiteren will 
das LG. annehmen, daß die Firma H. als ſtille oder ver⸗ 
deckte Stellvertreterin der Verkäuferin und dieſer gegenüber 
zugleich als ſtille Stellvertreterin der Kl. aufgetreten ſei; es 
ſei belanglos, daß ſie dem Willen, nicht für ſich ſelbſt, ſondern 
allein für die Kl. zu erwerben, nicht beſonders Ausdruck ge⸗ 
geben habe; dies ſei unſchädlich, weil es der Verkäuferin nicht 
darauf angekommen ſei, daß gerade ihre bisherige Schuldnerin, 
die Firma H., Eigentümerin wurde. Die Wirkung der ding⸗ 
lichen Einigung ſei daher unmittelbar zugunſten der Kl. 
eingetreten (8 164 BGB.). 

Dieſe Begr. iſt nicht frei von Rechtsirrtum. Es mag 
dahinſtehen, ob eine ſtillſchweigende Bevollmächtigung des 
Vorbehaltskäufers durch den Verkäufer, für ihn eine Er⸗ 
klärung abzugeben, in einem Falle wie dem vorliegenden 
ſchon daraus gefolgert werden kann, daß es für den Ver⸗ 
käufer im Falle der ordnungsmüßigen Bezahlung des Kauf⸗ 
preiſes gleichgültig ſei, ob der Käufer oder eine dritte von ihm 
benannte Perſon unmittelbar Eigentum erwerbe. Denn jeden⸗ 
falls war es erforderlich, daß die Firma H. beim Eintritt der 
die Eigentumsübertragung bewirkenden Bedingung irgendwie 
zum Ausdruck gebracht hätte, ſie wolle eine den unmittel⸗ 
baren Rechtsübergang auf die Kl. billigende Erklärung, ſei 
es ausdrücklich oder durch ihre Handlungsweiſe überhaupt, 
im Namen der inſoweit von ihr vertretenen Verkäuferin ab⸗ 
geben. Hätte die Firma H. ihre Verkäuferin von dem Siche⸗ 
rungsübereignungsvertrag benachrichtigt gehabt, und hätte 
dieſe trotz der ſo erhaltenen Kenntnis von der beabſichtigten 
Rechtsänderung ſich ganz ſchweigſam verhalten, ſo wäre nicht 
dieſes Schweigen an ſich, ſondern die darin liegende ſtill⸗ 
ſchweigende Zuſtimmung zum unmittelbaren Rechtserwerb 
der Kl. von entſcheidender Bedeutung geweſen. Immer aber 
bedurfte es einer ausdrücklichen oder aus ihrem Verhalten 


von der Abtretung weiß, anderſeits aber feſtſteht, daß der Käufer 
nicht mehr Eigentümer werden will und dies auch durch die Siche⸗ 
rungsübereignung, beſſer Abtretung der Anwartſchaft, kundgegeben 
hat? Soll dann überhaupt keine Anderung im Eigentum eintreten? 
Oder vollendet ſich dann die übertragene Anwartſchaft kraft Ein⸗ 
tritt der Bedingung zum vollen pfandfreien Eigentumserwerb des 
Dritten? Oder ſoll nur eine vielleicht nur gelegentliche, rein zu⸗ 
fällige Benachrichtigung des Verkäufers vor der Abtretung es 
verhindern können, daß die Maſchine von der Hypothekenhaftung 
ergriffen wird? Wahl macht Qual! 

Das LG. will hier mit der Berechtigung deſſen „den es an⸗ 
geht“, und mit der ſtillen Stellvertretung arbeiten. Die Entſch. 
des RG. meint, dieſe Begr. ſei nicht frei von Rechtsirrtum. Mir 
will ſcheinen, daß man auch hier bei der Konſtruktion anderer 
Anſicht ſein kann, und daß die Gedanken des LG. gar nicht ſo 
ſchlecht waren. Zunadft rechnet heute in ähnlichen Lagen wohl 
jeder Vorbehaltsverkäufer mit der möglichen Ausnutzung der An⸗ 
wartſchaft des Vorbehaltskäufers als letztem Kreditſicherungsmittel 
(vgl. dazu die einſichtigen und eindringenden Ausführungen bei 
Dr. W. Holtz, Das Anwartſchaftsrecht aus bedingter Übereig⸗ 
nung als Kreditſicherungsmittel, beſ. S. 1 ff, 17 ff.) 1). Es wird 
dem Vorbehaltsverkäufer regelmäßig gleichgültig ſein, ob das Eigen⸗ 
tum auf den Käufer oder auf den von dieſem beſtimmten Dritten 
übergeht; er wird darüber denſelben Willen haben, wie der Käufer. 
Weiter möchte es aber auch als Überſteigerung erſcheinen, wollte 
man fordern, der Käufer müßte beim Eintritt der Bedingung noch 
einmal zum Ausdruck bringen, daß er nicht Eigentümer werden 
wolle. Hat er ſich einmal der Anwartſchaft entäußert und zahlt 
er dann einfach den Reſtkaufpreis, ſo bedarf es weiterer Erklä⸗ 
rungen nicht (wie die Rechtslage in beſonderen Fällen, z. B. dann 
iſt, wenn die Anwartſchaft mehrfach veräußert wurde, ſteht hier 
nicht zur Erörterung). So kann man ſehr wohl zur unmittel⸗ 
baren Übereignung auf den Dritten gelangen. 

Dem RG. genügt indeffen weiterhin die Anwartſchaft als 
Brücke zur Übereignung deshalb nicht, weil die Anwartſchaft als 
ſolche noch kein dingliches Recht begründe. Ich bedauere, daß ſo 


1) Anm.: Auf die Schrift beabſichtige in anderem Zuſammen⸗ 
hange näher einzugehen. 
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(ſchlüſſigen Handlungen) zu folgernden Zuſtimmungserklärung 
entweder der Verkäuferin oder ihres Vertreters. Wenn nun, 
wie das LG. annimmt, die Firma H. die erforderliche Er⸗ 
klärung als Vertreterin der Verkäuferin abgeben wollte, ſo 
mußte ſie jedenfalls irgendwie zum Ausdruck bringen, daß 
ſie inſoweit nicht oder nicht nur im eigenen Namen, ſondern 
im Namen der Verkäuferin zu handeln gewillt ſei (§ 164 
Abſ. 1 Satz 2 BGB.). Andernfalls kam der Mangel des 
Willens, im eigenen Namen zu handeln, nicht in Betracht 
(8 164 Abſ. 2 BGB.). Daß aber in dieſer entſcheidenden 
Hinſicht irgendwelche Umſtände vorlagen, aus denen ſich hätte 
ergeben können, die Firma H. habe bei Zahlung des Schluß⸗ 
betrags der Kl. namens der Verkäuferin eine ausdrückliche 
oder ſtillſchweigende Zuſtimmungserklärung abgegeben, dar⸗ 
über gebricht es an jeder Tatſachenfeſtſtellung, wie auch von 
der Kl. in dieſer Hinſicht nichts Schlüſſiges hat vorgebracht 
werden können. Keinesfalls iſt aber gerade eine irgendwie 
in Erſcheinung tretende Willenskundgebung ohne weſentliche 
Bedeutung. Die Anwartſchaft als ſolche begründet noch kein 
dingliches Recht. Die beſtehende Rechtsordnung kennt nur eine 
geſchloſſene Zahl begrenzter dinglicher Rechte; die Anwart⸗ 
ſchaft auf den Erwerb des Eigentums an beweglichen Sachen 
gehört nicht dazu. Die Begr. eines dinglichen Rechts durch 
Übertragung der Anwartſchaft auf ein ſolches kann ſich des⸗ 
halb nur in den Formen vollziehen, die für die Übertragung 
des zu übertragenden dinglichen Rechts vorgeſchrieben ſind 
(88 929 ff. BGB.). Wenn die Rſpr. aus praktiſchen Rück⸗ 
ſichten für den unmittelbaren Rechtsübergang des Eigentums 
von der erſten Verkäuferin auf den Sicherungserwerber die 
— ausdrückliche oder ſtillſchweigende — Zuſtimmung der von 
der Rechtsübereignung benachrichtigten Vorbehaltsverkäuferin 
— wenigſtens für den Fall vorheriger Begr. des mittelbaren 
Beſitzes des Sicherungserwerbers — als ausreichenden Erſatz 
jener förmlichen Übertragungshandlungen anerkannt hat, fo 
bedeutet dies ſchon ein weitgehendes Entgegenkommen gegen⸗ 
über den Bedürfniſſen des geſchäftlichen Verkehrs. Die Rechts⸗ 
ſicherheit erfordert aber klare Willenskundgebungen, die die 
dingliche Rechtsänderung erkennbar machen. Auch für die 
dinglichen Erwerbsgeſchäfte, beſonders für die neben der 
Übergabe oder ihrem Erſatze erforderliche Einigung (88 929ff. 


die — neben der Verwirkung — vielleicht wertvollſte Errungen⸗ 
ſchaft der jüngeren Ziviliſtik in ihrer praktiſchen Auswirkung in 
Frage geſtellt wird. Der Satz von der geſchloſſenen Zahl der 
dinglichen Rechte in Ehren (obgleich das Sicherungseigentum ihn 
zu ſoiderlegen ſcheint; das böſe Gewohnheitsrecht kümmert ſich um 
ſolche Wahrheiten nicht). Aber die Anwartſchaft auf das Eigen⸗ 
tum iſt im Verhältnis zu dieſem gar kein neues Sachenrecht, iſt 
kein aliud, ſondern höchſtens ein weſensgleiches minus. „Nasci- 
turs pro iam nato habetur.“ Das NG. anerkennt denn auch 
die Veräußerlichkeit der Anwartſchaft. Das Warterecht — Recht 
aus dem werdenden Eigentum — wird veräußert, wie die Sache 
ſelbſt. Hier iſt die Anwartſchaft wirkſam veräußert; der Vorbehalts⸗ 
käufer hat ſein bedingtes Recht endgültig aus ſeinem Vermögen 
abgegeben; bei ihn kann es ſich nun nicht mehr zum vollen Eigen⸗ 
tum auswachſen. Was das RG. hiergegen — über das weitgehende 
Entgegenkommen (seilt. der Konſtruktion) gegenüber den Bedürf⸗ 
niſſen des geſchäftlichen Verkehrs und über einen angeblichen Wil⸗ 
len zum Verhandeln mit ſich ſelbſt — ausführt, kann wenig über⸗ 
zeugen. Es iſt auch kaum von maßgeblicher Bedeutung, ob der 
Wille des Vorbehaltskäufers, nicht für ſich ſelber zu erwerben, nicht 
von vornherein vorhanden war; es genügt das Einigſein beim 
Eintritt der Bedingungen. 

Das Beſte der Entſch. find feine Schlußausführungen über 
die Bedeutung des Offenheitsgedankens. Auch ſie können indeſſen 
nicht verhindern, daß in der Schlußfolgerung eine Lücke bleibt: 
die Anwartſchaft war nun doch einmal, und zwar endgültig aus 
dem Vermögen fortgegeben. Zudem läßt auch das RG. den Offen⸗ 
heitsgedanken im Stich, wenn ſich nur die Möglichkeit einer Kon⸗ 
ſtruktion für den unmittelbaren Rechtsübergang herausſtellt: 
Schweigt der Verkäufer auf eine noch ſo zufällige itteilung von 
der Abteilung, oder erklärt der Käufer, er habe mit ſich ſelbſt ver⸗ 
handelt, dann haben alle Intereſſen des Pfandgläubigers zu ſchwei⸗ 
gen und hat im gegebenen Fall der Öhpokfefengfänbiger das 
Nachſehen. 8 

Eine verſtändige Abwägung berechtigter Intereſſen fordert 
aber hier, daß der Hypothekengläubiger zu ſchützen iſt. Setzt man 
z. B. den den daß es ſich um eine Auswechflung von Maſchinen 
handelte oder die Hypothek erſt begründet wurde, als die (noch 
nicht vollſtändig bezahlte) Maſchine ſchon auf dem Grundſtück war, 
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BGB.), gilt grundſätzlich die Regel des $ 164 Abſ. 2 BGB. 
Grundſätzlich vollzieht ſich unter den Vorausſetzungen dieſer 
Regel der Rechtserwerb in der Perſon des Vertreters und 
nicht des Vertretenen. Von dieſem Grundſatze hat die Rſpr. 
des RG. eine Ausnahme für den Fall der ſog. ſtillen oder 
verdeckten Stellvertretung zugelaſſen. In dieſem Fall kann 
das Eigentum unmittelbar vom Vertretenen erworben werden, 
doch muß dann zweierlei zuſammenkommen, einmal, daß der 
Veräußerer nicht den Willen gehabt hat, das Recht gerade auf 
den mit ihm verhandelnden Vertreter zu übertragen, daß 
ihm vielmehr die Perſon des Erwerbers gleichgültig war, und 
ferner, daß der Vertreter für ſeine Perſon den Willen ge⸗ 
habt hat, das Eigentum gerade für ſeinen Machtgeber zu 
erwerben, und daß er dazu bei Erlangung des Beſitzes gleich⸗ 
zeitig durch Verhandeln mit ſich ſelbſt ($ 181 BGB.) zu⸗ 
gunſten des Vertretenen ein Beſitzkonſtitut i. S. des $ 868 
BOB. vorgenommen, alſo ein Beſitzverhältnis begründet hat, 
vermöge deſſen er einem anderen, eben dem dritten Erwerber 
gegenüber auf Zeit zum Beſitze berechtigt oder verpflichtet 
iſt (RG. 99, 208; 100, 190 [192]). In ſolchen Fällen, wo⸗ 
bei vornehmlich an Kaufgeſchäfte des täglichen Lebens zu 
denken iſt, wird der Vertretene, ſofern der Stellvertreter 
zur Zeit der dinglichen Einigung und Beſitz⸗ 
übertragung den mit dem Willen des Auftraggebers über⸗ 
einſtimmenden Willen hat, das Eigentum für dieſen zu er⸗ 
werben, durch ein „Inſichgeſchäft“ Eigentümer, und es ge- 
nügt, daß dieſer Wille des Vertreters, wenn auch nicht für 
jedermann, ſo doch für einen mit den Verhältniſſen Ver⸗ 
trauten erkennbar war (RGUrt. v. 3. Dez. 1923, IV 720/22: 
RG Warn. 1925 Nr. 27). Im vorl. Falle liegen, abgeſehen 
von der Gleichgültigkeit hinſichtlich der Perſon des Erwerbers, 
die das LG. der Vorbehaltsverkäuferin unterftellt, jedoch die 
ſonſtigen Vorausſetzungen eines derartigen dinglich wirken⸗ 
den Inſichgeſchäfts nicht vor. Denn einmal war die Vor⸗ 
behaltskäuferin, als ſie die Sicherungsübereignung mit der 
Kl. vereinbarte, ſelbſt noch nicht Eigentümerin, ſo daß durch 
dieſen Vertragsabſchluß allein die Kl. gem. 8 930 BGB. das 
Eigentum an den Maſchinen nicht erwerben konnte. Ander⸗ 
ſeits aber hatte die Vorbehaltskäuferin in dem Zeitpunkte, 
in dem ſie ſich mit der Vorbehaltsverkäuferin über den — zu⸗ 
nächſt noch aufſchiebend bedingten — Eigentumsübergang 
dinglich einigte und ſich die Maſchinen von ihr übergeben 
ließ, innerlich noch nicht den Willen, nicht für ſich, ſondern 
als Vertreterin eines Dritten für dieſen zu erwerben. Dieſen 
Entſchluß faßte ſie vielmehr erſt ſpäter, als ſie mit der Kl. 
den Sicherungsübereignungsvertrag v. 15. Nov. 1930 verein⸗ 
barte. Die Tätigkeit der Vorbehaltskäuferin beſtand, nachdem 
ſie dieſen Vertrag abgeſchloſſen hatte, allein darin, daß ſie 
den von ihr geſchuldeten Kaufpreisreſt an die Vorbehalts⸗ 
verkäuferin bezahlte. Auch bei dieſem das Vertragsverhältnis 
zwiſchen ihr und der Vorbehaltsverkäuferin und deſſen ding⸗ 
liche Wirkung abſchließenden Vorgang hat ſie — ſo muß nach 


ſo tritt dies beſſere Recht der älteren Hypothek vor dem jüngeren 
Sicherungseigentum beſonders klar hervor. 

Die Anwartſchaft auf die Hypothek verdient ebenſoſehr an⸗ 
erkannt zu werden, wie das Warterecht auf das Eigentum. Dies 
gilt insbeſondere für die Fälle aus 8 1120 BGB. in dem Augen⸗ 
blick, in dem die Maſchine durch Zahlung des Reſtkaufpreiſes kraft 
Eintritts der Bedingung gem. § 455 BGB. „in das Eigentum 
des Eigentümers des Grundſtücks gelangt iſt“, erſtreckt ſich auch 
die Hypothek auf das Zubehörſtück. Dieſe Anwartſchaft ift älter 
und verdient auch ſonſt ſtärkeren Schutz als die Anwartſchaft des 
Sicherungserwerbers. * 

Freilich ergeben ſich hier eigentümliche konſtruktive Schwierig⸗ 
keiten: Iſt etwa die Anwartſchaft auf das Eigentum belaſtet mit 
der Anwartſchaft auf die Hypothek auf den Sicherungserwerber 
übertragen worden? Wenn nun deſſen Anwartſchaft ſich zu vollem 
Eigentum verdichtet, hat ſich damit auch die Anwartſchaft des 
Hyopthekengläubigers zum vollen Pfandrecht verdichtet? So iſt 
nicht durchzukommen: Da das Zubehörſtück, die Maſchine, nicht 
in das Eigentum des Grundſtückseigentümers gelangt iſt, konnte 
auch die Hypothek nicht entſtehen. Aber die ganze Konſtruiererei, 
die das Sicherungseigentum als Eigentum behandelt, iſt von 
Grund auf verfehlt. 8 i 

Das Sicherungseigentum iſt nun einmal kein 
wahres Eigentum, ſondern eine vom Gewohnheitsrecht 
erzwungene beſondere Art des Pfandrechts (mit gewiſſen Ermach⸗ 
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dem Vorbringen der Kl. angenommen werden — weder der 
Vorbehaltsverkäuferin das Eintreten der Kl. mitgeteilt, noch 
dieſer gegenüber, noch überhaupt in erkennbarer Weiſe irgend⸗ 
wie zum Ausdruck gebracht, daß fie auf Grund einer ſtill⸗ 
ſchweigenden Ermächtigung der Vorbehaltsverkäuferin in deren 
Namen das Einverſtändnis mit der unmittelbaren Übertragung 
des Eigentums an den Maſchinen auf die von ihr vertretene 
Kl. erklären wolle. Bei Abſchluß des Sicherungsübereignungs⸗ 
vertrags war die Vorbehaltskäuferin noch nicht Eigentümerin. 
Der Eintritt der Wirkſamkeit des Eigentumsübergangs war 
alſo in die Zukunft, auf den Zeitpunkt verlegt, in dem die 
Bedingung für den Wegfall des Eigentumsvorbehalts ein⸗ 
treten würde. Für dieſen Fall wird ſchon in der bisherigen 
Rſpr. ganz allgemein eine Ausführungshandlung erfordert, die 
den endgültigen Beſitz⸗ und Eigentumsübergang auch äußer⸗ 
lich in die Erſcheinung treten läßt (RG. 73, 415 418]; 81, 
141 [143]; RGuUrt. v. 4. Mai 1920, VII 2/20: RG Warn. 
1920 Nr. 163). Um ſo weniger iſt eine ſolche nach außen er⸗ 
kennbare Ausführungshandlung dann zu entbehren, wenn ſich 
der Übergang des Eigentums unter Umgehung des Vorbehalts⸗ 
käufers unmittelbar durch Übertragung des Eigentums ſeitens 
des Vorbehaltsverkäufers auf den Sicherungserwerber voll⸗ 
ziehen ſoll. An dem Erforderniſſe der Erkennbarkeit des Eigen⸗ 
tumsübergangs iſt grundſätzlich feſtzuhalten, weil ſonſt eine 
ſichere Rechtsgrundlage zumal in den Fällen nicht gewonnen 
werden kann, wo einander widerſtreitende dingliche Rechte zu⸗ 
ſammenſtoßen, z. B. wenn der Vorbehaltskäufer vor Abſchluß 
der Sicherungsübereignung ſchon einmal anderweit über die 
Sache verfügt hat oder wenn die Sache bei ihm von einem 
anderen Gläubiger gepfändet worden iſt, oder wenn infolge 
Einbringens in ein Miet⸗ oder Pachtgrundſtück ein geſetz⸗ 
liches Pfandrecht daran entſteht; und dies gilt in gleicher 
Weiſe für den hier vorl. Fall, daß der Kaufgegenſtand beim 
Eigentumserwerbe des Grundſtückseigentümers (Vorbehalts⸗ 
käufers) als Zubehör ohne weiteres der Verſtrickung zugunſten 
der Grundſtückspfandgläubiger unterfällt. 
(U. v. 4. April 1933; VII 21/33. — LG. Cottbus.) [Ku.] 


(= RG. 140, 223.9 


** 2. 88 242, 626 BG B.; 5. Teil Kap. III RPräſ⸗ 
BD. v. 6. Okt. 1931. Die Veränderung der wirt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſe kann den Dienftherrn 
wohl zur Auflöſung des Dienſtverhältniſſes, 
nicht aber über ausdrückliche geſetzliche Beſtim⸗ 
mung hinaus zur Kürzung der Dienſtbezüge be⸗ 
rechtigen. Bei Ruhegehaltsempfängern iſt auch 
eine Löſung des Dienſtverhältniſſes, welches 
nicht mehr beſteht, nicht möglich. Dies alles gilt, 
auch wenn die Fortentrichtung der bisherigen 
Gehälter das wirtſchaftliche Daſein des Dienſt⸗ 
herrn gefährdet. f) 

(U. v. 13. Juni 1933; II 51/33. — München.) (Ku. 
tigungen, wie ſie ſonſt nur der Eigentümer hat). Auch zwiſchen 
den verſchiedenartigen Pfandrechten beſteht eine Rangordnung; das 
ältere geht dem jüngeren vor; gegebenenfalls aber entſcheidet die 
ältere Anwartſchaft. Mit der Zahlung des Reſtkaufpreiſes erlangte 
der Vorbehaltskäufer das Eigentum (immer noch mehr als die 
nuda proprietas); gleichzeitig wuchſen ſich die Anwartſchaft des 
Hypothekengläubigers und des Sicherungseigners — in Wahrheit 
nur Pfandgläubigers — zum Pfandrecht, nämlich zur Hypothek 
und zum fog. Sicherungseigentum aus; aber jenes ift älter und 
ſchutzwürdiger, und deshalb und nur deshalb war die Bekl. im 
Recht. Dieſe Begr. dürfte ſicherer ſein, als die des RG. Denn 
faſt jeder reine Konſtruktionsbeweis iſt unſicher; meiſt kann man 
ebenſo gut anders konſtruieren. Daß der Hypothekengläubiger 
wirtſchaftlich und nach der Priorität, alſo rechtlich, das beſſere 
Recht hat als der Sicherungsgläubiger, aber leuchtet unabhängig 
von aller Konſtruktion ohne weiteres ein. In jedem Prozeß handelt 
es ſich ſchließlich doch nur darum, wer Recht zu bekommen verdient 
und nicht darum, wer am beſten Schach zu ſpielen verſteht. 


Präſ. des Jur Prüf A. Schwiſter, Berlin. 


Zu 2. Das Urteil gibt einen Beitrag zur Frage der Ein⸗ 
wirkung der gegenwärtigen Wirtſchaftsnot auf dienſtvertragliche 
Vergütungs⸗ und Verſorgungsanſprüche. Der 2. ZivSen. des RG. 
ſtellt ſich damit auf den Boden der gleichen Grundſätze, die 
vom NArbG. in dieſer Hinſicht aufgeſtellt worden find (vgl. 
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3. 8339 BGB. Pflichten des Notars oder 
Rechtsanwalts bei Abſendung von Urkunden. Bei 
Amtshaftung kommen 8s 278 und 831 BGB. nicht 
zur Anwendung. f) 


Nicht beizutreten iſt der Auffaſſung des Ber R., eine einen 
Grundbucheintrag betreffende Urkunde dürfe immer nur ein⸗ 
geſchrieben abgeſandt werden, und der Notar müſſe ſich 
auch ſtets perſönlich um die Einreichung kümmern und 
ſie beſonders anordnen. Es iſt von einem Notar (oder An⸗ 
walt) im allgemeinen nicht zu verlangen, daß er die Abſen⸗ 
dung von Urkunden perſönlich vornimmt oder in jedem 
Einzelfall überwacht. Er muß aber allgemeine Einrichtungen 
treffen und durch wirkſame Überwachung ſicherſtellen, daß 
dieſe Aufgabe durch ein gut geſchultes und erprobtes Büro 
wahrgenommen wird (vgl. z. B. RGUrt. v. 26. April 1933, 
V 436/32, und v. 16. März 1933, IV 14/33 1)). Erſt wenn 
nachgeprüft worden iſt, ob in dieſer allgemeinen Weiſe aus⸗ 
reichend Vorſorge getroffen worden iſt, läßt ſich abſchließend 
beurteilen, ob dem Notar ſelbſt ein Vorwurf der Fahr⸗ 
läſſigkeit gemacht werden kann, worauf es allein ankommt, 
da bei Anwendung des 8 839 BGB. weder für $ 278 noch 


) JW. 1933, 1061. 


bei. JW. 1932, 3219 und 1933, 1276). Mit bemerkenswerter Ent⸗ 
ſchiedenheit betont das RG., daß die Herabſetzung vereinbarten 
Gehalts oder Ruhegelds aus einſeitiger Rückſichtnahme auf die 
wirtſchaftliche Lage des Unternehmers dem Grundſatz der Ver⸗ 
tragstreue zuwiderlaufe und damit zu völliger Rechtsunſicherheit 
führen würde. Dabei verkennt das RG. keineswegs, daß ganz 
beſonders erſchwerende Umſtände im Einzelfall eine abweichende 
Beurteilung rechtfertigen könnten, wie das auch vom Arb. 
mehrfach ausgeſprochen worden iſt, namentlich in der im vorl. Urt. 
angeführten Entſch.: JW. 1933, 257 und außerdem neueſtens in 
der Entſch. v. 24. Mai 1933: JW. 1933, 1677. 

Dieſe letztere Entſch. könnte freilich den Eindruck erwecken, 
als ſei das RArbG. in dem grundſätzlichen Feſthalten an dem 
Gedanken der Vertragstreue wieder ſchwankend geworden. 
„Nur dann würde § 242 BGB. die Penſionskürzung rechtfertigen“, 
heißt es dort, „wenn die Höhe der vereinbarten Penſion den Be⸗ 
ſtand des Unternehmens der Bekl. wirtſchaftlich zu gefährden ge⸗ 
eignet wäre.“ (Im gegebenen Fall iſt das verneint worden; die 
Bekl. war eine der größten deutſchen Induſtrieunternehmungen.) 
Auf den erſten Blick ſcheint hier ein Widerſpruch mit der eigenen 
Auffaſſung des RArbG. zutage zu treten, die es in der Entſch. v. 
9. Dez. 1931, RAG 253/31: BenshSamml. 13, 546 bekundet hat. 
Dort iſt in bezug auf dienſtvertragliche Penſionsanſprüche (lebens⸗ 
längliche Wohnung und Naturalien für einen früheren Gutsver⸗ 
walter) geſagt, daß ein nachträgliches Unvermögen nicht ſchon dann 
vorliege, wenn die Leiſtung zufolge eines nachträglichen Vor⸗ 
gangs nur unter größeren Schwierigkeiten bewirkt werden könne; 
die Erfüllung müſſe vielmehr mit ſo außergewöhnlicher Schwierig⸗ 
keit verbunden ſein, daß ſie nach der Auffaſſung des Verkehrs dem 
Unvermögen gleichzuachten ſei; nachträglich eingetretene Mittel ⸗ 
loſigkeit ſei aber kein Unvermögen, fie müffe der 
Schuldner vertreten. 

Bei alledem wird man eins nicht außer acht laſſen dürfen. 
Soweit es ſich um die noch heute fühlbaren Wirkungen der Wirt⸗ 
ſchaftskriſe von 1930/31 handelt, werden durch Teil 5 Kap. III Not⸗ 
VO. des RPräſ. v. 6. Okt. 1931 (RGBl. I, 537) ganz eindeutig 
die Grenzen gezogen, innerhalb deren ein Arbeitgeber die von ihm 
zu zahlenden Dienſtvergütungen und Verſorgungsbezüge als un⸗ 
zumutbar herabſetzen darf. Es heißt in Si a. a. O. ee] 
daß der Dienſtberechtigte zur einſeitigen Herabſetzung der bezeich⸗ 
neten Bezüge befugt jr „wenn fie mit Rückſicht auf feine Ge⸗ 
ſchäfts⸗ oder Vermögenslage als übermäßig hoch anzuſehen find 
und deren Weiterzahlung ihm deshalb nach Treu und Glauben 
nicht zugemutet werden kann“; und zwar beſchränkt ſich die 
Herabſetzungsbefugnis auf Vergütungs- und Berforgungsbezüge, 
die jährlich mindeſtens 15 000 % betragen. Daraus ergibt ſich 
klar — wie auch das vorl. Urt. des RG. mit Recht hervorhebt —, 
daß Dienſtvergütungen und Penſionen, die unter dieſer Grenze 
liegen, nicht unter Berufung auf Treu und Glauben oder Unzu⸗ 
mutbarkeit gekürzt werden konnen. Nur darf man aus den Beſt. der 
NotVO. v. 6. Okt. 1931 nicht den Schluß ziehen, daß nun die 
Frage, ob und in welchem Umfang dienſtvertragliche Vergütungen 
wegen Unzumutbarkeit unter dem Geſichtspunkt von Treu und 
Glauben herabgemindert werden können, endgültig geſetzlich ge⸗ 
regelt ſei. Die NotVO. iſt auf Grund des Art. 48 Abſ. 2 RVerf. 
erlaſſen worden und will ihrer Natur nach nur zur Behebung 
eines als vorübergehend gedachten Notſtandes dienen. Nur 
für die beſonderen wirtſchaftlichen Verhältniſſe, zu deren Über⸗ 
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[Juriſtiſche Wochenſchrift 
$ 831 BGB. Anwendungsraum iſt (Urt. des erk. Sen. vom 
29. April 1933, V 48/33). Es läßt ſich nicht mit der Rſpr. 
und der Verkehrsanſchauung vereinigen, in jedem Falle die 
Abſendung eines einfachen, nicht eingeſchriebenen, Briefs in 
Grundbuchſachen für unzureichend zu erachten. Gewiß beſteht 
in ſolchem Falle ein erhöhter Anlaß, die Abſendung und den 
Eingang durch andere Einrichtungen ſicherzuſtellen und er⸗ 
forderlichenfalls zu überwachen. Ohne Erörterung dieſer Maß⸗ 
nahmen läßt ſich aber nicht ſagen, ſie ſeien unzureichend. 

(U. v. 17. Mai 1933; V 65/33. — Stettin.) [Sch.] 


**4, Ein Verlagsvertrag verſtößt nicht gegen 
die guten Sitten, wenn dem Verleger das Recht 
zu ſämtlichen weiteren Auflagen eingeräumt iſt, 
fich der Verf. verpflichtet hat, die neuen Auf⸗ 
lagen ſach⸗ und friſtgemäß zu bearbeiten und 
wenn bei Behinderung des Verf. eine geeignete 
Stellvertretung vorgeſehen iſt. Der Satz von 
10% des Ladenpreiſes iſt keine unangemeſſene 
Vergütung. f) 

(U. v. 26. April 1933; 1301/32. — Berlin.) 
RG. 140, 264.) 


windung die Not O. beitragen will, gelten ihre Normen. Not⸗ 
verordnungsrecht iſt Ausnahmerecht. Dagegen gibt die Vorſchr. 
des § 242 BGB. einen Grundſatz wieder, von dem man mit einer 
kleinen Übertreibung 2 kann, daß er das Recht aller Völker 
und Zeiten beherrſche. „Alle Rechtsausübung und Pflichterfüllung, 
alles rechtliche Handeln überhaupt ſteht unter dem Leitgedanken 
von Treu und Glauben“ (vgl. Hans Reichel, Zu den Ein⸗ 
leitungsartikeln des Schweizeriſchen Zivilgeſetzbuches, in der Feſt⸗ 
ſchrift für Rudolf Stammler zum 70. Geburtstage (1926), 
S. 281 ff., beſ. 319). Die Rſpr. wird deshalb in Zukunft doch 
immer wieder auf § 242 BGB. zurückgreifen al: Vielleicht 
find die Schlußſätze der Entſch. des RArbcG. v. 24. Mai 1933: 
JW. 1933, 1677 nur i. S. eines ſolchen Vorbehalts für die Zu⸗ 
kunft zu verſtehen. Damit würde ſich der ſcheinbare Widerſpruch 
mit der bisherigen Rſpr. des RArbc. löſen. 


RA. Dr. W. Oppermann, Dresden. 


[Ka.] 


Zu 3. Geht man von der grundſätzlichen Einſtellung des RG. 
aus: „entſcheidend iſt, ob dem Notar ſelbſt Fahrläſſigkeit zur Laſt 
fällt“, ſo iſt dem Urt. zuzuſtimmen. 

Es iſt zutreffend, daß für das GBA. beſtimmte Urkunden nicht 
immer eingeſchrieben abgeſandt werden müſſen. In dieſer Hinſicht 
laſſen ſich allgemeine Regeln nicht aufſtellen. Die gebotene Sorgfalt 
kann auf verſchiedenartige Weiſe gewahrt werden. 

Bei der Bedeutung einer Eintragungsbewilligung würde ich es 
allerdings für erforderlich halten, beſondere Überwachungsmaß⸗ 
nahmen anzuordnen, etwa eine Friſt zu beſtimmen, innerhalb deren 
eine mit der Abſendung erbetene Empfangsbeſtätigung eingehen oder 
der Eingang durch nochmalige Nachfrage feſtgeſtellt werden mag. 

Im übrigen vgl. den Aufſatz „Sind $8 278 und 831 BGB. bzw. 
deren Rechtsgedanken im Rahmen des 8 839 BGB. anwendbar“ 


(oben S. 1756). 
RA. Hermann Carl, Düſſeldorf. 


Zu 4. Die Bedeutung der Entſch. des RG. liegt weniger 
in den vom RG. entwickelten Rechtsſätzen, über die ein ernſthafter 
Streit nach Lage des Falles kaum möglich iſt. Bedeutſam iſt das 
Urt. aber deshalb, weil es einen Verlagsvertrag behandelt, der 
im Laufe der letzten Jahrzehnte gerade bei wiſſenſchaftlichen Lehr⸗ 
büchern, Sammelwerken und anderen Werken, bei denen mit einer 
fortlaufenden Anpaſſung an neuartige Verhältniſſe gerechnet wer⸗ 
den muß, typiſch geworden ift. Durch die Entſch. des RE. iſt dieſer 
typiſche Vertrag für rechtlich unbedenklich erklärt worden. Die 
Rechtsbeziehungen zwiſchen den wiſſenſchaftlichen Verlegern und 
ſeinem Autor ſind durch das Urt. erheblich ſicherer geworden. Der 
Verleger weiß nun, daß er in dem Verlagsvertrag unbedenklich 
eine Beſt. aufnehmen kann, durch die er das Recht erhält, die 
Bearbeitung einer neuen Auflage einer anderen ihm geeignet er⸗ 
ſcheinenden Perſönlichkeit zu übertragen, wenn der Autor durch 
Krankheit, Tod oder ſonſtige Umſtände außerſtande oder nicht 
willens ſein ſollte, eine neue Buane zu bearbeiten. Auch die 
Übertragung des Rechtes zu ſämtlichen weiteren Auflagen, wie 
ſie in neueren Verlagsverträgen zur Regel geworden iſt, hat 
das RG. in Beſtätigung ſeiner früheren Rſpr. erneut für un⸗ 
bedenklich erklärt. Die Verpflichtung des Autors, die neuen Auf⸗ 
lagen ſach⸗ und friſtgemäß zu bearbeiten, iſt vom RG. ebenfalls 
zutreffend als rechtswirkſam anerkannt. 


RA. Dr. W. Ritter, Berlin. 


1 


4 


* 62. Jahrg. 1933 Heft 32 


5. Not VO. v. 8. Dez. 1931 Kap. I Teil 1, 831 
Ziff. 2; 81 Un WG. 

1. Kein Verbot vertikaler Preisbindungen 
durch VO. v. 8. Dez. 1931. 

2. Ein Verſtoß gegen den lauteren Wett⸗ 
bewerb, begangen durch Verletzung horizonta⸗ 
ler Preisbindungen wird nicht dadurch ausge⸗ 
ſchloſſen, daß die Preisbindung nicht alle Händ⸗ 
ler des Bezirks (nicht lückenloſe Bindung) er⸗ 
greift. f) 

Die Bekl. gehört dem eingetragenen Verein „Dresdner 
Kohlenhandel“ an, der die Wahrung der Intereſſen des 
Kohlenhandels, den Schutz ſeiner Mitglieder gegen unlauteren 
Wettbewerb und die Anerkennung feſter Verkaufsgrundſätze 
im Kohlenhandel bezweckt. Dieſer Verein und ſeine Einzel⸗ 
mitglieder ſind Mitglieder des Landesverbandes, der ähn⸗ 
liche Zwecke verfolgt. Der „Dresdner Kohlenhandel“ gibt all⸗ 
jährlich Mindeſtpreiſe für Kohlen und Briketts heraus, die 
die Kohlenhändler einzuhalten haben. Das Oſtelbiſche Braun⸗ 
kohlenſyndikat 1928, von dem die Briketts über die Groß⸗ 
und Einzelhändler an die Verbraucher gelangen, verpflichtet 
in ſeinen Lieferungsbedingungen die Abnehmer, etwaige unter 
Zuſtimmung des Syndikats vereinbarte örtliche Regelungen 
der Kleinverkaufspreiſe einzuhalten und die Unterabnehmer 
ebenfalls auf deren Einhaltung zu verpflichten. Die Bekl., die 
auch Kohlen an Verbraucher vertreibt, hat ſich dabei an die 
feſtgeſetzten Preiſe gehalten, gibt aber an die Bezieher Rabatt⸗ 
marken aus, auf die ſie in der Weihnachtszeit 6% des 
Bezugspreiſes vergütet. Der Kl. fordert gemäß 8 13 UnlWG. 
Unterlaſſung des Angebots und Verkaufs zu unter den ört⸗ 
lichen Mindeſtpreiſen liegenden Preiſen. 

LG. und OLG. haben abgewieſen, RG. hat verurteilt. 

Weſentlich iſt, ob überhaupt das Rabattſyſtem der Bekl. 
eine Verletzung einer etwa für ſie geltenden Preisbindung 
darſtellen würde. Sie iſt unbedenklich zu bejahen. Es kann 
nicht entſcheidend ſein, daß die ſofortige Vergütung auf die 
Ware bei dem Verfahren der Bekl. vermieden und dieſe durch 
die um die Weihnachtszeit erfolgende Einlöſung aller den 
betr. Kunden im Laufe des Jahres bei ſeinen verſchiedenen 
Warenentnahmen gegebenen Rabattmarken erſetzt wird. Es 
fehlt deswegen nicht die unmittelbare Beziehung des Rabatts 
zur Ware, weil die Rabattmarken eben für den Bezug be⸗ 
ſtimmter Waren ausgegeben werden. Das rechnungsmäßige 
Ergebnis des Verfahrens iſt jedenfalls, daß der Kunde ſeine 
bei der Bekl. bezogenen Kohlen zu einem Preiſe erhält, der 
6% unter den vom „Dresdner Kohlenhandel“ feſtgeſetzten 
Verkaufspreiſen liegt. Das aber ſtellt eine zweifelsfreie Preis⸗ 
unterbietung dar, die als Anreiz auf die Käuferſchaft wirken 
muß (Roſenthal, UnlWG. 81 Anm. 92p; Callmann, 
Unl WG. § 1 Anm. 102; Baumbach, WER. S. 387, 437). 

Zu prüfen iſt hiernach, ob die Bekl. überhaupt an die 
vom „Dresdner Kohlenhandel“ feſtgeſetzten Kleinverkaufspreiſe 
für Briketts gebunden ist. Das BG. führt hierzu aus, daß 
die nach der Organiſation der Kohlenwirtſchaft zwiſchen Lie⸗ 
feranten und Händlern der verſchiedenen Stufen beſtehenden 
ſog. vertikalen Preisbindungen durch § 3 Abſ. 1 Ziff. 2 
Kap. I Teil 1 Not O. v. 8. Dez. 1931 den Einzelhändlern 


5. Eine Verkäufervereinigung hat Mindeſtpreiſe unter 
Widerſpruch der Bekl., die ihr Mitglied iſt, feſtgeſetzt. Da die 
Satzungen beobachtet ſind, iſt die Bekl. an die Feſtſetzung gebun⸗ 
den. Dieſe Bindung aber kann nur den Zweck haben, den Wett⸗ 
bewerb durch Unterbietung unter den Mitgliedern ſelbſt — und 
nur unter dieſen — auszuschalten. Ohne dieſe, mit Nachdruck zu 
betonende, Einſchränkung könnte der Zweck der Vereinigung er⸗ 
heblich gefährdet werden, denn dieſer kann unmöglich dahin geben, 
unter Schädigung der eigenen Mitglieder einem Außenſeiter auf⸗ 
zuhelſen. 
Bier ſpielt das Vertrauen auf eine beſondere Treupflicht 
gegenüber der Vereinigung eine entſcheidende Rolle, und es würde 
daher als ein beſonders schlimmer Verſtoß gegen den lauteren 
Wettbewerb zu betrachten ſein, wenn ein Mitglied die Preisbin⸗ 
dung befürwortet oder ſogar angeregt hätte in der von vorn⸗ 
herein beſtehenden Abſicht, fie zum Schaden der anderen Mitglie⸗ 
der durch Rabattgewährung für ſich auszunutzen. y * 

Das kommt hier aber offenbar nicht in Frage. — Die Bell. 
betont ihren Widerſpruch gegen den Beſchl, der Vereinigung und 
verweiſt darauf, der von ihr gewährte Rabatt habe dazu gedient, 
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gegenüber für nach dem 8. Dez. 1931 geſchloſſene Käufe 
dadurch beſeitigt ſeien, daß die erwähnte Beſt. den Kohlen⸗ 
ſyndikaten und für beſtimmte Gebiete ausſchließlich liefe⸗ 
rungsberechtigten Großhändlern verbiete, Einzelhändler beim 
Bezug inländiſcher Grennſtoffe zu beſchränken. Die Rev. 
greift dieſe Auslegung an und macht geltend, daß die frag⸗ 
liche Vorſchr. nur Beſchränkungen im Mengenbezug wegen 
Verletzung ſog. Ausſchließlichkeitsklauſeln, nicht aber Preis⸗ 
bindungen treffen wolle (vgl. Wolff, Preisſenkungs O. 
S. 59 cc). Die Anſicht des BG. beruht in der Tat auf 
rechtsirriger Auslegung der Ziff. 3 S. 2 des 83 Kap. I 
Teil 1 NotVO. v. 8. Dez. 1931. Nachdem in Satz 1 a. a. O. 
den Syndikaten der Kohlenwirtſchaft und ſolchen Unterneh⸗ 
mungen des Kohlengroßhandels, die für beſtimmte Gebiete 
ausſchließlich lieferungsberechtigt ſind, lediglich verboten iſt, 
gegen Einzelhändler Maßnahmen i. S. des 89 Abſ. 1 Kart⸗ 
VO. und Vertragsſtrafen wegen Unterſchreitung von Klein⸗ 
verkaufspreiſen zu verhängen, die durch Verträge oder Be⸗ 
ſchlüſſe der in 81 KartVO. bezeichneten Art gebunden find, 
heißt es weiter: „Sie dürfen Einzelhändler beim Bezug in⸗ 
ländiſcher Brennſtoffe nicht beſchranken.“ Das BG. entnimmt 
aus dieſem Satz das Verbot einer Beſchränkung durch (ver⸗ 
tikale) Preisbindungen. Eine ſolche Beſt. würde aber in 
dieſem Zuſammenhang nicht paſſen, würde auch eine andere 
klare Faſſung erhalten haben. Das BG. nimmt, da es ſelbſt 
zugeben muß, daß der 1. Satz mit ſeinem Verbot nur von 
Sperren und Nachteilen ähnlicher Art und von Vertrags- 
ſtrafen wegen Verletzung vertikaler Preisbindungen durch den 
Kleinhandel geradezu ſinnlos wäre, neben einem im 2. Satz 
ausgeſprochenen Verbot ſolcher Bindungen, überhaupt an, 
daß dieſes Verbot im 2. Satz ſich nur auf Preisbindungen 
vertikaler Art für Kaufverträge beziehe, die nach Erlaß der 
Not VO. v. 8. Dez. 1931 abgeſchloſſen werden. Das iſt aber 
unhaltbar nach Wortlaut und Zuſammenhang. Dazu kommt, 
daß in Ziff. 4 des 8 3 ausdrücklich beſtimmt iſt, daß für 
die Preisbindungen des Kohleneinzelhandels noch eine be⸗ 
ſondere Regelung erfolgen werde. Dieſe iſt dann wenige Tage 
ſpäter erfolgt durch die Bek. des Reichskommiſſars für Preis⸗ 
überwachung v. 16. Dez. 1931 (RGBl. I, 777), „über die 
Senkung der gebundenen Preiſe des Kohlen⸗Einzelhandels“. 
Schon aus dieſer Überſchrift ergibt ſich, daß der Reichs⸗ 
kommiſſar ſelbſt davon ausgeht, daß die Preisbindungen des 
Kohleneinzelhandels zu Recht beſtehen. Das ergibt ſich auch 
klar aus 8 4 Ziff. 2, daß Preisbindungen nach Inkrafttreten 
dieſer Bek. ohne Genehmigung der oberſten Landes Beh nicht 
neu eingegangen werden dürfen. Dieſe Vorſchr. enthält ſo⸗ 
mit die Feſtſtellung, daß die vor Inkrafttreten dieſer Bek. 
eingegangenen Preisbindungen auch ohne behördliche Geneh⸗ 
migung zu Recht beſtehen. Dieſe hiernach ausdrücklich als 
rechtswirkſam anerkannten gebundenen Preiſe werden in der 
Bek. dann nur um gewiſſe Prozentſätze ſchematiſch herab⸗ 
geſetzt. Die Auffaſſung des Reichskommiſſars in dem über⸗ 
reichten Schreiben, daß die vertikalen Verbandsbindungen 
durch 8 3 Kap. I Teil 1 a. a. O. beſeitigt ſeien, iſt hiernach 
offenſichtlich unzutreffend. Im Gegenſatz zu dieſer Äußerung 
des Reichskommiſſars ſteht auch das Karteller. (Sammlg. 
von Entſch. und Gutachten des KartGer. Heft 8 S. 17770 
den Wettbewerb mit Händlern außerhalb der Vereinigu 

zu konnen. — Wieweit der Sachvortrag das bestatigt, dich hier 
nicht zur Erörterung. 

Demgegenüber iſt der Standpunkt des Urt., der Beſchl. der 
Vereinigung habe abſolute Wirkung und ſei nur dadurch begrenzt, 
daß die Preisbindung an ſich nicht durch ihre Höhe vom Stand⸗ 
punkt der kaufmänniſchen Wohlanſtändigkeit zu beanſtanden ſei, 
zu en Behauptung der Bekl. die Mitglieder der Vereini⸗ 
gung ſeien durch den von ihr gewährten Rabatt überhaupt nicht 
geſchädigt, jedenfalls aber habe die Gewährung des Rabattes ſich 
nach Faſſung des Beſchl. als notwendig erwieſen, um Außenſeiter 
zu bekämpfen, iſt an ſich erheblich. Es iſt kaum erforderlich, hier 
an ein beſonderes Abwehrrecht zu denken, obwohl auch ein ſolches 
in Frage kommt. Das Mittel einer Preisbindung iſt u. U. eine jo 
ſchwerfällige Maßnahme, daß die Aufhebung eines hierauf bezüg⸗ 
lichen Beſchl. nicht immer abgewartet werden kann Zu berücſich⸗ 
tigen iſt auch, daß die Offentlichkeit kein Intereſſe daran haben 
kann, hohe Preisbindungen an Gegenſtänden des Lebensbedarfs 
beſtehen zu laſſen. 

RA. Dr. Wilhelm Schlechtriem, Düſſeldorf. 
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bzgl. der Auslegung des 2. Satzes des § 3 a. a. O. auf dem 
oben vertretenen Standpunkt, daß dieſer nicht von vertikalen 
Preisbindungen und deren Aufhebung handelt. Nach der 
Auslegung des KartellGer. wird durch dieſe Beit. vielmehr 
den Syndikaten verboten, gegen Einzelhändler eines be⸗ 
ſtimmten Gebietes gerichtete Maßnahmen zu ergreifen, welche 
Kohlen anderer Syndikate beziehen: ſie dürfen insbeſ. alſo 
nicht den von ihnen belieferten Großhandlungen zur Pflicht 
machen, Einzelhändler, die auch Waren anderer Syndikate 
beziehen, ihrerſeits nicht zu beliefern. Auf dem gleichen 
Standpunkt in bezug auf die Bedeutung des 2. Satzes des 
83 a. a. O. ſteht auch das Reichswirtſchaftsminiſterium in. 
der überreichten Auskunft v. 9. Sept. 1932. 

Es ſteht zur Zeit nicht feſt, ob die Bekl. eine Preis⸗ 
bindung dieſer Art überhaupt eingegangen iſt. Es kommt 
aber folgender weiterer Geſichtspunkt in Betracht: Die in 
Frage ſtehenden Einzelhandelspreiſe für Briketts ſind durch 
Beſchl. des Vereins „Dresdner Kohlenhandel“ feſtgeſetzt wor⸗ 
den. Die Bekl. iſt Mitglied dieſes Vereins und als ſolches 
an ſatzungsgemäße Beſchl. des Vereins gebunden. Es handelt 
ſich bei dieſen PreisBeſchl., gegen die vom kartellrechtlichen 
Standpunkt aus kein Bedenken obwaltet, und die in Kap. I 
Teil 1 81 Abſ. 2 NotVO. v. 8. Dez. 1931, ſowie in 81 
Abſ. 2 der Bek. über Kohlenpreisſenkung v. 16. Dez. 1931 als 
Form der Preisbindung ausdrücklich genannt ſind, um ſog. 
horizontale Preisbindungen zwiſchen Händlern gleicher Stufe. 
Wenn nun das angef. Urt. dieſe Bindung vom wettbewerb⸗ 
lichen Geſichtspunkt aus um deswillen für unerheblich an⸗ 
ſieht, weil es an dem Beweiſe der Geſchloſſenheit des Preis⸗ 
ſyſtems fehle, insbeſ. dem Verein „Dresdner Kohlenhandel“ 
nicht ſämtliche Kohlenhändler Dresdens angehörten, ſo werden 
dabei Rechtsgrundſätze aus anderen Entſch. auf einen Fall 
übertragen, wo ſie nicht am Platze ſind. Die im Anſchluß 
an die Preisſchleuderei mit auf Schleichwegen erworbenen 
Markenartikeln entwickelten rechtlichen Geſichtspunkte über 
das Erfordernis der Lückenloſigkeit eines Reversſyſtems (vgl. 
RG. 88, 91); 120, 472); JW. 1929, 249; Mu W. 1929, 
589; RG. 133, 3358); 136, 6550) greifen im Streitfall 
nicht ein. Es handelt ſich hier lediglich um die ſatzungs⸗ 
gemäße Bindung der Bekl. an VereinsBeſchl., und für dieſe 
Bindung iſt es gleichgültig, wieviel von den Dresdner 
Kohlenhändlern Mitglieder des Vereins ſind, von wem die 
Bekl. ihre Kohlen bezieht, insbeſ., ob ſie das bei auswär⸗ 
tigen Händlern tut, die ſie nicht auf die von den Dresdner 
Händlervereinigungen feſtgeſetzten Preiſe verpflichten, und 
ob dieſe Preiſe tatſächlich allgemein eingehalten oder viel⸗ 
fach von außerhalb des Vereins ſtehenden Geſchäften durch⸗ 
brochen werden, namentlich ob durch die den Konſumvereinen 
in der Kohlenwirtſchaft eingeräumte Vorzugsſtellung (vgl. 
863 AusfBeſt. z. Gef. über die Regelung der Kohlenwirt⸗ 
ſchaft v. 21. Aug. 1919 [RGBl. 1449]) die Ungleichmäßig⸗ 
keit der Kleinverkaufspreiſe ſchon rein geſetzmäßig bedingt 
iſt. Der Verbindlichkeit der Preis Beſchl. für die Bekl. ſtünde, 
wenn ſie ſonſt ſatzungsgemäß zuſtande gekommen ſind, auch 
nicht entgegen, falls ſie etwa unter Widerſpruch der Bekl. 
gefaßt oder von ihr nur unter Vorbehalt ihres Rabatt⸗ 
markenſyſtems anerkannt worden ſein ſollten, denn nach der 
Satzung des Vereins „Dresdner Kohlenhandel“ werden Ver⸗ 
eins Beſchl. mit einfacher Stimmenmehrheit gefaßt. 

Dann iſt aber in dem Verhalten der Bekl. der Tatbeſtand 
des SL UnlWG. unbedenklich zu erblicken. Indem fie die 
geſetzten Verkaufspreiſe in der geſchilderten Weiſe unter⸗ 
bietet, gewährt ſie den Verbrauchern eine günſtigere Einkaufs⸗ 
möglichkeit für Briketts, als dieſe ſie bei den anderen, ſich 
pflichtmäßig an die Preisfeſtſetzungen haltenden Mitglieder 
des „Dresdner Kohlenhandels“ finden würden, lockt alſo durch 
das Mittel der Verletzung eigener Rechtspflichten das Publi⸗ 
kum an auf Koſten des Umſatzes der dieſe Pflichten beachten⸗ 
den Mitbewerber mithin unter Schädigung der vertrags⸗ 
treuen, der Käuferſchaft als ſie überteuernd erſcheinenden 
Fachgenoſſen. Daß dies gegen die guten Sitten des Wett⸗ 
bewerbs verſtößt, kann nicht zweifelhaft ſein, wofern nur 
die Preisbindung ſelbſt nicht vom Standpunkt der kauf⸗ 


) JW. 1916, 413. ) JW. 1928, 1218. 
3) 3. 1931, 3662. ) JW. 1932, 1870. 


keinerlei Anhalt vor. 

Bei dieſer Sachlage kommt auf die vom BG. erörterten 
Punkte, insbeſ. ſeine Annahme, daß die Brikettpreiſe der 
Bekl. bei Beachtung der Rabattvergütung keine unreellen 
Schleuderpreiſe darſtellen, vielmehr noch eine Gewinnmög⸗ 
lichkeit einſchließen, und daß die Bekl. mit ihrem Preis⸗ 
ſyſtem nicht auf die Erlangung eines Monopols und die 
Vernichtung der anderen Kohlenkleinhändler abzielt, nichts 
an. Vielmehr kennzeichnet ſich auch ohnedies ihr Verfahren 
eben wegen der darin zu erblickenden Schädigung der Ver⸗ 
einsgenoſſen und Vereitelung des Vereinszweckes durch ge⸗ 
winnſüchtige eigene Nichtachtung der Mitgliedspflicht als wett⸗ 
bewerbsfremd und unter § 826 BGB. ſowohl wie 8 1 
UnlWG. fallend. 


(U. v. 21. Febr. 1933; II 301/32. — Dresden.) (Ku.] 


II. Verfahren. 


**6. 8244 3 PO.; 84 Gef. v. 7. April 1933. Ein 
Vertretungsverbot, das an den Anwalt einer 
Partei ergeht, unterbricht das Verfahren. Auch 
im Eheprozeß iſt gegen einen Beſchluß, der trotz⸗ 
dem eine Berufung, wegen nicht geführten Nach⸗ 
weiſes der Zahlung der Prozeßgebühr, ver- 
wirft, ſofortige Beſchwerde zuläſſig. 

Der Sen. hat im Beſchl. v. 15. Juni d. J., IVB 30/3 
ausgeſprochen, daß der Anwalt, gegen den ein Vertretungs⸗ 
verbot aus 8 4 Gel. v. 7. April 1933 über die Zulaſſung zur 
Rechtsanwaltſchaft (RGBl. I, 881) ergangen iſt, als unfähig 
i. S. des § 244 Abſ. 1 ZPO. anzuſehen iſt, die Vertretung 
ſeiner Partei fortzuführen, daß alſo das Vertretungsverbot 
eine Unterbrechung des Verfahrens herbeiführt. Da im Vorl. 
durch die am 9. Mai bewirkte Zuſtellung des Vertretungs⸗ 
verbotes an RA. Dr. S. (das übrigens dem BG. bekannt 
war) die Unterbrechung eingetreten und das Verfahren jeden⸗ 
falls am 20. Mai noch nicht aufgenommen war, ſo entbehrt 
der an dieſem Tage ergangene, die Ber. als unzuläſſig ver⸗ 
werfende Beſchl. der Wirkſamkeit. Denn § 249 Abſ. 2 ZRD., 
wonach die während der Unterbrechung von einer Partei in 
Anſehung der Hauptſache vorgenommenen Prozeßhandlungen 
der anderen Partei gegenüber ohne rechtliche Wirkung ſind, 
bezieht ſich nach allgemeiner Anſicht auch auf Handlungen, 
insbeſ. Entſch. des Gerichts, ſo daß ſolche, abgeſehen vom 
Fall des Abſ. 3 a. a. O., den Parteien gegenüber unwirkſam 
find. Dieſe Unwirkſamkeit kann bei zu Unrecht ergangenen 
Entſch. nur mittels des zuläſſigen Rechtsmittels geltend ge⸗ 
macht werden. Das Rechtsmittel ſteht der betroffenen Partei 
auch noch während der Unterbrechung zu Gebote, da es ſich 
nicht um die Fortſetzung des Rechtsſtreits in der Hauptſache 
handelt, vielmehr lediglich die nach wie vor beſtehende Unter⸗ 
brechung zur Geltung gebracht wird (RG. 64, 361; 88, 206; 
90, 225 und oft). Es bedarf daher nicht der Prüfung, ob 
eine Anzeige des RA. X., daß er nunmehr die Kl. vertrete, 
dem Prozeßbevollmächtigten des Bekl. zugeſtellt und ſo eine 
wirkſame Aufnahme des Verfahrens erfolgt iſt (SS 244 Abſ. 1, 
250 380.) 

Hiernach iſt der Beſchw. Folge zu geben, ſofern nicht 
etwa Bedenken gegen ihre Zuläſſigkeit daraus herzuleiten 
ſind, daß es ſich um ein Eheſcheidungsverfahren handelt, auf 
das die Vorſchr. der RechtspflegeRotVO. v. 14. Juni 1932 
Teil 1 Kap. II Art. 1 Abſ. 3 Anwendung findet. Die Frage 
iſt zu verneinen. 

Nach der angegebenen Vorſchr. findet u. a. in Ehe⸗ 
ſcheidungsſachen gegen ein Urteil eines OLG. die Rev. nur 
dann ſtatt, wenn ſie im Urt. für zuläſſig erklärt wurde. Aus 
dieſer Vorſchr. i. Verb. m. der Vorſchr. des 8 519 Abſ. 2 
3 O., wonach die ſofortige Beſchw. gegen einen die Ber, als 
unzuläſſig verwerfenden Beſchl. nur gegeben iſt, wenn gegen 
ein Urt. gleichen Inhalts die Rev. zuläſſig wäre, iſt zu ent⸗ 
nehmen, daß in den unter die gedachte Beſt. der Rechts⸗ 


62. Jahrg. 1933 Heft 32] 


pflege Not VO. fallenden Verfahren die ſofortige Beſchw. gegen 
derartige Beſchl. regelmäßig nur dann ſtattfindet, wenn die 
Anfechtung im Beſchl. zugelaſſen iſt (vgl. den unter der Gel⸗ 
tung der VO. zur Entlaſtung des RG. v. 15. Jan. 1924 er⸗ 
gangenen Beſchl. des Sen. RG. 108, 383, dem ſich andere 
Sen. des RG. angeſchloſſen haben und deſſen Ausführungen 
auch unter dem jetzigen Rechtszuſtande zutreffen). Vorl. er⸗ 
gibt ſich jedoch daraus, daß der angefochtene Beſchl. die An⸗ 
fechtbarkeit nicht ausſpricht, die Unzuläſſigkeit der ſofortigen 
Beſchw. um deswillen nicht, weil nach der beſonderen Lage des 
Falles die Zuläſſigkeit der Rev. gegen ein Urt. gleichen In⸗ 
halts auch dann zu bejahen wäre, wenn das Urt. ſie nicht 
ausſpräche. 

Nach dem Wortlaut der angegebenen Vorſchr. der Rechts⸗ 
pflege Not VO. v. 14. Juni 1932 ſoll allerdings die Rev. aus⸗ 
nahmslos nur dann ſtattfinden, wenn ſie im oberlandes⸗ 
gerichtlichen Urt. für zuläſſig erklärt wurde. Der erkennbare 
Zweck der Vorſchr. nötigt aber zu einer einſchränkenden Aus⸗ 
legung. Die Vorſchr. will, wie die VO. v. 15. Jan. 1924, 
der Entlaſtung des RG. dienen, indem fie ihm die Nach⸗ 
prüfung von Rechtsfragen fernhält, die durch die Rſpr. hin⸗ 
reichend geklärt ſind. Das läßt die ausdrückliche Beſt. des 
Abſ. 3 Satz 2 erkennen, wonach das OLG. die Rev. zuzulaſſen 
hat, wenn es von einer Entſch. des RG. abweicht oder wenn 
ſonſt von der Zulaſſung der Rev. die Klärung einer Rechts⸗ 
frage von grundſätzlicher Bedeutung zu erwarten iſt. Daraus 
aber ergibt ſich mit Gewißheit, daß der Geſetzgeber nur ſolche 
Fälle im Auge gehabt hat, in denen das Urt. des OLG. zu⸗ 
folge der Anfechtung mit der Rev. einer ſachlichen Nach⸗ 
prüfung des R., ſei es in ſachlich⸗ rechtlicher, ſei es in ver⸗ 
fahrensrechtlicher Hinſicht unterliegen würde, und das recht⸗ 
fertigt es, die Anwendung der Vorſchr. auf ſolche Fälle zu 
beſchränken. Die Vorſchr. iſt hiernach auf ein Urt. nicht anzu⸗ 
wenden, das zu einer ſachlichen Nachprüfung überhaupt keinen 
Anlaß gibt, weil es auf Grund von Vorſchr., die außerhalb 
ſeiner ſachlichen Begr. liegen, gar nicht hätte erlaſſen wer⸗ 
den dürfen, oder mit anderen Worten, wenn es von vorn⸗ 
herein unzuläſſig war, das Urt. zu erlaſſen. Um ein ſolches 
Urt. würde es ſich hier handeln, da, wie dargelegt, zufolge 
der Unterbrechung des Verfahrens gerichtliche Handlungen 
gegenüber den Parteien nicht wirkſam vorgenommen werden 
konnten. Da ſomit die Rev. gegen ein Urt. gleichen Inhalts 
auch dann zuläſſig wäre, wenn das Urt. die Zulaſſung der 
Rev. nicht ausſpräche, liegt die Vorausſetzung der Zuläſſig⸗ 
keit der ſofortigen Beſchw. gegen den angefochtenen Beſchl. 
nach § 519 b Abſ. 2 ZPD. vor. 8 

Damit nimmt der Sen. einen Rechtsſtandpunkt ein, wie 
ihn die Rſpr. in einem ähnlich liegenden Fall anerkannt hat. 
Die Vorſchr. des § 707 Abſ. 2 (8 719 Abſ. 1) ZPO. näm⸗ 
lich, wonach ein Beſchl., der über die einſtweilige Einſtellung 
der Zwangsvollſtreckung nach § 707 Abſ. 1 befindet, der An⸗ 
fechtung nicht unterliegen fol, hat in der Rſpr. insbeſ. des 
RG. eine ähnlich einſchränkende Auslegung auf die Fälle er⸗ 
fahren, in denen eine ſachliche Nachprüfung der Entſch. in 
Frage kommt (Stein-Jonas, Komm. Bem. III Abſ. 2 
und die dort nachgewieſenen Entſch.). 

Für die weitere Behandlung der Sache iſt darauf hinzu⸗ 
weiſen, daß infolge der Unterbrechung des Verfahrens nach 
§ 249 ZPO. der Lauf der Friſt zum Nachweis der Zahlung 
der Prozeßgebühr aufgehört hat, und daß nach Beendigung der 
Unterbrechung die volle Friſt zu laufen beginnt. Da die 
Nachweisfriſt nach dem Kalender beſtimmt iſt, bedarf es einer 
neuen Friſtbeſtimmung (RG. 118, 1581); JW. 1926, 11627; 
1928, 11129). 

(Beſchl. v. 22. Juni 1933; IVB 31/33. — Berlin.) (Ka. 


7. Eine Verfügung des Vorſitzenden gemäß 
8519 Abſ. 6 ZPO. wird erft mit der innerhalb der 
zu verlängernden Friſt zu bewirkenden Zuſtel⸗ 
lung wirkſam. Fernmündliche Mitteilung inner⸗ 
halb der Friſt genügt nicht. 7) 


Die Beſchw. iſt nicht begründet, da die verfügte Ver⸗ 
1) JW. 1927, 3007. 
Zu 7. A. Ich verweiſe auf meine Anm. zu JW. 1929, 1656 14, 
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längerung der Nachweisfriſt nicht in Kraft getreten, der Nach⸗ 
weis infolgedeſſen nicht rechtzeitig geführt worden iſt. Ver⸗ 
längert der Vorſitzende die Nachweisfriſt gem. 8 519 Abſ. 6 
ZPO. auf den Antrag des BerKl., fo iſt feine Verfügung 
gem. § 329 Abſ. 3 ZPO. von Amts wegen zuzuſtellen. Erſt 
mit dieſer Zuſtellung wird ſie wirkſam. Iſt die Zuſtellung 
nicht mehr innerhalb der zu verlängernden Friſt erfolgt, die 
Wirkung der Verfügung alſo nicht eingetreten, ſo kann ſie auch 
durch ſpätere Vorgänge nicht mehr eintreten, da eine bereits 
abgelaufene Friſt nicht verlängert werden kann. Im vorl. 
Falle iſt die Zuſtellung erſt am Tage nach dem Friſtablauf 
erfolgt. Die Berufung iſt deshalb m. R. verworfen. An⸗ 
ders wäre nur zu entſcheiden, wenn die vorher erfolgte fern⸗ 
mündliche Mitteilung an den Prozeßbevollmächtigten die nach 
§ 329 Abſ. 3 ZBD. erforderliche Zuſtellung erſetzen könnte. 
Im Schrifttum (jo zu 8329 ZPO.; Stein⸗Jonas I 3; 
Baumbach 2b) und auch in Entſch. der OLG. (vgl. u. a. 
JW. 1927, 1496) wird allerdings die Anſicht vertreten, die 
Zuſtellung ſei entbehrlich, wenn die Partei von einer zu ihren 
Gunſten ergangenen Verfügung auf andere Weiſe zuverläſſige 
Kenntnis erlangt habe, denn 8 329 Abſ. 3 ZPO. ſtelle das 
Erfordernis der Zuſtellung nur zum Schutze der Partei auf. 
Dieſer Auffaſſung iſt nicht beizutreten. 

In RG. 109, 83 fordert der 4. ZivSen. des RG. die 
Zuſtellung innerhalb der Friſt und läßt nur diejenige an den 
Prozeß bevollmächtigten, nicht aber eine Zuſtellung an die 
Partei ſelbſt genügen. Die Zuſtellung oder eine gleichwertige 
Beurkundung innerhalb der Friſt halten auch der 6. und der 
3. ZivSen. (RG. 96, 3501); 109, 341) für nötig. In dieſen 
beiden Entſch. iſt allerdings die Frage offen gelaſſen, ob die 
formloſe Übergabe der Verfügung oder ihre mündliche Mit⸗ 
teilung dann genügen könnte, wenn über ſolche Vorgänge 
eine amtliche Urkunde aufgenommen worden iſt. Dieſe Frage 
braucht auch im vorl. Falle nicht entſchieden zu werden, weil 
eine Urkunde über die vom BeſchwF. behauptete fernmündliche 
Mitteilung nicht vorhanden iſt. RG.: JW. 1927, 1481 
(6. Ziv Sen.) läßt die perſönliche Kenntnisnahme des Prozeß⸗ 
bevollmächtigten vom Erlaß der Verfügung nicht genügen. 
Der 7. ZivSen. (JW. 1929, 1656) hat einer Mitteilung der 
Friſtverlängerung an den Bürovorſteher des Prozeßbevoll⸗ 
mächtigten die Bedeutung verſagt. Auch der 9. ZivSen. ſchließt 
ſich im Beſchl. v. 23. Sept. 1931, IX B 13/31: RG. 96, 
3502); 109, 83 an. Die Wirkung einer mündlichen Mit⸗ 


in der alles, was zur Kritik der vorl. Entſch. zu ſagen iſt, bereits ge⸗ 
ſagt iſt. Es iſt bedauerlich, daß das RG. in der in Rede ſtehenden 
Frage aus der Verſtrickung in Formalismus nicht herausfindet, ob⸗ 
wohl der Weg dazu in der Annahme einer Rückwirkung der Zu⸗ 
ſtellung der (innerhalb der zu verlängernden Friſt erlaſſenen) Ver⸗ 
längerungsverfügung auf den Endzeitpunkt dieſer Friſt bedenkenfrei 
offenſteht. Auf dieſen in meiner erwähnten Anm. ausführlich erörterten 
Geſichtspunkt geht die vorl. Entſch., obwohl ſie JW. 1929, 1656 14 
zitiert, überhaupt nicht ein. RA. Hermann Lucas, Berlin. 


B. Die rein fiskaliſche Vorſchr. der 88 519 Abſ. 6, 554 Abſ. 7 
ZPO. iſt eine unglückliche Geſetzesbeſtimmung, welche oft zur Folge 
haben kann, daß infolge mangelnden Nachweiſes rechtzeitiger Ein⸗ 
zahlung der Prozeßgebühr materielle Rechte verlorengehen. Ob hier 
nicht der gleiche Erfolg in anderer Weiſe erreicht werden konnte, dar⸗ 
über mögen andere entſcheiden. Wenn aber der Geſetzgeber derartige 
Beſt. erläßt, muß der Richter ſie anwenden. Man kann hier nicht mit 
Schlagworten, wie Formalismus und Unwirtſchaftlichkeit, operieren. 
Solche formale Geſetzesbeſtimmungen find jus strietum, man kann 
nicht aus Billigkeitsgründen ſich über ſie hinwegſetzen. 

Gemäß 8 519 Abſ. 6 hat der Vorſitzende eine Friſt zu be⸗ 
ſtimmen, innerhalb deren der Ber Kl. den Nachweis zu erbringen hat, 
daß er die für die Ber Inſt. von ihm erforderte Prozeßgebühr ge⸗ 
zahlt hat. Die Friſt kann auf Antrag von dem Vorſitenden ver⸗ 
läugert werden. Die Verlängerung einer Friſt iſt begrifflich nur 
während des Laufes der Friſt möglich, mit derem Ablauf aber aus⸗ 
geſchloſſen (RG. 77, 160 = JW. 1912, 42). Das dürfte ſich ſchwer⸗ 
lich beſtreiten laſſen. Die Friſtbeſtimmung erfolgt durch Verfügung 
des Vorſitzenden. Nicht verkündete Verfügungen des Vorſitzenden ſind 
den Parteien von Amts wegen zuzuſtellen (8 329 Abſ. 3). Darüber, 
wann die Verfügung exiſtent wird und demgemäß, wann ihre Wir⸗ 
Kung eintritt, ſagt das Geſetz nichts. Wie iſt dieſe Frage zu beant⸗ 
worten? Darin dürfte der Kernpunkt des vorl. Problems zu ſuchen 
ſein. Das RG. hat nun ſchon in der Entſch. RG. 11, 403 erklärt, 


2) JW. 1920, 48. ) JW. 1920, 48. 
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teilung wird noch in zwei Beſchl. des 5. ZivSen. behandelt. 
Von dieſen betrifft RG.: RGWarn, 1929 Nr. 86 den hier 
nicht gegebenen Sachverhalt, daß die Partei auf die förmliche 
Zuſtellung vorher verzichtet hatte. Allerdings iſt es JW. 1925, 
1491 unter hier nicht vorl. beſonderen Umſtänden als aus⸗ 
reichend angeſehen worden, daß die Verlängerung dem Prozeß⸗ 
bevollmächtigten auf ſeine Anfrage in der Geſchäftsſtelle des 
Gerichts mündlich mitgeteilt worden war. Der erk. Sen. er⸗ 


„Beſchlüſſe des Gerichts müſſen, um nach außen Beſtand und Geltung 
zu erlangen, verkündet oder ‚den Parteien von Amts wegen zuge⸗ 
ſtellt werden'. So beſtimmt der $ 294 (heute § 329) ZPO.“. Der 
Zuſatz „um nach außen Beſtand und Geltung = erlangen“ ſteht nicht 
in $ 329. Er wird vom RG. unterſtellt. Freilich ſchon damals fügt 
NG. hinzu „Aber der § 294 a. a. O. hat nicht die abſolute Trag⸗ 
weite, welche ſein Wortlaut zu ergeben ſcheint. Es gibt Beſchlüſſe, 
die nicht „den Parteien“, ſondern von Amts wegen nur einer der⸗ 
ſelben zugeſtellt zu werden brauchen; und es iſt unleugbar, daß es 
für manche Beſchlüſſe, z. B. für die Abweiſung mancher Anträge, 
nicht der formellen Zuſtellung, ſondern der einfachen Mitteilung von 
Amts wegen an den Antragſteller bedarf“. Nun war bei der alten 
ZPO. die Zuſtellung entſchieden von größerer Bedeutung. Grund⸗ 
ſätzlich war ſie wohl damals die Form, in der nichtverkündete Entſch. 
nach außen hin in die Erſcheinung traten. Aber es muß konſtatiert 
werden, daß ſchon damals das RG. ſich keineswegs auf den Stand⸗ 
punkt ſtellte, daß die Exiſtenz der nichtverkündeten Verfügung von 
der Zuſtellung abhängt. Wenn in Ausnahmefällen Mitteilung genügt, 
iſt begrifflich jedenfalls die Zuſtellung nicht erforderlich. Dieſe Entſch. 
datiert von 1884. Ganz anders und viel ſchroffer lautet die Entſch. 
des RG. i. J. 1905. RG. 62, 28 heißt es, „die Zuſtellung hat für 
Beſchlüſſe, die nicht auf Grund einer mündlichen Verhandlung er⸗ 
gangen und daher nicht verkündet ſind, dieſelbe Bedeutung wie 
im letzteren Fall die Verkündung; ſie macht erſt dadurch, daß ſie den 
Willensentſchluß des Gerichts nach außen hin Rundgibt, ihn zu einer 
perfekten, der ferneren Einwirkung durch Abänderung oder Widerruf 
entzogenen richterlichen Entſch.“. Hier ſtellt ſich das RG. offenbar 
auf den Standpunkt, daß die Zuſtellung die einzige Form der Ve⸗ 
Ranntgabe nach außen iſt und daß die nichtverkündete Entſch. be⸗ 
grifflich oder tatbeſtandsmäßig nur auf dieſem Wege zur Exiſtenz ge⸗ 
langen kann. Dieſen Standpunkt hat das RG. überwiegend feſt⸗ 
gehalten, z. B. RG. 96, 351 = JW. 1920, 48: „Bis zur Zuſtellung 
bilden ſie einen rein inneren Vorgang; ſie können zurückgenommen, 
abgeändert, vernichtet werden. Erſt mit der Zuſtellung treten fie 
rechtlich ins Leben und erlangen Wirkſamkeit. Das RG. hat in ſtän⸗ 
diger Rſpr. erkannt, daß nichtverkündete Beſchlüſſe erſt durch die Zu⸗ 
ſtellung Beſtand und Geltung nach außen erhalten“ (fo 1919). RG. 
109, 342 hält hieran unter Hinweis auf RG. 96, 350 = JW. 1920, 
48 feſt, ebenſo RG. 109, 83 und JW. 1924, 1588, und gleiches 
gilt für die vorl. Entſch. des RG. 

Solange die Entſch. in keiner Weiſe nach außen hin bekannt⸗ 
gegeben iſt, muß ſie als Internum des Gerichts betrachtet werden. 
Während dieſes Stadiums iſt fie für die Parteien nicht exiſtent. 
Denkbar wäre, daß ſchon mit der Aushändigung der unterſchriebenen 
Entſch. an die Geſchäftsſtelle dieſelbe exiſtent und, ſoweit Bindung 
des Richters an ſeine Entſch. Platz greift, unabänderlich wird. Aber 
das iſt im Geſetz nicht vorgeſchrieben und, da die Geſchäftsſtelle Teil 
der Gerichtsorganiſation iſt, zu verneinen. Sieht man zunächſt vom 
Geſetz ſelbſt ab, ſo iſt der Schluß zwingend, daß die Entſch. mit jeder 
ordnungsmäßigen Kundgabe an die Außenwelt zur Exiſtenz gelangt 
(vgl. Levis: 33 P. 34, 477). Es fragt ſich nur, ob dieſe ordnungs⸗ 
mäßige Kundgabe lediglich durch Zuſtellung erfolgen kann. Die Ant⸗ 
wort darauf kann für unſer Zivilprozeßverfahren nur den Zivil⸗ 
prozeßgeſetzen entnommen werden. § 329 gibt darüber keine Antwort. 
Die Beſt., daß nichtverkündete Entſch. den Parteien von Amts wegen 
zuzuſtellen find, iſt auch für wirkſame Entſch. möglich und zweck⸗ 
mäßig, überdies bedeutſam für eventuelle ſofortige Beſchwerde. Das 
RG. hat ſich in RG. 11, 403 dafur ausgeſprochen, daß grundſätzlich 
Zuſtellung erforderlich ſei, aber wie die oben zitierten Sätze beweiſen, 
doch höchſtens „grundſätzlich“; dort wird die bloße Mitteilung als 
Form möglicher Kundgebung anerkannt. Immerhin mag für die 
ältere ZPO. richtig ſein, daß die Zuſtellung die Form der Bekannt⸗ 
gabe an die Außenwelt war. Für die heutige ZPO. kann man das 
nicht mehr behaupten. Schon die EntlVoOO., die doch den Geiſt der 
geltenden ZPO. widerſpiegelt, beſtimmt in 8 7: Die Verkündung 
der Entſch. wird durch ſchriftliche Mitteilung erſetzt; nur für Urteile 
iſt Zuſtellung vorgeſchrieben. Mag man nun über die Worte „fſchrift⸗ 
liche Mitteilung“ denken wie man will, wenn dort auch nur für 
einen beſtimmten Fall ſchriftliche Mitteilung angeordnet wird, zeigt 
dies klar, daß die Zuſtellung nicht mehr die einzige Form iſt, wie die 
Entſch. exiſtent werden kann. Erkennt man das an, fo liegt kein 
Grund mehr vor, heute die Zuſtellung als prinzipielle Vorausſetzung 
des Exiſtent⸗ und Wirkſamwerdens von Entſch. feſtzuhalten. 

Die Stellung von Wiſſenſchaft und Praxis der älteren Zeit, die 
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blickt jedoch in der Regel, daß nichtverkündete Beſchl. oder 
Verfügungen des Vorſitzenden, die gem. § 329 Abf. 3 ZPO. 
zuzuſtellen ſind, erſt durch ordnungsmäßige Zuſtellung Be⸗ 
ſtand erhalten, ein ſo dringendes Erfordernis der Rechtsſicher⸗ 
heit, daß jedenfalls die Umſtände des zur Entſch. ſtehenden 
Falles eine Abweichung nicht zu rechtfertigen vermögen. Nach 
dem Geſetzesinhalt erſcheint es unzuläſſig, und es wäre auch 
mit dem Schutzzweck für eine der Parteien nicht ausreichend 


ſich im weſentlichen dem Rah. anſchließt, kommt weniger in Betracht, 
da die neueren prozeßrechtlichen Beſt. einen andern Standpunkt er⸗ 
möglichen. Roſenberg, Lehrbuch (3) 856 IT 2 b und Gold- 
ſchmidt, Zivilprozeßrecht (2) § 51, 5 halten an der Zuſtellung für 
die Perfektion feſt. Diejenigen, die hier Ausnahmen zulaſſen, muß 
man auf die entgegengeſetzte Seite ftellen, jo Stein⸗Jonas (8 829 
I 3 „Bei Beſchlüſſen, die zugunſten einer Partei ergehen, wird aller⸗ 
dings eine anderweitige Bekanntgabe als ausreichender Erſatz au⸗ 
geſehen werden können, da hier aus dem Mangel der Zuſtellung 
eine Beſchwerde nicht erwachſen kann“), Förſter⸗-Kann (8 329, 
3e erklären den Beſchluß für vollendet, „wenn der Richter ſich des⸗ 
ſelben entäußert hat“. Dazu bedürfte es der Aushändigung an den 
Urkundsbeamten), Baumbach (8329, 2 B: Abſ. 3 diene nur dem 
Schutz der Parteien. Zuſtellung ſei entbehrlich, wenn die Partei von 
einer zu ihren Gunſten ergangenen Verfügung zuverläſſige Kenntnis 
erlangt, etwa durch amtliche Erklärung des Urkundsbeamten“), 
Sonnen (JW. 1927, 1496 „jede Art, durch die die Partei in zu⸗ 
verläſſiger Form Kenntnis von der Verfügung erlangt“), KG. (JW. 
1927, 1496; es ſoll genügen, daß der „RA. am 28. Juni 1926 von 
der Friſtverlängerung Kenntnis erhalten und auf förmliche Zuſtellung 
verzichtet hat“). Aber auch die Konzeſſionen, die RG. hier und da 
macht, weiſen in dieſe Richtung (vgl. z. B. RG. 96, 352 — JM. 
1920, 48 (hier ſtellt RG. der Zuſtellung eine gleichwertige Be⸗ 
urkundung gleich; ferner „Ob unter Umſtänden die Zuſtellung durch 
formloſe Übergabe der Verfügung oder durch mündliche Mitteilung 
erſetzt werden kann, was beides irgendwie amtlich beurkundet werden 
müßte, iſt hier nicht zu entſcheiden“]) und namentlich RG. v. 7. März 
1925: JW. 1925, 1491 (hier läßt das RG. genügen, daß der RA. 
ſich auf die Geſchäftsſtelle begab, um ſich „zu erkundigen, ob und was 
auf den Friſtverlängerungsantrag verfügt worden ſei“, und daß ihm 
vom Urkundsbeamten „darauf erklärt worden iſt, die Friſt ſei bis 
zum 1. Nov. verlängert worden“). Hier dürfte es nur ein Entweder⸗ 
Oder geben. Entweder iſt die Verfügung erſt mit der Zuſtellung per⸗ 
fekt. Dann gibt es keinerlei Möglichkeit für Ausnahmen. Ein Ver⸗ 
zicht auf Zuſtellung iſt dann unwirkſam (ſo auch Roſenberg 
a. a. O.). Das Mindeſte, was verlangt werden muß, iſt, daß eine 
Zuſtellung nach 8 212 a vorliegt. Oder der Beſchluß wird mit jeder 
Mitteilung an die Außenwelt perfekt, nachdem der Vorſitzende die 
Verfügung unterſchrieben an die Geſchäftsſtelle gegeben und damit 
Rundgetan hat, daß fie mitteilungsreif ſei und mitgeteilt werden ſolle 
(vgl. RG. 90, 297 — JW. 1917, 853). M. E. verdient die zweite 
Auffaſſung den Vorzug. — Iſt aber die Entſch. mit jeder Mitteilung, 
ganz gleich in welcher Form ſie geſchieht, exiſtent, dann liegt kein 
Grund vor, die Zuſtellung unter allen Umſtänden als Vorausſetzung 
der Wirkung zu erfordern. Dann muß aber auch jede Mitteilung 
an den Prozeßbevollmächtigten genügen. Man kann trotzdem mit 
Sonnen (JW. 1927, 1496) annehmen, daß dies nicht gilt und es 
bei der Zuſtellung verbleiben muß, wo die Zuſtellung zum Vorteil 
der Partei dient. Trotz Exiſtenz der Entſch. wird hier der Beginn 
der Wirkung zugunſten der Partei auf den Zeitpunkt der Zuſtellung 
hinausgeſchoben; das folgt aus 8 329 Abſ. 3, und darin liegt der 
eigentliche Sinn dieſer Vorſchrift. 

Zum Schluſſe noch eine kurze Stellungnahme zu der Bemerkung 
des RA. Lucas. Wenn Lucas es für ſelbſtverſtändlich erklärt, 
daß die Verlängerungsverfügung des Vorſitzenden gem. $ 329 Abſ. 3 
ZPO. der Zuſtellung bedarf — offenbar in dem Sinne, daß die Zu⸗ 
ſtellung zur Perfektion erforderlich iſt, in dieſem Punkt weiche ich 
von Lucas trotz mancher ſonſtiger Übereinſtimmung ab —, dann 
kann er m. E. den Standpunkt des RG. mit Gründen wie For⸗ 
malismus und Unwirtſchaftlichkeit nicht angreifen. Bei formalem 
Recht, wie es das der Berufungseinlegung nun einmal ift, kann man 
mit ſolchen Gründen nicht operieren. Den Ausweg, den Lucas ge 
funden zu haben glaubt, indem er der zugeſtellten Verfügung rück⸗ 
wirkende Kraft beilegt, halte ich nicht für gangbar. Lucas will die 
Rückwirkung mit analoger Ausdehnung beſtimmter Zuſtellungsvor⸗ 
ſchriften (88 207, 496 Abſ. 3, 693 Abf. 2) begründen. Zunächſt iſt 
es höchſt zweifelhaft, ob eine derartige Ausdehnung jener Vorſchr. 
über den ihnen im Geſetz gegebenen Rahmen zuläſſig iſt. Die ge⸗ 
jegliche Grundlage fehlt und auch die Baſis für Analogie, Deckung 
einer Lücke im Geſetz durch Anwendung einer Vorſchrift wegen 
Gleichheit des Grundes dürfte ſchwerlich vorhanden ſein. Auch führt 
die Analogie zu fo maßloſen Konſequenzen, daß man fie weder 
generell noch für dieſen ſpeziellen Fall akzeptieren kann. Dann iſt 
in jenen Fällen eine Rückwirkung auf den Zeitpunkt des Geſuchs 
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zu rechtfertigen, wollte man das Entftehen der Wirkung einer 
doch für beide Parteien bedeutſamen Friſterſtreckung von einer 
bloß formloſen Mitteilung abhängig machen und dadurch zu⸗ 
gleich die Grenze verwiſchen, bei der die richterliche Ver⸗ 
fügung aufhört, ein innerer, der Abänderung noch zugäng- 
licher Geſchäftsvorgang zu ſein. 

(Beſchl. v. 26. Sept. 1932; VIII B 30/32. — Breslau.) 


8. 88 542, 62 3 PO. 

1. Iſt in erſter Inſtanz zugunſten des im 
Schlußtermin nicht vertretenen Bell. auf Antrag 
des Kl. Entſcheidung nach Aktenlage erfolgt, ſo 
hat doch in zweiter Inſtanz gegen den überhaupt 
nicht vertretenen Bekl. auf Antrag Verſäumnis⸗ 
urteil zu ergehen. 

2. Der urſprüngliche Vertragsgegner und 
deſſen Rechtsnachfolger kraft Kaufvertrages 
find, beide verklagt, keine notwendigen Streit- 
genoſſen. f) 

Der Zweitbekl. war ſchon am Schluſſe der erſten In⸗ 
ſtanz nicht mehr vertreten, nachdem der urſprüngliche ge⸗ 
meinſame Vertreter der beiden Bekl. erklärt hatte, daß er 
ſeine Vertretung niedergelegt habe. Demnach iſt gegen ihn 
in dieſer Inſtanz ſtatt eines Verſäumnisurteils 
ein Urt. nach Aktenlage gemäß 88 331 a, 25142 BRD. 
erlaſſen. In der zweiten Inſtanz war, wie angenommen 
werden muß, der Zweitbell. überhaupt nicht vertreten. Auf 
die gegen beide Bell. gerichtete Berufung hat der in 
zweiter Inſtanz für den Erſtbekl. beſtellte Prozeßbevoll⸗ 
mächtigte ſeinen Antrag ausdrücklich nur „namens des 
Bekl. zu 1“ geſtellt. — Dem Zweitbekl. gegenüber traf 
daher jetzt bis zum Auftreten feines Prozeß bevollmächtigten 
für die Rev Inſt. § 210 a Abſ. 1 S. 1, 2. Fall ZPO. zu, und 
nur hilfsweiſe der 1. Fall. Jedenfalls war er in der Schluß⸗ 
verhandlung nicht mehr vertreten, ſo daß gegen ihn das Ver⸗ 
ſäumnisurteil beantragt werden konnte und beantragt wurde. 
Danach durfte aber gegen ihn nun nicht etwa auch ein Urt. 
nach Aktenlage ergehen, wie es tatſächlich geſchehen iſt, viel⸗ 
mehr war gegen ihn antragsgemäß ein Verſäumnisurteil nach 
8 542 3PO. zu erlaſſen. Denn ein Fall der notwendigen 
Streitgenoſſenſchaft nach $ 62 ZPO., wobei der eine Streit⸗ 
genoſſe als durch den anderen vertreten anzuſehen geweſen 
wäre, liegt nicht vor, iſt auch vom Vorderrichter weder als 


in betreff auf die Zuſtellung vorgeſchrieben. Ein ſolches Zuſtellungs⸗ 
geſuch fehlt hier. Schließlich ift Vorausſetzung für die Rückwirkung 
der Zuſtellung, daß die zuzuſtellende Verfügung ſelbſt wirkſam iſt. 
Wenn aber die Friſt bereits abgelaufen iſt, kann eine wirkſame Ver⸗ 
fügung nicht mehr erfolgen — Lucas ſetzt ja die Zuſtellung als 
Vorausſetzung für die Exiſtenz der Verfügung. Eine Rückwirkung 
auf den Zeitpunkt, in dem die Verfügung vom Vorſitzenden erlaſſen 
iſt, iſt wiederum nicht möglich, weil ein ſolcher Zeitpunkt, da die 
Verfügung erſt mit der Zuſtellung exiſtent werden ſoll, als rechtlich 
relevanter nach Lucas gar nicht in Betracht kommen kann, abge- 
ſehen davon, daß für eine ſolche Rückwirkung der Verfügung erſt 
recht jede Grundlage im Geſetz fehlt. 
Prof. Dr. Hans Walsmann, Roſtock. 


Zu 8. Die Anſprüche des Kl. gegen den Erſtbekl. waren auf 
ein Geſellſchaftsverhältnis gegründet, die Anſprüche gegen den Zweit⸗ 
bekl. auf einen Vertrag, durch den Rechte der Geſellſchaft an den 
Zweitbekl. verkauft worden ſeien, und auf unerlaubte Handlung. 
Mit Recht iſt das NG. davon ausgegangen, daß bei dieſer Sachlage 
die Streitgenoſſenſchaft der Bekl. keine notwendige i. S. des 8 62 
350. war: die Notwendigkeit einheitlicher Entjeh. beſtand nicht. 

In der Schlußverhandlung der erſten Inſtanz war der Zweitbekl. 
nicht mehr vertreten. Der Kl. beantragte eine Entſch. nach Lage der 
Akten, und das Gericht wies die Klage gegen beide Vell. ab. Da⸗ 
gegen legte der Kl. Ber. ein. Da der Zweitbekl. im Verhandlungs- 
termin vor dem Os. nicht vertreten war, beantragte der Kl. gegen 
ihn den Erlaß des Verſäumnisurteils. Das Gericht wies aber durch 
ein einheitliches gewöhnliches Urteil die Ber. in dem Verfahren 
gegen beide Bekl. zurück, weil ein Geſellſchaftsverhältnis zwiſchen 
dem Kl. und dem Bekl. nicht beſtanden habe. Dieſes Verfahren des 
OLG. entſprach nicht der ZPO. Es hatte in dem Verfahren gegen 
den Zmeitbekl. die vom Berl. neu aufgeſtellten (und dem Zweitbekl. 
ordnungsmäßig und rechtzeitig mitgeteilten) Behauptungen, ſoweit 
das Verhandlungsergebnis der erſten Inſtanz (das feſtgeſtellte Sach⸗ 
verhältnis) nicht entgegenſtand, für zugeſtanden zu erachten. Soweit 
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vorhanden erklärt noch ſtillſchweigend ſeiner Ausführung zu⸗ 
grunde gelegt. Allerdings iſt das Geſellſchaftsverhältnis des 
Kl. zu E., das im Verhältnis zu dieſem den Klagegrund 
bildet, auch tatſächliche Vorausſetzung der Anſprüche gegen den 
Zweitbekl. Aber dieſem gegenüber iſt rechtlicher Klagegrund 
nicht das Geſellſchaftsverhältnis, ſondern der von dem Ge⸗ 
ſellſchafter E. — unerörtert, ob namens der Firma, alſo zu⸗ 
treffendenfalls der Geſellſchaft oder in perſönlichem Namen — 
mit ihm geſchloſſene Kaufvertrag, ſei es allein, ſei es in Ver⸗ 
bindung mit der von E. oder jetzt dem KonkVerw. geforderten 
Einwilligung in die Ausübung von Kaufvertragsrechten durch 
den Kl., und im übrigen unerlaubte Handlung gegen den Kl. 
In einem ſolchen Falle beſteht keine rechtliche Notwendigkeit, 
das im Verhältnis zu beiden Bekl. ſtreitige Rechtsverhältnis 
der Geſellſchaft zwiſchen dem Kl. und dem einen verkl. Teil 
nur einheitlich gegen beide Bekl. feſtzuſtellen (Stein⸗Jo⸗ 
nas 8 62 II 3), vielmehr gilt die Regel des 8 61 ZPO., wo⸗ 
bei allerdings Angriffs- und Verteidigungsmittel regelmäßig 
als für alle erſchienenen Streitgenoſſen vorgetragen gel⸗ 
ten und das Verhandlungsergebnis für alle einheitlich ge⸗ 
würdigt werden kann. Liegt aber Terminsverſäumnis 
des einen — gewöhnlichen — Streitgenoſſen vor, ſo kann 
ſich eine verſchiedene Entjch. gerade daraus ergeben, daß bei 
dem erſchienenen Streitgenoſſen auf der Grundlage der Ver⸗ 
handlungs⸗ und Beweisergebniſſe über das ſtreitige Ver⸗ 
hältnis zu entſcheiden, beim anderen aber das klägeriſche Vor⸗ 
bringen als zugeſtanden anzunehmen iſt ($ 331 Abſ. 1 ZPO.; 
Stein⸗Jonas 8 61 12). Dieſe geſetzliche Folge der Ter- 
minsverſäumnis gilt nun allerdings in der BerInſt. nach 
8 542 Abſ. 2 ZPO. nur beſchränkt, nämlich in Anſehung des 
tatſächlichen mündlichen Vorbringens des Berͤl. nur in⸗ 
ſoweit, als das feſtgeſtellte Sachverhältnis — das ſind die 
im Tatbeſtand des erſten Urt. feſtgeſtellten Behauptungen und 
Erklärungen der Parteien, ſowie die in erſter Inſtanz auf⸗ 
genommenen Beweiſe (RG. 131, 109 ff.) und dort angef. Entſch.) 
— nicht entgegenſteht. Hierzu tritt, daß, ſoweit danach altes 
mündliches Vorbringen als beſtritten anzuſehen iſt, weiter in 
Anſehung einer zuläſſigerweiſe beantragten Beweisaufnahme 
anzunehmen iſt, daß ſie das in Ausſicht geſtellte Ergebnis ge⸗ 
habt habe. Eine etwa bereits vor der Terminsverſäumnis 
vorgenommene Beweisaufnahme zweiter Inſtanz kommt aber 
weder inſoweit, als ſie Erfolg gehabt hat, noch inſoweit, als 
dies nicht der Fall war, in Vetracht, ſondern es tritt an ihre 


der BerKl. aber für Behauptungen, die er bereits im erſten Rechts⸗ 
gang aufgeſtellt hatte, neue Beweismittel benannte, hatte das OLG. 
zu unterſtellen, daß die beantragte Beweisaufnahme „das in Aus⸗ 
ſicht geſtellte Ergebnis gehabt habe“. War nach dieſem teils wirk⸗ 
lichen, teils fingierten Prozeßſtoff die Klage begründet, ſo hatte das 
Os G. der Ber. durch Verſäumnisurteil ſtattzugeben. Das Ergebnis 
wäre dann unter Umſtänden geweſen, daß die Klage gegen den Erſt⸗ 
bekl. mit der Begr., ein Geſellſchaftsverhältnis habe zwiſchen dem 
Kl. und dem Erſtbekl. nicht beſtanden, zurückgewieſen worden wäre, 
daß der Zweitbekl. aber auf Grund der Behauptung, daß der Erſt⸗ 
bekl. als Geſellſchafter des Kl. Rechte der Geſellſchaft dem Zweitbekl. 
verkauft habe, verurteilt worden wäre. Das Unbefriedigende eines 
derartigen Ergebniſſes mag — vielleicht unter der Schwelle des Be⸗ 
wußtſeins — mit dazu beigetragen haben, daß das OLG. (trotz der 
Erkenntnis, daß notwendige Streitgenoſſenſchaft nicht vorlag) zur 
Zurückweiſung der Ber. gegen beide Bekl. durch ein einheitliches Ur⸗ 
teil gelangt iſt. 

er 8 542 3PO. macht erfahrungsgemäß den BG. immer 
wieder Schwierigkeiten, und er fordert häufig ein sacrificium 
intellectus, das man dem Gericht Raum zumuten kann. Dafür iſt 
der vorl. Fall wieder ein Beleg. Der 1931 veröffentlichte Entw. einer 
neuen ZPO. wollte die Vorſchr. des § 542 beibehalten, wie er ja 
überhaupt das Verſäumnisverfahren im weſentlichen unberührt laſſen 
wollte. Läßt ſich das heute noch rechtfertigen? Wäre es nicht viel 
beſſer, die erſchienene Partei könnte nur dann, wenn der Gegner im 
erſten Rechtsgang im erſten Termin ausbleibt, nach ihrer Wahl Ver⸗ 
ſäumnisurteil oder Entſch. nach Lage der Akten erwirken, würde 
aber für alle anderen Fälle, in denen der Gegner ausbleibt, auf die 
Möglichkeit, eine Entſch. nach Lage der Akten zu erwirken, be⸗ 
ſchränkt? (Vgl. meine Abhandlung „Die Rechtsangleichung zwiſchen 
dem Deutſchen Reiche und Oſterreich und das Erkenntnisverfahren 
nach dem Referentenentwurf einer reichsdeutſchen Zivilprozeßord⸗ 
nung“, Juriſtiſche Blätter, 61. Jahrg. 1932 Nr. 6.) 

Prof. Dr. Karl Blomeyer, Jena. 
1) JW. 1931, 2492. 
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Stelle die geſetzliche Folge, daß der in Ausſicht geſtellte Er⸗ 
folg (alſo der bei Vornahme der Beweiserhebung eingetretene 
und ausgebliebene) als eingetreten gilt. Hiernach konnte im 
Verhältnis zum Zweitbekl. keinesfalls wie im Urt. geſchehen, 
von den „vom Kl. behaupteten und teilweiſe durch die Be⸗ 
weisaufnahme feſtgeſtellten Außerungen des E. dritten Per⸗ 
ſonen gegenüber, daß der Kl. ſein Teilhaber ſei“, geſprochen 
werden. Ihm gegenüber wären alle behaupteten und unter 
Beweis geſtellten Außerungen, ſoweit ſie in zweiter Inſtanz 
neu aufgeſtellt waren und ſoweit ſie dem Zweitbekl. ord⸗ 
nungsmäßig und rechtzeitig mitgeteilt waren (8$ 542 Abſ. 1, 
331 Abſ. 1, 335 Abſ. 1 Nr. 3 ZPO.), als zugeſtanden zu be⸗ 
handeln geweſen. Soweit ſie ſchon in erſter Inſtanz auf⸗ 
geſtellt und beſtritten waren, in zweiter Inſtanz aber Beweis 
angetreten war, waren ſie unter der gleichen Vorausſetzung 
ſolcher Mitteilung als durch die Zeugen oder ſonſtigen Be⸗ 
weismittel beſtätigt anzuſehen. Erſt auf dieſer anderen Grund⸗ 
lage konnte dann auch über die Frage entſchieden werden, ob 
eine an ſich zuläſſige Eideszuſchiebung wegen eines Gegen⸗ 
beweiſes nach 8 446 3PO. unzuläſſig und nicht vielmehr 
umgekehrt (8 542 Abſ. 2 ZPO.) der zuläſſige Eid als ver⸗ 
weigert anzuſehen ſei. 

(U. v. 23. Sept. 1932; 68/32 II. — Kaſſel.) [Ku.] 

9. 8552 3 PO. findet auf die Sprungrev. 
feine Anwendung. — Die Norm des 8 323 3 PO. 
iſt nicht nur verfahrensrechtlicher, ſondern we⸗ 
ſentlich auch ſachlich-rechtlicher Art. — Ein Urt. 
über die Aufwertung vertragsmäßiger Renten 
begründet nicht ſelbſtändig neue Leiſtungen, ſon⸗ 
dern erſetzt nur die urſprüngliche Vertrags⸗ 
leiſtung durch die von ihm gefundenen Aufwer⸗ 
tungsbeträge. f) 

Die Kl. ſind die Töchter aus der erſten Ehe des am 
23. Dez. 1914 in H. verſtorbenen E. Die Bekl. war ſeine 
zweite Ehefrau. Kinder find aus der Ehe mit ihr nicht her- 
vorgegangen. Am 30. Jan. 1915 haben die Parteien einen 
Abfindungsvertrag geſchloſſen. Nach dieſem Vertrage über⸗ 
ließen die Kl. der Bekl. als Entgelt dafür, daß ſie laut Ur⸗ 
kunde vom gleichen Tage die Erbſchaft ihres Mannes aus⸗ 
geſchlagen hatte, eine Anzahl von Gegenſtänden des beweg⸗ 
lichen Nachlaſſes und verpflichteten ſich außerdem ſamtver⸗ 
bindlich, ihr eine jährliche Unterhaltsrente von 3800 RM auf 
Lebenszeit zu gewähren. Über die Aufw. dieſer Rente entſtand 
zwiſchen den Parteien Streit. In einem Vorprozeß wurden 
die jetzigen Kl. verurteilt, der Bekl. v. 1. Mai 1924 an eine 
Rente von jährlich 2760 AM zu zahlen. Die von beiden Par⸗ 
teien hiergegen eingelegten Ber. wurden durch Urt. des OLG. 
Karlsruhe v. 6. Febr. 1929 zurückgewieſen. 

Vorliegend begehren die Kl. mit Wirkung von der 
Klagezuſtellung an Herabſetzung der Rente auf jährlich 
2160 AM. Sie begründen diefes Verlangen damit, daß ſeit 
dem Jahre 1929 die Gehälter der höheren Staatsbeamten 


Zu 9. Der Entſch. iſt beizuſtimmen. 

I. Daß § 552 ZBD. auf die Sprungreviſion keine Anwendung 
finden kann, folgt, wie das Urt. überzeugend darlegt, ſchon daraus, 
daß das erſtinſtanzliche Urt. durch Ablauf der Berufungsfriſt nach 
einem Monat gem. SS 516, 317 Abſ. 2 ZPO. rechtskräftig wird. 

Ein rechtskräftiges Urt. kann aber, auch wenn beide Parteien 
19 e etwas anderes beantragen, nicht mehr angefochten 
werden. 

Der Eintritt der Rechtskraft durch Friſtablauf iſt der Par⸗ 
teidispoſition entzogen. Die Berufungsfriſt iſt als Notfriſt eine ge⸗ 
ſetzliche Friſt. Gem. § 224 Abſ. 2 ZPO. kann aber eine geſetzliche 
a nur in den im Geſetz beſonders beſtimmten Fällen verlängert 
werden. 

Bei Notfriſten iſt eine derartige „beſondere Beſt.“ in keinem 
Fall getroffen. Daher iſt auch die Anſicht Baumbachs (Anm. 2 
zu § 566), der an Js die Anſicht obigen Urt. vertritt, aber 8 552 
dann für anwendbar erklärt, wenn die Vereinbarung über die 
Sprungreviſion innerhalb der Berufungsfriſt getroffen wird, ab⸗ 
zulehnen. Baumbach begründet ſeine Anſicht damit, daß in 
dieſer Vereinbarung ein Verzicht auf die Ber. zu erblicken ſei, „ſo 
daß von da an die Reviſionsfriſt erſt mit Zuſtellung des voll⸗ 
ſtändigen Urt. laufe.“ 

Vorausſetzung für die Richtigkeit dieſer Anſicht wäre, daß eine 
vertragliche Verlängerung oder Verkürzung der Berufungsfriſt 


ſtark gekürzt worden ſeien, ſowie daß der Ehemann der Kl. 1 
inzwiſchen in den Ruheſtand verſetzt worden und in Ver⸗ 
mögensverfall geraten ſei. 

Das LG. hat dem Klageantrage ſtattgegeben. RG. hat 
aufgehoben. 

Das angefochtene Urt. iſt in abgekürzter Form am 
19. Oktober, in vollſtändiger Form am 16. Nov. 1932 zu⸗ 
geſtellt worden. Die Sprungrev. iſt am 15. Dez. 1932 ein⸗ 
gelegt worden. Die nach 8 566 a Abſ. 2 ZPO. erforderliche 
Einwilligungserklärung der Kl. war noch innerhalb der Be⸗ 
rufungsfriſt mit einem Armenrechtsgeſuche der Bekl. beim 
RG. eingereicht worden. Über den Beginn der Friſt für die 
Einlegung der Sprungrev. beſteht Streit. Stein⸗Jonas, 
Bem. IV; Baumbach, Anm. 1 und Seuffert⸗Wals⸗ 
mann, Anm. 4 zu 8 5664 ZPO. nehmen an, daß fie be⸗ 
reits mit der Zuſtellung des abgekürzten Urt. beginnt, wäh⸗ 
rend Sydow-Buſch-Krantz, Anm. 2 und Förſter⸗ 
Kann, Nachtrag, Anm. 5 zu 8 566 2 die Vorſchr. des § 552 
3PO., nach der die Reviſionsfriſt erſt mit der Zuſtellung des 
in vollſtändiger Form abgefaßten Urt. beginnt, auch auf 
die Sprungrev. anwenden wollen. Der 7. (früher 6.) ZivSen. 
hat ſich im Urt. v. 16. Juni 1925 (Jurgdſch. Rſpr. 1925 
Nr. 1453) der zweiten Anſicht angeſchloſſen. Der erk. Sen. 
vermag dieſe Anſicht nicht zu teilen. Gegen die Urt. der LG. 
iſt an ſich das Rechtsmittel der Ber. gegeben. Die Berufungs- 
friſt beginnt mit der Zuſtellung einer unter Weglaſſung des 
Tatbeſtandes und der Entſcheidungsgründe hergeſtellten Aus⸗ 
fertigung des Urt. (88 317 Abſ. 2 Satz 3, 516 ZPO.) Mit 
Ablauf der Berufungsfriſt wird das Urt. rechtskräftig, ſo daß 
für eine Anfechtung im Wege der Sprungrev. kein Raum 
mehr iſt. Die Richtigkeit dieſer Auffaſſung wird auch durch 
85662 ZPO. ſelbſt beſtätigt. Wenn dort in Abſ. 1 und 2 
von der „Übergehung der BerInſt.“ die Rede und in Abſ. A 
beſtimmt iſt, daß die Einlegung der Rev. und die Erklärung 
des Einverſtändniſſes damit als Verzicht auf das Rechtsmittel 
der Ber. gelten, jo iſt unzweideutig vorausgeſetzt, daß die 
Einlegung der Ber. noch möglich iſt. Dieſe Erwägungen 
müſſen dazu führen, die Anwendbarkeit des 8552 ZPO. auf 
die Sprungrev. auszuſchließen. Der Anrufung der Ver. Ziv⸗ 
Sen. nach 8 136 GWG. bedarf es nicht, da der 7. ZivSen. 
auf Anfrage erklärt hat, daß er die im Urt. v. 16. Juni 1925 
von ihm vertretene Rechtsanſicht nicht mehr aufrechterhalte. 

Die Einlegung der Sprungrev. iſt hiernach verſpätet er⸗ 
folgt. Jedoch iſt der von der Bekl. in der gehörigen Form 
und Friſt geſtellte Antrag auf Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand gegen die Verſäumung der Reviſionsfriſt begründet. 

Nach 85662 3PO. kann die Sprungrev. nicht auf 
Mängel des Verfahrens geſtützt werden. Das LG. hat der 
Klage auf Grund der Vorſchr. des 8323 ZPO. ſtattgegeben, 
auf die ſie in erſter Linie geſtützt war. Die Rev. rügt Ver⸗ 
letzung des ſachlichen Rechts, verbunden mit 8323 ZPO. Als 
durch unrichtige Anwendung verletzte Rechtsnorm kann jedoch 
nur die des 8 323 ZPO. in Betracht kommen. Es fragt ſich 


einerſeits und eine vertragliche Vereinbarung über den Beginn 
der Reviſionsfriſt andererſeits, zuläſſig wäre. 

Die Berufungsfriſt kann aber als Notfriſt nach ausdrück⸗ 
licher Geſetzesvorſchr. durch Parteivereinbarung weder verkürzt 
(§ 224 Abſ. 1 ZPO.) noch verlängert (ſ. oben) werden. Sie endet 
nur mit der Rechtstraft des Urt. — kraft Friſtablaufs oder Ver⸗ 
zicht — oder durch formgültige Einlegung des Rechtsmittels 
innerhalb der Notfriſt. Der vertragliche Verzicht auf die Ber. kann 
daher nur dann die Berufungsfriſt beendigen, wenn er gleich⸗ 
zeitig die Rechtskraft des Urt. 5 Das iſt aber bei einer 
Vereinbarung nach § 5662 Abſ. 2 ZPO., in der allerdings nach 
Abſ. 4 a. a. O. ein Verzicht auf die Ber. zu erblicken iſt, nicht der 
Fall. Die Berufungsfriſt kann daher durch dieſe Vereinbarung 
nicht beendet werden (§ 224 Abſ. 1). 

Ebenſowenig kann dieſe Vereinbarung die Friſt nach § 552 
ZPO. in Lauf De da deren Beginn der Parteivereinbarung 
ebenfalls nicht unterliegt, ſondern allein von der Zuſtellung des 
Urt, in formgültiger Form oder dem Ablauf von fünf Monaten 
nach Verkündung des Urt. abhängt. Die Berufungsfriſt läuft ſomit 
trotz der Vereinbarung über die Sprungreviſion weiter und führt 
unabhängig von dieſer Vereinbarung durch Friſtablauf zur Rechts⸗ 
kraft des Urt. 

II. Die Anſicht des RG., daß 8 323 ZPO. auch materiellrecht⸗ 
lichen Charakter habe, iſt überzeugend aus der Entſtehungsgeſchichte 
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daher, ob dieſe Vorſchr. verfährensrechtlicher oder ſachlich⸗ 
rechtlicher Art iſt. Der erk. Sen. hat im Urt. v. 27. Juni 
1904, IV 58/04 in einem Falle, in dem es ſich um die geſetz⸗ 
liche Unterhaltspflicht des Mannes bei Beſtehen der Ehe 
handelte, angenommen, daß das in 8 323 vorgeſehene Ver⸗ 
fahren nur die prozeſſuale Form bilde, in welcher der ſchon 
nach bürgerlichem Recht begründete Anſpruch beider Teile 
darauf, daß die Verpflichtung den veränderten Verhältniſſen 
anzupaſſen ſei, zur Verwirklichung gelange. Der 2. ZivSen. 
hat RG. 63, 119 ff. unter Hinweis auf die Entſtehungs⸗ 
geſchichte des § 323 dargelegt, daß es ſich bei dieſer Vorſchr. 
um eine ſolche ſachlich⸗rechtlicher Art handle. Der 7. ZivSen. 
hat: Warngſpr. 1923/24 Nr. 36 angenommen, daß die 
Vorſchr. nicht rein ſachlich⸗rechtlicher, ſondern auch verfah⸗ 
rensrechtlicher Art ſei. Im Schrifttum wird überwiegend die 
Auffaſſung vertreten, daß 8§ 323 rein verfahrensrechtlicher 
Natur ſei (vgl. Stein⸗Jonas 8323 Ben. II, 5 bei N. 39, 
Bem. III bei N. 46; Seuffert⸗Walsmann 8323 Anm. 8). 
Es iſt allerdings nicht zu verkennen, daß 8 323 verfahrens⸗ 
rechtliche Bedeutung inſofern hat, als er eine Ausnahme von 
den Regeln der Rechtskraft darſtellt. Aus dieſem Grunde iſt 
er durch das AbGeſ. zur ZPO. v. 17. Mai 1898 an feiner 
jetzigen Stelle eingefügt worden. Bezweckt war aber zugleich 
eine Verallgemeinerung und Zuſammenfaſſung der in 87 
Abſ. 2 Haftpflß. v. 7. Juni 1871 und in verſchiedenen Lan⸗ 
desgeſetzen (z. B. 8 119 16 PrAL R.; Art. 209 f. Code civil) 
enthaltenen gleichgerichteten, mit der gemeinrechtlichen Doktrin 
und Praxis übereinſtimmenden Vorſchr. (pgl. Mot. z. BGB. II 
789). Daher wurde unter Aufhebung des 87 Abſ. 2 HaftpflG. 
(Art. 42 EGBGB.) und unter Streichung der in den 88 724 
Abſ. 6 und 1493 des erſten Entw. z. BGB. enthaltenen Beſt. 
die Aufnahme der alle dieſe Beſt. zuſammenfaſſenden Vorſchr. 
in die ZPO. als Ergänzung des 8 293 a. F. beſchloſſen 
(Prot. II S. 625, IV S. 514). Dieſe Entſtehungsgeſchichte des 
8323 weiſt, wie der 2. ZivSen mit Recht angenommen hat, 
auf die ſachlich⸗rechtliche Natur der Vorſchr. hin. Der in 8 323 
zum Ausdruck gelangte Rechtsgedanke geht dahin, daß bei 
Schuldverhältniſſen der darin genannten Art einem neuen, 
nachträglich eingetretenen Tatbeſtand Einfluß auf den Beſtand 
oder die Höhe der ſchuldrechtlichen Verpflichtung einzuräumen 
ift, und daß dem weder die Rechtskraft des Urt. (Abſ. 1), noch 
die Eigenſchaft eines gerichtlichen Vergleichs oder einer ge⸗ 
richtlichen oder notariellen Urkunde als Vollſtreckungstitel 
entgegenſtehen ſoll (Abſ. 4, vgl. NG. 106, 2341); Warn⸗ 
Rſpr. 1923/24 Nr. 36, 1925 Nr. 103). Iſt hiernach die 
Vorſchr. des 8323 3PO. nicht ausſchließlich verfahrens⸗ 
rechtlicher, ſondern weſentlich auch ſachlich⸗rechtlicher Art, jo 
kann ihre unrichtige Anwendung im Wege der Sprungrev. 
gerügt werden. I . 
Das Rechtsmittel ift begründet. Das LG. meint, daß ſich 
an dem Vertrage ſelbſt infolge der Geldentwertung Verände⸗ 


dieſer Vorſchr. begründet. Die abweichende Anſicht des Schrift⸗ 
tums, daß 8 323 prozeſſualer Natur ſei und lediglich eine Aus⸗ 
nahme von den Grundſätzen der Rechtskraft darſtelle, iſt abzu⸗ 
lehnen. Hervorzuheben iſt übrigens, daß dieſelben Schriftſteller, 
die einerſeits den Standpunkt vertreten, daß § 323 nur eine Aus⸗ 
nahme von den Regeln der Rechtskraft darſtelle, andererſeits aus⸗ 
führen, daß die Rechtskraft des vorangegangenen Urt. nicht Vor⸗ 
ausſetzung der Abänderungsklage nach 9328 ZPO. ſei (Foer⸗ 
ſter⸗ Kann 8 323 Anm. d ec; Stein⸗Jonas zu 8 823 
Anm. 2). Das iſt nicht folgerichtig. Iſt die Rechtskraft des Urt. 
nämlich nicht Vorausſetzung einer ſolchen Klage, dann kann die 
Klage auch nicht rein verfahrensrechtlicher Natur ſein, da fie ja 
inſoweit nicht eine Ausnahme von den Grundſätzen der Rechts 
kraft darſtellt. Hieraus iſt vielmehr zu folgern, daß § 323 einen 
ſelbſtäudigen Klagegrund darſtellt und ſomit materiellrechtlichen 
Charakter hat. Dies muß aber auch dann gelten, wenn man, wie 
das RG. (RG. 47, 411) mit Recht annimmt, daß ein rechtskräftiges 
Urt. im Vorprozeß Vorausſetzung einer Abänderungsklage ſei. 
III. Bei der Aufw. einer vertraglichen Rente gem. 8 242 BGB. 
kann eine Abänderung nach § 323 ZPO. nicht verlan t werden. 
Auch inſoweit find die Ausführungen des RG. die im übrigen von 
weittragender Bedeutung ſind, zu billigen. Die Aufw. eines ver⸗ 
traglichen Anſpruchs ändert nicht den Charakter dieſes Anſpruchs. 
Allerdings richtet ſich die Höhe des nach 8 242 aufzuwertenden An⸗ 


1) 3%. 1924, 1428. 


rungen vollzogen hätten, durch welche aus der urſprünglich 
feſtbeſtimmten Leiſtung eine der Höhe nach unbeſtimmte Lei⸗ 
ſtung geworden fei. Es lehnt die Auffaſſung ab, daß die in 
den Vorprozeßurt. getroffene Beſt. über die Höhe der Rente 
Vertragsbeſtandteil geworden und der urſprüngliche Vertrag 
nunmehr wieder die alleinige Grundlage für die Verpflich⸗ 
tung der Kl. ſei. Bei der Feſtſetzung der Höhe der Rente ſeien 
ſämtliche Verhältniſſe herangezogen worden, insbeſ. auch die 
wirtſchaftlichen Verhältniſſe der Kl. und ihrer Ehemänner. 
Das richterliche Ermeſſen habe bei der Feſtſetzung der Höhe 
der Rente eine maßgebliche Rolle geſpielt. Es ſei daher die 
Auffaſſung gerechtfertigt, daß den Vorprozeßurt. nicht ledig⸗ 
lich die Bedeutung eines Beſtandteils des Vertrags v. 30. Jan. 
1915 zukomme, ſondern daß dadurch die Verpflichtung der Kl. 
zur Zahlung einer Rente in der beſtimmten Höhe ſelbſtändig 
begründet worden ſei, ſo daß ihre Rentenverpflichtung nicht 
mehr bloß auf dem Vertrag, ſondern auch auf den Urt. 
beruhe. 

Dieſen Ausführungen kann nicht beigetreten werden. Sie 
verkennen das Weſen des die Aufw. regelnden Richterſpruchs. 
Der Abfindungsvertrag v. 30. Jan. 1915 war in erſter Linie 
als eine Abmachung gedacht, durch die die Bekl. ſo geſtellt 
werden ſollte, als ob ſie Erbin geblieben und ein Erbausein⸗ 
anderſetzungsvertrag zwiſchen ihr und den Kl. geſchloſſen 
worden wäre. Er war aber zugleich dazu beſtimmt, den 


Unterhalt der Bekl. für die Zukunft zu ſichern. Infolge der 


Geldentwertung hatte die in 83 des Vertrags vereinbarte 
Geldrente ihren urſprünglichen Wertſtand eingebüßt und reichte 
daher nicht mehr aus, um den Unterhalt der Bekl. zu gewähr⸗ 
leiſten. Es bedurfte alſo ihrer Anpaſſung an die veränderten 
Wertverhältniſſe. Die rechtliche Handhabe hierzu bot die 
Auf. gem. 8242 BGB. (RG. 114, 193). Auf dieſe Vorſchr. 
hatte die Bekl. im Vorprozeſſe ihre Klage zutreffend auch 
geſtützt. Zu jeder Zeit im Laufe der Geldentwertung war ein 
beſtimmter Geldbetrag als der derzeitige AufwBetrag an⸗ 
zuſehen. Er war aber nur in dem Sinne Inhalt des Schuld⸗ 
verhältniſſes, daß er je nach der weiteren Entwicklung der 
Verhältniſſe Anderungen unterlag. Zum Abſchluß kam dieſe 
Entwicklung, wenn die Art der Leiſtung durch Vertrag oder 
Urt. feſtgeſtellt wurde. Von da an trat an die Stelle des 
Anſpruchs auf eine nach Treu und Glauben zu beſtimmende 
Leiſtung wieder der Anſpruch auf Zahlung einer beſtimmten 
Geldſumme (RG. 123, 375 ff.2); JW. 1928, 1390 e Mü⸗ 
gel, Das geſamte AufwRecht, 5. Aufl., S. 209). Aufgabe 
des Richters bei der von ihm vorzunehmenden Aufw. iſt es, 
den Umfang der im Vertrage feſtgelegten Geldleiſtung richtig 
zu erkennen und im Verhältnis zum früheren Wertſtand der 
Mark wiederherzuſtellen (RG. 114, 193). Dabei ſind die 
geſamten Umſtände des einzelnen Falles zu berückſichtigen, 
namentlich auch die wirtſchaftliche Lage der Beteiligten, wie 
ſie ſich zur Zeit des Schluſſes der mündlichen Verhandlung 


ſpruchs nach den derzeitigen Verhältniſſen. Hierdurch wird jedoch 
die Natur des Anſpruchs nicht verändert. Der Anſpruch als ſolcher 
bleibt nach der Aufw. unveränderlich wie z. Z. des Abſchluſſes 
des Vertrages. Mit der Feſtſtellung des Aufwertungsbetrages 
wurde der urſprünglich abgeſchloſſene Vertrag mit dem durch diefe 
Feſtſtellung erfolgten Vertragsinhalt wieder rechtens. Die Um⸗ 
ſtände, die bei der Feſtſetzung der Höhe des Anſpruchs berückſichtigt 
wurden, konnten zwar auch in der Zukunft liegen. Die Beurtei⸗ 
lung dieſer Umſtände hatte aber nicht den Zweck, die Höhe und 
die Dauer der zukünftig fällig werdenden Rente feſtzuſtellen, 
wie z. B. bei der Feſtſtellung der zukünftigen Rente in einem 
Unfallprozeß. Hier beurteilt der Richter aus dieſen Umſtänden 
die Höhe des in Zukunft entſtehenden Schadens. Er kann ſomit 
zu einer Rente kommen, die zu verſchiedenen Zeiten verſchieden 
hoch iſt. Bei der Aufw. einer vertraglichen Rente handelt es ſich 
aber darum, durch Berückſichtigung von vielleicht noch in der Zu⸗ 
kunft liegenden Umſtänden den Wert des bereits vorhandenen ver⸗ 
traglichen Anſpruchs zu beſtimmen und endgültig feſtzuſetzen. § 323 
kann daher keine Anwendung finden, da die berückſichtigten und 
veränderlichen Tatſachen nicht für die Beſt. der Höhe einer an ſich 
unbeſtimmten zukünftigen Leiſtung maßgebend waren, ſondern 
für die Feſtſetzung des Wertes einer bereits beſtehenden vertrag⸗ 
lichen Leiſtung, die ihrer Natur nach unveränderlich iſt. 
RA. Herriger, Düſſeldorf. 
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zugetroffen haben. 

Die Frage kann hiernach nur die ſein, ob der im Ver⸗ 
trage v. 30. Jan. 1915 enthaltenen Rentenvereinbarung von 
vornherein der ſtillſchweigende Vorbehalt gleichbleibender Ver⸗ 
hältniſſe innewohnte. Eine Prüfung in dieſer Richtung iſt 
auch ſchon um deswillen geboten, weil die Klage ausdrücklich 
auch auf die fog. clausula rebus sic stantibus geſtützt 
war. Ob bei Abſchluß des Vertrages v. 30. Jan. 1915 der 
Wille der Parteien dahin gegangen iſt, daß im Falle einer 
ſpäter eintretenden weſentlichen Veränderung der Verhält⸗ 
niſſe die Erhöhung oder Herabſetzung der Rente zuläſſig ſein 
ſolle, ift eine Frage der Vertragsauslegung (RG.: Warn⸗ 
Rſpr. 1918 Nr. 140; 1922 Nr. 27; 1926 Nr. 107). Das 
LG. hat den Vertrag dahin ausgelegt, daß die vereinbarte 
Rente unabänderlich war, d. h., daß keine der Parteien nach 
dem Vertragswillen berechtigt ſein ſollte, etwa ſpäter mit Rück⸗ 
ſicht auf die Veränderung ihrer Verhaltniſſe eine Abänderung 
der Rente zu verlangen, weder die Kl., wenn ſie etwa in Ver⸗ 
mögensverfall geraten wären, eine Herabſetzung, noch die 
Bekl., wenn etwa eine Vermehrung ihrer Bedürfniſſe ein⸗ 
getreten wäre, eine Erhöhung. Dieſe Auslegung unterliegt 
keinerlei Bedenken rechtlicher Art. 

(U. v. 23. März 1933; IV 409/32. — Mannheim.) [Ka.] 
= NG. 140, 167.) 


b) Strafſachen. 


Berichtet von Rechtsanwalt Rudolf Henſen, Berlin und 
Generalſtaatsanwalt Dr. Alfred Weber, Dresden. 


I. Materielles Recht. 


10. 83 Dev VO. v. 1. Aug. 1931. Zum Begriffe 
der Verfügung. 

Zu Unrecht nimmt das LG. an, daß der Sachverhalt 
einen Verſtoß des Angekl. gegen $ 3 Dev VO. v. 1. Aug. 1931 
ergebe. Dieſe VO. iſt nach ihrem 8 23 am 4. Aug. 1931 in 
Kraft getreten; die Verfügung des Angekl. über die Aus⸗ 
landsforderung iſt aber möglicherweiſe ſchon am 22. Juli 
1931 geſchehen, fo daß fie nach 82 Abſ. 1 StGB. der Dev⸗ 
VO. v. 1. Aug. 1931 nicht unterſteht. Der Begriff der Ver⸗ 
fügung im $3 a. a. O. entſpricht der Verfügung des bürger⸗ 
lichen Rechts (RGSt. 67, 136). Er liegt in jedem Rechts⸗ 
geſchäft vor, das auf den betroffenen Gegenſtand (hier die 
Auslandsforderung) gerichtet iſt und ſeine Rechtsbeziehungen 
unmittelbar ändert. Es genügt zur Verfügung auch ſchon das 
Begründen einer unmittelbaren Verfügungsmöglichkeit, wie 
ſie bei Einwilligung, Genehmigung oder Vollmacht zur Ver⸗ 
fügung eines anderen geſchaffen wird. Es kann die Verfügung 
darin beſtehen, daß einem anderen die Rechtsmacht verliehen 
wird, ſeinerſeits über den Gegenſtand zu verfügen (RG. 90, 
400; RGRKomm. A. 7 vor 8 104; Enneccerus⸗Wolff, 


Lehrb. des bürg. Rechts I 8 134 A. 9), insbeſ. eine Forde⸗ 
rung einzuziehen (RGSt. 67, 137). Eine ſolche Rechtsmacht 
wurde aber der Firma B. vom Angekl. am 22. Juli 1931 
jedenfalls dann verliehen, falls ihr damals die unwider⸗ 
rufliche Ermächtigung erteilt wurde, die Forderungen der 
AG. in eigenem Intereſſe, nämlich zur Abdeckung der 
Schulden ihrer Geſellſchaft bei ihr, einzuziehen. Die Ein⸗ 
ziehung der Forderungen durch das Bankhaus B. waren dann 
deſſen eigene Verfügungen, nicht mehr Verfügungen des An⸗ 
gekl., ſolche lagen auch nicht mehr in der Veranlaſſung des 
Buchens der erfolgten Einziehungsverfügungen. Denn dieſe 
Buchungen änderten an dem Beſtande der Forderungen nichts 
mehr; ſie ſtellten nur feſt, daß über die Forderungen durch 
deren Einziehung ſeitens der Firma B. verfügt worden war. 
Die Feſtſtellungen des Vorderrichters laſſen nicht klar er⸗ 
kennen, ob dem Bankhaus B. eine derart unwiderrufliche Er⸗ 
mächtigung zur Einziehung im eigenen Intereſſe durch die 
Abrede v. 22. Juli 1931 erteilt worden iſt, oder ob es dem 
Angekl. nach dem Sinne des Abkommens jederzeit frei ſtand, 
durch fein Eingreifen jene Einziehungen zu verhindern. So⸗ 
mit iſt die Möglichkeit gegeben, daß die der holländ. Bank⸗ 
firma verliehene Einziehungsbefugnis nach dem Belieben des 
Angekl. frei widerrufen werden konnte. War die Einziehungs⸗ 
befugnis frei widerruflich, ſo konnte für die Zeit v. 4. Aug. 
1931 an allerdings die Anwendung des § 3 Dev VO. v. 
1. Aug. 1931 in Frage kommen. Denn dann verfügte der 
Angekl. geſetzwidrig dadurch über ſeine Deviſenforderungen, 
daß er von ſeiner Widerrufsmöglichkeit keinen Gebrauch 
machte, obwohl er nach dem Geſetz zum Widerruf verpflichtet 
war. Sollte er der Anſicht geweſen ſein, daß er infolge jenes 
Abkommens am Widerruf verhindert ſei, ſo würde ſich dieſes 
gem. § 59 Abſ. 2 StGB. als ein fahrläſſiges Handeln dar⸗ 
ſtellen. War aber die der holländ. Banffirma erteilte Ein⸗ 
ziehungsermächtigung unwiderruflich, ſo kann die Tat des 
Angekl. nicht der DevVoO. v. 1. Aug. 1931 unterſtehen. Sie 
iſt auch nicht ſtrafbar nach 88 1, 10 Nr. 1 VO. über ausl. 
ZahlungsVerk. v. 15. Juli 1931 (RGBl. 366). Denn dieſe 
Vorſchr. ſetzen voraus, daß die Abgabe gegen inländiſche Zah⸗ 
lungsmittel erfolgt. Ein allgemeines Verbot, über auslän⸗ 
diſche Deviſen zu verfügen, iſt damals nicht erlaſſen worden. 
In Frage käme jedoch, ob der Angekl. nicht gegen 88 1, 
5 StFluchtVO. v. 18. Juli 1931 (RGBl. 377) verſtoßen hat. 
Dabei wäre davon auszugehen, daß auch die Verfehlung 
gegen § 1 ſich als „die in der Anklage bezeichnete Tat“ dar⸗ 
ſtellen würde. Denn durch das Abkommen v. 22. Juli 1931 
vereitelte der Angekl. die Möglichkeit, ſeiner Pflicht nachzu⸗ 
kommen, die Forderungen der Reichsbank zu den allgemeinen 
Geſchäftsbedingungen anzubieten und ihr auf Verlangen zu 
verkaufen und zu übertragen. 
(1. Sen. v. 2. Juni 1933; 1 D 411/33.) W.) 


11. 8159 StGB. Wenn der Täter es unters» 
nimmt, einen anderen zu einer Handlung zu 
verleiten, die nach der Vorſtellung des Verlei⸗ 
tenden ein Meineid werden ſoll, die ihm alſo 
als Meineid erſcheint, dann genügt dies zur Ver⸗ 
urteilung aus 8159 StGB. (RG. 64, 223, 224). 

(1. Sen. v. 13. Juni 1933; 1 D 594/33.) [Hn.] 


** 12. 8222 StGB. In der Übernahme der Be⸗ 
handlung eines Schwerkranken kann nicht ſchon 
deshalb eine Fahrläſſigkeit erblickt werden, 
weil der Behandelnde kein approbierter Arzt ift. 
Für die Frage der Fahrläſſigkeit eines Heil⸗ 
kundigen bei Behandlung eines Patienten 
kommt es darauf an, ob und inwieweit der Heil⸗ 
kundige nach ſeinen perſönlichen Verhältniſſen 
zur Erkenntnis und Erfüllung der im Verkehr 
erforderlichen Sorgfalt und zur Erkenntnis der 
urſächlichen Bedeutung feines Verhaltens im- 
ſtande war. ) 

(1. Sen. v. 1. Dez. 1931; 10 707/31.) [At.] 
Zu 12. A. Das Urt. iſt erſt kürzlich in der Samml. der Entſch. 
des RG. in Strafſ. Bd. 67 S. 12 ff. abgedruckt. Infolge des großen 
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Umfangs von 18 Druckſeiten daſelbſt iſt es nicht möglich, die Ent⸗ 
ſcheidungsgründe in der JW. zu veröffentlichen. Es wird daher auf 
die amtliche Samml. a. a. O. verwieſen. D. S. 


B. In der vorl. Entſch. handelt es ſich um eine Anklage 
wegen fahrläſſiger Tötung durch einen nicht approbierten Heil⸗ 
behandler, wie eine ſolche dem RG. in den letzten Jahren ſchon mehr⸗ 
mals vorgelegen hat. In dieſen Fällen hat das NGSt. 50, 37 — 
JW. 1916, 1126 und 59, 355 = JW. 1926, 1190, in denen die 
Angekl. nach den Grundſätzen der „chriſtlichen Wiſſenſchaft“ (christian 
science) die Behandlung mittels Geſundbetens vorgenommen und 
eine ſachgemäße Behandlung dadurch verhindert hatten, das ver⸗ 
urteilende Erkenntnis des Vorgerichts beſtätigt, während es in 
RGSt. 64, 263 JW. 1931, 1483; dazu auch JW. 1930, 1595 
das im gleichen Sinne lautende Urt. des BG. aufgehoben hat. Dieſer 
letztere Fall betraf einen Maurer, der ſich als Heilkundiger nach den 
Regeln der homöopathiſchen Heilweiſe betätigt und durch ſeine Ber 
handlung den Tod eines an Diphtherie erkrankten Kindes verurſacht 
hatte. Dieſer Fall liegt dem vorl. Tatbeſtand völlig analog, und die 
in ihm ergangene Entſch. unterliegt denſelben Vedenben wie die 
vorliegende. 

Zwei Fragen ſtehen dabei vor allem zur Erörterung: die Frage 
des urſächlichen Zuſammenhangs zwiſchen der Behandlung und dem 
eingetretenen Tod, ſowie die Frage des Verſchuldens (Fahrläſſigkeit). 

J. Mit Recht bejaht das NG. zunächſt die Tatſache des urſäch⸗ 
lichen Zuſammenhangs. Dies ergibt ſich vor allem daraus, daß eine 
im Frühſtadium der akuten Appendizitis vorgenommene Operation 
nach der völlig übereinſtimmenden Erfahrung der Chirurgen aller 
Kulturländer mit einer an Sicherheit grenzenden Wahrſcheinlichkeit 
zur Heilung führt. Und zwar beträgt die Mortalität bei einer während 
der erſten 48 Stunden vorgenommenen Operation weniger als 100, 
während die Mortalität bei einer erſt am dritten Tage vorgenom⸗ 
menen Operation auf etwa 30% ſteigt. Dies beruht darauf, daß in der 
Mehrzahl der Fälle die Veränderungen am Appendix erſt nach 
etwa 48 Stunden ſo erheblich ſind, daß ſie in einem Teil desſelben 
zur Wandzerſtörung führen können (vgl. hierzu beſonders Garrs⸗ 
Borchard, Lehrbuch der Chirurgie, 5. Aufl., 1923, S. 326; Payr, 
Appendizitis in „Diagnoſtiſche und therapeutiſche Irrtümer und deren 
Verhütung“, hrsg. von Schwalbe, Bd. 5, Chirurgie II, 1926, 
S. 67). Im vorl. Falle war, als der Angekl. zugezogen wurde, das 
han der Erkrankung noch nicht abgeſchloſſen, fo daß eine 
Operation unter den angegebenen günſtigen Umſtänden noch möglich 
geweſen wäre. Wird eine ſolche Frühoperation unterlaſſen, ſo ſetzt 
man den Kranken allen Gefahren der Abſzeßbildung, der Peritonitis, 
der Eiterverſchleppung uſw. aus, und die Chancen der Rettung ver⸗ 
ringern ſich von Tag zu Tag. Vor allem aber iſt für den Tod ur⸗ 
ſächlich geworden der Eintritt der Perforationsperitonitis, d. h. der 
eitrigen Bauchfellentzündung im Anſchluß an den offenbar am 15. Mai 
erfolgten Durchbruch des Wurmfortfages. Die Verkennung dieſes 
Ereigniſſes iſt eine der folgenſchwerſten Fehlleiſtungen, die anläßlich 
einer Appendizitis überhaupt vorkommen können (vgl. Payr a. a. O. 
S. S4 ff. und Kleinſchmidt ebenda S. 8). In dieſem Falle hätte 
nur ſchnellſte Operation noch helfen können, da bereits am 4. und 
5. Tage die Mortalität auf 40—600 ſteigt. 

II. Hat das RG. ſonach mit Recht die Kaufalität zwiſchen dem 
Unterlaſſen des Angekl. und dem tödlichen Ausgang bejaht, ſo müſſen 
die Ausführungen über die Schuld des Angekl. erhebliche Bedenken 
erwecken. Die Frage, ob der Angell. fahrläfftg gehandelt hat, läßt 
ſich nun nur beantworten, wenn man die drei Krankheitsſtadien 
unterſcheidet, die die von dem Angekl. Behandelte durchgemacht hat, 
und das Verhalten des Angekl. im Anſchluß daran näher prüft. 

1. Als der Angekl. zur Behandlung zugezogen wurde, befand 
ſich die Kranke noch in dem ſog. Frühſtadium der akuten Appen⸗ 
dizitis, und eine ſofort vorgenommene Operation hätte die Kranke 
ſicher gerettet. Insbeſ. iſt eine Frühoperation unbedingt not⸗ 
wendig, wenn eine ausgeſprochene Bauchdeckenſpannung beſteht, die 
Pulszahl bei Erwachſenen über 100 ſteigt, wiederholtes Erbrechen 
eintritt, die Temperatur am zweiten Tage noch über 382 beträgt, 
andauernde heftige Schmerzen beſtehen, nach Abfall der Temperatur 
dieſe erneut ſteigt, die Zahl der Leukozyten über 15 000 beträgt und 
vor ällem bei heftigen Schmerzanfällen, durch die die bevorſtehende 
oder ſchon erfolgte Perforation ſich ankündigt (ogl. hierzu 
C. v. Noorden, Krankheiten des Verdauungskanals, des Pan⸗ 
kreas und des Peritoneum, 2. Aufl., 1923, S. 60, in „Diagnoſtiſche 
und therapeutiſche Irrtümer und deren Verhütung“, hrsg. von 
Schwabe, Bd. II). Wenn demgegenüber geſagt wird, daß die bei⸗ 
den erſten Tage der Erkrankung bereits abgelaufen waren, als der 
Angekl. zugezogen wurde, fo mag damit zwar die günftigfte Situation 
verſäumt geweſen ſein, aber es beſtand, wie bereits ausgeführt, am 
Morgen des dritten Tages immer noch eine ſo gute Chance für die 
Heilung, daß bei ſofortiger Vornahme einer Operation nur mit etwa 
3% Mortalität zu rechnen war, während die Heilungsmöglichkeit 
von da ab von Tag zu Tag rapid zurückging. g 

2. Weiterhin wird dagegen geltend gemacht — und dies gilt als 
Hauptargument —, daß auch eine ſog. Ronfervative Behandlung von 
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Arzten empfohlen werde. Dies iſt an ſich richtig; jedoch wird dieſe 
Art der Behandlung deshalb nahezu einhellig abgelehnt, weil die 
Mortalität in dieſem Falle auch ohne Hinzutritt beſonderer Kom⸗ 
plikationen 10— 13% beträgt (vgl. Garre-Borchard a. a. O. 
S. 325), und daher ohne zwingenden Grund von einer ſolchen Be⸗ 
handlung im Intereſſe des Kranken abzuſehen iſt, die ja nur die 
Heilungsausſichten verſchlechtern kann: Dies iſt nicht etwa nur, wie 
das RG. meint, Anſicht der „Schulmedizin“, ſondern eine Tatſache, 
die ſtatiſtiſch erweisbar iſt und daher mit ſubjektiver Anſchauung gar 
nichts zu tun hat. Daß aber eine Kontraindikation gegen eine 
Operation beſtanden hat, iſt im Tatbeſtand mit keinem Worte an⸗ 
gedeutet. Außerdem iſt dieſe Art der Behandlung zeitlich begrenzt 
durch den Eintritt der Perforation des Appendix, wäre alſo auch im 
vorl. Fall höchſtens bis zum 15. Mai tragbar geweſen unter der 
weiteren Vorausſetzung, daß bis dahin das Fieber ſeine Höhe nicht 
beibehalten hätte, keinesfalls aber noch am 16. Mai, nachdem in der 
vorausgegangenen Nacht der Durchbruch erfolgt war. Indem der 
Angekl. auch über dieſen Zeitpunkt hinaus ſeine „konſervative“ 
Behandlung fortſetzte, beging er einen Fehler, der durch gar nichts 
entſchuldigt werden kann, den auch der konſervativſte Gegner der 
chirurgiſchen Behandlung der „Schulmedizin“, ſoweit er nur einige 
mediziniſche Kenntniſſe beſitzt, nicht begehen würde, und der zu einem 
Krankheitsbild führte, das, wie Garre zutreffend jagt (a. a. O. 
S. 322), nur „unheilvoller Optimismus oder blöde Ignoranz“ ver⸗ 
ſchulden kann. Daß der Angel. dieſe kataſtrophale Wendung in dem 
Befinden der Kranken überſehen, d. h. die Perforation und die be⸗ 
ginnende Peritonitis nicht erkannt hat, iſt der zweite ſchwere Fehler. 

3. Damit war die Kranke in das dritte Stadium ihrer Er⸗ 
krankung eingetreten, in das Stadium der Perforationsperitonitis, 
zu deſſen Beginn die Kranke zwar nicht mehr mit Sicherheit, aber 
immer noch mit etwa 50% Wahrſcheinlichkeit durch eine ſofortige 
Operation hätte gerettet werden können. 

War aber ſchon die Fortſetzung der „Ronferbativen‘ Behand⸗ 
lung in dieſem Stadium ein grober Fehler, den auch der extremſte 
Anhänger dieſer Methode bei auch nur geringer Erfahrung und 
dürftigem Wiſſen nicht begangen hätte, ſo iſt das, was der Angekl. 
als Behandlung ausführen ließ, überhaupt keine „konſervative“ Be⸗ 
handlung geweſen, ſondern geradezu das Gegenteil einer Heilbehand⸗ 
lung, da die von dem Angekl. angeordnete Bauchmaſſage und das 
Herumführen der Kranken im Zimmer das Verkehrteſte darſtellte, 
was überhaupt geſchehen konnte. Denn nachdem die Perforation 
einmal erfolgt war, mußte auf dieſe Weiſe der virulente Eiter, ſoweit 
dies möglich war, in der Bauchhöhle verbreitet und der Krankheits⸗ 
herd erweitert werden. Abgeſehen davon, daß eine konſervative oder 
interne Behandlung überhaupt nur vor dem Einſetzen der Peri⸗ 
tonitis in Frage kommen kann — dies iſt ſo allgemein unbeſtritten, 
auch bei Gegnern der Frühoperation, daß man ſich nicht genug wun⸗ 
dern kann, daß dieſer Geſichtspunkt nicht in den Mittelpunkt der 
gerichtlichen Beurteilung geſtellt wird! —, beſteht ſie gerade in dem 
Gegenteil von dem, was der Angekl. getan hat: in völliger Bettruhe 
und ſtrengſter Diät unter Ausſchluß aller feſten Speiſen, wozu noch 
die Auflage einer nicht zu ſchweren Eisblaſe ſowie bei ftarken 
Schmerzen die Verabreichung geringer Mengen Opium (tinet. op. 
simpl., 5—10 Tropfen) treten können. Aber, wie geſagt, nicht 
einmal dieſe für das Früh- und Mittelſtadium gelegentlich empfohlene 
Art der Behandlung (empfohlen beſonders dann, wenn der Vor⸗ 
nahme der Operation irgendein Hindernis entgegenſteht) durfte in 
dem dritten Stadium der Erkrankung mehr durchgeführt werden. 
Denn ſobald ſich die erſten Anzeichen einer perityphlitiſchen Eiterung 
zeigten, vor allem, wenn es zu einem Spontandurchbruch in den 
Darm oder gar in die freie Bauchhöhle mit folgender diffuſer eitriger 
Peritonitis gekommen war, beſtand die Gefahr einer allgemeinen 
ſeptiſchen Intoxikation und damit unmittelbare Lebensgefahr, die 
nur durch ſofortige Operation noch mit einiger Wahrſcheinlichkeit 
abwendbar war. 

III. Das Verhalten des Angekl. zeigt nun ſehr deutlich, 
daß er ſich um dieſe Gefahr nicht im entfernteſten gekümmert hat, 
ja, daß er vermöge ſeiner abſoluten Ignoranz in Dingen der Heil⸗ 
kunde gar nicht in der Lage war, die notwendige Indikation zu 
ſtellen, da er nicht einmal aus dem Fieberverlauf das Alarmſignal 
entnehmen konnte, geſchweige denn imſtande war, aus der Puls⸗ 
frequenz und der Pulsſpannung, ſowie aus dem Anſteigen der 
Leukozyten (18000 —20 000 im ebmm Blut begründen den Ver⸗ 
dacht der Abſzeßbildung, während Zahlen über 25 000 den Abſzeß be⸗ 
weiſen!) die Abſzeßbildung zu diagnoſtizieren (vgl. zum Vorſtehenden 
eingehend Strümpell, Spezielle Pathologie und Therapie der 
inneren Krankheiten, 25. Aufl., 1926, I, S. 721f. und Payr 
a. a. O. S. 71. Strümpell iſt Vertreter der konſervativen Be⸗ 
handlung! ). 

Bei alledem handelt es ſich nun keineswegs um Feſtſtellungen, 
die nur der „Schulmediziner“ kennt, ſondern um Dinge, die ſo all⸗ 
gemein bekannt ſind, daß es der Zuziehung eines Sachverſtändigen 
gar nicht bedurft hätte, um Tatſachen, die nach ganz allgemeiner Er⸗ 
fahrung ſo konſtant miteinander verknüpft ſind, daß ihre Beurtei⸗ 
lung und die notwendigen Maßnahmen der ſubjektiven Meinung des 
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einzelnen völlig überhoben ſind und ein Gegenſatz zwiſchen Schul⸗ 
medizin und konſervativer Behandlungsmethode nicht beſteht. 

Der Angekl. hat demnach, ſelbſt unter Anerkennung der kon⸗ 
ſervativen Methode, zwei Kardinalfehler begangen: 

1. Er hat weder die beginnende Abſzeßbildung, noch den Durch⸗ 
bruch des Abſzeſſes, noch auch die beginnende und fortſchreitende 
Peritonitis erkannt. Er hat trotz dauernd erhöhter Temperatur über 
38° und trotz des plötzlichen heftigen Schmerzanfalles in der Nacht 
v. 15. zum 16. Mai (Perforation des Abſzeſſes), der das letzte 
Signal zu ſofortiger Operation war, dies für eine Darmkolik nach 
Abklingen der Blinddarmentzündung erklärt, hat auch nicht die ganz 
allgemein anerkannten Methoden zur Feſtſtellung der Abſzeßbildung 
(3. B. Zählung der Leukozyten) vornehmen laſſen. 

2. Er hat eine Behandlung angewandt (Leibmaſſage und Be⸗ 
wegung der Kranken), die nach Beginn der Abſzeßbildung, vor allem 
aber nach Eintritt der Perforation und Beginn der Peritonitis, auch 
von dem konſervativſten Gegner des chirurgiſchen Eingriffs niemals 
verteidigt wird, da es nicht nur nicht eine konſervative Behandlung 
war, ſondern eine Behandlung, die den Zuſtand verſchlimmern und 
eine allgemeine ſeptiſche Intoxikation herbeiführen mußte. Eine 
ſolche Behandlung wäre nicht einmal bei ſtrengſter konſervativer Be⸗ 
handlung im Frühſtadium zuläſſig geweſen, geſchweige denn nach 
Beginn der Peritonitis. 

Hierdurch wird die Behandlung des Angekl. als die eines ab- 
ſolut gewiſſenloſen Laien charakteriſiert, die durch nichts zu ent⸗ 
ſchuldigen und den gewiſſenloſen Methoden völlig unwiſſender Kur. 
pfuſcher gleichzuſtellen iſt. Ein Unterſchied zwiſchen dem Vorgehen des 
Angekl. und der Behandlung fortgeſchrittener Diphtherie durch Ge⸗ 
ſundbeten beſteht in keiner Weiſe. 

IV. Können nun auf Grund dieſer Feſtſtellungen noch Bedenken 
beſtehen gegen die Bejahung der Fahrläſſigkeit des Angehl., wie ſie 
das RG. annimmt? 

1. Das RG. betont mit Recht, daß dem Angehl. der Tod der 
von ihm behandelten Frau nur dann zugerechnet werden könne, 
wenn er die Sorgfalt, zu der er nach den Umſtänden und nach ſeinen 
perſönlichen Kenntniſſen und Fähigkeiten verpflichtet und imſtande 
war, außer acht gelaſſen hat und infolgedeſſen den Erfolg, den er bei 
Anwendung pflichtgemaßer Sorgfalt hätte vorausſehen können, nicht 
vorausgeſehen hat oder den Eintritt des Erfolgs zwar für möglich 
hielt, aber darauf vertraute, daß er nicht eintreten werde, und wenn 
ihm ſchließlich ein anderes Verhalten zugemutet werden konnte. 
Weiterhin ſtellt das RG. feſt, daß für einen Entſchuldigungsgrund 
(Nichtzumutbarkeit) keine Anhaltspunkte vorliegen, ebenſowenig wie 
für bewußte Fahrläſſigkeit. Für das Vorliegen unbewußter Fahr- 
läſſigkeit ſchließlich verlangt das RG. einerſeits den Nachweis, daß 
der Angekl. eine aus der Rechtsordnung oder der vom Recht an⸗ 
erkannten Verkehrsſitte ſich ergebende Sorgfaltspflicht verletzt habe, 
obwohl ihm deren Erfüllung zugemutet werden konnte, andererſeits 
daß er den rechtswidrigen Erfolg als mögliche Folge ſeines pflicht⸗ 
widrigen Verhaltens hätte vorausſehen können. Dabei kommt weiter 
in Betracht, daß in Deutſchland Kurierfreiheit grundſätzlich für Krank- 
heiten aller Art beſteht, abgeſehen von einigen wenigen geſetzlichen 
Sonderbeſtimmungen, die das RG. aufzählt, und ſoweit das Heil⸗ 
verfahren nicht ſchwindelhaft iſt. Daraus erwächſt dem Richter die 
Aufgabe, „Kunſtfehler“ des nicht approbierten Heilbehaudlers als 
ſolche zu kennzeichnen. Hinſichtlich dieſer Aufgabe ſtellt ſich nun das 
NG. auf den Standpunkt, daß ein Kunſtfehler keineswegs nach den 
Lehren der Medizin zu ermitteln ſei (vgl. hierzu beſonders die 
neuere Unterſuchung von König, Geſchichte und Begriff des Kunſt⸗ 
fehlers: Dtſch. Ztſchr. f. d. ge. gerichtl. Med. 20, 1933, 161ff.), 
ſondern nach den ſubjektiven Fähigkeiten, d. h. nach der Mentalität 
des Heilbehandlers, ein Standpunkt der dazu führen muß, den Be⸗ 
urteilungsmaßſtab hinſichtlich des Kunſtfehlers auf das Niveau der 
Einſicht, Erfahrung und ſubjektiven Anſchauung des nichtappro⸗ 
bierten Heilbehandlers herabzudrücken und ſo deſſen Überzeugung von 
der Richtigkeit der Behandlung auf dieſelbe Linie mit der in jahre- 
langem Studium erarbeiteten wiſſenſchaftlichen Überzeugung des Arztes 
zu ſtellen (ſo mit Recht im Anſchluß an RG. 64, 263; Elſter: JW. 
1931, 1484). Schon dieſe Konſequenz mußte es bedenklich erſcheinen 
laſſen, bei einer ſo verantwortungsvollen Tätigkeit, wie es die des 
Heilbehandlers iſt, den ſubjektiven Maßſtab bei der Feſtſtellung der 
Fahrläſſigkeit auch auf die Erlangung der Fachkenntniſſe auszu 
dehnen und ſeine ſtrafrechtliche Verantwortlichkeit zu verneinen, wenn 
er nur ſo vorgegangen iſt, „wie er es verſteht“, während bei der 
Feſtſtellung des Kunſtfehlers eines approbierten Arztes dieſe ſub⸗ 
jektive Beurteilung ganz ausſcheidet und das Vorliegen eines Kunſt⸗ 
fehlers rein objektiv nach den anerkannten Methoden der Medizin 
feſtgeſtellt wird, unabhängig alſo von der größeren oder geringeren 
Begabung und wiſſenſchaftlichen Einſicht des Arztes. 

Nun betont allerdings auch das Rh., daß die rechtliche An. 
erkennung der Kurierfreiheit kein Freibrief für Gewiſſenloſigkeit 
fein kann, daß die im Verkehrägebiet der Heilbehandlung erforder⸗ 
liche Sorgfalt auch von nicht approbierten Heilbehandlern ebenſo wie 
von approbierten Arzten beobachtet werden muß. Dieſe Sorgfalts⸗ 
pflicht ſoll den Heilbehandler insbe. einerſeits zur Ausbildung und 


Fortbildung verpflichten ſo, daß er ſich nach beſtem Können über 
die Grundlagen und Fortſchritte der Heilkunde zu unterrichten habe 
und fi neuen Lehren und Erfahrungen nicht aus Bequemlichkeit, 
Eigenſinn oder Überheblichkeit verſchließen dürfe, wobei man jedoch 
von dem nichtärztlichen Heilbehandler nicht dasſelbe Maß von all⸗ 
gemeiner Ausbildung und Fortbildung verlangen dürfe wie von dem 
approbierten Arzt. Andererſeits ſoll die Sorgfaltspflicht auch die 
Pflicht zur Prüfung dahingehend umfaſſen, ob die eigenen Fähig⸗ 
keiten und Kenntniſſe gerade im gegebenen Fall zur Feſtſtellung 
der Krankheit und zu ihrer erforderlichen Behandlung genügen. Sind 
nun dieſe beiden Pflichten von dem Angekl. erfüllt worden? In 
keiner Weiſe! Denn es handelt ſich nicht, wie das NG. annimmt, 
beim Vorgehen des Angekl. um eine von der Schulmedizin ab⸗ 
weichende Methode, um eine konſervative Behandlung, ſondern, wie 
im einzelnen bereits gezeigt wurde, um Maßnahmen, die jeder 
Heil behandlung ſo konträr gingen, daß ſie auch der Durchſchnitts⸗ 
laie nicht angewandt haben würde, und die, wie jeder einigermaßen 
einſichtige Menſch erkennen mußte, mit Naturnotwendigkeit eine 
Verſchlimmerung des Leidens, ja den Tod herbeiführen mußte. Es 
kann alſo gar keine Rede davon fein, daß der Angel. auch nur 
einigermaßen an ſeiner Ausbildung als Heilbehandler gearbeitet und 
ſich an Hand vorliegender ganz allgemeiner Erfahrungen geprüft 
hat, ob er eine Blinddarmentzündung behandeln könne, es müßte 
denn fein, daß man bewußte Fahrläſſigkeit oder gar Vorſatz an⸗ 
nehmen wollte. 

Daß auch das RG. prinzipiell auf dieſem Standpunkt ſteht 
und zu einer anderen Entſch. gekommen wäre, wenn es nicht die Be⸗ 
deutung der tatſächlichen Seite des Falles verkannt hätte, ergibt ſich 
aus der vom NG. aufgeſtellten Forderung, daß auch der Heil- 
behandler die für Lagen der betreffenden Art allgemein — von ärzt⸗ 
lichen und nichtärztlichen Heilbehandlern — anerkannten Grundſätze 
der Heilkunde beachten müſſe und verpflichtet ſei, beim Auftreten be⸗ 
drohlicher Anzeichen für einen Mißerfolg ſeine Behandlungsweiſe 
aufzugeben, die Behandlung zu ändern oder einen Arzt zuzuziehen. 
Davon, daß der Angekl. dieſe Forderung erfüllt habe, kann keine 
Rede ſein. Denn er hat einerſeits die kritiſche Wendung in dem 
Befinden ſeiner Patientin (Perforation und Beginn der Bauchfell⸗ 
entzündung) nicht erkannt, obwohl die Erkenntnis dieſes Ereigniſſes 
für die geſamte Behandlung grundlegend war, und hat andererſeits 
gerade das Gegenteil von dem getan, was von approbierten wie nicht⸗ 
approbierten Heilbehandlern unter konſervativer Behandlung verſtanden 
wird: er hat nicht auf einen Heilerfolg hingearbeitet, ſondern — ver⸗ 
möge einer geradezu unglaublichen Unkenntnis — auf die Ver⸗ 
ſchlimmerung des Leidens. Daß er das von ihm angewandte Verfahren 
auf ſachliche Gründe hätte ftüßen können, kann vernünftigerweiſe 
nicht behauptet werden; denn — und das muß nochmals hervorgehoben 
werden — ſein Verfahren war nicht etwa ein von der Lehre der 
Schulmedizin abweichendes, aber von anderen Heilbehandlern und Außen⸗ 
ſeitern unter den Arzten vertretenes, ſondern überhaupt kein Heil⸗ 
verfahren. Es war ein Verfahren, das mit Naturnotwendig⸗ 
keit zur Verſchlimmerung der Erkrankung und insbeſ. zur Aus⸗ 
breitung der ſeptiſchen Intoxikation und damit zum Tode der Kranken 
führen mußte. 

Beſonders bedenklich iſt ſchließlich auch das, was das RG. über 
die Bedeutung der perſönlichen Verhältniſſe der nichtapprobierten Heil⸗ 
behandler für die Erkenntnis und Erfüllung der im Verkehr erforder⸗ 
lichen Sorgfalt und für die Erkenntnis der urſächlichen Bedeutung 
ihres Verhaltens ſagt. Daß der nichtapprobierte Heilbehandler nicht 
gehalten iſt, ſich ein beſtimmtes Fachwiſſen anzueignen, ja, daß er im 
Gegenteil durch medizinfeindliche Schriften gegen die ärztliche Wiſſen⸗ 
ſchaft eingenommen wird, kann ihn nicht berechtigen, Methoden an⸗ 
zuwenden, die geradezu lebensvernichtend wirken. Dies trifft keines⸗ 
wegs den Fall, daß von dem Heilbehandler eine Methode verfolgt 
wird, die nur einige wiſſenſchaftliche Außenſeiter empfehlen, wohl aber 
den Fall, daß, wie hier, eine Behandlung vorgenommen wird, die 
kein einigermaßen einſichtiger Menſch anwenden wird. Würde man 
auch in einem ſolchen Falle die ſtrafrechtliche Verantwortlichkeit ver⸗ 
neinen, ſo würde man dem Willen der ſtaatlichen Gemeinſchaft, geſund⸗ 
heitsfördernd zu wirken, geradezu entgegenarbeiten. Gewiß iſt es in 
erſter Linie Sache der Geſetzgebung, durch ein Kurpfuſchereiverbot dieſen 
Mißſtänden entgegenzuarbeiten (gl. hierzu beſonders Schopohl, 
Kurpfuſcherei und die rechtlichen Beſtimmungen zu ihrer Bekämpfung, 
1926. Veröff. aus dem Gebiet der Medizinalverwaltung, Bd. 22 H. 1; 
über Kurpfuſchertum und feine Bekämpfung. Eine Vortragsreihe, 
1927. Ebd. Bd. 23 H. 8; Über die Mißſtände auf dem Gebiete der 
Kurpfuſcherei und Maßnahmen zu ihrer Beſeitigung. Bericht über 


die Verhandlungen eines zuſammengeſetzten Ausſchuſſes des Landes- 


geſundheitsrates am 9. u. 10. März 1927. Ebd. Bd. 25 H. 3; Der 
Kampf gegen die Kurpfuſcherei. 10 Vorträge, 1928. Ebd. Bd. 27 H. 8. 
Frank, Kurpfuſchertum und offizielle Medizin. Schweiz Med Wſchr. 
1925 Nr. 40; Hellwig: Münch Med Wſchr. 1929, 1218 ff., 1258 ff. 
und DtſchMedWſchr. 1929, 1475 fl. Fiſcher, Kurpfufcertum und 
Ausland. „Geſundheitslehrer“, 1929 Nr. 21/22 A. Müller, 
Kurierfreiheit und Kurpfuſchertum, 1929. Melies, Die ſtrafrecht⸗ 
liche Behandlung der Kurpfuſcherei. Köln. Diſſ. 1929, mit weiterer 
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13. 8244 StGB. Danzig iſt nicht Inland i. ©. 
des 8 244 StGB. 

Auf Danzig hat Deutſchland zugunſten der alliierten und 
aſſoziierten Mächte in Art. 100 des zum Reichsgeſetz erhobe⸗ 
nen VV. (RG Bl. 1919, 687 [869]) verzichtet, und die Stadt 
Danzig iſt unter dem Schutz des Völkerbundes als Freie Stadt 
begründet worden. Danzig iſt alſo aus dem Gebiet des Deut⸗ 
ſchen Reichs ausgeſchieden. Der Staatsgewalt des Deutſchen 
Reiches iſt ſie nicht unterworfen. Das Geſetz über die Straf⸗ 
vollſtreckung aus Urteilen der Gerichte in den Gebieten der 
Freien Stadt Danzig und des Memellandes v. 1. Dez. 1923 
(RGBl. 1167) bezieht ſich nur auf die Vollſtreckung von Stra⸗ 
fen, alſo nicht auf die Beſtrafung ſelbſt, d. h. nicht auf das 
ſachliche Strafrecht. Es ſagt alſo nicht, daß Danzig ſtrafrecht⸗ 
lich als Inland angeſehen werden ſolle. 

(3. Sen. v. 22. Juni 1933; 3 D 462/33.) [On.] 

14. 8352 StGB. trifft nur zu, falls der über- 
fordernde gegen den angeblichen Schuldner e in 
eigenes Recht geltend macht. Dagegen fehlt dieſe 
Vorausſetzung, wenn ein Rechtsanwalt vom Geg⸗ 
ner zu hohe Gebühren einfordert (vgl. R GSt. 
19, 30). 


(1. Sen. v. 20. Juni 1933; 1 D 658/33.) [Hr] 


II. Straffreiheitsgeſetz. 


15. Straffreiheits G. v. 20. Dez. 1932; 8 86 
StGB.; 87 Sprengſtof fG. Iſt eine Straftat un⸗ 
ter dem Geſichtspunkt des Hochverrates nieder- 
geſchlagen, ſo kann der Täter doch wegen eines 
gleichzeitig erfüllten Verbrechens nach dem 
Sprengftoff®. verfolgt werden. f) 

Zunächſt iſt, da von der Reichsanwaltſchaft gegen die ſach⸗ 
liche Zuſtändigkeit der Str. Bedenken geäußert worden find, 
zu dieſer Frage Stellung zu nehmen; denn nach der neueren 
reichsgerichtlichen Rſpr. iſt die ſachliche Zuſtändigkeit vom 
RevG. auch ohne entſprechende Rüge von Amts wegen zu 
prüfen (RGSt. 66, 255). Die geltend gemachten Bedenken 
bewegen ſich in folgender Richtung: Die beiden Beſchwß. 


Literatur S. VI—XI); gewiß darf auch der Strafrichter um eines 
beſtimmten Erfolgs willen nicht die aus dem Schuldprinzip erwachſenen 
Grundſätze über die Beſtrafung der fahrläjfigen Verurſachung rechts⸗ 
widriger Erfolge abändern. Aber ebenſo ſicher iſt es, daß er dort, wo 
der rechtswidrige Erfolg unter Außerachtlaſſung ſämtlicher Sorgfalts⸗ 
pflichten, wie im borl. Fall, herbeigeführt worden iſt, den Heil- 
behandler nicht in Schutz nehmen darf, nur um die Kurierfreiheit nicht 
anzutaſten. Denn im vorl. Fall handelt es ſich nicht mehr um ein 
größeres oder geringeres Wiſſen, um die Unzumutbarkeit fachlicher 
Orientierung u. dgl., ſondern um eine Verletzung von Sorgfalts⸗ 
pflichten, wie ſie nahezu von jedem erwachſenen Menſchen verlangt 
werden müſſen, um jo mehr aber von einem Menſchen, der als Heil⸗ 
behandler auftritt. 

Daher geht denn auch die Anwendung der vom RG. aufgeſtellten 
Grundſätze auf das angefochtene Urt. fehl; denn es ſteht ja nicht in 
Frage, ob die Vornahme einer konſervativen Behandlung im Gegen⸗ 
ſatz zu der von der „Schulmedizin“ vertretenen Methode dem Angekl. 
zum Vorwurf gemacht werden kann, ſondern ob das, was der Angehl. 
getan hat, überhaupt eine Heilbehandlung war, und das iſt es 
nicht geweſen. Mit Recht hebt auch das NG. ſelbſt hervor, daß der 
Angekl. zwar die konſervative Methode hätte anwenden dürfen, daß 
er dann aber auch die dafür notwendigen Fähigkeiten und Kenntniſſe 
hätte beſitzen und die dieſer Methode entſprechenden Regeln ſorgfältig 
hätte beachten müſſen. Nur verkennt leider das RG. daß beides bei 
dem Angekl. nicht der Fall war. „Wer überhaupt Kranke gewerbs- 
mäßig behandelt, muß die Vorausſetzungen fachmäßiger Behandlung 
kennen und beachten“ (RG. 59, 357): hätte der 1. Str Sen dieſen Saß 
ſeiner Entſch. zugrunde gelegt, ſo hatte es zu einer Aufhebung der 
vorinſtanzlichen Entſch. nicht kommen können (vgl. hierzu auch 
Elſter: JW. 1931, 1485). 

Prof. Dr. G. Bohne, Koln. 


Zu 15. Die praktiſche Bedeutung dieſes Urt. des 1. StrSen. 
mag recht erheblich ſein; in theoretiſcher Beziehung bringt es kaum 
etwas Neues. Es ſtimmt mit der bisherigen Nipr. (4. Sen. in 
RGSt. 53, 51; 5. Sen. in R) St. 52, 270) und der herrſchenden 
Lehrmeinung überein. g 

1. Der Sachverhalt iſt einfach: Die beiden Angekl. entwen⸗ 


find wegen Verbrechens nach 87 Sprengftoff®. ein jeder zu 
einer Zuchthausſtrafe von ſechs Jahren ſowie zu Neben⸗ 
ſtrafen verurteilt worden auf Grund der Feſtſtellung, daß ſie 
als Mitglieder der Kommuniſt. Partei um Weihnachten 1931 
gemeinſchaftlich mit vier anderen Tätern aus einem Stein⸗ 
bruch erhebliche Mengen Sprengſtoff entwendet haben, um 
dieſe ihrer Partei zur Verwendung im politiſchen Kampfe zu⸗ 
zuführen. Der feſtgeſtellte Sachverhalt erfüllt unbedenklich auch 
den Tatbeſtand der Vorbereitung eines hochverräteriſchen 
Unternehmens nach 886 StGB., deſſen Aburteilung zur Zu⸗ 
ſtändigkeit des RG. gehört. Dieſe Zuſtändigkeit würde aller⸗ 
dings dann nicht mehr gegeben ſein, wenn eine Strafverfol⸗ 
gung der BeſchwF. unter dem Geſichtspunkte des 8 86 StGB. 
nach dem Inkrafttreten des Straffreiheit. v. 20. Dez. 1932 
ausgeſchloſſen wäre. Ob das der Fall ſei, ſei aber hier, da auf 
eine längere als fünfjährige Freiheitsſtrafe erkannt worden ſei, 
im Hinblick auf 8 4 Abſ. 2 des Gef. zum mindeſten zweifelhaft. 

Der Senat vermag dieſe Bedenken nicht zu teilen. 88 1, 4 
Abſ. 1 StraffreiheitsG. beſtimmen, daß wegen Straftaten, die 
aus politiſchen Beweggründen begangen ſind, anhängige Ver⸗ 
fahren eingeſtellt und neue Verfahren nicht eingeleitet werden, 
fofern die Tat vor dem 1. Dez. 1932 begangen und keine 
ſchwerere Strafe als Geldſtrafe oder Freiheitsſtrafe bis zu 
fünf Jahren, allein oder nebeneinander, zu erwarten iſt. Für 
den Fall, daß eine ſchwerere Strafe zu erwarten und demnach 
das Verfahren einzuleiten oder fortzufegen iſt, gewährt 84 
Abſ. 2 dem Täter Strafermäßigung. Die Anwendung dieſer 
Geſetzesbeſtimmungen ergibt zweifelsfrei, daß das Verfahren 
gegen die BeſchwF. hätte eingeftellt werden müſſen, wenn ihre 
Straftat lediglich den Tatbeſtand des 8 86 StGB. erfüllte; 
denn die Tat iſt vor dem 1. Dez. 1932 aus politiſchen Beweg⸗ 
gründen begangen, ein Ausnahmefall des 88 Nr. 5 Straf⸗ 
freiheitsc. — Zerſetzung von Reichswehr oder Polizei — liegt 
nicht vor, und die in 886 StGB. angedrohte Freiheitsſtrafe 
bleibt ſelbſt im Höchſtmaß unter fünf Jahren. An dieſem Er⸗ 
gebnis, daß eine Strafverfolgung der BeſchwF. wegen Vor⸗ 
bereitung eines hochverräteriſchen Unternehmens unzuläſſig 
iſt, ändert ſich nichts dadurch, daß ihre Straftat gleichzeitig 
den Tatbeſtand eines Verbrechens nach 87 SprengStG. ver⸗ 
wirklicht und unter dieſem rechtlichen Geſichtspunkte verfolgt 
werden muß, weil Verbrechen gegen das Spreng StG. nach der 


deten um Weihnachten 1931 gemeinſchaftlich aus einem Stein⸗ 
bruch erhebliche Mengen Sprengſtoffe, um dieſe ihrer Partei, der 
KPD, zur Verfügung zu ſtellen. 

II. Damit haben beide den außeren und inneren Tatbeitand 
des §7 SprengſtoffG. und § 86 StGB. in Tateinheit erfüllt. Da 
die Tat vor dem 1. Dez. 1932, und zwar aus politiſchen Beweg⸗ 
gründen begangen worden iſt, war zu prüfen, ob das Verfahren 
nach den §8 1 und 4 Straffreihc h. v. 20. Dez. 1932 eingeſtellt ver⸗ 
den mußte. Nach 8 8 Ziff. 3 dieſes Geſetzes konnte die Einſtellung 
nicht erfolgen wegen des Verbrechens gegen das Sprengſtoffgeſetz; 
wohl aber konnte, da die Vorausſetzungen des 88 Ziff. 5 nicht 
gegeben waren, wegen des Hochverrats eingeſtellt werden. Es ent⸗ 
ſtand nun die Frage: Muß das Verfahren wegen des tateinheit⸗ 
lichen Zuſammentreffens beider Geſetzes verletzungen 

1 0 eingeſtellt werden oder 

2. nur, ſoweit § 86 StGB. in Betracht kam, oder muß 
3. die Tat wegen der Verletzung beider Geſetze verfolgt 
werden? 

III. Man müßte die Frage im Sinne der erſten oder der 
dritten Alternative beantworten, wenn eine teilweiſe Niederſchla⸗ 

ng mit dem Weſen der Tateinheit oder dem Weſen der Nieder⸗ 
agen unvereinbar wäre. ’ 

1. Das RG. (RGSt. 62, 87) hält im Gegenſatz zu der Auf⸗ 
faſſung der Begr. der Entwürfe aber in Übereinſtimmung mit der 
herrſchenden Lehre (von Frank, Anm. I zu § 73; Lpz Komm., 
Anm. II zu § 73; von Olshauſen, Anm. 11, 15 zu 8 73) die 
Tateinheit für eine „Verbrechenskonkurrenz“, nicht eine „Geſetzes⸗ 
konkurrenz“. Die herrſchende Lehre beruft ſich auf ihre grund⸗ 
fäglihe Auffaſſung vom Weſen der ſtrafbaren Handlung (jo von 


Frank, Anm. zu 8 73), auf die ſyſtematiſche Stellung des 973 


StGB., auf die Entſtehungsgeſchichte dieſer Beſt. (Pr St B. § 55; 
Motive zu § 71) und auf die UÜberſchrift des 5. Abſch. des StGB. 
„Zuſammentreffen mehrerer ſtrafbarer Handlungen“. Ihre Be⸗ 
rechtigung kann in dieſem Zuſammenhang nicht erörtert werden. 
2. Der Ausdruck „Straffreiheit“, wie er in dem Straffreiheits⸗ 
geſetz von 1932 verwendet wird, umfaßt zwei Formen der Beana- 
digung: Die Niederſchlagung (Abolition) und den Straferlaß (Am⸗ 
neſtie im engeren Sinne) (Buſch Schäfer⸗Wicha 1ds⸗ 
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ausdrücklichen Vorſchr. in 8 8 Nr. 3 Straffreiheit3&. von deſ⸗ 
ſen Vergünſtigungen ausgeſchloſſen ſind. Das RG. hat ſich 
bei früheren Amneſtien wiederholt dahin ausgeſprochen, daß 
dann, wenn dieſelbe Handlung unter mehrere Strafgeſetze fällt, 
die Frage, ob die Verfolgbarkeit der Tat infolge von Nieder⸗ 
ſchlagung aufgehört hat, für jedes der in Betracht kommenden 
Strafgeſetze, alſo für jede der mehreren „Straftaten“, geſon⸗ 
dert zu prüfen und zu beantworten iſt (RGSt. 52, 270; 53, 
50; JW. 1924, 1878). Dieſer Grundſatz hat nach Anſicht des 
Sen. auch für das StraffreiheitsG. v. 20. Dez. 1932 zu gelten. 
Die Faſſung des 8 4 Abſ. 1 Gef. ſteht dem nicht entgegen. 
Wenn dort als Vorausſetzung für die Niederſchlagung be⸗ 
ſtimmt iſt, daß keine ſchwerere Strafe als Geldſtrafe oder Frei⸗ 
heitsſtrafe bis zu fünf Jahren zu erwarten ſei, ſo hat dieſe 
Vorſchr. nach der Meinung des Sen. für die Fälle tateinheit⸗ 
lichen Zuſammentreffens die Bedeutung, daß — beim Vor⸗ 
liegen der übrigen Vorausſetzungen der Niederſchlagung — die 
Strafverfolgung wegen der Zuwiderhandlung gegen ein ſolches 
Geſetz ausgeſchloſſen iſt, das — wie 886 StGB. — als 
Höchſtſtrafe nur eine kürzere als fünfjährige Freiheitsſtrafe zu⸗ 
läßt. Dieſen Standpunkt hat auch die Reichsanwaltſchaft in 
dem vorl. Verfahren bisher ſelbſt eingenommen. Bei ihr war 
das Ermittlungsverfahren gegen die BeſchwF. wegen Ver⸗ 
brechens nach 8 86 StGB. in Tateinheit mit Sprengſtoff⸗ 
verbrechen anhängig. Nach Inkrafttreten des StraffreiheitsG. 
hat ſie die Sache an die örtliche StA. abgegeben mit dem Be⸗ 
merken, daß das Verfahren wegen Vorbereitung zum Hoch⸗ 
verrat niedergeſchlagen, eine Strafverfolgung inſoweit unzu⸗ 
läſſig ſei und nur noch wegen des zur Zuſtändigkeit des LG. 
gehörigen Sprengſtoffverbrechens eingeſchritten werden könne. 
Dementſprechend hat die StA. Anklage wegen Sprengſtoff⸗ 
verbrechens erhoben, und die Str®. hat wegen dieſes Ver⸗ 
brechens verurteilt. Sie hat ihre Zuſtändigkeit damit nicht 
überſchritten, auch wenn ſie auf eine höhere als fünfjährige 
Freiheitsſtrafe erkannt hat; denn das Verfahren wegen Vor⸗ 
bereitung zum Hochverrat war durch das StraffreiheitsG. 
niedergeſchlagen. Dieſe Rechtsanſicht vertritt auch der 4. Str⸗ 
Sen. des RG. in einem Beſchl. v. 18. Mai 1933 (15 323/33). 
(1. Sen. v. 23. Mai 1933; 1 D 478/33.) W.] 


Dörffler, Straffreiheitsgeſetz, Vorbem. I vor §1 S. 10). Die 
für den vorl. Fall in Betracht kommende Niederſchlagung ſtellt 
ſich in verfahrensrechtlicher Beziehung als Hindernis für die Ein- 
leitung und den Fortgang des Verfahrens (negative Prozeßvor⸗ 
ausſetzung) und in ſachlich⸗ rechtlicher Beziehung als Verzicht auf 
den ſtaatlichen Strafanſpruch dar (RGSt. 54, 56; 59, 54; Lpz- 
Komm. Vorbem. vor 81 S. 104 Nr. 5; Buſch⸗ Schäfer, 
Anm. Abſ. I zu § J). 

3. a) Wer mit der Minderheit der Schriftſtelle (vor allem 
von Liſzt⸗Schmidt 854, I) im Falle der „Idealkonkurrenz“ 
zwar mehrere Geſetzesverletzungen aber nur eine ſtrafbare Hand⸗ 
lung annimmt, ſollte gegen eine uneinheitliche Verfolgung 
der einheitlichen Tat Bedenken haben, da der Staat nicht Geſetzes⸗ 
verletzungen, ſondern ſtrafbare Handlungen verfolgt. Für die An⸗ 
hänger der herrſchenden Lehre beſteht dieſes Bedenken nicht. 

b) Wer mit der herrſchenden Lehre auch im Falle der Tat⸗ 
einheit mehrere ſtrafbare Handlungen anerkennt, braucht anderer⸗ 
ſeits auch kein Bedenken dagegen zu haben, daß es möglich ſei, auf 
den Strafanſpruch, ſoweit er aus einer von mehreren kateinheitlich 
zuſammentreffenden ſtrafbaren Handlungen entſtanden iſt, zu ver⸗ 
zichten, ihn aber im übrigen geltend zu machen. 

e) Das RG. hat in denkgeſetzlich einwandfreier Folgerung aus 
feiner Grundeinſtellung zum Weſen der Tateinheit wiederholt den 
Satz entwickelt: trifft eine nicht verfolgbare Straftat mit einer ver⸗ 
folgbaren in Tateinheit zuſammen, ſo iſt eine Verurteilung nur 
hinſichtlich der verfolgbaren zuläſſig (RCSt. 62, 88; 46, 367); To 
für das Zuſammentreffen einer verjährten mit einer nicht ver⸗ 
jährten Straftat in RGSSt. 39, 355, ferner für den Fall, daß bei 
tateinheitlichem Zuſammentreffen der Verletzung mehrerer Per⸗ 
ſonen der erforderliche Antrag nicht von allen Verletzten geſtellt 
wird in ROSE. 46, 47, auch für den Fall des tateinheitlichen Zu⸗ 
ſammentreffens mehrerer ſtrafbarer Handlungen, von denen die 
eine nur auf Antrag, die andere ohne Antrag verfolgbar iſt, hat 
es beim Fehlen des Strafantrags die Verfolgung wegen des Offi⸗ 
zialdelikts zugelaſſen (RGSt. 33, 341); endlich iſt es auch von ſei⸗ 
ner Grundauffaſſung vom Weſen der Tateinheit zur Anerkennung 
der ſachlichen Beſchränkbarkeit des Strafantrags gelangt (RGSt. 
62, 83). Mit dieſen Folgerungen ſtimmt die Porteben de Entſch. 
im Ergebnis durchaus überein. 

d) Auch die Berückſichtigung des vechtspolitiſchen Zweckes der 
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16. 88 Nr. 1 Straffreiheits G. v. 20. Dez. 1932. 
Straffreiheit tritt bei der Tötung und auch bei 
der Verletzung eines Dritten dann nicht ein, 
wenn die gegen einen beſtimmten Menſchen mit 
Tötungsvorſatz gerichtete Tat ihr Ziel verfehlt 
und ſtatt deſſen unmittelbar durch die Tat ein 
anderer Menſch getötet oder verletzt wird. 


Der Wortlaut des § 8 Nr. 1 läßt nicht erkennen, daß 
der getötete oder verletzte Menſch derſelbe ſein müßte, gegen 
den das Verbrechen gerichtet war. Wäre dies der Fall, dann 
wäre nicht verſtändlich, aus welchem Grunde das Geſetz aus⸗ 
drücklich von der Tötung eines Menſchen ſpricht. Denn 
wenn das Verbrechen wider das Leben zur Vollendung ge⸗ 
kommen iſt, bedarf die Tatſache, daß ein Menſch getötet wor⸗ 
den iſt, keiner beſonderen Hervorhebung. Bei Aufſtellung des 
Erforderniſſes kann daher der Geſetzgeber nur an den Fall 
gedacht haben, daß das Verbrechen im Stadium des Verſuchs 
ſtecken geblieben iſt. Dann kann ſich aber, ſoweit das Geſetz 
den Fall der Tötung eines Menſchen meint, das Erfordernis 
nur auf eine Perſon beziehen, gegen die der Angriff nicht 
gerichtet war. Denn wenn der Tod des Angegriffenen 
eingetreten wäre, würde ja nicht mehr ein verſuchtes, ſondern 
ein vollendetes Verbrechen wider das Leben in Frage ſtehen. 
Man kann auch nicht ſagen, daß die Faſſung des Bedingungs⸗ 
ſatzes („wenn .. getötet worden iſt“) mit Rückſicht auf den 
§ 1 Nr. 2 der VO. des RPräſ. gegen politiſchen Terror vom 
9. Aug. 1932 gewählt worden wäre, der Tatbeſtände umfaßt, 
die den Tod eines Menſchen nicht zur Vorausſetzung haben 
(8 307 Nr. 2 und 3 StGB.). Wollte man dies annehmen, 
dann wäre kein Grund dafür erſichtlich, daß in dieſen Fällen 
der vom Täter nichtgewollte Tod eines Menſchen eine un⸗ 
günſtigere Folge für ihn haben ſollte, als in dem Falle eines 
Verbrechens gegen das Leben. 

(U. v. 17. Juni 1933; 1 D 639/83.) [Hn.] 


III. Verfahren. 


17. 844 StPO. Unregelmäßigkeiten im eige⸗ 
nen Geſchäftsbetrieb der St A. vermögen, wie 
das RG. ſtändig entſchieden hat, auch dann, wenn 
ſie von einem andern als dem leitenden Be⸗ 
amten oder dem mit der Bearbeitung befaßten 
St A. verſchuldet ſind, die Wiedereinſetzung der 
St A. gegen die Friſtverſäumnis nicht zu recht⸗ 
im Straffreiheitsgeſetz getroffenen Regelung führt zu der vom RG. 
vertretenen Auffaſſung. Es galt, zwiſchen dem ſtaatlichen Inter⸗ 
eſſe an der Verfolgung ſtrafbarer Handlungen überhaupt einer⸗ 
ſeits und dem Intereſſe des Täters, in einer politiſch ſehr bewegten 
Zeit wegen aus politiſchen Gründen begangener ſtrafbarer Hand» 
lungen milder beurteilt zu werden, andererſeits zu vermitteln. (Aus 
dem gleichen Grunde gewährt $8 des Geſetzes bei beſonders ſchwe⸗ 
ren oder bei beſonders verwerflichen Straftaten keine Vergünſti⸗ 
gung.) Würde man in dem Problemfall das Verfahren vollſtändig 
einſtellen, oder dem Verfahren, auch ſoweit § 86 StGB. in Betracht 
kommt, Fortgang geben, ſo würde man im Widerſpruch mit dem 
Zweck des Geſetzes entweder das Intereſſe des politiſchen Täters 
oder das des Staates zu ſehr berückſichtigen. 

e) Auch die Erwägung, daß § 73 StGB. nur zu einer Abſorp⸗ 
tion der Strafen, nicht der ſtrafbaren Handlungen führt (LpzKomm. 
Anm. 2 zu 8 73), unterſtützt m. E. die Anſicht des RG. 

1) Daß dem gefundenen Ergebnis für den vorl. Fall der 
Wortlaut des § 4 Ab. Straffreiheitsch. nicht entgegenſteht, führt 
der 1. Sen. in m. E. überzeugender Weiſe aus. 

g) Auch das m. W. bisher einzige Erläuterungsbuch zum 
Straffreiheitsgeſetz v. 20. Dez. 1932 von Buſch⸗Schäfer⸗Wi⸗ 
chards⸗Dörffler vertritt die Anficht des NG. (Anm. II 
Abſ. IV zu 84). 

IV. In verfahrensrechtlicher Beziehung iſt zu bemerken: Das 
RO. hatte aus doppeltem Grunde Veranlaſſung, die hier behan⸗ 
delte Frage zu prüfen: 

1. Die Niederſchlagung ift ein in allen Rechtszugen von 
Amts wegen zu beachtendes Hindernis des Fortganges des Ver⸗ 
fahrens (RGSt. 59, 54; 55, 231). 

2. Auch die ſachliche Zuſtändigkeit des Gerichts des erſten 
Rechtszuges iſt in jedem weiteren Rechtszuge von Amts wegen 
zu prüfen (RGSt. 66, 256). 

RA. Dr. Matzke, Berlin. 
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fertigen, weil eigenes Verſchulden des Prozeß⸗ 
beteiligten anzunehmen iſt. Es wird verwieſen 
auf die Entſch. des RG. v. 15. Dez. 1890: JW. 1891, 
116, v. 6. Dez. 1921: Recht 26 Nr. 353 und vom 
26. Jan. 1925: J W. 1925, 996. In der letztgenann⸗ 
ten Entſch. iſt noch erwähnt, daß die gleichen 
Grundſätze gelten wie bei Verſehen in der Kanz⸗ 
lei eines als Verteidiger tätigen RA.; ſoweit in 
dieſem Satz eine Abſchwächung des vorerörter⸗ 
ten Grundſatzes zu erblicken ſein ſollte, wird 
dieſer Standpunkt aufgegeben. 
On. 


(Beſchl. v. 3. Juli 1933; 3 D 652/33.) 

18. 8 243 Abſ. 2 StPO. In Ausnahmefällen 
kann auch ohne Verleſen des Eröffnungs⸗ 
beſchluſſes ein Strafverfahren durchgeführt 
werden. f) 

Die Verleſung des Eröffnungsbeſchluſſes gehört nach 
§ 243 Abſ. 2 StPO. zu den für die Hauptverhandlung vor⸗ 
geſchriebenen Förmlichkeiten. Nach 8 274 StPO. muß daher 
beim Schweigen der nicht verfälſchten Niederſchrift der Haupt⸗ 
verhandlung unwiderlegbar angenommen werden, daß die Ver⸗ 
leſung des Eröffnungsbeſchluſſes unterblieben ſei (ROSE. 57, 
27). Danach war das Verfahren der Strͤ. mangelhaft. 


Die Bedeutung der vorgeſchriebenen Verleſung des Er⸗ 
öffnungsbeſchluſſes erſchöpft ſich darin, daß durch ſie den an 
der Hauptverhandlung Beteiligten, beſonders ſoweit ſie den 
Akteninhalt nicht kennen, der Gegenſtand des Strafverfahrens 
in ſeiner maßgebenden tatſächlichen und rechtlichen Begren⸗ 
zung zu Beginn der Verhandlung bekannt gemacht und da⸗ 
durch zugleich die Grundlage für das volle Verſtändnis der 
nachfolgenden Verhandlung gewährt werden ſoll. Daher iſt es 
möglich, daß in Ausnahmefällen auch ohne Verleſung des Er⸗ 
öffnungsbeſchluſſes ein Urteil zuſtande kommt, das nicht auf 
dem fehlerhaften Unterbleiben der Verleſung beruhen kann. 


Im vorl. Falle enthält die Niederſchrift der Haupt⸗ 
verhandlung eine eingehende Angabe deſſen, was der Angell. 
zu Beginn der Verhandlung über die Sache ſelbſt auf ſeine 
Beſchuldigung erwidert hat, und dieſe Erwiderung, die ſich 
auf alle für die Anſchuldigung nach 8176 Nr. 2 StOB, in 
Betracht kommenden Punkte erſtreckte, läßt erlennen, daß der 
Angekl. über die Beſchuldigung in einer Weiſe vernommen 
worden iſt, die von Anfang an für alle Beteiligten jeden 
Zweifel über den Gegenſtand des Strafverfahrens ausſchloß; 
daher iſt auch ſpäter kein ſolcher Zweifel in tatſächlicher oder 
rechtlicher Beziehung aufgetaucht. Demnach kann hier das 


Zu 18. Der Eröffuungsbeſchluß hat im Strafverfahren feine 
Stellung behauptet, obwohl ſeine Notwendigkeit und Exiſtenzberechti⸗ 
gung oft und heftig beſtritten worden iſt. Das Für und Wider zum 
Problem des Eröffnungsbeſchluſſes hier zu erörtern, würde zu weit 
führen; es hängt dies aufs engſte zuſammen mit der Frage, wie die 
Erhebung der Anklage und das ſog. Zwiſchenverfahren im Straf⸗ 
prozeß zweckmäßig zu geſtalten iſt. Was man dem Eröffnungsbeſchluß 
zum Vorwurf macht, läßt ſich großzügig etwa auf die Formel bringen: 
„Was er ſoll, das tut er nicht und was er tut, das ſoll er nicht.“ 
Die Frage, um die es ſich in der vorl. Entſch. handelt, fällt unter 
das, was der erſte Teil dieſes Satzes ausſpricht. Gewiß iſt es richtig, 
daß der Eröffnungsbeſchluß feſtlegt, welche konkrete Tat, welches 
hiſtoriſche Faktum Gegenſtand der Hauptverhandlung ſein ſoll; in⸗ 
ſoweit iſt er für das Gericht bindend. Die rechtliche Würdigung aber, 
die der Eröffnungsbeſchluß dieſer konkreten Tat zuteil werden läßt, 
iſt für das erk. Gericht nicht bindend, ſie hat allenfalls Bedeutung 
für die Frage der Zuſtändigkeit des mit der Sache zu befaſſenden 
Gerichts. 8243 StPO. ſchreibt nun vor, daß in der Hauptverhand⸗ 
lung nach dem Aufruf der Zeugen und Sachverſtändigen und nach 
Vernehmung des Angekl. über ſeine perſönlichen Verhältniſſe der Be⸗ 
ſchluß über die Eröffnung des Hauptverfahrens zu verleſen iſt. Hier 
ſoll nun der Eröffnungsbeſchluß etwas, was er in Wirklichkeit nicht 
tut. Er ſoll, wie die vorl. Entſch. in Übereinſtimmung mit RGSSt. 23, 
310 und 57, 7 ausführt, den an der Hauptverhandlung Veteiligten, 
beſonders ſoweit fie den Akteninhalt nicht kennen, den Gegenstand 
des Strafverfahrens in feiner maßgebenden tatſächlichen und rechtlichen 
Begrenzung zu Beginn der Verhandlung bekannt machen, wodurch die 
Grundlage für das volle Verſtändnis der nachfolgenden Verhandlung 
gewährt werden ſoll. Dazu iſt zu ſagen: Es gibt wohl kaum einen 
Schöffen oder Geſchworenen oder Augekl., der aus der Verleſung des 
Eröffnungsbeſchluſſes die Grundlage für dieſes volle Verſtändnis der 


Urteil der Str. nicht darauf beruhen, daß die Verleſung 

unterblieb, ſo daß der Mangel des Verfahrens nicht zur 

Aufhebung des Urteils zu führen hat (vgl. RSSt. 57, 7). 
(1. Sen. v. 2. Juni 1933; 1 D 410/33.) W.] 


Oberlandesgerichte. 


a) Zivilſachen. 
Berlin. I. Materielles Recht. 


1. 8839 BGB. Ohne dem Vorwurf der Fahrläſſig⸗ 
keit zu begegnen, darf der Notar ſich bei Prüfung der 
Legitimation des Zedenten einer Hypothekenforderung mit 
der Vorlegung der Hypothekenbriefe und der Invaliden⸗ 
karte begnügen. 


Zum Nachweis der Identität einer Perſönlichkeit genügen 
auch ſolche Papiere von ſelbſtändigem materiellem Wert, die in 
der Regel ſorgſam verwahrt zu werden pflegen und die daher vor 
der Gefahr, in fremde Hände zu kommen, geſchützt ſind. Hat der 
Notar, wie im vorl. Fall, keinen beſonderen Anlaß, an der Identi⸗ 
tät der erſchienenen Perſönlichkeit zu zweifeln, ſo kann er ſich bei 
Prüfung ber Legitimation mit der Vorlegung eines Hypotheken⸗ 
briefes begnügen (RG. 81, 125, 128; OSberneck, Notariats⸗ 
recht S. 214). 

Das gilt um ſo mehr, als der angebliche K. gleichzeitig die 
auf den Namen des Antragſtellers ausgeſtellte Invalidenkarte zu 
ſeiner Legitimierung vorgelegt hatte. Die Invalidenkarte hätte 
allerdings allein zum Nachweis der Perſönlichkeit nicht ausge⸗ 
reicht, da ſie in der Regel ſich in den Händen des Arbeitgebers 
befindet und daher nicht vor der Gefahr geſchützt iſt, in fremde 
Hände zu kommen. 

Immerhin gewinnt ſie als Beſtätigung der durch Vorlegung 
des Hypothekenbriefes geführten Nachweiſes der Perſönlichkeit ſelb⸗ 
ſtändige Bedeutung. 

(KG., Beſchl. v. 13. Juni 1933, 11 W 4397/33.) 


Eingeſ. von KR. v. Bonin, Potsdam. 


II. Verfahren. 


2. 88 727, 724, 725, 265 3PO. Die Klagpartei, die 
gem. 8 265 3 PO. eine Verurteilung des Gegners zur Lei⸗ 
fung au ihren Rechtsnachfolger erſtritten hat, iſt i. S. des 
Vollſtreckungsrechts Gläubigerin And kann eine vollſtreck⸗ 
bare Ausfertigung des Urteils erwirken. Dem Rechtsnach⸗ 
folger kann eine vollſtreckbare Ausfertigung dann nur 
unter beſonderen Umſtänden erteilt werden. f) 

Allerdings iſt es unzutreffend, wenn das LG. ausführt, die 
Erteilung der Vollſtreckungsklauſel gem. 8727 ZPO. finde zu⸗ 


Hauptverhandlung erlangt hat. Die feierliche Verleſung des förm⸗ 
lichen Gerichtsbeſchluſſes (fie erfolgt regelmäßig durch den Vorſitzen⸗ 
den) wirkt auf Laien oft nicht als Aufklärung, ſondern als vorweg⸗ 
genommene Beurteilung des UngeRl. und feiner Tat (hinreichend 
verdächtig). Dazu kommt, daß ſich die Eröffnungsbeſchlüſſe immer 
noch vielfach durch ein bedenkliches, ſchwer verſtändliches Deutſch aus⸗ 
zeichnen; endlich beftehen fie im weſentlichen aus der Wiedergabe des 
Geſetzeswortlautes mit recht wenig konkretiſierenden Beigaben. Ver⸗ 
ſtändige Vorſitzende helfen dieſen Mängeln des Eröffnungsbeſchluſſes 
meiſt dadurch ab, daß ſie nach ſeiner Verleſung in wenigen Sätzen 
darlegen, um was es ſich eigentlich handelt. 

Iſt alſo die Verleſung des Eröffnungsbeſchluſſes ſachlich erforder⸗ 
lich? M. E. nein. Ob das Gericht die durch den Eröffnungsbeſchluß 
gezogenen tatſächlichen Grenzen des Themas der Hauptverhandlung 
eingehalten hat, läßt ſich hinterher an dem Urteil ohne weiteres nach⸗ 
prüfen, dazu bedarf es nicht der Verleſung des Eröffnungsbeſchluſſes. 
Die Mitteilung des Verhandlungsthemas an die Beteiligten kann zu 
Beginn der Hauptverhandlung ſachdienlich (nach m. M. ſachdienlicher) 
in anderer Form geſchehen. Die vorl. Entſch., der ich im Ergebns 
zuſtimme, erkennt dies auch an, indem ſie aus der beurkundeten Ver⸗ 
nehmung des Angel. mit Recht den Schluß zieht, daß zu Beginn 
der Hauptverhandlung die Beteiligten ausreichend über das Verhand⸗ 
lungsthema unterrichtet worden ſind. Ich will jedoch einer Mißachtung 
des 8 243 Abf. 2 SPD. nicht das Wort reden; dieſe Beſtimmung 
iſt ſelbſtverſtändlich einzuhalten. Die vorl. Entſch. iſt aber ein nicht 
unbeachtlicher Beitrag zu dem Material, das bei Neugeſtaltung des 
Strafverfahrens zu berückſichtigen iſt. 

OLGR. Dr. Lang, Hamburg. 


Zu 2. Die Kernfrage der Entf. iſt, ob die Klagpartei, die 
gem. § 265 ZPO. eine Verurteilung des Gegners zur Leiſtung an 
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gunſten eines Rechtsnachfolgers des Gläubigers nur dann ſtatt, 
wenn die Rechtsnachfolge nach Erlaß des Urt. eingetreten ſei. Dieſe 
Beſchränkung findet im Geſetz keine Stütze. Vielmehr iſt die Klauſel 
dem Rechtsnachfolger des Gläubigers nach Maßgabe des 8 727 ZPO. 
ſtets dann zu erteilen, wenn die Rechtsnachfolge nach Rechtshaugig⸗ 
keit der Klage eingetreten iſt (Stein⸗Jonas, ZPO. 14, Anm. II 
Abſ. 1 zu 8 727; Kann, ZRO. Anm. 5 zu 8727). Mithin hatte 
der BeſchwF. an und für ſich das Recht, als Zeſſionar die Erteilung 
einer vollſtreckbaren Ausfertigung auf feinen Namen zu verlangen. 
Nun meint der Beſchwß., fein Recht auf Erteilung der Klauſel be⸗ 
ruhe nicht auf 8727 ZPO., ſondern unmittelbar auf 8 725 ZRD., 
weil der Bekl. in dem Urt. zur Zahlung an den BeſchwF. ver⸗ 
urteilt worden ſei, dieſer deshalb bezüglich der Erteilung der Voll⸗ 
ſtreckungsklauſel als Prozeßpartei anzuſehen ſei. Dieſe Auffaſſung 
iſt jedoch nicht zutreffend. Wenn die Kl. der Abtretung des Klage⸗ 
anſpruchs durch Anderung des Klageantrages Rechnung getragen hat, 
ſo ändert dies doch nichts an der Tatſache, daß Prozeßpartei allein 
die Kl. war. Dieſe hatte als Prozeßpartei gem. 88 724, 725 ZPO. 
Anſpruch auf Erteilung einer auf ihren Namen lautenden Klauſel, 
und zwar, obwohl der Bekl. nicht zur Zahlung an die Kl., ſon⸗ 
dern zur Zahlung an den Zeſſionar verurteilt worden war (vgl. 
3. B. OLG. Karlsruhe: OLG. 11, 183 und Kann, 388. 
Anm. 8d zu $ 727). Dies nimmt auch der BeſchwF. in der weiteren 
Beſchw. ſelbſt an. Hat aber die Kl. als Prozeßpartei Anſpruch auf 
Erteilung der Vollſtreckungsklauſel auf ihren Namen, ſo kann dem 
BeſchwF., der nicht Prozeßpartei war, die Klauſel nur in ſeiner 
Eigenſchaft als Zeſſionar erteilt werden, alſo nur im Wege des 
8 727 BRD. tein⸗Jonas a. a. O. Anm. II zu 8 727; 
Kann, ZPO. Anm. Zee zu 8 727). Es kann nun aber dahin⸗ 
geſtellt bleiben, ob die Erwähnung der Abtretung im Tatbeſtande 
des Urt. und ihre Berückſichtigung in der Urteilsformel ausreicht, 
um die Abtretung, wie es 8727 ZPO. verlangt, als bei dem Ges 
richt offenkundig oder wenigſtens als durch eine öffentliche Urkunde 
nachgewieſen erſcheinen zu laſſen. Denn im vorl. Falle ſteht der Er⸗ 
teilung einer vollſtreckbaren Ausfertigung an den Zeſſionar der 
Umſtand entgegen, daß die Kl. bereits ſelbſt eine vollſtreckbare Aus⸗ 
fertigung erhalten hat. Hierdurch wird das Recht des BeſchwF. auf 
ſelbſtändige Erteilung einer vollſtreckbaren Ausfertigung beeinträch⸗ 
tigt. Denn wenn dem Zedenten bereits eine vollſtreckbare Aus⸗ 
fertigung erteilt worden iſt, ſo muß die Erteilung der Klauſel an 
den Zeſſionar regelmäßig im Wege der Umſchreibung der dem Ze⸗ 
denten erteilten vollſtreckbaren Ausfertigung geſchehen. Letztere muß 


ihren Rechtsnachfolger (Zeſſionar) erſtritten hat, i. S. des Voll⸗ 
ſtreckungsrechts Gläubigerin iſt und demgemäß eine vollſtreckbare 
Ausfertigung des Urt. erwirken kann. Bejaht man dies mit der 
5. M. (vgl. außer den im Beſchl. Genannten noch Hellwig, 
Syſtem Bd. 1 S. 369; Baumbach, 3PPO.s 8727 Anm. 2 und 
wohl auch Roſenberg, Lehrb.? § 181 TV 3 b, 8 185 II 2), fo muß 
man dem vorl. Beſchl. im vollen Umfange zuſtimmen. Denn dann 
it, wie das KG. ausführt, die vom BeſchwF. nach der Kl. ver- 
langte vollſtreckbare Ausfertigung eine Zweit ausfertigung, deren 
Erteilung eine dem Grundgedanken des 8 733 ZPO. widerſprechende 
Schlechterſtellung des Schuldners bedeuten würde. 

Den Anſpruch der Kl. auf Erteilung einer auf ihren Namen 
lautenden Vollſtreckungsklauſel leitet das RG. daraus ab, daß die 
Kl., wenn auch der Bekl. zur Zahlung an ihren Zeſſionar ver⸗ 
urteilt wurde, allein Prozeßpartei war. Das KG. läßt alſo mit der 
h. M. für die Frage, wer i. S. des Vollſtreckungsrechts Gläubiger 
iſt, das Rubrum, nicht den Tenor des Urt. entſcheiden. Mit dem 
Wortlaut des 8727 Abſ. 1 ZPO. („Rechtsnachfolger des in dem 
Urt. bezeichneten Gläubigers“) läßt ſich das jedoch nicht beweiſen. 
Sit für die Anwendbarkeit des 8 727 ZPD. doch gerade dann Raum, 
wenn der Rechtsnachfolger, ſei es zu Recht oder zu Unrecht, im Urt. 
nicht genannt iſt. Die Frage iſt aber eben die, ob der Rechtsnach⸗ 
folger, wenn der Bekl. zur Leiſtung an ihn verurteilt wurde, ohne 
die Erſchwerun der §8 727, 730 ZPO. eine vollſtreckbare Aus⸗ 
fertigung für ſich erwirken kann, und ob er, wenn der Kl. bereits 
eine ſolche erlangt hat, vorbehaltlich des 8 733 ZPO. auf eine Um⸗ 
ſchreibung der Klauſel angewieſen iſt. Die Frage beſchränkt ſich 
ſelbſtverſtändlich auf den mit der Klage (als Hauptſache) geltend 
gemachten und im Urt. dem Rechtsnachfolger zuerkannten Leiſtungs⸗ 
anſpruch. Daß die obſiegende Partei die Koſten, zu deren Erſtattung 
der Gegner ihr gegenüber verurteilt worden iſt, feſtſetzen laſſen und 
dazu eine — der Vollſtreckungsklauſel nicht bedürfende — Aus- 
fertigung verlangen kann, bedarf keines weiteren Beweiſes. 

Was nun die vorſtehend umriſſene Frage ſelbſt betrifft, ſo 
muß man zu ihrer Löſung vom Zweck der Zwangsvollſtreckung aus⸗ 
gehen. Dieſe ſoll den in einer öffentlichen Urkunde als vollſtreckungs⸗ 
fähig bezeichneten materiellrechtlichen Leiſtungs⸗ oder (wenn man 
einen ſolchen anerkennt) Haftungsanſpruch zugunſten des Berechtigten 
gegen den Verpflichteten verwirklichen (Roſenberg a. a. O. 8175 
ID). Der in dieſem vollſtreckungsrechtlichen Sinne Berechtigte iſt 
„Gläubiger“, der Verpflichtete „Schuldner“. So bezeichnen denn auch 
den Gläubiger z. B. Stein⸗Jonas, Anm. II 4 vor 8 704 ZRO. 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


alſo dem Gericht zwecks Umſchreibung vorgelegt werden (Stein⸗ 
Jonas, Anm. VII zu 8 727). Von dieſer Vorlegung kann nur 
abgeſehen und dem Zeſſionar eine ſelbſtändige zweite vollſtreckbare 
Ausfertigung nur dann erteilt werden, wenn beſondere Gründe hier⸗ 
für vorhanden ſind. Mehrere vollſtreckbare Ausfertigungen dürfen au 
dieſelbe Partei, d. h. an die Gläubigerſeite — und dies gilt auch 
dann, wenn auf der Gläubigerſeite neben dem Kl. ein Zeſſionar ſteht 
(ogl. Kann, Anm. 1b zu 8 733) — nur daun erteilt werden, 
wenn die Intereſſen der Gläubiger dies erfordern und weſentliche 
Jutereſſen des Schuldners nicht entgegenſtehen. Insbeſ. darf der 
Schuldner nicht der Gefahr einer Doppelvollſtreckung ausgeſetzt wer⸗ 
den. Dieſe Gefahr beſteht aber immer dann, wenn ſowohl der Zedent 
wie der Zeſſionar im Beſitze einer vollſtrecebaren Ausfertigung iſt, 
und zwar gleichgültig, ob das Urt. auf Zahlung an den Zedenten 
oder auf Zahlung an den Zeſſionar lautet. Aus dieſem Grunde iſt 
die Erteilung der Klauſel für den Zeſſionar fo lange unzuläſſig, als 
er nicht den auf den Zedenten lautenden vollſtreckbaren Titel zwecks 
Unmſchreibung der Klauſel vorlegt oder aber dartut, daß die dem 
Zedenten erteilte vollſtrechbare Ausfertigung verlorengegangen oder 
aus einem ſonſtigen Grunde nicht mehr zur Vollſtreckung verwendet 
werden kann. Iſt die vollſtreckbare Ausfertigung noch in Händen 
des Zedenten, ſo mag der Zeſſionar von ihm Herausgabe im Wege 
der Klage verlangen (Kann, Anm. 8d zu 8 727; Stein⸗Jonas, 
VI. 1 zu 8727). Die Auffaſſung des BeſchwF., daß ihm als Zeſ⸗ 
ſionar eine zweite vollſtreckbare Ausſertigung auf jeden Fall zu er⸗ 
teilen ſei und daß es dem Schuldner überlaſſen bleiben müſſe, et⸗ 
waige Einwendungen gegen die Vollſtreckung ſeitens des Zeſſionars 
mit den gegebenen Rechtsbehelfen geltend zu machen, kann nicht als 
zutreffend angeſehen werden. Eine ſolche Verſchlechterung der Lage 
des Schuldners würde dem in den 89 733, 734 ZPO. zum Aus- 
druck gekommenen Gedanken widerſprechen, daß der Schuldner gegen 
wiederholte Vollſtreckhung aus demſelben Titel geſchützt werden muß 
(vgl. Stein⸗Jonas, I Abſ. 1 zu 8 733). 

Nun ſtehen Stein⸗Jonas in Anm. VI 3 zu 8 727 3D. 
auf dem Standpunkt, daß bei einer Konkurrenz mehrerer Boll 
ſtreckungsgläubiger jedem Prätendenten das Recht zuſtehen müſſe, 
die in 88 732, 768 vorgeſehenen Rechtsbehelfe geltend zu machen, 
mögen dieſe auch nach dem Wortlaute der Belt. nur für den Voll⸗ 
ſtreckungsſchuldner vorgeſehen fein lebenſo Baumbach, ZRO., 
Anm. 2 zu 8 727 für den Fall eines Streites zwiſchen dem Zedenten 
und dem Zeſſionar). Ob dieſe Auffaſſung zu billigen ſein dürfte, 
kann hier unerörtert bleiben. Der BeſchwF. hat allerdings am 


(in Beſchränkung auf das Urt.) als denjenigen, „zu deſſen Gunſten 
die Verurteilung erfolgt iſt“, und Roſenberg a. a. O. 8 18511 
als denjenigen, „der nach dem Vollſtreckungstitel oder der Voll⸗ 
ſtreckungsklauſel Inhaber des im Titel feſtgeſtellten Anſpruchs iſt“. 
Das iſt aber im vorl. Falle der Zeſſionar, dem zu leiſten der Bet. 
verurteilt wurde. Dies müßte folgerichtig auch Baumbach trof 
ſeiner zu weiten Begriffsbeſtimmung, wonach Gläubiger „ſchlechthin 
die im Titel Genannten“ find (a. a. O. Anm. 7 D vor 8 704), an⸗ 
erkennen. Denn der Zeſſionar war doch im Titel, eben im Urteils 
tenor, angegeben. Bei Stein⸗Jonas 8 727 II, VII dürfte ſich 
der Widerſpruch gegenüber dem richtigen Ausgangspunkt letzten 
Endes daraus erklären, daß Stein noch in der von ihm zuletzt 
beſorgten 10./11. Aufl. feines Komm. an der erſt von Jonas auf- 
gegebenen Irrelevanztheorie feſtgehalten hat. Haben doch gerade zur 
Rechtfertigung der Gauppſchen Irrelevanztheorie Wach: Gruch. 
30, 787 und Meiſter, Die Veräußerung in Streit befangener 
Sachen und Abtretung rechtshängiger Anſprüche nach 8 265 ZPO., 
Würzb. Abh. H. 5 S. 86 f., bei der Leiſtungsklage mit dem unklaren 
petitum in favorem tertii operiert und darunter trotz Kohlers 
Warnung (33 P. 12, 1077.) Anſprüche auf Leiſtung oder Heraus⸗ 
gabe an Dritte (z. B. 88 335, 869, 1077, 2039 BGB.) verſtanden. 
So ſcheint auch bei Stein eine unbewußte Nachwirkung dieſes un⸗ 
richtigen Gedankens den aufgewieſenen Widerſpruch veranlaßt zu 
haben. Wie dem aber auch ſei, jedenfalls muß die Lehre, die trotz 
Verurteilung zur Leiſtung an den Rechtsnachfolger den Kl. voll⸗ 
ſtreckungsrechtlich als Glaubiger anſieht, zu Ende gedacht zu der 
Annahme führen, daß dem Kl. im Titel ein — dem $ 335 BGB. 
entſprechender — Anſpruch zuerkannt ſei. Sonſt wäre der Kl. ja 
eben nicht Gläubiger. Man kann dieſer Schlußfolgerung nicht damit 
begegnen, daß der Kl., wie er im Erkenntnisverfahren um fremdes 
Recht prozeſſiere, ſo hier wegen des fremden Rechts vollſtrecke. Für 
eine ſolche Übertragung der „Prozeßſtandſchaft“ auf die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung fehlt nicht nur das praktiſche Bedürfnis, fordern, was 
in erſter Linie nötig wäre, die Rechtsgrundlage. Dieſe ergibt ſich 
insbeſ. nicht aus 8 727 Abſ. 1 3PO., der von dem Rechtsnach⸗ 
folger des Gläubigers, nicht der Klagpartei ſpricht, alſo nur 
ben als Rechtsnachfolger anſieht, der nicht im Titel als Gläubiger, 
d. h. als anſpruchsberechtigt bezeichnet iſt. Die h. M. gründet ſich 
alſo nicht, wie fie meint, auf die §8 727, 325, ſondern auf eine 
ſachlich nicht gerechtfertigte entſprechende Anwendung des § 265 ZPO. 

Hält man ſich dies vor Augen, fo ift klar, daß bei Verurteilung 
zur Leiſtung an den im Tenor bezeichneten Rechtsnachfolger nur 


* 


F 


62. Jahrg. 1933 Heft 32] 


1. Juli 1932 auch beantragt, die der Kl. erteilte vollſtreckbare Aus⸗ 
fertigung von ihr zurückzufordern, und in der gegen den ab⸗ 
lehnenden Beſcheid des Urkundsbeamten eingelegten „Erinnerung“ 
v. 7. Juli 1932 geltend gemacht, daß die vollſtreckbare Ausfertigung 
nicht der Kl., ſondern ihm zu erteilen ſei. Hierin iſt möglicherweiſe 
eine Erinnerung des Beſchw. gem. 8 732 ZPO. gegen die Er⸗ 
teilung der Klauſel an die Kl. zu ſehen. Indeſſen hat das AG. den 
Antrag des BeſchwF. nicht in dieſem Sinne aufgefaßt, es hat viel⸗ 
mehr darin lediglich den Antrag auf Erteilung einer zweiten ſelb⸗ 
ſtändigen vollſtreckbaren Ausfertigung geſehen und deshalb lediglich 
den Urkundsbeamten angewieſen, dem BeſchwF. die beantragte Voll⸗ 
ſtreckungsklauſel zu erteilen. Allerdings ſpricht das AG. aus, daß 
die Erteilung der Klausel an die Kl. zu Recht erfolgt ſei. Aber 
auch wenn man in dem Beſchl. des AG. eine Ablehnung des An! 
trages auf Aufhebung der der Kl. erteilten Vollſtreckungsklauſel 
ſieht, ſo kann in dem gegenwärtigen Stadium des Beſchwerdever⸗ 
fahrens hierzu keine ſachliche Stellung genommen werden; denn der 
Beſchw§. hat gegen den Beſchl. des A., ſoweit darin etwa eine 
Ablehnung des Antrages auf Aufhebung der der Kl. erteilten Voll⸗ 
ſtreckungsklauſel enthalten fein ſollte, Beſchw. nicht eingelegt. Er 
hat ſich auch in der Begr. der gegen den landgerichtlichen Beſchl. 
eingelegten weiteren Beſchw. ausdrücklich auf den Standpunkt ge⸗ 
ſtellt, daß gegen die Erteilung der Klauſel an die Kl. Einwendungen 
nicht zu erheben ſeien. 

(Ne, 12. Ziv Sen., Beſchl. v. 22. Okt. 1932, 12 W 10288/32.) 

Ber. von LGR. Dr. U. Hoche, Berlin. 
. 
Breslau. 
3. 88 6 S. 2, 771 ZPO. Bei der Wertfeſtſetzung nach 

86 S. 2 ZPO. kommt nur der allgemeine Tauſch- oder 
Verkehrswert, nicht der vorausſichtliche Verſteigerungs⸗ 
erlös der gepfändeten Gegenſtände in Betracht. 

(OLG. Breslau, 9. ZivSen., Beſchl. v. 13. Dez. 1932, 6 W 4654/32.) 


Ber. von RA. Dr. Tzſchaſchel, Liegnitz. 
* 


Celle. 

4. 8 91 ZPO. Auch bei Anordnung des Arreſtes iſt 
über die Koſten des Verfahrens mit zu entſcheiden. 

Lehnt man eine Koſtenentſcheidung ab, wird der Gläubiger in 
den vielen Fällen, in denen es nicht zum Widerſpruchsverfahren und 
auch nicht zu einem Rechtsſtreit in der Hauptſache kommt, gezwungen, 
wegen der Auferlegung der Koſten einen beſonderen Prozeß gegen 
den Schuldner zu führen. Es kann aber nicht Aufgabe des Gerichts 
fein, die Parteien zu Prozeſſen zu veranlaſſen, die ſich vermeiden 
laſſen. 

050. Celle, 6. Ziv Sen., Beſchl. v. 15. Febr. 1933, 6 W 90/33.) 
Eingeſ. von RA. Hammerſen, Osnabrück. 
* 


dieſer, und zwar ohne bie Erſchwerungen nach 88 727, 730 ff. ZPO. 
eine vollſtreckbare Ausfertigung erwirken kann. Wenn jemand als 
Rechtsnachfolger i. S. des § 727 ZPO. in Betracht kommen kann, 
ſo nicht derjenige, zu deſſen Gunſten die Verurteilung erfolgt iſt, 
ſondern der Kl. ſelbſt, etwa weil inzwiſchen die Forderung gemäß 
8812 BGB. auf ihn zurückübertragen oder ein hinſichtlich der 
ſtreitbefangenen Forderung ergangener Pfändungs⸗ und Überweiſungs⸗ 
beſchluß aufgehoben wurde. Demgemäß durfte im vorl. Fall die Er⸗ 
teilung der Klauſel an den BeſchwF. auch nicht von einer Vorlage 
der der Kl. ausgehändigten Ausfertigung oder vom Nachweis der 
Unverwendbarkeit derſelben zur Zwangsvollſtreckung abhängig ge⸗ 
macht werden. Dies auch nicht etwa deshalb, weil der Beſchw F. ſich 
bei Dear. feiner weiteren Beſchw. ſelbſt auf den Standpunkt geſtellt 
bat, daß gegen die Erteilung der Klauſel an die Kl. Einwendungen 
nicht zu erheben ſeien. In der Frage der rechtlichen Beurteilung iſt 
das Gericht frei. Es genügt das Vorliegen eines neuen ſelbſtandigen 
Beſchwerdegrundes, der damit gegeben war, daß das LG. den Beſchl. 
des AR., wonach dem BeſchwF. die Klauſel erteilt, werden ſollte, 
aufgehoben hatte. Dem Zeſſionar durfte die Klauſel auch nicht des⸗ 
halb verſagt werden, weil die Kl. von der ihr zu Unrecht erteilten 
Klauſel, ſolange dieſe noch nicht für unzuläſſig erklart iſt, Ge⸗ 
brauch machen könnte. Dieſe Gefahr war überdies ſchon deshalb nicht 
allzu groß, weil die Kl. die Vollſtreckung nur zugunſten des Zeſ⸗ 
ſionars, dem auch der Erlös hätte ausgezahlt werden müſſen, be⸗ 
treiben konnte (val. Stein⸗Jonas, Anm. 13 vor 8 803). Daß 
außer dem Schuldner auch der Zeſſionar gegen die Erteilung der 
Klauſel an die Kl. Einwendung nach 8 732 — nicht jedoch auch 
eine Klage nach 8 768 BRD. — erheben kann, folgt daraus, daß 
dieſe Einwendung gleich der Erinnerung nach 8 766 BRD. eine 
Gegenvorſtellung iſt, die wie dieſe ſunngemaß jedem zuſtehen muß, 
der ein rechtliches Intereſſe an ber Unzuläſſigerklärung der Klauſel 
hat. Das rechtliche Intereſſe des Zeſſionars folgt ſchon aus ſeiner 
unmittelbaren und alleinigen Gläubigerſtellung. Is 
Prof. Dr. Bley, Gießen. 
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Karlsruhe. 


5. 88 271ff. ZPO. Die Klage kann noch nach Er⸗ 
laſſung und Zuſtel lung des erſtinſtanzlichen Urteils durch 
den Prozeßbevollmächtigten der 1. Inſtanz beim LG. zu⸗ 
rückgenommen werden. 7) 

Die Ehe der Parteien iſt auf Klage und Widerklage durch Urt. 
des LG. v. 24. März 1933 geſchieden worden. Klage und Widerklage 
wurden nach Zuſtellung des landgerichtl. Urt. vor Einlegung eines 
Rechtsmittels am 28. April 1933 durch eine gemeinſame Eingabe der 
Proz Bev. an das LG. F. zurückgenommen. Nach 8271 Abſ. 2 ZPO. 
kann die Klagezurücknahme außer in der mündlichen Verhandlung 
durch Zuſtellung eines Schriftſatzes erfolgen. Nach RG. 56, 29 genügt 
es, wenn die beiderſeitigen Anwälte gemeinſam eine unterſchriebene 
Erklärung beim Gericht abgeben, weil darin eine Zuſtellung von 
Anwalt zu Anwalt liege. Die Klage kann bis zur rechtskräftigen 
Entſch. jederzeit je nach Sachlage mit oder ohne Zuſtimmung des 
Gegners zurückgenommen werden. Die Erlaſſung und Zuſtellung eines 
Urt. ſteht nicht entgegen. Inſofern iſt die Inſtanz durch Zuſtellung 
des Urt. nicht beendet (vgl. RG. 68, 247). Dort handelte es ſich um 
die — vom RG. bejahte — Frage, ob das BG. nach der Zuſtellung 
des BU. fo lange ProzGer. i. S. von 8246 ZPO. bleibt, als Rev. 
noch nicht eingelegt iſt. Demnach bleibt die Partei während der 
Zwiſchenzeit bis zur Einlegung des Rechtsmittels rechtswirkſam durch 
den RA. der unteren Inſtanz vertreten. Dieſer kann deshalb die Klage 
während dieſer Zeit noch zurücknehmen. Nach 8 273 Abf. 3 ZPO. hat 
die Zurücknahme der Klage zur Folge, daß der Rechtsſtreit als nicht 
anhängig geworden anzuſehen iſt. Alle Wirkungen der Rechtshängig⸗ 
keit werden hiernach rückgängig gemacht, ein erlaſſenes Urt. kann 
keine Wirkung haben, Friſten können nicht mehr laufen. Das Urt. 
des LG. v. 24. März 1933 kann alſo auf Grund der rechtswirkſamen 
Zurücknahme der Klage nicht mehr rechtskräftig werden. Das Armen⸗ 
rechtsgeſuch des Bekl. zur Einlegung der Berufung iſt demnach gegen⸗ 
ſtandslos geworden. 


(OLG. Karlsruhe, Urt. v. 5. Mai 1933, II ZAS 104/33.) 
Ber. von Senpräſ. Dr. Hottinger, Karlsruhe. 


* 
Stuttgart. 

6. 88 99 Abſ. 1, 567 Abſ. 1, 568 Abſ. 3 ZPO. Dieſe 
Vorſchriften ſtehen der Beſchwerde eines durch eine Koſten⸗ 
entſcheidung belaſteten perfönlich unbeteiligten RA. nicht 
entgegen. 

Den Streitwert einer Entmündigung ſetzte das AG. auf 
2000 RM feſt, das LG. auf Beſchwerde des unterlegenen Antrag ⸗ 
ſtellers auf 1000 RM, legte aber die Koſten der Beſchwerde zu ½ 
dem Anwalt des Antragsgegners auf, der in deſſen Namen der Be⸗ 
ſchwerde entgegengetreten war. Dieſer RA. erhob gegen die Koſten⸗ 
entſcheidung Beſchwerde. Das OLG. ließ fie trotz 8568 Abſ. 3 ZPO. 
zu. Es iſt keine weitere Beſchwerde, denn ſie ſtammt von einem am 
bisherigen Verfahren Unbeteiligten. Das LG. hat zu Unrecht § 12 
RAGED. entſprechend angewendet. Der Beſchluß entbehrt einer ge⸗ 
ſetlichen Grundlage eben weil ein am Verfahren Unbeteiligter be⸗ 
ſchwert iſt, deshalb iſt Beſchwerde zuläſſig, obwohl die Vorausſetzungen 
des 8567 Abſ. 1 ZPO. fehlen (Baumbach 8567 Anm. 1 Ach. 

(Os G. Stuttgart, 1. ZivSen., Beſchl. v. 14. Juli 1932, W 179/32.) 


III. Rechtsanwaltsgebühren. Armenrecht. 


Berlin. 

7. 813 Ziff. 4 RAGebo. Beweisgebühr des An- 
walts im Arreſt⸗(Verfügungs⸗) Verfahren. 

Im einſtweiligen Verfügungsverfahren iſt die Glaubhaft⸗ 
machung, anders als der Beweisantritt im ordentlichen Verfahren, 
ein notwendiges Erfordernis des Geſuches, ſie gehört 
zu ſeiner Begr. (RG. 33, 419). Ohne die erforderliche Glaubhaft⸗ 
machung iſt ſolch Geſuch mithin nicht nur unbegründet, ſondern 
Fczelp el unſchlüſſig und unbollftändig. 

ie Anbringung des Glaubhaftmachungsmaterials im ſchrift⸗ 

lichen oder mündlichen Verfahren jtellt ſich alſo nicht ſchon als eine 
Beweisaufnahme dar, wenn auch Beweismittel benutzt werden. 

aue find an pa 01 A e verwertbar. Eine Beweis⸗ 

aufnahme, die nicht ſofort erfolgen kann, i 294 
Abſ. 2 3800. g 9 „ it unſtatthaft (8 29 
Ein beſonderes Beweisaufnahmeverfahren zwecks Glaubhaft⸗ 


Zu 5. Das Urt. entſpricht der feſtſtehenden Anſicht, daß der 
Zeitraum zwiſchen den Inſtanzen zur unteren Inſtanz gehört. Das 
iſt zu 88248, 919, 943 ZPO. oftmals entſchieden, beſ. hinſichtlich 
des § 248 durch Beſchl. der Ver ZivSen. RG. 68, 247, und wird in 
der Rechtslehre (vgl. Def. die Kommentare zu 8176 ZPO.) zutreffend 
als allgemein geltender Grundſatz behandelt. 


IR. Dr. Schmidt⸗Ernſthauſen, Düſſeldorf. 
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machung kann zwar ſtattfinden, darf ſich aber nur auf parate Be⸗ 
weismittel erſtrecken. 

Gebührenrechtlich kann nur dieſem letzteren Jalle 
Bedeutung beikommen. Nur er erfüllt das objektive Erfordernis 
eines geen Beweisaufnahmeverfahrens. 

Der Sen lehnt unter Aufgabe feines früheren Standpunktes 
die entgegengeſetzte, insbeſ. von W.⸗J.⸗Friedlaender, Anm. 81 
zu § 13 RAGebdO.; Baumbach, Reichskoſtengeſetz, 1933, 6 B zu 
313 RAGebO. vertretene Anſicht, daß auch im ſummariſchen Ver⸗ 
fahren die Benutzung von Beiakten ein ſolches Beweisauf⸗ 
nahmeverfahren darſtelle, ab. 

Im Arreſtverfahren gilt für die Beweisgebühr des RA. 
vielmehr folgendes: nur dann, wenn im Arreſt⸗ (Verfügungs⸗) 
Verfahren ein beſonderes Beweisaufnahmeverfahren zwecks 
Glaubhaftmachung der Parteibehauptungen vom Gericht an⸗ 
geordnet wird, iſt die Vorausſetzung des Beweisaufnahmeverfah⸗ 
rens i. S. des § 13 Ziff. 4 NAGEHD. gegeben und kann eine Be⸗ 
weisgebühr für den Anwalt entſtehen. Das iſt alſo nur da der 
Fall, wo das Gericht ſelbſt in der Verhandlung eidesſtattliche 
Verſicherungen von anweſenden Perſonen, ſei es von der Partei, 
ſei es von Dritten aufnimmt (grundſätzl. Entſch. 20 W 2711/28 
d. 20. März 1928) oder Zeugen oder Sachverſtändige, die zur 
Stelle ſind, vernimmt, oder wo es etwa eine beſondere Augen⸗ 
ſcheinseinnahme veranſtaltet les begibt ſich z. B. auf die Straße 
zwecks Beſichtigung eines beſchädigten Autos, das an Gerichts⸗ 
ſtelle halt). In allen anderen Fällen der Glaub⸗ 
haftmachung findet ein Beweisaufnahmever⸗ 
fahren nicht ftatt, insbeſ. weder bei Herbeiziehung 
zen bei Verwertung beigezogener Akten zwecks Glaubhaft⸗ 
machung. 

(KG., 20. ZivSen., Beſchl. v. 8. April 1933, 20 W 3343783.) 
Ber. von LER. Dr. Gaedeke, Berlin. 
* 


S. §1 Arm Anw.; § 91b RA.; Art. I Ziff. 5 Kap. XIII 
VO. d. RPräſ. v. 18. März 1933 (RG Bl. 1, 109). Für den 
einer Partei als Armenanwalt beigeordneten Anwalt ent- 
ſteht durch irgendwelche Tätigkeit, die er ausübt, nachdem 
ihm ein Vertretungsverbot zugegangen iſt, ein Erſtattungs⸗ 
anſpruch an die Staatskaſſe nicht. 

Die vom BeſchwF. nach feinen Darlegungen nach der Beiord⸗ 
nung entwickelte Tätigkeit — Mitteilung an die Partei von ſeiner 
Beiordnung und Anregung an die Partei, noch Einzelheiten zu be⸗ 
ſprechen — fällt zwar bereits in den Kreis der durch die Prozeßgebühr 
abzugeltenden Handlungen. Gleichwohl ſteht dem Beſchwe. ein Er⸗ 
ſtattungsanſpruch an die Staats kaſſe nicht zu. Zur Zeit der Bei⸗ 
ordnung war ihm bereits ein Vertretungsverbot zugegangen. Damit 
war ihm gem. § 91 b RAD. i. d. Faſſ. der VO. des APräf. über 
Maßnahmen auf dem Gebiete der Finanzen, der Wirtſchaft und der 
Rechtspflege v. 18. März 1933 (RG Bl. 1, 109) unterſagt, vor einem 
Gericht oder ſonſtigen Behörde in Perſon aufzutreten, Vollmacht oder 
Untervollmacht zu erteilen und mit Gerichten oder Rechtsanwälten 
ſchriftlichen Verkehr zu pflegen, während die rechtliche Wirkſamkeit 
von Handlungen des RA. durch das Vertretungsverbot an ſich nicht 
berührt wurde. Dieſes Verbot umfaßt nun allerdings nach ſeinem 
Wortlaute nicht den Verkehr mit der Partei. Es iſt aber mit Sinn 
und Zweck dieſes Vertretungsverbots und den gem. 8 91 b RAD. mit 
ihm verknüpften Wirkungen unvereinbar, daß ein Anwalt unter der 
Herrſchaft dieſes Verbots noch Handlungen vornimmt, durch welche 
ein Gebührenanſpruch an die Staatskaſſe begründet wird. Wenn die 
Prozeßgebühr die geſamte den Geſchäftsbetrieb umfaſſende Tätigkeit, 
ſomit auch die nur erſt der Vorbereitung der eigentlichen Prozeß⸗ 
führung dienende Tätigkeit des Anwalts umfaßt und deshalb zur Ent⸗ 
ſtehung der Gebühr auch ſchon der ſchriftliche oder mündliche Verkehr 
des Anwalts mit der Partei genügt, ſo iſt der Grund hierfür nur 
der, daß jede der Vertretung der Partei vor Gericht dienende, ſei es 
auch nur erſt vorbereitende Maßnahme bereits die Gebühr des Anwalts 
entſtehen laſſen ſoll. In Fällen, wo eine Vertretung der Partei vor 
Gericht dem Anwalt unterſagt, eine Prozeßführung durch ihn mithin 
unmöglich gemacht iſt, kommen grundſäßlich auch keine vorbereitenden 
Maßnahmen im Hinblick auf die demnächſtige Führung des Prozeſſes 
in Frage. Zum mindeſten kann der Staats kaſſe gegenüber durch ſolche 
Handlungen ein Gebührenanſpruch nicht ausgelöſt werden. Die Bei⸗ 
ordnung hat regelmäßig die Geſamtvertretung der armen Partei und 
die Durchführung des Rechtsſtreits zum Ziele. Wird durch ein von 
ſtaatlichen Organen ausgehendes Verbot dieſe Durchführung dem An⸗ 
walt unterſagt, ſo liegt darin bereits die Ablehnung der Entlohnung 
jeder weiteren Tätigkeit des Anwalts aus der Staatskaſſe. 

Wie zu entſcheiden iſt, wenn der Anwalt dringliche, keinen Auf⸗ 
ſchub duldende Handlungen vornimmt, ſei es, daß er die Partei in 
dieſem Sinne berät oder ſelbſt für ſie auftritt, kann dahingeſtellt 
bleiben. Ein derartiger Sachverhalt iſt nicht geltend gemacht. 

(KG., 20. ZivSen., Beſchl. v. 1. Juli 1933, 20 W 4954/33.) 
Ber. von LER. Dr. Gaedeke, Berlin. 
* 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


9. 584, 5 Arm Anw.; § 124 3 PO. Der Erſtattungs⸗ 
anſpruch des Armenanwalts der Staatskaſſe gegenüber 
iſt von dem Beitreibungsrecht aus § 124 3PO. unabhängig. 
Geltendmachung des Rechts aus $ 124 3 PO. berührt den 
Erſtattungsanſpruch an die Staatskaſſe nur, ſoweit der 
Armenanwalt befriedigt worden ift. 

Die Tatſache, daß der Armenanwalt zunächſt die Koſten⸗ 
feſtſetzung für die Partei beantragt hat, iſt für ſeinen Gebühren⸗ 
anſpruch an die Staatskaſſe ohne Bedeutung. Hier iſt der Anwalt 
für die Partei tätig geworden. Schon aus dieſem Grunde laſſen 
ſich daraus keine Schlüſſe auf ſeinen eigenen Gebührenanſpruch an 
die Staatskafje ziehen. Am allerwenigſten läßt ſich, wie das LG. 
meint, in dieſem Verhalten ein Verzicht der Staatskaſſe gegenüber 
erblicken. Ein Verzicht wird nicht vermutet. Im Gegenteil iſt es 
anerkannten Rechts, daß der Wille, zu verzichten, klar und un⸗ 
mißverſtändlich zu erkennen gegeben werden muß. Davon iſt vor⸗ 
liegend nicht die Rede. 

Ebenſowenig haltbar iſt die Erwägung des LG., der Armen⸗ 
auwalt habe durch die Feſtſetzung für die Partei auf fein Recht aus 
8124 ZPO. verzichtet, habe damit verhindert, daß die Staatskaſſe im 
Falle der Erſtattung der Armenanwaltskoſten durch fie einen Er⸗ 
ſtattungsanſpruch aus 8 5 Arm Anw. gegen die unterliegende Partei 
erwerben konnte und ſei dadurch feines Erſtattungsanſpruchs ver⸗ 
luſtig gegangen. Abgeſehen davon, daß der Anwalt die Koſten— 
feſtſezung im eigenen Namen aus § 124 ZRD. auch noch betreiben 
kann, nachdem er ſie urſprünglich für die Partei beantragt hat (fo 
grundſätzliche Entſch. des Sen. 20 W 8254/31 v. 28. Sept. 1981, 
Kartei zu § 124 3 PO.) überſieht das LG., daß Vorausſetzung für 
einen etwaigen Übergang des Erſtattungsanſpruchs auf die Staats⸗ 
kaſſe die vorherige Erſtattung der Koſten des Armenanwalts aus der 
Staatskaſſe iſt, und daß nicht etwa umgekehrt der Anſpruch des 
Anwalts an die Staatskaſſe davon abhängig iſt, daß dieſe auch 
einen Anſpruch gegen die erſtattungspflichtige Partei erwirbt. Das 
Geſetz eröffnet dem Armenanwalt drei Wege, um wegen feiner Ge⸗ 
bühren befriedigt zu werden: entweder Koſtenfeſtſetzung auf den 
Namen der armen Partei, oder Koſtenfeſtſetzung im eigenen Namen 
aus 8 124 3PO, oder Geltendmachung des Erſtattungsanſpruchs 
gegen die Staatskaſſe, gegebenenfalls in Verbindung mit der Koſten⸗ 
feſtſetzung im eigenen oder Parteinamen wegen des aus der Staats⸗ 
kaſſe nichtgedeckten Gebührenauteils. 

Nur wenn und ſoweit der Armenanwalt wegen ſeiner Gebühren 
bereits auf einem anderen Wege — ſei es der Koſtenfeſtſetzung oder 
ſonſt — wegen ſeiner Gebührenanſprüche befriedigt worden iſt, 
ſteht ihm ein Erſtatlungsanſpruch an die Staatskaſſe nicht mehr 
zu. Dadurch allein, daß er zunächſt verſucht, ohne Inanſpruch⸗ 
nahme der Staatsbaſſe die Zahlung feiner Gebühren zu erreichen, 
ein Verfahren, das im Intereſſe der Staatskaſſe nur zu begrüßen 
iſt und den Umweg erſpart, daß die pflichtige Partei erſt über die 
Staatskaſſe in Anſpruch genommen wird, kann er ſeines Anſpruchs 
an die Staatskaſſe ſelbſtredend nicht verluftig gehen. Vielmehr hat 
das in ſolchen Fällen Platz greifende Verfahren in der Allg Vfg. vom 
20. März 1929 (JM Bl. 83) unter Nr. 5 feine beſondere Regelung 
gefunden. 

Hier hat nun aber der Armenanwalt unſtreitig auf ſeine Ge⸗ 
bühren noch nichts gezahlt erhalten. Der Erſtattungsanſpruch des 
Erinnerungsführers an die Staatskaſſe beſteht deshalb auch jetzt noch. 


(KG., 20, Ziv Sen., Beſchl. v. 10. Mai 1933, 20 W 4614/83.) 
Ber. von LER. Dr. Gaedeke, Berlin. 


* 
Düſſeldorf. 


10. 8 28 Abſ. 2 RA Gebo. iſt auch auf die Fälle an⸗ 
wendbar, in denen der Unterhaltsberechtigte einen weite- 
ren Betrag außer dem durch frühere einſtweilige Ver- 
fügung ausgeſprochenen Betrage fordert. 


Der Antragsgegner, der Ehemann, hatte auf Grund Einſtw⸗ 
Verf. ſeiner Ehefrau, der Antragsſtellerin, für die Dauer des Ehe⸗ 
ſcheidungsprozeſſes an Unterhalt monatlich 500 % zu zahlen. 

Auf Grund Abänderungsantrages nach 8927 ZPO. hatte 
das OsG. die Rente auf den notdürftigen Unterhalt, auf 200 , 
monatlich herabgeſetzt. Nachdem das NG. das Scheidungsurteil 
aufgehoben und die Sache an das Os. zurückverwieſen hatte, 
beantragte die Antragsſtellerin, die EinſtwVerf. wieder auf 
500 2A zu erhöhen, da infolge der Entſch. des RG. die Zubil⸗ 
ligung nur des notdürftigen Unterhalts nicht berechtigt ſei. Das 
OLG. hat die Rente auf 400 Rn erhöht. 

Die zugunſten der Antragſtellerin ergangene EinſtwVerf. auf 
Anwaltskoſtenvorſchuß in dieſem Verfahren iſt aufgehoben worden: 

Nach 8 28 Abſ. 2 NAGEHO. bildet gebührenrechtlich das Ver⸗ 
fahren auf Anordnung einer EinſtwVerf. und die ſich etwa daran 
anſchließenden, eine Anderl oder Aufhebung der einſtweiligen 
Regelung bezweckenden Verfahren eine Inſtanz. Es kann alſo 
der Anwalt, der eine Partei in mehreren dieſer Verfahren ver⸗ 
treten hat, nach 88 25, 29 Abſ. 1 RAGebO. die nach § 13 RAGebO. 


62. Jahrg. 1933 Heft 32] 
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in Betracht kommenden Gebühren nur einmal beanſpruchen. Nun 
hat allerdings der Sen. im Urt. v. 11. Mai 1931 in Übereinſtim⸗ 
mung mit einer Entſch. des OSG. Dresden (Rſpr. 19, 141) den 
Antrag der Antragſtellerin auf Wiedergewährung des ſtandes⸗ 
gemäßen Unterhalts in dem durch die EinſtwVerf. des LG. zu⸗ 
gebilligten Umfange verfahrensrechtlich als ein den Erlaß einer 
neuen EinſtwVerf. erſtrebendes Geſuch behandelt, deſſen Zuläſſig⸗ 
keit daraus hergeleitet wurde, daß in der Hauptſache die Auf⸗ 
hebung des BerUrt. durch das Revcg. eine Anderung der Prozeß⸗ 
lage zugunſten der Antragsſtellerin herbeigeführt habe. Im ein⸗ 
zelnen wurde erwogen, daß der Antragsſtellerin der Rechtsbehelf 
des § 927 ZPO. nicht zur Seite ſtehe, und daß ihr Antrag auch 
durch den auf EinſtwVerf. nicht anwendbaren § 323 ZPO. nicht 
gerechtfertigt werde. Damit iſt indeſſen noch nicht enſchieden, wie 
dieſer Antrag gebühren rechtlich zu behandeln ift (vgl. OLG. 
Jena: Rſpr. 35, 223). Dem § 28 Abf. 2 RUGEDOD. liegt der Leit⸗ 
gedanke zugrunde, daß die Gebühren für die geſamte, eine Einſtw⸗ 
Verf. betr. Tätigkeit des Anwalts nur einmal erfallen ſollen. Dieſe 
Erwägung trifft aber hier zu. Sachlich bildete der Antrag der 
Antragsſtellerin das Gegenſtück zu dem auf 8 927 111 geſtützten 
Anderungsantrag des Antragsgegners. Es ſollte dadurch die durch 
den Antragsgegner herbeigeführte Anderung der EinſtwVerf., die 
in der Beſchränkung der Antragsſtellerin auf den notdürftigen 
Unterhalt beſtand, für die Zutunft wieder beſeitigt werden. Dem⸗ 
nach handelte es ſich nur um eine Fortſetzung des Streites um die 
Unterhaltsregelung, der durch das Verfahren auf Anordnung der 
EinſtwVerf. v. 29. Sept. 1928 eingeleitet und in dem von dem 
Antragsgegner betriebenen Anderungsverfahren weitergeführt wor⸗ 
den war. Diefe Übereinſtimmung des Streitgegenſtandes und des 
Streitſtoffes iſt aber entſcheidend für die Anwendung des $ 28 
Abſ. 2 RAcheb O., während es nicht darauf ankommt, ob ver⸗ 
fahrensrechtlich ein neues Verfahren vorlag, da in dieſem Sinne 
auch das vom Antragsgegner eingeleitete Anderungsverfahren ſelb⸗ 
ſtändig war. Erſt recht führt zur Anwendung des J 28 Abſ. 2 
RAcGebO. die Anſicht von Stein⸗Jonas (14. Aufl., Bem. 2, 
Ziff. 4 zu § 936 ZPO.), nach welcher auf einen Anderungsantrag 
des Gläubigers § 927 ZPO. entſprechend anzuwenden re wenn 
er ſich auf eine EinſtwVerf. bezieht, weil die hierdurch angeord⸗ 
neten Maßregeln auch zugunſten des Gläubigers auf den jewei⸗ 
ligen Sachverhalt abgeſtellt ſeien Gebührenrechtlich gibt jedenfalls 
die Erwägung den Ausſchlag, daß nach dem Leitgedanken des 5 28 
Abſ. 2 RAGebO. jedes die Anderung einer EinſtwVerf bezweckende 
Verfahren eine Inſtanz bildet mit dem der angegriffenen Rege⸗ 
lung zugrunde liegenden Verfahren. Da die Antragstellerin 
wohl in dem von dem Antragsgegner als auch in dem von ihr 
ſelbſt betriebenen Anderungsverfahren durch den gleichen Anwalt 
vertreten war und dieſer für das erſte Verfahren die nur einmal 
zu berechnenden Gebühren bereits erhalten hatte, ſo war das Vor⸗ 
ſchußverlangen der Antragsſtellerin für das zweite Anderungs⸗ 
verfahren unbegründet. 

(OG. Düſſeldorf, 10. ZivSen., Urt. v. 23. Dez. 1932, 10 U 90/31.) 

* 


Stettin. 
11. g 1 Arm Anw.; $ 11 Teil 6 der 3. Not VO. vom 

6. Okt. 1931. Wird im Armenrechtsverfahren zwecks Ein⸗ 
legung der Berufung der dem Gegner in erſter Inſtanz 
beigeordnete Armenanwalt infolge Anhörung des Gegners 
und Anſtellung von Erhebungem tätig, ſo erhält er dafür 
keine Gebühr aus ber Staatskaſſe; die Erſtattung etwaiger 
Auslagen hat er bei dem Urkundsbeamten erſter Inſtanz 
zu beantragen. 

(OLG. Stettin, 5. ZivSen., Beſchl. v. 14. Jan. 1933, 3 U 166/32, 
V 27/32.) 

Ber. von OLGR. Fiſcher, Stettin. 


Berlin. p) Strafſachen. 


12. 8138 Mil StGB.: $ 242 RStch B. Diebſtahl des 
Kammerunteroffiziers an den in einem unter ſeinem 
alleinigen Verſchluſſe ſtehenden Spind aufeiner Kaſernen⸗ 
ſtube verwahrten Kammerſachen. f) 

Nach militärdienſtlichen Grundſätzen und der vom erk. Sen. 
gebilligten Rſpr. iſt der Kompaniechef allein der Inhaber und ver⸗ 
antwortliche Verwalter der Kompaniebeſtände von ihrer Über⸗ 


Zu 12. Die Kompaniebeſtände ſtehen im Eigentume des 
Reichs. Sein Beſitzorgan iſt der Kompaniechef; zivil rechtlich 
freilich hat dieſer als Beſitzdiener nach $ 855 BGB. keinen Be⸗ 
fig; denn er übt ja eben für den Fiskus an deſſen Stelle die tat⸗ 
ſächliche Herrſchaft aus. Privat rechtlich beſteht fuglich an den 
Kammerſachen Alleinbeſitz des Staats. Daß der Kompaniechef 
mithin lediglich Beſitzorgan des Deutſchen Reichs iſt, ſchließt 


nahme an und hat er regelmäßig an ihnen die tatſächliche und 
ausſchließliche Herrſchaft und Verfügungsgewalt, den Gewahrſam. 
Der Gewahrſam geht ihm grundſätzlich an einer zu den Kam⸗ 
merbeſtänden gehörigen Sache nicht durch die Übertragung der 
Beaufſichtigung, Benutzung, Verwaltung oder Verwendung der 
Sache an einen Untergebenen, z. B. den Kammerunteroffizier, ver⸗ 
loren. Ebenſowenig dadurch, daß der Kompaniechef ihm den Schlüſ⸗ 
ſel zu dem Lagerraume der Kammerſachen anvertraut. Für den 
Untergebenen kann hierdurch nur ein Mitgewahrſam daran be⸗ 
gründet werden. Steht dann eine Sache im Mitgewahrſam meh⸗ 
rerer Perſonen, wobei die Verwahrung des zweiten Kammer⸗ 
ſchlüſſels auf der Wache unter Glas für Fälle der Not (Brand 
uſw.) keine ausſchlaggebende Bedeutung hat, jo kann der Mit⸗ 
gewahrſam des Kompaniechefs an den auf der Kammer lagernden 
Sachen ſehr wohl Gegenſtand des Angriffs des anderen Mitin⸗ 
habers des Gewahrſams, des Kammerunteroffiziers, ſein. Die Bre⸗ 
chung des Mitgewahrſams des Kompaniechefs ſtellt ſich dann nicht 
lediglich als Unterſchlagung, ſondern als Diebſtahl dar (vgl. Ro⸗ 
men⸗Riſſom, Mil StGB., 3. Aufl., S. 683—686 nebſt Nachw.). 
Fragt ſich weiter, ob der Angekl. dadurch, 10 er die in ſeinem 
Kaſernenſpinde gefundenen neuen Kammerſachen von der Kani⸗ 
mer weggebracht und in ſeinem Spind untergebracht hat, nicht bloß 
den Mitgewahrſam des Kompaniechefs gebrochen, ſondern auch 
ſeinen eigenen Gewahrſam an ihnen begründet habe. Auch dieſe 
Annahme ift rechtlich nicht zu beanſtanden. Erſt durch den Eintritt 
eines tatſächlichen Verhältniſſes, bei dem die Sachen der Willens⸗ 
beſtimmung des Kompaniechefs nicht mehr unterworfen wären, 
oder durch den Übergang in eine Lage, in der ſie der ausſchließ⸗ 
lichen Willensbeſtimmung eines anderen unterliegen, würde der 
Gewahrſam an ihnen für den Kompaniechef verloren gehen und 
für die Herſtellung des alleinigen Gewahrſams des Untergebenen 
Raum ſein. Mochte auch das Spind ſelbſt nach dem oben genann⸗ 
ten Grundſatz im Gewahrſam des Kompaniechefs ſtehen, ſo gingen 
doch nach der Erſcheinungsform des Rahmenbeſitzes die von der 
Kammer verbrachten Sachen mit dem Augenblicke in den alleinigen 
Gewahrſam des Kammerunteroffiziers über, in dem er ſie in dem 
unter ſeinem alleinigen Verſchluſſe ſtehenden Spind einſchloß (Ro⸗ 
men⸗Riſſom a. a. O. S. 686). War es damit um den Mit⸗ 
gewahrſam des militäriſchen Vorgeſetzten geſchehen und der Allein⸗ 
gewahrſam des Untergebenen begründet, ſo bleibt bei Erfüllung 
ae Tatbeſtandes nur die Verurteilung wegen Diebſtahls 
übrig. 
(KG., 2. StrEen., Urt. v. 22. Juni 1933, 2 8 223/33.) . 
Ber. von KGR. Körner, Berlin. 
* 


indeſſen keineswegs aus, daß er ſtraf rechtlich den Gewahr⸗ 
fam (= Beſitz) an den Kammerbeſtänden hat. Er konnte ſomit 
den § 246 StÖB. in feiner Perſon erfüllen. Es liegt aber, wie 
unſere Entſch. zutreffend hervorhebt, „Rahmenbeſitz“ vor; 
denn im Rahmen der Verfügungsgewalt des Kompaniechefs hat 
der Kammerunteroffizier kraft Ableitung durch den Befehl des 
Chefs Mit gewahrſam an den ihm anvertrauten Beſtanden der 
Wehrmacht. Der gemeinſame „Beſitz“ (i. S. des Strafrechts) 
kann jedoch vom Unteroffizier dadurch gebrochen werden, daß 
er durch eine den Mit beſitz des Chefs zerſtörende Veränderung 
der Tatſachenlage ſeinen Allein gewahrſam begründet. Z. B. 
wenn er gegen den Willen des Chefs in Zueignungsabſicht Kam⸗ 
merſachen in die von ihm bewohnte Kaſernenſtube trägt und dort 
in das unter ſeinem Alleinverſchluſſe ſtehende Spind einſchließt. 
Er begeht dann Diebſtahl gem. § 242 Sts B., weil er „weg⸗ 
nimmt“, und zwar „einem Anderen“, nämlich dem Mit beſitzer, 
dem Kompaniechef. Das theoretiſche Ergebnis iſt alſo: Der Kom⸗ 
paniechef kann Kammerſachen nur „unterſchlagen“, der Kammer⸗ 
unteroffizier nur „ſtehlen“, der Vorgeſetzte wird ſonach im Be⸗ 
reiche des StGB. kriminell leichter bedroht als der Untergebene, 
falls er ſich an den Kammerbeſtänden vergreift. Bei näherer Be⸗ 
trachtung iſt das auch nicht befremdlich. Denn der Unteroffizier 
verſündigt ſich ſowohl dem Eigentümer (Fiskus) als auch dem 
Mit beſitzer (Kompaniechef) gegenüber, während letzterer aus⸗ 
ſchließlich gegen den Eigentümer freveln würde. Der Unteroffizier 
darf eben den Mit gewahrſam des Chefs nicht beſeitigen, und 
daher begeht er, falls er es tut, Wegnahme“, wogegen der 
Chef rechtlich wie tatſächlich den Mitbeſitz des Untergebenen aus⸗ 
zuſchalten vermag, da dieſer nur kraft Ableitung aus der Macht 
des Chefs an der tatſächlichen Herrſchaft beteiligt iſt und dem⸗ 
gemäß mittels einfachen Befehls aus ihr entfernt werden kann. 
Im übrigen ſchafft § 138 Abi. 1 MilStchB. für die Soldaten im 
Dienſtbereich eine nahezu völlige Angleichung in der Beſtrafung 
von Diebſtahl und Unterſchlagung. Die Entſch. iſt ſomit zu bil⸗ 
ligen; fie fußt auf der im Schrifttume wie in der Rſpr. herrſchen⸗ 
den Lehre (vgl. Fuhſe, Komm. z. Mil StGB. Anm. 4 zu 5138 
und wegen des vielumſtrittenen Wegnahmebegriffs auch RGSt. 66, 
394 = JW. 1933, 9621 mit Anm. Kley S. 1529). 
MinR. i. R. GehR. Dr. M. Wagner, Berlin. 
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13. 88 44 ff. StPO. Unzutreffende Auskunft des Ver- 
teidigers — unabwendbarer Zufall. 

Nach der ſtändigen Rſpr. des Sen. gilt nur, inſoweit der 
Verteidiger als Vertreter d. Angekl. ſtatt des Angekl. Erklärungen 
bei Gericht abgegeben hat, ein hierbei von dem Verteidiger be⸗ 
gangenes Verſehen als abwendbarer ufa als unabwend⸗ 
baren Zufall i. S. der 88 44 ff. StpO. ſieht aber der Sen. eine 
unzutreffende Auskunft des Verteidigers an den Angekl. an, die 
lediglich eine private Mitteilung an ihn enthält und auf die er 
ſich ohne Verſchulden ſeinerſeits verlaſſen konnte. Infolge der 
unzutreffenden Auskunft im vorl. Falle mußte der Augekl. ohne 
Verſchulden ſeinerſeits annehmen, daß die Vertretung durch einen 
Anwalt auch im Berufungstermin genüge. 

(KG., 2. StrSen., Beſchl. v. 22. Mai 1933, 2 W 633/33.) 


Ber. von KGR. Dr. Stienen, Berlin. 


Lanoͤgerichte. 
Altona. a) Zivilſachen. 


1. 85 1, 2, 3, 4, 5, 61, 63 PrErbhof G. v. 15. Mai 1933. 
Zur Frage, ob die Hofveräußerung für die Zeit vom In- 
krafttreten des Erbhof. bis zur Anlegung der Erbhöfe⸗ 
rolle der Genehmigung des Anerbengerichts bedarf. +) 

Gem. § 5 Abſ. 1 S. 1 a. a. O. iſt zur rechtsgeſchäftlichen 
Veräußerung eines Grundſtücks, das zu einem Erbhofe gehört, 
die Genehmigung des Anerbengerichts erforderlich. Einen Erbhof 
bildet nach 81 Abſ. 1 a. a. O. nur ein in die Erbhöferolle des 
zuſtändigen AG. eingetragener land⸗ und forſtwirtſchaftlicher Be⸗ 
ſitz. Da die Erbhöferolle bisher vom AG. nicht angelegt iſt, ſo 
hat der hier notariell verkaufte und aufgelaſſene Hof, obwohl 
ſeine Eintragung in die Rolle nach 88 2, 3, 4 a. a. O. mit Sicher⸗ 
heit zu erwarten ſteht, z. Z. noch keine Aufnahme in die Rolle 
gefunden. Nach dem Wortlaut des Geſetzes greift daher die Ver⸗ 
fügungsbeſchränkung des 85 a. a. O. im vorl. Falle nicht Platz. 
Eine folche rein wörtliche Auslegung widerſpricht nach Anſicht 
des LG. dem Zweck des Geſetzes. Dieſer Zweck geht nach 863 
Abſ. 2 a. a. O. dahin, die Bauernhöfe dauernd als Erbe der Fa⸗ 
milie in der Hand freier Bauern zu erhalten. Um jene Erhal⸗ 
tung zu ſichern, hat der Geſetzgeber u. a. auch die Verfügungs⸗ 
beſchränkung des 85 Abſ. 1 a. a. O. angeordnet. Würde die Ver⸗ 
fügungsbeſchränkung auf die noch nicht eingetragenen Höfe keine 
Anwendung finden, ſo würde der Geſetzeszweck für die Zeit vom 
Inkrafttreten des Geſetzes, dem 1. Juni 1933, bis zur Anlegung 
der Erbhöferolle vereitelt werden können. Welcher Rechtszuſtand 
für einen zur Eintragung in die Erbhöferolle geeigneten, aber 
bislang nicht eingetragenen Hof gelten ſoll, iſt im Geſetz nicht 
ausdrücklich geregelt. In 8 61 a. a. O. hat ſich der Geſetzgeber 
zwar vorbehalten, die zur Überleitung in den Rechtszuſtand die⸗ 


Zu 1. Die Entſch. iſt von grundſätzlicher Bedeutung. Hier 
wird zum erſten Male verſucht, die in § 63 des Erbhofrechts 
niedergelegten Grundſätze in die Praxis umzuſetzen. In der Sache 
ſelbſt bin ich anderer Meinung. 

§ 5 des Erbhofrechts beſtimmt, daß zur rechtsgeſchäftlichen 
Veräußerung eines Erbhofes oder eines Grundſtückes, das zu 
einem Erbhof gehört, abgeſehen von den im Geſetz ſelbſt beſtimm⸗ 
ten Ausnahmen, die Genehmigung des Anerbengerichts erforder⸗ 
lich iſt. Unter einem „Erbhof“ verſteht das Geſetz aber nur den 
als Erbhof in die Anerbenrolle eingetragenen Hof. Den 
Fall, daß ein Hof zur Eintragung geeignet, „aber bisher nicht 
eingetragen iſt“, hat der Geſetzgeber nicht etwa vergeſſen, wie die 
Belt. der §§8 26—28 des Geſetzes beweiſen. Dort fehlt aber 
eine dem 85 entſprechende Vorſchr. Hiernach unterliegt es keinem 
Zweifel, daß rechtsgeſchäftliche Veräußerungen eines zur Ein⸗ 
tragung in die Rolle geeigneten, aber nicht eingetragenen Hofes 
ſich nach den allgemeinen Vorſchr. des Reichs⸗ und Landes⸗ 
rechts richten, alſo einer Genehmigung des Anerbengerichts 
nicht bedürfen. Es liegt alſo weder der Fall des § 63 Abſ. 1 vor, 
daß „bei Anwendung dieſes Geſetzes Zweifel“ entſtehen, noch der 
Fall des Abſ. 3, daß eine Frage zu entſcheiden iſt, die im Geſetz 
nicht beſonders geregelt iſt. Eine Ber. auf dieſe Beſt. kann nur 
in Frage kommen, wenn die Auslegung des Geſetzes als Gan⸗ 
zen die Angelegenheit unentſchieden läßt, nicht ſchon dann, wenn 
der Fall im Geſetz nicht ausdrücklich geregelt iſt. 

Hier iſt aus den 88 5, 26 bis 28 des Geſetzes e contrario 
mit einer jeden Zweifel ausſchließenden Deutlichkeit. zu entneh⸗ 
men, daß nicht eingetragene Höfe frei veräußerlich ſind. 

Die Pflicht des Richters, an der Verwirklichung des geſetz⸗ 
geberiſchen Gedankens mitzuarbeiten, muß aber an dem — aus⸗ 
drücklich oder ſtillſchweigend — erklärten Willen des Geſetzgebers 
ſelbſt ihre Grenze finden. Der Grundſatz ſelbſtändiger Verantwor⸗ 
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ſes Geſetzes etwa noch erforderlichen Vorſchr. zu erlaſſen. Das 
iſt indes nicht geſchehen. Nun beſtimmt § 63 a. a. O., daß, wenn 
eine Frage zu entſcheiden iſt, die im Geſetze nicht beſonders ge: 
regelt ift, der Richter unter Berückſichtigung des Geſetzzweckes fo 
zu entſcheiden hat, wie wenn er im Rahmen zwingenden Reichs⸗ 
rechts als ordentlicher und gewiſſenhafter Geſetzgeber den Fall 
ſelbſt zu regeln hätte. Deshalb iſt bei Berückſichtigung des oben 
dargelegten Geſetzzweckes der Zeitpunkt, wann ein landwirtſchaft⸗ 
licher Beſitz den Beſt. des Erbhofrechts unterliegt, für die Über⸗ 
gangszeit nicht abhängig von der Eintragung in die Erbhöferolle; 
als maßgebend iſt vielmehr zu erachten der Tag des Inkraft⸗ 
tretens des Geſetzes. Der Beſchwß. hat deshalb im vorl. Falle 
die Genehmigung des Anerbengerichts nachzuweiſen. 
(LG. Altona, 1. IR, Beſchl. v. 14. Juli 1933, 1 T 253/33.) 
Ber. von LGR. Schumacher, Altona. 


* 
Berlin. 

2. 8 32 RAO. Dem Anwalt des Schuldners ſteht auch 
gegenüber dem Zwangsverwalter das Zurückbehaltungs⸗ 
recht zu. 

Auch der 8 Titel gehört zu den Handakten des 
Anwalts (Friedlaender, Anm. II 2 und Note 4 zu 832 
RAD; Finger, Kunſt des RA., S. 328; vgl. auch OLG. 
19, 252). Nach § 32 Abs. 1 RAO. ſteht dem RA. wegen feiner 
fälligen Gebührenanſpruche ein Zurückbehaltungsrecht gegenüber 
dem Auftraggeber zu. Das Zurückbehaltungsrecht iſt aber auch 
gegen ſolche Perſonen begründet, die ein Recht auf Herausgabe 
der Handakten von dem Auftraggeber herleiten (Friedlaen⸗ 
der, Anm. 26 zu § 32). Wenn nun auch der Zwangsverwalter 
nicht Vertreter des Schuldners iſt, ſondern ſein Verwalterrecht 
als eigenes, ihm unmittelbar durch das Geſetz verliehenes Recht 
ausübt (OSG. 9, 144; Jaeckel⸗Güthe, Anm. 8 zu 8 152; 
Stein⸗ Jonas III zu § 727), fo iſt er doch inſoweit Rechts⸗ 
nachfolger des Schuldners, als es ſich um Rechtsbeziehungen zum 
Grundſtück handelt (KG.: OLG. 23, 205). Daher kann auch ein 
zugunſten des Eigentümers ergangener Titel für den Zwangs⸗ 
verwalter nach 8727 a umgeſchrieben werden (KGG. a. a. O.). 
Ein unmittelbares Recht auf Herausgabe des Titels ſtand dem 
Zwangsverwalter gegen den Anwalt des Grundſtückseigentümers 
nicht zu. Die Rechte des Zwangsverwalters geben nicht ſo weit 
wie die des Konkursverwalters, welch letzterer allerdings berechtigt 
und verpflichtet iſt, alles zur Maſſe zu ziehen, was zu ihr gehört. 
Das Recht des Zwangsverwalters gegen den Anwalt auf Heraus 
gabe des Titels war daher lediglich ein vom Schuldner abgelei⸗ 
tetes Recht. Gegenüber ſolchen Perſonen ſteht aber dem Anwalt 
ein Zurückbehaltungsrecht zu (Friedlaender a. a. O.). 


(28. J Berlin, 1. 8, Urt. v. 21. Juni 1933, 201 0 59/33.) 
Ber. von GerAſſ. Dr. Seibert, Berlin. 


* 


tung wird beſchränkt durch den gegebenen Befehl („Jührerprin. 
zip“). Die Entſch. führt zu bedenklicher Rechtsunſicherheit, weil die 
Ausführungsbeſt. zum Erbhofrecht noch fehlen. Wie weit der 
Kreis der „Erbhöfe“ gezogen wird, ſteht noch dahin. Es ſcheint 
niir dem Grundgedanken des Geſetzes durchaus zu entſprechen, 
wenn er ſehr weit gezogen wird, fo daß er auch manche Wirt 
ſchaft umfaßt, die ſchon ein kleines „Gut“ iſt. Soll der Grund⸗ 
buchrichter hier die Umſchreibung ablehnen und wann ſoll er es 
überhaupt? Iſt er in der Lage, ſelbſt ohne weiteres zu entſchei⸗ 
den, ob das aufelafene Grundſtück zur Eintragung in die Rolle 
geeignet tft, ſolange die Ausführungsbeit. fehlen? Im Regelfall 
wird er ſich, wie ich glaube, auf den oben von mir dargelegten 
Standpunkt des Geſetzes ſtellen und eintragen. Ja es erſcheint 
ſogar fraglich, ob die Anerbengerichte ſich ſchon jetzt für befugt 
halten werden, Genehmigungen (für nicht eingetragene Höfe) zu 
erteilen. Setzt ſich alſo die Anſicht des LG. Altona durch, ſo er⸗ 
leben wir eine Neuauflage der ſog. Schwarzkaufprozeſſe! Hier 
konnte nur der Geſetzgeber teilen, Tat er es nicht, fo hat 
er ſeine triftigen Gründe 1 

Verträge, die offenſichtlich zur Vereitelung des Geſetzes⸗ 
zweckes (auch ſchon vor deſſen Inkrafttreten) abgeſchloſſen werden, 
ſind jedoch wegen Sittenwidrigkeit nichtig, und zwar erſtreckt ſich 
die Nichtigkeit m. E. auch auf das Erfüllungsgeſchäft, die Auf⸗ 
laſſung. Wann dieſer Fall vorliegt, iſt eine — allerdings in 
der Praxis oft kaum zu entſcheidende — Tatfrage. Der Notar, 
der ſie prüfen und im Falle ihrer Bejahung die Beurkundung 
des Veräußerungsgeſchäfts verweigern muß, wird mit einer über⸗ 
aus ſchweren Verantwortung belaſtet. Es iſt daher zu wünſchen, 
daß durch baldigen Erlaß der Ausführungsbeſt. und ſchleunige 
Anlegung der Erbhöferolle klare Rechtsverhältniſſe geſchaffen 


werden. 
RA. Dr. von Zwehl, Berlin. 


62. Jahrg. 1933 Heft 32 
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3. 58 788 3PO.; 85 Pr. 8 788 Abſ. 1 ZPO. iſt im 
Rahmen des 85 PrKG. nicht anwendbar. Wollte man ab- 
weichend hiervon die entſprechende Anwendbarkeit des 
8 788 Abſ. 1 3PO. bejahen, fo müßte man auch 8 788 Abſ. 2 
für entſprechend anwendbar erklären. 

(LG. II Berlin, Beſchl. v. 3. Febr. 1933, 15 T 513/32.) 
Eingef. von RA. Dr. Walter Sachſe, Berlin. 
* 


4. 85 NotarGebd,.; 88 32, 46, 51 PrGͤK G.; 8 176 JGG. 
Der Notar, der das Protokoll in einer Generalverſamm⸗ 
lung einer AktG. führt, erwirbt einen Gebühren anſpruch 
nur gegen die Geſellſchaft, nicht gegen die Aktionäre, jo- 
fern nicht beſondere Vereinbarungen getroffen ſind. f) 

Der Kl. nimmt die Bekl. als Aktionäre der 2.-AftG. für die 
Koſten eines Notariatsprotokolls auf Grund der 8832, 46, 51 
PröoKG. i. Verb. m. § 5 NotarGGebO. in Anſpruch. Schuldner der 
Notariatsgebühren iſt der Auftraggeber, d. h. der, welcher die 
Tätigkeit des Notars in Anſpruch genommen hat, oder der, deſſen 
Erklarung durch den Notar beurkundet worden iſt (vgl. Beus- 
haufen 1930 S. 8g ff.). Der Kl. geht ſelbſt davon aus, daß im 
allgemeinen weder Vorſtand noch Aufſichtsrat noch Aktionäre für 
die Notariatsgebühren haften, da dieſe nicht Auftraggeber ſind, 
ſondern allein die Geſellſchaft, für die der Notar tätig wird. Der 
Kl. ſieht für die Bekl. einen beſonderen Verpflichtungsgrund jedoch 
darin, daß die GenVerſ. nicht den Formvorſchr. des HGB. ent⸗ 
ſprechend einberufen war und daß die Bekl. inſofern, um die Gen⸗ 
Verſ. überhaupt erſt zu einer beſchlußfähigen Gen Verſ. zu machen, 
im Notariatsprotokoll auf die Einhaltung der geſetzlichen und ſat⸗ 
zungsmäßigen Formen und Friſten der Einberufung verzichtet 
hatten. 8 

Durch die Aufnahme dieſes Verzichtes iſt in der Stellung der 
Aktionäre zum beurkundenden Notar eine Anderung jedoch nicht 
eingetreten. Das über die Gen Verf. en o notarielle Pro⸗ 
tokoll iſt dazu beſtimmt, alle rechtserheblichen 5 der Gen⸗ 
Verſ. feſtzukegen, um eine ordnungsmäßige und rechtliche Füh⸗ 
rung der Geſchäfte der Akt., insbeſ. ein ordnungsmäßiges Zu⸗ 
ſtandekommen ihrer Beſchlüſſe zu nr Die Protokollie⸗ 
rung des Verzichts der Bekl. durch den Kl. diente dem Zwecke, 
die Geſellſchaft vor der Anfechtungsklage des $ 271 HGB, gegrün⸗ 
det auf die nicht gehörige Berufung der GenVerſ, zu ſchützen. Es 
kann dahingeſtellt bleiben, ob die Protokollierung eines ſolchen Ver⸗ 
sichtes mit Rückſicht darauf, daß die Bekl. in der GenVerſ. er⸗ 
ſchienen waren, überhaupt notwendig war (vgl. 8271 III HGB.). 
Jedenfalls diente die Protokollierung des Verzichts den In⸗ 
tereffen der Akt., die hierfür die Tätigkeit des Notars in An⸗ 
ſpruch nahm. Der Verzicht wurde von den Bekl. bei Beginn der 
Gen Verf. erklärt, was der Kl. dann als einen ſchon in den Rah⸗ 
men der Verſammlung fallenden Vorgang in das Protokoll auf 
nahm, weil dies ſeiner Meinung nach erforderlich war. Daß die 
Bekk. die Aufnahme ihres Verzichtes in das Protokoll aus⸗ 
drücklich verlangt hätten, iſt von dem Kl. ſelbſt nicht vorgetragen 
worden. Die Bekl. als Aktionäre hatten zwar ein Intereſſe an der 
Abhaltung einer GenVerſ. als folder. Daß dieſe nun aber gerade 
am fraglichen Tag abgehalten wurde, war für die Bekl. belang⸗ 
los. Auftraggeber des Kl. war ſomit allein die Geſellſchaft durch 
ihren Vorſtand, ſo daß eine 0 bes d der Bekl. für die Notariats⸗ 
gebühr entfällt. Der Auffaſſung des LG. I Berlin in der JW. 1932, 
3659 vermag ſich das erkennende Gericht nicht anzuſchließen. Ins⸗ 


Zu 4. Die PrNotarceb O. beſtimmt nicht, wer dem Notar 
die Gebühr ſchuldet. Nach RG.: ZW. 1927, 1252 iſt 51 PrGögcg. 
ſinngemäß anzuwenden. Danach iſt Schuldner der Gerichts ⸗ 
gebübr, wer durch ſeinen Antrag die Tätigkeit des Gerichts ver⸗ 
anlaßt. Schuldner der Notariats gebühr iſt alſo, wer die Tatig⸗ 
keit des Notars in Anſpruch nimmt, oder nach herkömm⸗ 
licher, wenn auch unjuriſtiſcher Redeweiſe der „Auftrag⸗ 
geber“. Das iſt nicht immer der, deſſen Erklärung der Notar 
beurkundet. Vielmehr muß man zwiſchen der Beurkundung von 
Rechts geſchäften und von tatſächlichen Vorgän⸗ 
gen unterſcheiden. Wer den Notar zum Zweck der Beurkundung 
rechtsgeſchäftlicher Erklärungen in Anſpruch nimmt, wird 
dadurch 5 0 fein Gebührenſchuldner. Derartige Falle be⸗ 
handeln RJ: JW. 1927, 1252; Kl.: JW. 1932, 669; Kiel: 
DNotV. 31, 606. Führt dagegen der Notar das Protokoll in 
einer GenVerſ., fo beurkundet er nur tatſächliche Vor⸗ 
gänge, und zwar ſelbſt dann, wenn er Erklärungen der Aktio⸗ 
näre über den Verzicht auf die Förmlichkeiten einer ordnungs⸗ 
mäßigen Einberufung beurkundet. Die Aktionare geben derartige 
Erklärungen dem Vorſitzenden der Gen Verf., nicht dem Notar 
gegenüber und nicht zu notariellem Protokoll ab. Sie erſcheinen 
in dem Protokoll überhaupt nicht als Beteiligte i. S. von 8176 
FGG., fie wiſſen gar nicht, ob und wie der Notar ihre Erklärung 
beurkundet, es ift nicht nötig und auch nicht üblich, daß das Pro⸗ 


bei. iſt die Protokollierung der die GenBerf. einer AktG. betr. Vor⸗ 
gänge in keiner Weiſe vergleichbar mit dem Abſchluß eines Grund⸗ 
ſtückskaufvertrages, welche beiden Rechtsakte das LG. durch Ber. 
auf die Entſch. des KG.: JW. 1932, 669 in Parallele ſetzt. Bei 
einem Grundſtückskaufvertrag handelt es ſich um zwei gleichwer⸗ 
tige, ineinander übergreifende Erklärungen zweier ſich gegenüber⸗ 
ſtehender Vertragspartner die gem. §313 BGB. notwendig vor 
einem Notar abgegeben werden müſſen, und die ſo ineinander 
übergehen, daß für die Erklärung jedes Vertragſchließenden kein 
geſonderter Wert dieſer ſeiner Erklärung angenommen werden 
kann, ſo daß beide Vertragspartner für die nach dem Wert des 
ganzen Vertragsgegenſtandes berechnete Gebühr als Geſamtſchuld⸗ 
ner haften müſſen. Nur auf dieſe Fälle bezieht ſich die vom LG. 
zitterte Entſch. des KG. 

Wollte man aber ſelbſt eine Haftung der Bekl. als Aktionäre 
als gegeben erachten, ſo wäre weiter zu prüfen geweſen, ob der 
von den Bekl. erklärte Verzicht ein gebührenfreies Nebengeſchäft 
gegenüber der Protokollierung der übrigen Vorgänge der Gen⸗ 
Verſ. darſtellte (vgl. Beushauſen S. 319). — Dies iſt nach 
Anſicht des erkennenden Gerichts zu bejahen, da der Verzicht auf 
die Einhaltung von Formvorſchr., losgelöſt von dem Generalver⸗ 
ſammlungsprotokoll, weder Bedeutung noch Wert hat. 

Mit Recht weiſen ſchließlich die Bekl. und mit ihnen der Vor⸗ 
derrichter darauf hin, zu welchen unmöglichen wirtſchaftlichen Fol⸗ 
gen es führen würde, wenn bei einer AktG. mit einem Millionen⸗ 
kapital ein Aktionär mit nur einer Aktie für die hohen Koſten des 
Notariatsprotokolls haften ſollte. Dies würde zu einer vom Geſetz 
zweifellos nicht gewollten erheblichen Beeinträchtigung der Aktio⸗ 
närsrechte führen. 

„Die gleichen Geſichtspunkte wie für die Notariatsgebühr 
müſſen auch für den zur Urſchrift verwendeten Landesſtempel gel⸗ 
ten. Stempelſchuldner für das Generalverſammlungsprotokoll iſt 
allein die betr. Geſellſchaft, nicht haften auch die Aktionäre, da 
letztere nicht als Veranlaſſer anzufehen find (vgl. Wenz, Stemp⸗ 
Ste., Aufl. 1930, S. 89; ferner Meſſerſchmidt⸗Kollat 
812 Anm. 2). 

(LG. III Berlin, Urt. v. 19. Mai 1933, 19 8 796/33.) 

Eingeſ. von GerAſſ. Raoul Schütza, Berlin. 
* 
Leipzig. N 

5. Die Beſchwerde gegen den Beſchluß, durch den 
nach 88 499 f. ZPO. der Güteantrag für zurückgenommen 
erklärt iſt, iſt unzuläſſig. 

Die Kammer ſchließt ſich mit dieſer Entſch. der als herr⸗ 
ſchend anzufehenden Meinung an und gibt damit ihren früher 
vertretenen Standpunkt, daß die Beſchw. zuläffig jet, auf (ogl. 
17 BC 612/27, 17 B C 643/27 d. LG. Leipzig). 

(Vgl. OLG. Dresden: JW. 1925, 819 6. KG.: 33. 51, 282; 
Baumbach, Komm. z. 380. 6. Aufl., Ziff. 2 zu § 499 f. ZPO.) 
(LG. Leipzig, 17. ZR., Beſchl. v. 16. Mai 1933, 17 BC 408/33.) 

Ber. v. LER. Dr. Richard Töpfer, Leipzig. 
* 
Magdeburg. 


6. Auf Grund § 11 VD. über landwirtſchaftliches 
Vermittlungsverfahren v. 27. Sept. 1932 find Pfändungen 
von Forderungen auch dann aufzuheben, wenn der Dritt- 


tokoll ihnen vorgeleſen, von ihnen genehmigt und unterſchrieben 
wird, ſie treten zu dem Notar in keinerlei Rechtsbeziehungen, ſie 
beſtellen ihn nicht zur Protokollführung, ſie nehmen ſeine Tätig⸗ 
keit überhaupt nicht in Anſpruch, ſie und ihre Erklärungen ſind nur 
das Objekt für die Beobachtung durch den Notar (vgl. Beren⸗ 
brok, Prüfungs⸗ und Belehrungspflicht des preuß. Notars bei 
der Beurkundung des GenVerſBeſchl. von AEG: DNotV. 33, 
13 ff. und Seybold, Pflichten des Notars bei der Beurkundung 
des GenVerſBeſchl. von AktG: DNB. 33, 27 ff.). Mit Son⸗ 
1109 JW. 1933, 1091 gegen Fiſcher. JW. 1932, 3659 ift des⸗ 
halb der obigen Entſch. des LG. III zuzuſtimmen und die entgegen⸗ 
geſetzte Entſch. des LG. I: JW. 1932, 3659 abzulehnen, weil fie auf 
der rechtsirrigen Annahme beruht, daß die für den Fall der Be⸗ 
urkundung von Rechtsgeſchäften geltenden Rechtsgrundſätze ohne 
weiteres auf die Beurkundung tatſächlicher Vorgänge anzuwenden 
Ken Neuerdings hat KOR. Voß: TNotV. 33, 406 ff. die grund⸗ 
ätzliche Frage, wer Gebührenſchuldner des preuß. Notars iſt, zu 
behandeln begonnen, ohne zu der hier erörterten Frage bisher 
S inch der I 

„Will fi der Notar vor Gebührenverluſt infolge Zahlungs⸗ 
unfähigkeit der AktG. ſchützen, ſo 1 er Vorſchuß feen 995 
ſich durch ſchriftliche Gebührenvereinbarung einen zahlungsfähigen 
Zweitſchuldner verſchaffen. 

LGDDir. Behre, Berlin. 
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ſchuldner den Betrag der Forderung hinterlegt hat, der 
hinterlegte Betrag aber noch nicht ausgezahlt worden iſt. 
(LG. Magdeburg, Beſchl. v. 18. April 1933, 6 T 180/33.) 
Ber. v. AGR. und LGR. Dr. v. Rozycki⸗ v. Hoewel, 
Magdeburg. 


* 


7. 5 7 d. 1. Ausf®D. über den land wirtſchaftlichen 
Vollſtreckungsſchutz v. 14. Febr. 1933. Durch Einleitung einer 
Zwangsverwaltung wird der Schuldner nicht gehindert, 
feine Rechte aus 87 d. 1. Aus fVO. geltend zu machen. 


(LG. Magdeburg, Beſchl. v. 10. Mai 1933, 6 T 111/33.) 


Ber. v. AGR. und LGR. Dr. v. Rozycki⸗v. Hoewel, 
Magdeburg. 


* 
Mainz. 
Ss. 8 811 Ziff. 5 ZPO. 
kraftwagen. f) 
(LG. Mainz, Beſchl. v. 25. Okt. 1932, T 515/32.) 
Abgedr. 1932, 3733. 


Stendal. 

9. Bei der Erhebung einer Interventionsklage iſt 
eine erneute Einſtellung der Zwangsvollſtreckung nicht 
zuläſſig, nachdem die Interventionsklägerin Zahlung der 
Prozeßgebühr innerhalb der ihr geſetzten Friſt unter» 
laſſen hat. f) 

(LG. Stendal, Beſchl. v. 29. April 1933, 2 T 260/33.) 
Eingef. von RA. Dr. Pee, Halberſtadt. 
* 


Zu 8. Die Entſch. hat in Automobilkreiſen größte Ent⸗ 
rüſtung hervorgerufen. Mit Recht! Im Automobilhandel ift es 
üblich, daß der Verkäufer die Kraftwagen auf Abzahlung unter 
Eigentumsvorbehalt bis zur vollſtändigen Zahlung des Kauf⸗ 
preiſes liefert. Gerät der Käufer in Vermögensverfall, ſo iſt der 
Verkäufer nach dieſer Entſch. nicht in der Lage, ſich im Wege der 
Pfändung, die nach herrſchender Anſicht auch an eigenen Sachen 
zulaſſig iſt, wegen feiner Kaufpreisforderung zu ſichern und ge⸗ 
gebenenfalls zu befriedigen, da der Käufer ihm den Einwand der 
Unpfändbarkeit entgegenhalten könnte. Der böswillige Abzah⸗ 
lungskäufer ſeinerſeits wird ſeinen Zahlungsverpflichtungen nicht 
mehr mit der ihm obliegenden Pünktlichkeit nachkommen, da er 
eine Wegnahme des Laſtkraftwagens im Wege der en re ja 
nicht zu befürchten braucht. Man darf dem nicht entgegenhalten, 
dem Verkäufer ſtehe auf Grund ſeines Eigentums der Heraus⸗ 
gabeanſpruch zu. Die Geltendmachung dieſes Anſpruches iſt mit 
erheblichen Koſten verbunden und ſehr zeitraubend, gibt im 
übrigen böswilligen Schuldnern weitere Friſt, das Eigentum des 
Verkäufers herunterzuwirtſchaften. Gerade aus letzterem Grunde 
iſt dem Verkäufer an der Herausgabe des verkauften Wagens 
nichts gelegen, da der erneute Verkauf regelmäßig ein Verluſt⸗ 
geſchäft für ihn iſt. — Der Standpunkt, den das KG.: JW. 1932, 
3728 bzgl. der Frage der Pfändbarkeit des Kraftwagens eines 
Fuhrmannes eingenommen hat, iſt entſchieden zu weit⸗ 
gehend und aus den in den Bemerkungen dazu enthaltenen Grün⸗ 
den unbedingt abzulehhen. 

Man muß daher an der in der Rſpr. vorherrſchenden Mei⸗ 
nung feſthalten, daß einzig und allein maßgebend für die Frage 
der Pfändbarkeit eines Gegenſtandes die perſönliche Tätigkeit des 
Schuldners bei der eh des Betriebes ift, und daß dieſe 
perſönliche Tätigkeit bei dem Betriebe eines Laſtkraftwagens 
hinter der Ausnutzung des in dieſem inveſtierten Kapitalwertes 
zurücktritt. Die unhaltbare Entſch. des LG. Mainz hat mit Recht 
keinerlei maßgebliche und allgemeine Bedeutung erlangt. A. M. 
neuerdings AG. Hamburg, Beſchl. v. 28. Febr. 1933 und AG. 
Bitburg, Beſchl. v. 3. März 1933. 


RA. Dr. Hufenbecher, Berlin. 


Zu 9. Der Beſchl. behandelt eine Frage, 55 deren Entſch. 
eine ausdrückliche Vorſchr. im Geſetz nicht gegeben iſt. 

Nach allgemeiner Auffaſſung kann das Prozeßgericht im Falle 
des § 769 ZPO. bei Zwangsvollſtreckungsgegenklage oder Inter⸗ 
ventionsklage auch ſchon vor der Zuſtellung der Klage die Zwangs⸗ 
vollſtreckung einſtweilen, d. h. bis zum Erlaß des Urt., einſtellen. 
In ſolchem Falle beſteht jedoch die Gefahr, daß der Intervenient 
nur die Verſteigerung der gepfändeten Sachen zu verhindern ſucht, 
ohne die Durchführung des Interventionsprozeſſes ernſtlich zu be⸗ 
abſichtigen. Im Landgerichtsprozeß iſt deshalb nur unter der Be⸗ 
dingung einzuſtellen, daß die Interbentionsklage zugeſtellt wird. 
Im Amtsgerichtsprozeß tritt an die Stelle der Klagezuſtellung die 
Zahlung der für die Anberaumung eines Verhandlungstermins 


Unpfändbarkeit von Laſt⸗ 


* 
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Juriſtiſche Wochenſchrift 


Weimar. 


10. Art. 15a Thür RAGebO. Vorausſetzung für die Er- 
ſtattung von Schreibgebühren. 

Schreibgebühren ſind mit Recht eingeſetzt worden. Allerdings 
können die Antragſteller nicht dieſe Schreibgebühren für die zweite 
Abſchrift verlangen, die ſie dem Gegner von jedem Schriftſatz ge⸗ 
geben haben. Nach Art. 15 a ThürRaGebO. ſtehen dem RA. 
Schreibgebühren zu für die auf beſonderes Verlangen gefertigten 
Abſchriften, d. h. der Anwalt kann von feinen Mandan⸗ 
ten Schreibgebühren für die Abſchriften verlangen, die er auf be⸗ 
ſonderes Verlangen ſeines Mandanten angefertigt hat. 
Der Mandant kann dann wieder dieſe Gebühren im Koſtenfeſt⸗ 
ſetzungsverfahren vom koſtenpflichtigen Gegner erſtattet verlangen, 
vorausgeſetzt, daß die Anfertigung der Abſchriften zur zweckent⸗ 
ſprechenden Rechtsverfolgung notwendig war (891 3PO.). Da⸗ 
gegen iſt Art. 15a nicht auf den hier zunächſt vorl. Fall anwend⸗ 
bar, daß die Abſchriften auf Grund einer Vereinbarung zwiſchen 
den Anwälten angefertigt worden ſind. Falls dafür überhaupt eine 
Entſchädigung verlangt werden kann und dieſe Abſchriften nicht 
vielmehr, gerade auf Grund der Vereinbarung zwiſchen den An⸗ 
wälten, koſtenlos erteilt werden, jo kann der Anwalt, der die 
Abſchriften angefertigt hat, nur im Klagewege aus Dienſt-⸗ oder 
Werkvertrag gegen den andern Anwalt vorgehen. Im Koſtenfeſt⸗ 
ſetzungsverfahren iſt das nicht möglich, denn in dieſem Verfahren 
kann nur die ſiegreiche Partei ſelbſt (nicht ihr Anwalt) die Koſten 
erſtattet verlangen, die ſie ſelbſt ihrem Anwalt ſchuldet. Eine An⸗ 
wendung des Art. 15 a ThürgtAGebO. auf dieſe Schreibgebühren 
wäre nur gegeben, wenn die Antragſteller ſelbſt von ihrem Anwalt 
beſonders verlangt hätten, daß er eine zweite Abſchrift jedes 
Schriftſatzes dem Gegner zuſtellt. Das haben ſie aber ſelbſt nicht 
behauptet. In der Beauftragung des NA. liegt zwar der Auftrag, 
das Verfahren in der üblichen Weiſe zu führen, alſo auch dem 
Gegenanwalt eine zweite Abſchrift zuzuſtellen, wenn das durch 
Vereinbarung der Anwälte üblich iſt. Aber das iſt kein „be⸗ 
ſonderes Verlangen“ i. S. des Art. 15 ThürRAGebO., ſondern 
der allgemeine u und dieſer geht nach dem Willen des Man⸗ 
danten nur auf das übliche, d. h. hier auf unentgeltliche Erteilung 
der zweiten Abſchrift für den Gegner. — Die Schreibgebühren 
find aber trotzdem zu erſtatten, weil die Antragſteller ſie hilfs⸗ 
weiſe für die Abſchrift verlangen, die ihr Anwalt ihnen von 
jedem Schriftſatz angefertigt hat. Dieſe neue Begr. des Koſten⸗ 
ee ee erſt in der Beſchwenſt. iſt zuläſſig (§ 570 
ZPO.), die Gebühren könnten für dieſe Abſchriften ſogar dann 
zugebilligt werden, wenn ſie gar nicht gefordert wären, ſofern ſie 
nur an ſich berechtigt wären. Denn der Grundſatz des § 308 ZPO. 
gilt nur für den Geſamtbetrag der verlangten Koſten, die ein⸗ 
zelnen Poſten dagegen können ausgetauſcht werden (. Stein⸗ 

onas, Anm. III, 1 zu 8104 ON. Der Antrag auf Feſt⸗ 
ſetzung für dieſe Abſchriften ift auch begründet. Hier liegt ein 


erforderlichen Gütegebühr, ſo daß der Einſtellungsbeſchl. von ſelbſt 
außer Kraft tritt bzw. aufgehoben werden muß, und alsdann die 
Zwangsvollſtreckung fortgeſetzt werden kann, wenn die Gebühr 
nicht innerhalb beſtimmter Friſt bezahlt iſt. Über die Zuläſſigkeit 
eines ſolchen Verfahrens beſteht Einigkeit (vgl. Stein⸗Jo⸗ 
nas 8769 Anm. 2; ſiehe auch Baumbach 8769 Anm. 2; 
Seuffert⸗Walsmann zu 8 769). Nun find aber Fälle 
denkbar und in der Praxis keineswegs ſelten, in denen der In⸗ 
terventionskl. infolge außerordentlicher Umſtände die Gütegebühr 
nicht rechtzeitig zahlt. Iſt in einem ſolchen Falle die erneute Ein⸗ 
ſtellung der Zwangsvollſtreckung mit oder ohne Sicherheitsleiſtung 
zuläſſig? Das LG. Stendal verneint dieſe Frage ſchlechthin, wäh⸗ 
rend das LG. Halberſtadt fie in einem, Beſchl. v. 23. Juni 1933, 
6 III T 230/33 bejaht hat. M. E. iſt eine zweckmäßige Löſung in 
der entſprechenden Anwendung der Vorſchr. über die Wiederein⸗ 
ſetzung in den vorigen Stand gegeben. Nur wenn der Interven⸗ 
tionskl. durch Naturereigniſſe oder andere unabwendbare Zufälle 
an der rechtzeitigen Einzahlung der Gütegebühr gehindert iſt, kann 
die Zwangsvollſtreckung erneut eingeſtellt werden. Es handelt ſich 
in § 769 ZPO. um Anordnungen, die ohnehin in das pflicht⸗ 
mäßige Ermeſſen des Gerichts geſtellt ſind. Das Gericht kann die 
Einſtellung von vornherein ablehnen, weil es die Klage für aus⸗ 
ſichtslos hält. Es kann aber andererſeits auch dann einſtellen, 
wenn ein früherer Einſtellungsantrag rechtskräftig abgewieſen iſt, 
ſofern nämlich der Kl. neue Tatſachen vorbringt (vgl. Baum⸗ 
bach zu § 769). Es muß auch möglich ſein — etwa mit Rückſicht 
auf ein noch ſchwebendes Armenrechtsgeſuch —, eine Verlänge⸗ 
rung der ihr zur Einzahlung der Gütegebühr zu erreichen, 
genau wie die Friſt aus § 519 Abſ. VI ZPO. verlängert werden 
kann. Es handelt ſich, wie geſagt, hier um rein praktiſche Fragen, 
die nach ie Vor a zu entſcheiden ſind, und 
da geben die Vorſchr. der JPS. über Wiedereinſetzung in den 
vorigen Stand den beſten Maßſtab an die Hand. 
RA. Dr. Bartels, Bochum. 
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Fall des Art. 15 a ThürRAGebO. vor, denn der Antragſteller hat 
dieſe Abſchriften beſonders verlangt, weil er als Juriſt das Ver⸗ 
fahren weitgehend ſelbſt bearbeitete und dazu Handakten anlegen 
mußte. Aus dieſem Grunde waren die Abſchriften auch zur 
zweckentſprechenden Rechtsverfolgung nötig und der Antrags⸗ 
gegner muß die Koſten dafür nach 8 91 ZPO. erſtatten. 
(LO. Weimar, 3. Z., Beſchl. v. 7. Febr. 1933, 3 T 24/33.) 
Eingeſ. von GerAſſ. Dr. Reichardt, Weimar. 


Meſeritz. p) Strafſachen. 


11. 8 263 StGB. Richtlinien für die landwirtſchaft⸗ 
liche Entſchuldung im Oſthilfegebiet v. 15. März 1932 
(RG Bl. 143). Betrug bei Erlangung von Oſthilfe-Eutſchul⸗ 
dungs mitteln durch Vortäuſchung tatſächlich nicht vor— 
handener Schulden. 


Der Angekl. iſt Eigentümer einer Landwirtſchaft. Anfang 
1931 bewarb ſich der Angekl. um ein Umſchuldungsdarlehn. Es 
erfolgte die Beſichtigung des Betriebes des Angekl. durch den 
landwirtſchaftlichen Sachverſtändigen der Landſtelle, die, wie der 
Angekl. wußte, die entſcheidende Grundlage für die Aufſtellun des 
Sanierungsplanes und damit für die Gewährung des Darlehns 
bildete. Bei dieſer Beſichtigung gab der Angekl. dem Sachverſtän⸗ 
digen ſeine Schulden an. Die Schulden wurden auf Grund der 
Angabe des Angekl. auch in den Sanierungsplan der Landſtelle 
aufgenommen. 

In der Schuldenaufſtellung des Angekl, erſchien eine 
sand der Frau W. von 2623,25 A, während Frau W. tat⸗ 
ſächlich nichts zu fordern hatte. Ferner war darin aufgeführt eine 
Forderung des Bauunternehmers M. in Höhe von 2523. AN. M. 
hatte gegen den Angekl. tatſächlich nur eine Forderung von 
153 AM. . 

Auf Grund der Angaben des Angekl. kam das ganze Um⸗ 
ſchuldungsdarlehn von 26 000 % zugunften des Angekl. zur 
Auszahlung. Die Zahlung erfolgte direkt an die genannten Gläu⸗ 
biger. Frau W. und M. händigten die ihnen überwieſenen Be⸗ 
träge an den Angekl. aus. 

Als die Bank für deutſche Induſtrieobligationen erfuhr, daß 
der Angekl. das Darlehn z. T. durch Vortäuſchen tatſächlich nicht 
vorhanden geweſener Schulden erhalten hatte, kündigte ſie dem 
Angekl. das Kapital und verlangte ſofortige Rückzahlung. Der 
Angekl. hat bisher das Kapital nicht zurückgezahlt. Er iſt auch 
zen feiner eigenen Angabe zur ſofortigen Rückzahlung nicht im- 
tande. 

Der Angekl. hat ſich damit des Betruges ſchuldig gemacht. 

Von vornherein iſt der fleet darauf ausgegangen, bei den 
15 die Gewährung des Oſthilfedarlehns zuſtändigen Stellen über 
ie Höhe ſeiner Schulden Irrtum zu erregen, indem er Schulden 
angab, die er nicht hatte. 

Durch die Erregung des Irrtums über das Beſtehen der 
Forderungen der Frau W. und des M. ſind, wie es der Angell. 
beabſichtigt hatte, die an der e beteiligten Stellen zu nach⸗ 
teiligen wenden über ihr Vermögen beſtimmt worden Die 
Verfügungen, die von den an der Oſthilfe Beteiligten auf Grund 
der Tauſchung durch den Angekl. getroffen worden find, haben 
auch bei den Beteiligten Vermögensſchäden verurſacht. Freilich 
hat die Bank für deutſche Induſtrieobligationen für das an Frau 
W. und M. gezahlte Geld eine Hyp. erhalten, die als verhält⸗ 
nismäßig ſicher angeſehen werden mag. Es kann aber keinem 
Zweifel unterliegen, daß das bare Geld für die Bank wertvoller 
war und ift als die Hyp., deren Realiſierbarkeit jetzt immerhin in⸗ 
fofern auf Schwierigkeiten jtößt, als der Angekl. das Kapital nur 
in Raten zurückzahlen kann. Das wußte der Angekl. Die In⸗ 
duſtriebank hat das Darlehn ja nicht gegeben, um auf die Weiſe 
ein Geſchäft zu machen. Denn freilich könnte von einer Vermö⸗ 
enbeſchädigung möglicherweiſe nicht die Rede ſein, weil in die⸗ 
m Falle die Vortäuſchung nicht vorhandener Schulden auf den 
Darlehnsgeber normalerweiſe eher abſchreckend wirkt. Hier aber 
handelt es ſich um ein Entſchuldungsdarlehn, das nach den Richt⸗ 
linien für die landwirtſchaftliche Entſchuldung nur an ſanierungs⸗ 
bedürftige Landwirte ausgegeben werden darf. Unmittelbar durch 
die Irrtumserregung zu nachteiligen Vermögensverfügungen ſind 
auch das Deutſche Reich und der preußiſche Staat beſtimmt wor⸗ 
den, indem das Deutſche Reich für einen zu hohen Betra Zins⸗ 
verbilligungsmittel zur Verfugung IE, Reich und Preußen 
für einen zu hohen Betrag die Bürgschaft übernommen haben. 

Daß die Erlangung des Darlehns für den Angekl einen Ver⸗ 
mögensvorteil bedeute, bedarf angeſichts der Tatſache, daß im 
Herbſt 1931 Hypothekengeld nur ſehr er und auf jeden Fall 
zu einem erheblich höheren Zinsfuß zu haben war, keiner wei⸗ 
teren Begr. Dieſer Vermögensvorteil war in Hohe der auf die 
vorgeſchobenen Forderungen der Frau W. und des M. erhal⸗ 
tenen Beträge ein rechtswidriger, weil der Angell. bei richtiger 


orde⸗ 


Angabe ſeiner Verbindlichkeiten nach den Vorſchr. dieſe Beträge 
nicht beanſpruchen konnte. 
(LG. Meſeritz, Große Strök., Urt. v. 7. Juni 1933, K M 10/33.) 
Ber. von GerAſſ. Dr. Szogs, Schneidemühl. 


Köln. Amtsgerichte. 


1. 8 2227 BGB. Ein Teſtamentsvollſtrecker, der 
nicht ariſcher Abſtammung iſt, kann auf Antrag eines Be⸗ 
teiligten entlaſſen werden. 


Gem. § 2227 BGB. kann der Teſtamentsvollſtrecker auf An⸗ 
trag eines Beteiligteſt entlaſſen werden, wenn ein wichtiger Grund 
vorliegt. Ein ſolcher iſt, ohne daß es auf das Vorliegen eines 
Verſchuldens des Teſtamentsvollſtreckers ankäme, unter anderem 
dann anzunehmen, falls die Erblaſſerin, wenn ſie noch lebte, die 
Ernennung widerrufen würde. Dies iſt hier anzunehmen. 3. 3 
der Teſtamentserrichtung i. J. 1929 waren die Verhältniſſe in 
Deutſchland im Hinblick en die Lage der Nichtarier ganz andere 
als heute. Auch am 12. Febr. 1933, dem Todestage der Erblaſſe⸗ 
rin, war die heutige Entwicklung noch nicht vorauszuſehen. Wäre 
der Erblaſſerin dieſe Entwicklung bekannt geweſen, ſo würde ſie 
von der Ernennung des RA. X. zum Teſtamentsvollſtrecker ge⸗ 
wiß Abſtand genommen haben. 
(AG. Köln, Beſchl. v. 18. Juli 1933, 22 VI 301/33.) 
Eingeſ. von RA. Dr. Müller⸗Sanders, Köln. 


B. Arbeitsgerichte. 
Keichs arbeitsgericht. 


Berichtet von Rechtsanwalt Dr. W. Oppermann, Dresden. 


1. Teil 4 Kap. und II PrSpar Not VO. v. 12. Sept. 1931 
(GS. 179, 200). Auf ſtändig Angeſtellte, die den Beamten 
gleichzuachten ſind, findet das außerordentliche Kündi⸗ 
gungsrecht mit halbmonatlicher Friſt gemäß Teil 4 Kap. I 
8 1 keine Anwendung. Dieſe Angeſtellten unterliegen 
vielmehr lediglich der nach Kap. II durch Gemeindebeſchluß 
vorzunehmenden Beſoldungsregelung zwecks Gleichſtel 
lung mit den Staats beamten. ) 

Der bekl. Kreiskommunalverband kann das außerordentliche 
Kündigungsrecht des Kap. 1 des 4. Teils der PrSpar VO. gegen. 
über den Kl. (Kleinbahn⸗Angeſtellten) nicht in Anſpruch nehmen. 
Die Kl. find durch Beſchl, des Kreistages des Bekl. i. J. 1922 
und hinſichtlich der Beſoldung — um dieſe geht der Rechts⸗ 
ſtreit — von neuem durch die Dienſtverträge aus dem Jahre 
1924 und die gleichzeitigen Schreiben des Kreisausſchuſſes als 
den Beamten gleichzuachtende ſtändig Angeſtellte i. S. des preuß. 
Iog; Gleichſtellungs. v. 8. Juli 1920 anerkannt worden. Auf 
ſolche Angeſtellte findet, wie das RArbch. in, der Eutſch! v. 
11. Febr. 1933, RAG 331/32 bereits ausgeſprochen hat, das ge⸗ 
nannte Kap. I überhaupt feine Anwendung, ſondern nur Kap. Il, 
welches die Dienſt⸗ und Berforgungsbegüge der Beamten der 
Gemeinden und Gemeindeverbände betrifft. Nach deſſen 5 1 Ab. 4 
find die Vorſchr. der Abſ. 1—3 auf derartige jtandig Angeſtellte 


Zu 1 und 2. Daß die hier in Rede ſtehenden Belt. der Pr⸗ 
SparNotVO. v. 12. Sept. 1931 4. Teil Kap. 18 1 und Kap. II 81 
rechtsgültig find, hat das NArbO. ſchon früher (ogl. JW. 1933, 
1550 und R ArbG. 11, 10 u. 14) in Übereinſtimmung mit dem 
StG. (RG. 137, 38 = JW. 1932, 3183) tinmandfret feſtgeſtellt. 

Unklarheit herrſchte aber bisher über folgende Fragen: 

1. ob ſich das in Kap. I § 1 Abf. 2 a. a. O. vorgeſehene 
außerordentliche Kündigungsrecht der Gemeindebehörde (Halb- 
monatsfriſt) ganz allgemein auf alle Angeſtellte beziehe. 

2. ob den ſog. ſtändig Angeſtellten i. S. des Kap. II 81 
Abſ. 4 a. a. O. gekündigt werden müſſe, um die Anpaſſung (Her⸗ 
abſetzung) ihrer Bezüge an die der gleichzubewertenden Staats⸗ 
beamten herbeizuführen oder ob dies auch ohne Kündigung an⸗ 
gängig ſei; 

3. ob und inwieweit neben dem außerordentlichen Kündi⸗ 
gungsrecht (ſ. zu Nr. 1) die Kündigungsſchutzbeſt. des RG. v. 
9. Juli 1926 (RG Bl. I, 990) in Kraft geblieben feien. 

„Die Frage zu 3, hat das RArbG. bereits in den beiden 
früheren Entſch. v. 23. März 1932 (JW. 1932, 3468 u. 3469) 
dahin beantwortet, daß die NotVO. v. 24. Aug. 1931 (RG Bl., 
453) die Landesregierungen nicht ermächtigt habe, reichs ⸗ 
geſetzliche Vorſchr., wie § 96 Betrag. und 82 KündSchcg., ab⸗ 
zuändern. Derſelbe Standpunkt wird auch in der obigen Entſch. 
v. 25. März 1933 vertreten. Hiernach können alſo die Angeſtellten, 
auf die das KündSchch. Anwendung findet, nicht etwa gem. 81 
Abſ. 2 Kap. 1 Teil 4 SparNotVO. v. 12. Sept. 1931 mit halb⸗ 
monatlicher Friſt entlaſſen werden. n 

Eine andere Frage ift nun aber, ob nicht bei den „än- 


224 


1788 


entſprechend anwendbar. Dieſe müfjen danach, ohne daß es einer 
eylunbigung ihres Dienſtverhältniſſes bedarf, die gleiche Ge⸗ 
haltsregelung dulden, wie ſie für gleichzubewertende Staats⸗ 
beamte geſetzlich angeordnet iſt. Dagegen iſt den Gemeinden und 
Gemeindeverbänden ihnen gegenüber kein beſonderes Kündigungs⸗ 
recht zum Zwecke einer weitergehenden Gehaltskürzung verliehen, 
wie ſie der Bekl. mit der Einführung der tariflichen Sätze durch⸗ 
ſetzen will, die nach der ausdrücklichen Vorſchr. des § 1 Abſ. 2 des 
allgemein verbindlichen Kleinbahn Tar Vertr. für die Kl. als 
ſolche ſtändig Angeſtellte nicht ohne weiteres gelten. 

Nun erlaubt zwar §7 der Dienſtverträge der Kl. deren 
Löſung mit einmonatiger Friſt zum Monatsſchluß. Auch auf 
Grund dieſer Vertragsbeſt. hat aber die am 31. Okt. zum 15. Nov. 
1931 ausgeſprochene Kündigung das Dienſtverhältnis der Kl. 
nicht etwa wenigſtens mit Ablauf des Nov. 1931 beendet, ſo daß 
vom 1. Dez. ab ein neues Dienſtverhältnis zu den angebotenen 
tariflichen Sätzen ins Leben getreten und die Klageforderung 
doch für die Zeit v. 1.—15. Dez. 1931 unberechtigt wäre. Nach 
den Beſoldungsvorſchr. des verkl. Kreiſes können ſtändig An⸗ 
geftellte , die als ſolche zehn Jahre int Dienſte des Bekl. ſtehen, 
nur noch aus wichtigem Grunde gekündigt werden. Dieſe Vorſchr. 
trifft auch auf die Kl. zu, die ſeit mindeſtens 1920 im Dienſte 
der Bekl. tätig ſind und mit Wirkung v. 1. April 1920 ab die 
Eigenſchaft von ſtändig Angeſtellten verliehen erhalten haben. Sie 
iſt durch die im §7 des formularmäßigen Dienſtvertrages feſt— 
geſetzte einmonatige Kündigungsfriſt nicht ausgeſchaltet worden. 

Im übrigen ſteht den Kl. ſchon nach dem KündSchG. eine 
Kündigungsfriſt zu, die weit über den von der Klage erfaßten 
Zeitraum hinausreicht und auch durch das außerordentliche Kün⸗ 
digungsrecht der Spar VO. nicht berührt worden iſt (RArbG. 11, 
14) 1). Schon deshalb alſo ſtellt ſich die Klageforderung, die den 
Mehrbetrag des vorher den Kl. gezahlten Gehalts nur für die 
Zeit v. 15. Nov. bis 15. Dez. 1931 betrifft, von vornherein als 
begründet dar. 

(RArbG., Urt. v. 25. März 1938, RAG 332/32. — Stettin.) 


* 

2. Teil 4 Kap. und II PrSparNot VO. v. 12. Sept. 1931 
(GS. 179, 200); 82 Künd SchG. v. 9. Juli 1926. Gegenüber 
der Beſoldungsregelung gemäß den Vorſchriften der Pr- 
Spar Not VO. Teil 4 Kap. II können ſich nur diejenigen 
Angeſtellten auf das Künd SchG. berufen, die nicht i. S. 
von Kap. II § 1 Abſ. 4 den Beamten gleichzuachten ſind. f) 

Das LArbG. hat die unter den Parteien ſtreitige Frage, 


dig Angeſtellten“ das Ziel der Kündigung, nämlich die 
Herabſetzung der Bezüge, auf andere Weiſe als durch kurzfriſtige 
Kündigung erreicht werden könne. Dieſe Frage hat nunmehr das 
RAS. in der obigen Entſch. v. 25. Marz 1933 mit Recht be⸗ 
jaht. Denn da die Vorſchr. über die Dienſt⸗ und Verſorgungs⸗ 
bezuge der Beamten auf die ſtändig Angeſtellten entſprechende 
Anwendung finden, ſo müſſen es ſich die letzteren ebenſo wie die 
Beamten der Gemeinden gefallen laſſen, daß ihre Bezüge, 
ohne daß ihnen das Dienſtverhältnis zuvor aufgekündigt wer⸗ 
den müßte, denen der gleichzubewertenden Staatsbeamten an⸗ 
gepaßt werden. Denn wer, wie die ſtändig Angeſtellten, die 
Vorteile der Beamtenſtellung genießt, muß ſich auch die Nach⸗ 
teile dieſer Stellung — nämlich hier die leichtere Kürzung der 
Bezüge — gefallen laſſen. 

Damit hat nun aber das RArbc. nicht etwa — es ſei 
dies zur Vermeidung von Mißverſtändniſſen ausdrücklich be⸗ 
merkt — den ſtändig Angeſtellten die Vorteile des Künd Sch. 
überhaupt nehmen wollen. Vielmehr gilt dies Geſetz nach wie 
vor auch für die ſtändig Angeſtellten weiter und ſie können ſich 
nur inſoweit auf das Geſetz nicht berufen, als es ſich um 
die Anpaſſung ihrer Bezüge an die der Staats⸗ 
beamten handelt. Denn hierzu bedarf es eben überhaupt 
feiner Kündigung, fo daß die Anwendbarkeit des Künd Sch. gar 
nicht in Frage kommen kann. Nichts weiter will die obige Eniſch. 
v. 8. April 1933 beſagen; es kann ihr nur vollinhaltlich bei⸗ 
getreten werden. Es ergibt ſich nun allerdings die eigenartige 
Rechtsfolge, daß diejenigen Angeſtellten, die nicht ſog. „ſtändig 
Angeſtellte“ ſind, alſo den Beamten nicht gleichzuachten ſind, ſich 
u. U. — nämlich wenn bei ihnen die Vorausſetzungen des Künd⸗ 
SchG. vorliegen — auf dies Geſetz berufen und verlangen kön⸗ 
nen, daß entgegen der Vorſchr. des Kap. 1 S1 Abſ. 2 4. Teil 
SparNotBO. v. 12. Sept. 1931 die längere Kündigungsfriſt des 
Geſ. v. 9. Juli 1926 beachtet wird, ehe zu einer Herabſetzung 
ihrer Bezüge geſchritten werden kann. Dieſe Rechtslage ergibt 
ſich aber daraus, daß dieſe Angeſtellten den Beamten nicht gleich⸗ 
zuachten ſind, alſo auch wicht die Vorteile der Beamten⸗ 
ſtellung genießen. Daß ſie bei der Neuregelung der 
Bezüge gegenüber den ſtändig Angeſtellten bevorzugt werden, 
wird man daher nicht als unbillig empfinden können. 

LGPräſ. Prof. Dr. Brand, Dnisburg. 

1) JW. 1932, 3469. 
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ob der Kl. (leitender Arzt eines ſtädt. Krankenhauſes) als ein 
den Beamten gleichzuerachtender ſtändig 1 11 8 i. S. des 
Kap. II 81 Abf. 4 des 4. Teiles der e cotV O. anzuſehen 
ſei, als für den Rechtsſtreit unerheblich dahingeſtellt ſein laſſen. 
Nach Kap. 1 §1 des 4. Teiles der VO., jo hat es ausgeführt, 
könnten zwar die Angeſtelltenverträge zum Zwecke der Durchfüh⸗ 
rung von Sparmaßnahmen mit halbmonatlicher Friſt gekündigt 
werden. Durch dieſe Bet. ſei aber die beſondere, durch das Künd⸗ 
SchG. v. 9. Juli 1926 (RGGBl. J, 990), das auch auf den Kl. 
Anwendung finde, getroffene Regelung nicht berührt worden. 
Die Rev. rügt mit Recht, daß das LArbG. auf jeden Fall 
eine Beachtung der Kündigungsfriſten des KündSchG. für er- 
forderlich erklärt habe. Die Rechtslage iſt nach den Vorſchr. der 
PrSparNotBO. v. 12. Sept. 1931 verſchieden, je nachdem der 
Augeſtellte zu den den Beamten gleichzuachtenden Angeſtellten 
i. S. des § 1 Abſ. 4 des Kap. II des 4. Teiles der VO. gehört oder 
nicht. Nur daun, wenn der Angeſtellte hierzu nicht gehört, bedarf 
es zur Beſeitigung entgegenſtehender vertraglicher Vereinbarun⸗ 
gen nach SI Abſ. 2 der Kündigung des Vertragsverhältniſſes, bei 
der allerdings, ſoweit das KündSchGG. als Reichsgeſetz eine län⸗ 
gere Kündigungsfriſt vorſchreibt, dieſe Kündigungsfriſt eingehal⸗ 
ten werden muß (vgl. R ArbGG. 11, 10 und 14)). Handelt es ſich 
dagegen um einen ſtändig Angeſtellten i. S. des Kap. II 8 1 
Abſ. 4 des 4. Teiles der VO., jo bedarf es zu einer Regelung 
auf Grund des Kap. II § 1 Abſ. 1 keiner Kündigung. Die Rege⸗ 
lung erfolgt vielmehr innerhalb des beſtehenden Vertragsverhält⸗ 
niſſes in gleicher Weiſe wie bei den Kommunalbeamten gem. 82 
unmittelbar durch Beſchl. des Verwaltungsorganes der Gemeinde. 
(RArbG., Urt. v. 8. April 1933, RAG 514/32. — Altona.) 


* 

3. 5 138 BGB. Eine Vereinbarung, durch die der 
Angeſtellte am Geſchäftsverluſt beteiligt wird, verſtößt 
nicht in jedem Fall gegen die guten Sitten. Als Knebe⸗ 
lungs vertrag iſt nur ein Vertrag anzuſehen, der im Er⸗ 
gebnis die Willens⸗ und wirtſchaftliche Freiheit lähmt 
und in übermäßiger Weiſe einſchränkt. 

(RArbG., Urt. v. 14. Dez. 1932, RAG 389/32. — Berlin.) 
* 


4. 5 612 BGB. Ob die in einem Lehrvertrag verein- 
barte Erziehungsbeihilfe den Charakter eines Unterhalts- 
zuſchuſſes trägt, der ohne Rückſicht auf die zu leiſtende 
Arbeit gewährt wird, oder ob ihr die Bedeutung eines 
Arbeitsentgelts zukommt, iſt eine Frage der Auslegung 
des Vertragswillens im Einzelfall. f) 

Wenn das N Arb. in einer Reihe von Entſch. (u. a. AAO. 
1, 313; 2, 2261) und 241; 6, 158; 8, 1522); Urt. v. 18. Okt. 1930, 
RAG 207/30: BenshSamml. 10, 469 3); Urt. v. 28. Jan. 1931, 
RAG 387/30: BenshSamml. 12, 3; Urt. v. 28. März 1931, RAG 
511/30: BenshSamml. 12, 9; Urt. v. 22. Jan. 1932, RAG 201/31: 
BenshSamml. 14, 262; Urt. v. 23. Nov. 1932, RAG 317/32: 
BenshSamml. 15, 393 6) die Auffaſſung vertreten hat, daß die 
ſog. Lehrlingsvergütung, auch wenn fie Koſtgeld oder gest te 
beihilfe genannt werde, doch den Charakter eines Arbeitsentgelts 
trage, ſo iſt einmal hierfür beſtimmend geweſen die geſchichtliche 
Entwicklung des Lehrlingsweſens in den in Betracht kommenden 


1) JW. 1932, 3468 u. 3469. 


Zu 4. Der Entſch. iſt nicht zuzuſtimmen. Aus der vorl. 
Entſch. ergibt ſich, daß — abgeſehen von den Verhältniſſen in 
ländlichen Bezirken — es gar nicht darauf ankommt, welchen 
Ausdruck die Parteien für die Lehrlingsentſchädigung gewählt 
haben. Ob ſie dieſe als Koſtgeld, Erziehungsbeihilfe, Arbeitsentgelt 
bezeichnet haben, ob die Lehrlingsentſchädigung durch freie Ver⸗ 
einbarung, durch Unterwerfung unter die Richtlinien der Hand⸗ 
werkskammer oder Innungen zuſtande gekommen iſt, oder ob ſie 
auf Tar Vertr. beruht, iſt unerheblich. Nach dem RArböG. iſt ſie 
immer Arbeitsentgelt. Dieſe Auffaſſung mag wohl für TarVertr. 
noch dahingehen, muß aber für den Fall, daß die Lehrlingsentſchä⸗ 
digung ſich an die Richtlinien der Handwerkskammer anlehnt, 
abgelehnt werden. 

Wenn es richtig iſt, daß der Begriff und die rechtliche Natur 
der Lehrlingsentſchädigung im Tar Vert von den Parteien des 
TarVertr. beſtimmt werden, dann muß Entſprechendes auch für 
die Richtlinien der Handwerkskammer und der Innungen gelten. 
Wenn zwei Parteien ſich der Vertragsgeſtaltung durch einen 
Dritten unterwerfen, dann bedeutet dieſes, daß inſoweit die Beſt. 
des Dritten maßgebend ſein ſoll. Dann kommt es aber darauf an, 
was der Dritte, hier die Handwerkskammer, in ihren Richtlinien 
beabſichtigte. Die Auslegung der Unterwerfung unter die Richt⸗ 
linien der Handwerkskammer oder Innung iſt nicht denkbar, ohne 
daß zugleich auf den Sinn und die Entſtehungsgeſchichte der Richt⸗ 


1) JW. 1930, 449. 2) JW. 1932, 2465. 
) JW. 1932, 2644. ) JW. 1933, 245 und 6482, 
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Gewerben und die Anſchauung der beteiligten Kreiſe, meiſt auch 
die Tatſache, daß die Lehrlingsvergütung in TarVertr. geregelt 
und dadurch der Wille der TarVertrParteien zum Ausdruck ge⸗ 
bracht war, die ſog. Lehrlingsvergütung dem Lehrling als Arbeits⸗ 
entgelt zukommen zu laſſen. Das ſchließt nicht aus, daß in anderen 
Fällen die Erziehungsbeihilfe von den Vertragsparteien als reiner 
Unterhaltungszuſchuß gewollt und vereinbart iſt. Für den vorl. 
Fall hat das LArbch. in Auslegung des Vertragswillens der 
Parteien angenommen, daß die Erziehungsbeihilfe den Charakter 
eines Arbeitsentgelts trage. Zu einer Nachprüfung in eigener 
Auslegung der Vertragsbeſtimmung iſt das RArbG, nicht befugt. 
Es kann dahingeſtellt bleiben, ob die Vertragsurkunde, ſoweit ihr 
das von der Handwerkskammer herausgegebene Formular zugrunde 
liegt, als ſolche typiſchen 11 anzuſehen und damit der Nach⸗ 
prüfung durch das RArbGg. in eigener Auslegung unterliegen 
würde. Denn gerade die hier in Betracht kommende Vertrags- 
mig entſpricht nicht dem Vertragsformular, beruht piel⸗ 
mehr auf beſonderer Vereinbarung der Parteien und iſt deshalb 
der Nachprüfung durch das Rev®. nur in der Richtung unter⸗ 
worfen, ob die Auslegung des LArbcßh. mit dem Wortlaut ver⸗ 
einbar und ohne Verletzung von Auslegungsgrundſätzen vorge⸗ 
nommen worden iſt. Daß die Aunahme, es handle ſich um ein 
Arbeitsentgelt, mit der Bezeichnung als Erziehungsbeihilfe nicht 
unvereinbar iſt, ergibt ſchon die bisherige Rſpr. Im übrigen läßt 
ſich eine Verletzung von Auslegungsgrundſätzen nicht feſtſtellen. 
Das LArbG. hat daraus, daß die Vertragsparteien eine vom Ver⸗ 
tragsformular abweichende Vereinbarung getroffen haben, daß die 
zu zahlende Vergütung nach der Zahl der Lehrjahre abgeſtuſt iſt, 
daß nach den allgemein geänderten Anſchauungen das arbeitsver⸗ 
tragliche Element auch im Lehrvertrage mehr in den Vordergrund 
getreten iſt, ohne indeſſen an der grundſätzlichen Bedeutung des 
Lehrverhältniſſes etwas zu ändern, gefolgert, daß auch im vorl. 
Falle die Parteien unter der Erziehungsbeihilfe eine Art Arbeits⸗ 
entgelt verſtanden haben Bedenken 1 5 hiergegen nicht zu erheben. 
Das RAS. hat insbef. für das dem Lernfache des Kl. (Auto⸗ 
Klempner⸗Handwerk) nahe verwandte Schloſſerhandwerk die Auf- 
faſſung vertreten, daß gemäß der Entwicklung des Tarifvertrags⸗ 
weſens auch der Lehrling entgeltliche Arbeit leiſtet, und daß dieſes 
Entgelt unter der Bezeichnung Lehrlingsvergütung, Lehrlings⸗ 
entſchädigung, Koſtgeld, Unterhalts⸗ oder Erziehungsbeihilfe ge⸗ 
zahlt wird. Wenn die Rev. darauf hinweist, daß es auch heute 
noch in vielen Innungen üblich ſei, daß der Lehrling bei dem Lehr⸗ 
herrn in Koſt und Verpflegung ſei, daß es aber mit Rückſicht auf 
die von den Innungen herausgegebenen Richtlinien dem Lehr⸗ 
herrn freiſtehe, zu wählen, ob er den Lehrling in Koſt und Ver⸗ 
pflegung nehmen oder ihm eine Erziehungsbeihilfe gewähren 
wolle, ho mag das für einzelne Gewerbe zutreffen, insbeſ. in 
ländlichen Gegenden, in denen ein enges perjünliches Verhältnis 
zwiſchen Lehrherrn und Lehrling noch möglich iſt. Bei einem Be⸗ 
triebe, wie er vorl. in Frage kommt (Fabrit mit 120 Arbeitern), 
kann dieſen Erwägungen keine ausſchlaggebende Bedeutung beige⸗ 
meſſen werden. In großſtädtiſchen und großbetrieblichen erhalt ⸗ 
niſſen iſt die Auffaſſung, daß die dem Lehrling zu zahlende Ver⸗ 


linien zurückgegangen wird. Dieſes iſt aber bei der Gleichſtellung 
der Erziehungsbeihilfe, die ſich nach den Richtlinien der Hand⸗ 
werkskammer vom RArbch. beſtimmt, überſehen worden (dgl. 
hierzu Rohlfin g. JW. 1933, 649, Fußnote). 

Das RArbcg. tft zwar an die Feſtſtellungen des LArbcß ge⸗ 
bunden, darf bei typiſchen Urk. den Inhalt nachprüfen. Deshalb 
befriedigt die vorl. Entſch. nicht, weil fie eine ausdrückliche Stel⸗ 
lungnahme vermeidet. Da liegt keine Abweichung in der 
rechtlichen Natur der Lehrlingsentſchadigung, wenn die Parteien 
niedrigere Sätze vereinbaren Zur Zeit des Abſchluſſes des Lehr⸗ 
vertrages betrugen die Sätze der Handwerkskammer im erſten Lehr⸗ 
jahr 5 . &, im zweiten Lehrjahr 7 N, im dritten Lehrjahr 
9 e und im vierten Lehrjahr 12 .2,4, während die Parteien 
4 Kl, 6 Sl, 8 RA und 10 RA für die entſprechenden Lehr⸗ 
jahre vereinbart hatten. Wenn ſchon niedrigere Sätze vereinbart 
werden, als ſie die Handwerkskammer vorgeſchrieben hat, dann 
liegt den Parteien die Auffaſſung, der Lehrherr könne bei Ar⸗ 
beitsverkürzung auch dieſes Entgelt entſprechend mindern, erſt recht 
fern. Daher iſt nicht nur rechtlich, ſondern auch wegen tatſachlicher 
Würdigung der Parteiauffaſſungen gegen das Urt. Bedenken zu er⸗ 
heben. Die Nachprüfung iſt dem RArbch. zwar in tatſächlicher 
Hinſicht verwehrt; es muß aber rügen, wenn die Beweiswürdigung 
zu den allgemeinen Erfahrungsſätzen in Widerſpruch ſteht. 

Die vorl. Entſch. zeigt deutlich, wohin der Weg des NArbcz., 
daß der Lehrvertrag ein Arbeitsvertrag ſei, geführt hat. Der Lehr⸗ 
ling wird zwar ausgebildet, erhalt die niedrigſte Bezahlung und 
wird in der Vergütung, wie das RArbch. ſagt, dem Vollarbeiter 
gleichgeſtellt. Damit aber tritt eiue Zerſetzung des Gedankens des 
Lehrvertrages ein, der in dieſer Auswirkung dem Geſetzgeber fern⸗ 


I t. i 
gelegen ha UHR. Dr. Rohlfing, Berlin. 


gütung, auch wenn fie unter der Bezeichnung Erziehungsbeihilfe 
oder Koſtgeld gewährt wird, in Wirklichkeit Gegenleiſtung für die 
zu leiſtende Arbeit bedeute, immer mehr vorherrſchend geworden. 
AJ ſt hiernach vom LArbG. für den vorl. Fall ohne Rechts⸗ 
irrtum angenommen, daß die im Lehrvertrage vereinbarte Er⸗ 
ziehungsbeihilfe in Wirklichkeit Arbeitsentgelt bedeutet, ſo kann 
auch ſeine weitere Annahme, daß die unter der Vorausſetzung einer 
48ſtündigen regelmäßigen Arbeitszeit vereinbarte Vergütung nach 
Einführung der 40ſtündigen Arbeitszeit zu vermindern ſei, rechtlich 
nicht beanſtandet werden. Nach § 8 des Lehrvertrages iſt der Kl. 
der Arbeitsordnung unterworfen. Die durch die Arbeitsordnung 
eingeführte Kurzarbeit iſt alſo auch für ihn maßgebend. Ent⸗ 
ſprechend ſeiner verringerten Arbeitszeit muß er ſich aber wie jeder 
andere Arbeiter (vgl. Urt. v. 21. Nov. 1931, RAG 186/31: Bensh⸗ 
Samml. 13, 465) einen entſprechenden Abzug von dem Arbeits⸗ 
entgelt gefallen laſſen 5). 
(RATES, Urt. v. 31. Mai 1933, RAG 50/33. — Berlin.) 
* 


* F. 8 630 BGB.; § 73 HGB.; $ 113 GewO. Zweck und 
Inhalt des Dienſtzeugniſſes. Das Zeugnis ſoll der Be⸗ 
werbung des Arbeitnehmers um eine neue Stelle dienen; 
die Art der Beſchäftigung iſt deshalb ſo genau anzugeben, 
daß der neue Arbeitgeber die Eignung des Bewerbers be⸗ 
urteilen kann. Für die Vermerke über Führung und 
Leiſtungen iſt dem Arbeitgeber nur ein ſubjektiv richtiges 
Urteil zuzumuten. Stets aber muß der Inhalt des Zeug- 
niſſes wahr ſein, und es darf das in ihm enthaltene ſub⸗ 
jektive Urteil nicht durch Voreingenommenheit zum Nach⸗ 
teil des Arbeitnehmers gefärbt fein. Die Erwähnung 
eines dem Arbeitnehmer nachteiligen Einzelfalls kann 
als unrichtiges Urteil anzuſehen ſein, wenn fie geeignetiſt, 
irrige Vorſtellungen über Leiſtungen und Führung des 
Arbeitnehmers zu erwecken. Vgl. R ArbG. I, 118 = JW. 
1928, 1666; R ArbG. 2, 336. 

(RArbG., Urt. v. 22. Febr. 1933, RAG 480/32. — Münſter i. W.) 


* 


6. 58 813 Nr. 3, 98 Abſ. 2 Nr. 5, 95 Abſ. 4, 103, 108 K 
Gewd. Die Feſtſetzung der Sätze der Erziehungsbeihilfen 
gehört zu der den Innungen und Handwerkskammern zu⸗ 
ſtehenden näheren Regelung des Lehrlingsweſens i. S. der 
88 93 Abſ. 2 Nr. 5, 103 e und bedarf deshalb der Mitwir⸗ 
kung des Geſellenausſchuſſes gem. 88 95 Abf. 4 und 103 k. 
Solche Feſtſetzungen ſind Verwaltungsvorſchriften mit 
bindender Wirkung gegenüber den Innungsmitgliebern, 
wirken aber nicht unmittelbar auf den privatrechtlichen 
Inhalt der Lehrverträge. f) 

Der Kl. iſt bei dem Bekl. als Lehrling zur Zum Abe des 
Klempner⸗ und Rohrleger⸗Handwerks beſchäftigt. Zum Abſchluß 
des Lehrvertrages iſt ein gedrucktes Formular Aae das von der 
Klempner⸗ und Inſtallateur⸗Innung (Pflichtorganiſation) in Ber⸗ 
lin herausgegeben iſt. Im § 5 des Vertrages iſt beſtimmt: 


5) Vgl. auch JW. 1932, 2312. 


Zu 6. Der Entf. iſt nicht zuzuſtimmen. In der vorl. 
Entſch. ſchließt ſich das RArbch. eng an die Begr. des Urt. v. 
30. Nov. 1932: JW. 1933, 238 an. Aber es fehlt auch hier die 
nähere Begr., was das Innungsſtatut unter „näherer Beſt. zur 
Regelung des Lehrlingsweſens“ verſteht. Zu vermiſſen ift ein 
Eingehen auf die Entſtehungsgeſchichte der Innungsrichtlinien und 
den Zuſammenhang mit den ſonſtigen Beſt. zur näheren Regelung 
des Lehrlingsweſens und die Bedeutung der Zuſtändigkeitsabgren⸗ 
zung zwiſchen den Befugniſſen der Innungen und der Handwerks⸗ 
kammer auf privat⸗ und öffentlich⸗rechtlichen Gebieten (vgl. bierzu 
er g: JW. 1932, 2532 und Anm. zu RAG 338/32: JW. 
1933, 648 ff.). 

Das RArbE. tut die entgegengeſetzte ausführliche begründete 
Meinung (vgl. Dethloff, Die Rechtsſtellung der von der Hand⸗ 
werkskammer und den Innungen herausgegebenen Richtlinien 
über Lehrlingsentſchädigungen im Deutſchen Handwerksblatt 1933, 
87) mit dem kurzen Hinweis ab, „dieſe Auffaſſung ſei zu eng“. 
Endlich fehlt auch die Begr., weshalb gerade die Unverbindlichkeit 
der Innungsrichtlinien der Auffaſſung, daß dieſe unter die 
Vorſchr. zur näheren Regelung des Lehrlingsweſens fielen, nicht 
entgegenſtehe. Hier darf darauf hingewieſen werden, daß die 
Beſt. über Lehrlingshöchſtzahlen gerade die Lehrherrn kraft öffent⸗ 
lichen Rechts verpflichtet, bei den Innungsrichtlinien über Lehr⸗ 
lingsentſchädigungen jede öffentlich⸗rechtliche oder privatrecht⸗ 
liche Bindung fe lt. Bedenklich iſt die Auffaſſung, daß die Hand⸗ 
werkskammer in ihren Beſchlüſſen über Lehrlingsentſchädigungen 
die Innungen binden oder nur anweiſen könne. Damit verkennt 
das RALb®. den Begriff der Zuſtandigkeitsabgrenzung zwiſchen 
Handwerkskammer und Innungen, wie ſie tatſächlich auf dem Ge⸗ 
biete der Lehrlingsentſchädigung beſteht. In § 103 e GewO. iſt 
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„Für Wohnung, Unterhalt, Beköſtigung und Wäſche hat der 
Lehrling ſelbſt zu ſorgen. 12855 zahlt der Lehrherr an den Vater 
für jede Woche die von der Innung jeweils feſtgeſetzten Beträge 
als Erziehungsbeihilfen. Diefe betragen z. Z. 5 %, im erſten 
Jahre, 7 AM im zweiten Jahre, 9 RA im dritten Jahre, 
11 Ha im vierten Jahre. Die Belt. entſpricht dem im Formular 
vorgeſehenen Wortlaut; eine Anderung durch die Vertragsparteien 
iſt daran nicht vorgenommen; lediglich die z. Z. geltenden Sätze 
der Erziehungsbeihilfe ſind an den im Formular hierfür vorge⸗ 
ſehenen Stellen handſchriftlich eingefügt. Durch Beſchluß der 
Innungsverſammlung v. 25. Jan. 1932 wurden die Sätze herab⸗ 
geſetzt, und in der Folge hat der Bekl. nur die herabgeſetzten Sätze 
bezahlt. Der Kl. macht geltend, der Beſchluß entbehre der Wirk⸗ 
ſamkeit, da entgegen der Beſt. des § 19 der Innungsſatzung die 
Mitglieder des Geſellenausſchuſſes nicht hinzugezogen worden 
ſeien. 

Das NArbc. iſt bereits in der Sache RAG 338/32, der ein 
unter Benutzung des gleichen Vordruckformulars abgeſchloſſener 
Lehrvertrag zugrunde lag, mit der Auslegung der gleichen Ver⸗ 
tragsbeſtimmung befaßt geweſen. In jenem Rechtsſtreit (Urt. v. 
30. Nov. 1932 1)) hat es ſich zur ſelbſtändigen Auslegung der Ver⸗ 
tragsbeſtimmung für befugt erachtet, indem es angenommen hat, 
daß es ſich, da der Vertrag unter Benutzung des von der Klempner⸗ 
und Inſtallateurinnung (Pflichtorganiſation) in Berlin heraus⸗ 
gegebenen Formulars em Aha worden ſei, um eine Vertrags⸗ 
beſtimmung mit typiſchem Inhalt handle. Die gleiche Erwägung 
trifft auch für den vorl. Fall zu. Der Umstand, daß das RArbch. 
in dem Urt. v. 23. Nov. 1932, RAG 317/32) in bezug auf den 
dort in Frage kommenden Lehrvertrag die Eigenſchaft einer Ver⸗ 
tragsurkunde mit typiſchem Inhalt verneint hat, ſteht der An⸗ 
nahme einer ſolchen Eigenſchaft im vorl. Falle nicht entgegen, da 
es ſich in jenem Rechtsſtreit um einen Lehrvertrag handelte, der 
unter Benutzung eines ganz anderen, auch von einer anderen 
Organiſation herausgegebenen Vertragsformulars geſchloſſen wor⸗ 
den war, und die Anerkennung als Vertragsurkunde mit typi⸗ 
ſchem Inhalt jedenfalls für den vorl. Fall den von der Rſpr. (vgl. 
Urt. v. 9. Juli 1932, RAG 100/32 2); RArbG. 8, 156); 10, 162; 
12, 129) hierfür entwickelten Grundſätzen entſpricht. Die eigene 
Auslegung der Vertragsbeſtimmung führt aber zu dem gleichen 
Ergebnis, zu dem das RArbG. in jenem Urt. v. 30. Nov. 1932 
elangt iſt. Unter den von der Innung feſtgeſetzten Beträgen der 
Erziehungsbeihilfe ſind nach dem allgemeinen Sprachgebrauche die⸗ 
jenigen Beträge zu verſtehen, die von der Innung im Rahmen 
der für ſie beſtehenden Vorſchr. ordnungsmäßig feſtgeſetzt ſind. 
Dazu gehört aber die Zuziehung des Geſellenausſchuſſes, die ſo⸗ 
wohl nach $95 GewO. als auch nach 88 18 und 19 der Innungs⸗ 
ſatzung erforderlich iſt. Die Feſtſetzung der Sätze der Erziehungs⸗ 
beihilfe fällt in das Gebiet der näheren Regelung des Lehrlings⸗ 
weſens. Die im Schrifttum vertretene Auffaſſung, die Feſtſetzung 
ſolcher Sätze bedeute keine Vorſchr. zur näheren Regelung des 
Lehrlingsweſens i. S. der SS 103 e, 93 Abſ. 2 Nr. 5 GewO., faßt 
die Aufgaben, die den Innungen durch dieſe letzteren Beſt. über⸗ 
tragen ſind, zu eng. Sie wird auch keineswegs durch die im Urt. 
v. 14. März 1928 (RArbG. 1, 313) enthaltenen Ausführungen 
über die Bedeutung der von den Innungen oder Handwerkskam⸗ 


der Zuſtändigkeit der Handwerkskammer vorbehalten, nähere Beſt. 
zur Regelung des Lehrlingsweſens zu treffen. Nach § 93 Abſ. 2 
Ziff. 5 GewO. muß der Innung vorbehalten werden, der Erlaß 
von Vorſchr. zur näheren Regelung des Lehrlingsweſens. Dies be⸗ 
deutet, daß die Innungen zum Exlaß von näheren Vorſchr. zur 
Regelung des Lehrlingsweſens nur ſoweit befugt ſind, als ent⸗ 
weder die Handwerkskammer die dahingehende Frage nicht ge⸗ 
regelt oder Abweichungen durch die Innungen zugelaſſen hat. So⸗ 
weit die Richtlinien der Innungen mit denen der Handwerks⸗ 
kammer in Widerſpruch ſtehen, find die nach § 103 k Abſ. 2 GewO. 
unverbindlich. Will alſo die Handwerkskammer für alle Hand⸗ 
werksbetriebe die Lehrlingsentſchädigungen gleichmäßig feſtſetzen, 
ſo würde dies zur Bedeutung haben, daß keine Innung unter dieſe 
Sätze oder über dieſe Sätze gehen kann und inſoweit wegen des 
Widerſpruchs die Innungsrichtlinien unwirkſam wären. Dieſes iſt 
die Folgerung aus der Stellungnahme des RArbG. zu den Nicht 
linien, die es unter die Beſt. „zur näheren Regelung des Lehr⸗ 
lingsweſens“ einordnet. In der Regel (ſo iſt es im Falle der 
Handwerkskammer Berlin geſchehen) iſt eine after Walo 
für Innungsrichtlinien nicht erfolgt. Die Zuläſſigkeit von Abwei⸗ 
chungen einer Frage, die bereits erſchöpfend durch Richtlinien der 
Handwerkskammer getroffen ift, bedarf eines beſonderen Anhalts. 
Das Schweigen genügt 101 nicht. Gerade die verſchiedene Bedeu⸗ 
tung der Zuſtändigkeitsabgrenzung der Innungsrichtlinien mit 
folgender Unverbindlichkeit beim Widerſpruch ergibt, daß unter den 
näheren Beſt. des Lehrlingsweſens nur ſolche getroffen find, die 


) JW. 1933, 238 und 648 2. ) JW. 1933, 245 und 648 2. 
) JW. 1932, 3583 7%, 9 JW. 1932, 2465. 


mern zur Regelung des Lehrlingsweſens erlaſſenen Vorſchr. ge⸗ 
rechtfertigt. Der Umſtand, daß dieſe Vorſchr. keine unmittelbare 
Auswirkung auf die privatrechtlichen Beziehungen zwiſchen Lehr⸗ 
herrn und Lehrling auszuüben vermögen, ſteht dem nicht e 
daß die genannten Stellen ſolche Vorſchr. kraft ihrer öffentlich⸗ 
rechtlichen Befugnis mit einer die Innungsmitglieder bindenden 
Wirkung nach §§ 103 e, 93 Abſ. 2 Nr. 5 GewO. erlaſſen. Auch das 
Urt. v. 23. Nov. 1932, RAG 317/32 ſteht dieſer grundſätzlichen 
Auffaſſung nicht entgegen. In Übereinſtimmung mit dem Urt. v. 
30. Nov. 1932 iſt deshalb davon auszugehen, daß die Feſtſetzung 
der Beträge der Erziehungsbeihilfe eine Tätigkeit der Innung iſt, 
die die nähere Regelung des Lehrlingsweſens betrifft, und daß in⸗ 
Gnu ſowohl nach § 95 GewO. als auch nach Ss 18, 19 der 
Innungsſatzung die ordnungsmäßige Feſtſetzung der Mitwirkung 
des Geſellenausſchuſſes bedarf. Wenn das LArbGG. darauf hinweiſt, 
daß die Innungsverſammlung auch in den Vorjahren die Sätze 
der Erziehungsbeihilfe ohne Mitwirkung des Geſellenausſchuſſes 
erhöht und ſie dementſprechend am 25. Jan. 1932 auch wieder 
ohne Mitwirkung des Geſellenausſchuſſes herabgeſetzt habe, ſo 
überſieht es, daß die z. Z. des Abſchluſſes des Lehrvertrages zu 
zahlenden Sätze durch Einführung in den Lehrvertrag in ihrer 
Höhe vertragsmäßig feſtgelegt waren und nur ermäßigt werden 
konnten, wenn eine anderweite Feſtſetzung durch die Innung, d. h. 
durch einen von der Innungsverſammlung nach Maßgabe der be⸗ 
ſtehenden Vorſchr. gefaßten Beſchluß erfolgte. 

Hiernach beruht das angefochtene Urt. auf einer unrichtigen 
Auslegung des 85 des Lehrvertrages. Die ohne Zuziehung des 
Geſellenausſchuſſes durch Beſchluß der Innungsverſammlung vor⸗ 
genommene Ermäßigung der Sätze der Erziehungsbeihilfe iſt für 
den Kl. nicht bindend. Aus den Ausführungen des angefochtenen 
Urt. ergibt ſich aber, daß die Handwerkskammer am 6. April 1927 
die gleiche Ermäßigung der Sätze beſchloſſen hat. Ob dieſe Feſt⸗ 
ſetzung auch für die Innung ohne weiteres bindend war oder ob 
ſie lediglich eine Anweiſung an die der Handwerkskammer unter⸗ 
ſtehenden Innungen darſtellte, nun ihrerſeits eine ſolche Feſt⸗ 
ſetzung vorzunehmen, iſt ohne eine nähere Kenntnis des Beſchluſſes 
nicht feſtzuſtellen. Im erſteren Falle würde die durch die Hand⸗ 
werkstammer erfolgte Feſtſetzung nach Sinn und Zweck der im 85 
des Lehrvertrages getroffenen Vereinbarung jedenfalls einer durch 
die Innung erfolgten Feſtſetzung der Beträge i. S. dieſer Ver⸗ 
tragsbeſtimmung gleichzuerachten ſein. Da in dieſer 1 der 
Sachverhalt noch weiter aufzuklären iſt, bedurfte es der Aufhebung 
und Zurückverweiſung. 

(RArbcz., Urt. v. 31. Mai 1933, RAG 61/33. — Berlin.) 


* 

7. 8 1 Tar VO.; 88 394, 242 BGB. 

1. Die Nachwirkung des Tarifvertrags endet mit dem 
Inkrafttreten eines neuen unter denſelben Tarifparteien 
abgeſchloſſenen Tarifvertrags. 

2. Mit Bereicherungsanſprüchen kann unter Um- 
ſtänden gegen unpfändbare Lohnforderungen aufgerechnet 
werden. f) 4 

Der Kl. macht zunächſt für die Zeit über den 1. Febr. 1932 
hinaus weiter die höheren Barlohnsſätze geltend, die er bis dahin 
nach dem zum 31. Dez. 1929 gekündigten und außer Kraft ge⸗ 


zum mindeſten öffentlich-rechtliche Beſt. unter den Parteien ſeitens 
der Lehrherren erzeugen. Das RArbch. hat es unterlaſſen, dieſe 
Folge aus ſeiner Anſicht zu ziehen, auch nicht dargelegt, wann 
eine ſolche Bindung beſteht. Die Bindung wäre auf jeden Fall zu 
bejahen, wenn man der Anſicht des RArbc folgt und die Richt⸗ 
linien über Lehrlingsentſchädigungen zu den Beſt. über die „nähere 
Regelung des Lehrlingsweſens“ zählt. Darin aber liegt der Wider⸗ 
ſpruch der Anſchauung des RArbch., daß es auf der einen Seite 
an der Unverbindlichkeit der Richtlinien feſthält, auf der anderen 
Seite eine Mitwirkung des Geſellenausſchuſſes für notwendig und 
im Verhältnis der Richtlinien der Innungen zu denen der Hand⸗ 
werkskammer eine Bindung für möglich hält. 

Schließt man ſich der Entſch. des RArb®. an, fo bleibt dieſer 
Widerſpruch beſtehen. Da die Rſpr. dieſes Widerſpruchs nicht Herr 
geworden iſt, erſcheint es im Intereſſe einer geſunden Rechtsent⸗ 
wicklung erforderlich und wünſchenswert, daß zwar die Richt⸗ 
linien über Lehrlingsentſchädigungen unter Mitwirkung der Ge⸗ 
ſellenſchaft des Handwerks zuſtande kommen, daß ihnen aber gleich⸗ 
zeitig gegenüber allen Parteien des Lehrvertrages bindende Kraft 
eingeräumt wird. Inſoweit erſcheint eine Anderung der Geſetz⸗ 
gebung beſonders erforderlich. 


AGR. Dr. Rohlfing, Berlin. 


Zu 7 und 8. 1. Ausgangspunkt der Entſch. Nr. 8 iſt der vom 
RArbch. in den beiden angeführten Entſch. ſowohl für nichtrechts⸗ 
fähige (Urt. v. 26. Okt. 1929) wie für rechtsfähige (Urt. v. 13. Febr. 
1932; aus dem früheren Urt. war für dieſe eher das Gegenteil 
zu ſchließen: Nipperdey: BenshSamml. 8, 141 [RArbc.], 
Lehrb. II 816 Anm. 48) Vereine aufgeſtellte Satz, der TarVertr. 
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tretenen 86 des TarVertr. v. 10. Dez. 1928 erhalten hat, der zu⸗ 
folge beiderſeitiger Verbandszugehörigkeit der Parteien ihr Ar⸗ 
beitsverhältnis beherrſcht hat. Das BG. ſieht die Nachwirkung 
dieſer Tarifſätze mit dem 1. Febr. 1932 dadurch als beendet an, 
daß die Tarifparteien von dieſem Tage ab den 86 mit neuen 
niedrigeren Barlohnbeträgen wieder in Kraft geſetzt haben. Dieſe 
Auffaſſung entſpricht der ſtändigen Rſpr. des RO. und des RArbG. 
(RG. 114, 195 1); RArbcg. 2, 2712); Urt. v. 30. Jan. 1929, RAG 
225/28 8) und v. 27. Sept. 1930, RAG 162/30 *), abgedr. Bensh⸗ 
Samml. 5 Nr. 67 und 10 Nr. 58). Die Parteien eines Einzelarbeits⸗ 
vertrages, die zufolge Verbandszugehörigkeit unter einen Tar Vertr. 
fallen, wollen ihr Arbeitsverhältnis nicht nur dem z. Z., ſondern 
dem jeweils geltenden Tar Vertr. unterwerfen. Sie wollen zwar 
nicht, daß mit Eintritt eines tarifloſen Zuſtandes die durch den 
abgelaufenen Tar Vertr. erfolgte Regelung ihres Arbeitsverhält⸗ 
niſſes aufhört. Vielmehr ſoll dieſe Regelung bis zur ordnungs⸗ 
mäßigen Beendigung des Arbeitsverhältniſſes beſteben bleiben. Bis 
dahin wirkt der abgelaufene Tar Vertr. in ihrem Arbeitsverhältnis 
im allgemeinen nach. Es muß jedoch als dem Willen der Par⸗ 
teien, die ihren Verbänden die Regelung ihres Vertragsverhält⸗ 
niſſes überlaſſen haben, entſprechend angeſehen werden, daß die 
nachwirkende tarifliche Regelung durch eine neue tarifliche erſetzt 
wird. Mit Inkrafttreten der neuen TarBeſt. hört die Nachwirkung 
der bisherigen auf, ſelbſt wenn die frühere für den Arbeitnehmer 
günſtiger war. Daraus folgt, daß dem Kl. v. 1. Febr. 1932 ab 
nur noch die mit dieſem Tag in Kraft getretenen niedrigeren tarif⸗ 
lichen Barlohnſätze zukommen. Dieſe haben die nachwirkenden 
höheren Tarifſätze abgelöſt. Damit wird der 81 Tar VO. nicht ver⸗ 
letzt, wie die Rev. zu Unxecht annimmt. 

Nicht erörtert hat das BG. freilich die von der Rev an⸗ 
geſchnittene Frage, ob der Bekl. nicht durch S394 8G B. i. Verb. 
m. den geſetzlichen Lohnpfändungsvorſchr. wenigſtens gehindert 
war, den für den Monat Februar zuviel gezahlten Lohnbetrag 
von 50,80 ., wie geſchehen, vom Märzlohn in Abzug zu brin⸗ 
gen. Dieſer Abzug ſtellt eine Aufrechnung ſeitens des Bekl. mit 
dem ihm aus der irrtümlichen een erwachſenen Berei⸗ 
cherungsanſpruch dar. Das Aufrechnungsverbot des § 394 BGB. 
muß jedoch im vorl. Falle verſagen. Das Verbot ſoll dem Arbeit⸗ 
nehmer ſeinen rechtmäßigen Lohn in beſtimmter Höhe ſichern, 
ſoll ihn aber nicht in Beſitz unrechtmäßig zuviel empfangenen 
Lohnes ſchützen. Derjenige, der ſich Lohn auszahlen läßt, der ihm, 
wie ihm bekannt war, in dieſer Höhe nicht mehr zukam, handelt 
damit gegen Treu und Glauben und muß ſich deshalb den ſpäteren 


finde durch Auflöſung eines der tarifſchließenden Verbände ohne 
weiteres ſein Ende. Es iſt ſehr bedauerlich, daß das RArbcd. den 
Wunſch Stolls (BenshSamml. 14, 608 [RArbch.]), feine An⸗ 
ſicht in dieſer Beziehung noch einmal zu überprüfen, nach der 
Begr. des vorl. Urt. unerfüllt e hat; denn die auf ſehr 
ernſten methodiſchen Bedenken beruhende Kritik Deut dieſes 
Schriftſtellers an der in Frage ſtehenden Rſpr. (vgl. Arch ZivPr. 
N. F. 13, 78 ff.) JW. 1930, 3500 1 Kartenauskunftei des Arb.⸗R., 
Berufsverein, Auflöſung 362, 3/4 u. a. a. O. &. 602 ff.) trifft 
in der Tat in allen weſentlichen Punkten das richtige (vgl. die Lit. 
bei Nipperdey, Lehrb. II a. a. O.). Sicher muß m. E. bei 
rechtsfähigen Vereinen arg. § 49 Abſ. 2 BGB. der Fortbeſtand 
des Verbandes angenommen werden, ſoweit es die Abwicklung 
des laufenden TarVertr. erfordert, fraglich konnte es höchſtens 
erſcheinen, ob man mit Stoll (Arch Ziv Pr. N. F. 13, 81. und RG⸗ 
Feſtg. 1929, II, 49 ff.) durch „abändernde Gebotsberichtigung“ 
gegenüber $54 BGB. auch beim nicht rechtsfähigen Verein dieſe 
Vorſchr. entſprechend anwenden darf; doch iſt ein ſolcher Schritt 
gerade bei Arbeitsverbänden am eheſten zu rechtfertigen (Stoll 
a. a. O. S. 89 ff.), und wer ſich dazu nicht entſchließen wollte, 
dürfte keinesfalls mit dem RArbcz. dem Tarifgegner eines nicht 
rechtsfähigen Verbandes bei deſſen Auflöſung den Rechtsſchutz 
verſagen, ſondern müßte notgedrungen als Träger der Pflichten 
aus dem Tar Vertr. gem. $$54, 714, 427 BGB. die Mitglieder 
anſehen, was wieder zu anderen erheblichen Schwierigkeiten führt 
(mangelnde Tariffähigkeit der einzelnen Arbeitnehmer, Frage des 
Ausſchluſſes der Mitgliederhaftung durch Satzung und Vertrag mit 
dem Gegner). n 

2. Nimmt man mit dem RArbG. Beendigung des TarVertr. 
durch Verbandsauflöſung an, ſo erhebt ſich — ebenſo wie in 
dem Falle der Tarifkündigung, der dem Urt. Nr. zugrunde liegt 
— die Frage der Nachwirkung der Tarifnormen. Sie wird 
bekanntlich vom NALB®. poſitiv beantwortet, eine Löſung, die 
ſich nur aus der falſchen, körperweltlichen Vorſtellung des „Ein⸗ 
gehens“ der tariflichen Arbeitsbedingungen in den Einzelarbeits⸗ 
vertrag erklärt und grundſätzlich abzulehnen ift (ogl. Nipper⸗ 
dev, Lehrb. II § 20 IV 3, S. 288 ff). darf hier auf 
meinen an anderen Stellen (Arch ZivPr. N. F. ö, 10, Anm. 14; 9, 


2) JW. 1929, 1317. 


N c 97.65 
JW. 1997, 265. 9 5 905 
J. 1932, 2052. 


5) JW. 1929, 2298. 


Abzug des zuviel empfangenen Lohnbetrages gefallen laſſen (Urt. 
v. 11. Mai 1929, RAG 603/28 6) abgedr. BenshSamml. 6 Nr. 8; 
ſ. auch RArbG. 5, 193). Der Kl. hat der tariflichen Lohnkommiſ⸗ 
ſion angehört, die vom 1. Febr. 1932 ab niedrigere tarifliche Bar⸗ 
lohnſätze eingeführt hat. Er konnte deshalb für den Monat Fe⸗ 
bruar die höheren alten Sätze nicht mehr erwarten. Er konnte auch 
nicht annehmen, daß der Bekl. ihm die alten Sätze als über⸗ 
tarifliches Entgelt habe zuteil werden laſſen wollen und hat dies 
ſelbſt nicht ne Seiner Berufung auf § 394 BGB. ſteht 
dei dieſer Sachlage der Grundſatz des § 242 entgegen. 

(RArbE., Urt. v. 4. Jan. 1933, RAG 429/32. — Altona.) 

* 


** 8. 81 Tar O.; $ 125 BGB. 

1. Mit Auflöſung eines Vereins, der Tarifpartei iſt, 
erliſcht der Tarifvertrag. Sein normativer Inhalt bleibt 
aber, ſoweit er in Einzelarbeitsverträge eingegangen iſt, 
kraft Nachwirkung weiter maßgebend. 

2. Die Nachwirkung endet, wenn und ſoweit die Par⸗ 
teien der Arbeitsverträge eine Anderung der Arbeits- 
bedingungen vereinbaren; dies kann durch Betriebs- 
vereinbarung geſchehen. 

3. Tarifverträge, die der Schriftform entbehren, find 
unwirkſam. Die Schriftform iſt nicht gewahrt, wenn die 
Vertragſchließenden in einer Urkunde auf einen von 
andern Tarifparteien geſchloſſenen Tarifvertrag lediglich 
verweiſen, ohne deſſen Inhalt in den Text der Urkunde 
aufzunehmen. f) 

Das BG. geht davon aus, daß der Mantel TarVertr. v. 
13. Mai 1929 mit Auflöſung der einen Tarifpartei, der durch Be⸗ 
ſchluß ihrer Mitglieder v. 21. Mai 1930 aufgelöſten Vereinigung 
der Kiſtenfabrikanten Berlins und Umgebung e. V., ſein Ende 
gefunden hat. Das entſpricht der Rſpr. des RArbG. (NALbO. 5, 
11) und 10, 258 2). Fur die Arbeitsverträge, die ihren Inhalt 
durch den beendeten TarVertr. bereits erhalten hatten, iſt er je⸗ 
doch kraft Nachwirkung weiter maßgebend geblieben, Dazu gehört 
nicht nur der Arbeitsvertrag des Kl. M., der zufolge Verbands 
mitgliedſchaft feiner Parteien unter den Mantel Tar Vertr. gefallen 
war, ſondern gehören auch die Arbeitsverträge der beiden anderen 
Kl., falls fie unter Bezugnahme auf den TarVertr. abgeſchloſſen 
waren. Die Nachwirkung hört aber auf, ſobald und ſoweit die 
Parteien der Arbeitsverträge eine Anderung der Arbeitsbedin⸗ 
gungen vereinbaren. Eine vertragliche Neuregelung des Arbeits⸗ 


115; JW. 1932, 3495 f.) begründeten Widerſpruch verweiſen. Geht 
man mit der richtigen Anſicht davon aus, daß das bisher tarif⸗ 
gebundene Arbeitsverhältnis mit der Beendigung des TarVertr. 
tariffrei wird, ſo ſind deſſen Bedingungen allein aus dem zu er⸗ 
mitteln, was Arbeitgeber und Arbeitnehmer einander ausdrück⸗ 
lich oder durch ſchlüſſige Handlung erklärt haben Die Auslegung 
dieſer Erklärungen ergibt für den Fall der Entſch. Nr. 7, daß der 
Bekl. dem Kl. nur bis zum Abſchluß eines neuen Tardertr. die 
bisherigen tariflichen Bezüge weiter gewähren wollte, der neue 
TarVertr. alſo keine „günſtigere“ Lohnregelung verdrängt (die 
konſeguente Durchführung der Nachwirkungslehre muß an dieſem 
Punkte ſcheitern; vgl. Nipperdey: BenshSamml. 14, 394 
NArbcz.]). Das RArbG. kommt zum gleichen Ergebnis durch 
die recht gekünſtelte Annahme, die Einzelvertragsparteien hätten 
dieſe beſchränkte Nachwirkung des TarVertr. gewollt, und zwar 
indem ſie „ihren Verbänden die Regelung ihres Vertragsverhält⸗ 
niffes überlaſſen“ hätten; man bedenke, daß davon mindeſtens bei 
dem für allgemein verbindlich erklärten Tar Vertr. hinſichtlich der 
Außenſeiter keine Rede fein kann (ogl. Kaskel⸗Derſch 818 
d. E. S. 130). Im Falle des Urt. Nr. 8 war m. E. die Betriebs⸗ 
vereinbarung v. 16. Mai 1931 nach § 78 Nr. 2 Betrf®. („ſoweit 
eine tarifvertragliche Regelung nicht beſteht“) unwirkſam, da ſte 
auf die unabdingbar fortgeltenden Normen des in Wahrheit noch 
gar nicht beendeten alten Tar Vertr. traf (. o. unter 1). Nimmt 
man mit dem RArbGG. Beendigung des alten TarVertr. durch 
Auflöſung des Arbeitgeberverbandes an, ſo galt die bisherige 
Urlaubsregelung höchſtens kraft Einzelvereinbarung fort und 
wurde durch die Betriebsvereinbarung kraft der dieſer n. r. A. zu⸗ 
kommenden unmittelbaren Wirkung ohne Rückſicht auf die Gün⸗ 
füt u wi ur 91 975 75 ey, Lehrb. 112/5 § 36 III I, 2; 
ür unmittelbare Wirkung der Betriebsvereinbarung auch Kas⸗ 
kel⸗Derſch“ S. 136). ie 

8. Setzt man mit dem RArbcg. voraus, daß die Urlaubs⸗ 
anſprüche der Kl. im Falle Nr. 8 ſich nach der Betriebsvereinba⸗ 
rung v. 16. Mai 1931 beſtimmten, ſo erhebt ſich weiter die Frage, 
ob dieſe Regelung durch den Abſchluß des gemeinſchaftlichen Fir⸗ 
menTarVerkr. v. 2. Jan. 1932 verdrängt wurde. Das RArbch. 
verneint dies, weil zur Wahrung der geſetzlichen Schriftform 
(81 TarVO.) die Bezugnahme auf andere Schriftſtücke, die nicht 


5) JW. 1930, 437. 1) JW. 1930, 3498. ) JW. 1932, 3493. 
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verhältniſſes iſt für die Kl. durch die Betriebsvereinbarung er- 
folgt, welche die Bekl. mit ihrer geſamten Belegſchaft am 16. Mai 
1931 abgeſchloſſen und ihr durch Aushang v. 18. Mai 1931 be⸗ 
kanntgegeben hat. Dadurch ſind nicht nur die Lohne herabgeſetzt, 
ſondern iſt auch die tarifliche Urlaubsdauer verkürzt worden. 

Umſtritten iſt nun zwiſchen den Parteien aber, ob die tarif⸗ 
lichen Urlaubsbeſt für die Kl. nicht dadurch wieder Geltung er⸗ 
langt haben, daß der ſie enthaltende Mantel Tar Vertr. v. 13. Mai 
1929 zum Inhalt des neuen Tarifabkommens v. 2. Jan. 1932 ge⸗ 
macht worden iſt. Dieſes Abkommen iſt ausweislich der darüber 
aufgenommenen Vertragsurkunde auf Arbeitgeberſeite von den 
aus einer angefügten Lifte erſichtlichen Arbeitgebern der Berliner 
Kiſteninduſtrie, darunter der Bekl., und auf Arbeitnehmerſeite 
nicht nur von der Freien Vereinigung der Kiſtenmacher Groß⸗ 
Berlins, welcher der Kl. M. angehört, ſondern auch vom Deut⸗ 
ſchen Holzarbeiterverband, deſſen Mitglieder die anderen beiden 
Kl. ſind, abgeſchloſſen und auf Arbeitgeberſeite vom Kiſtenfabri⸗ 
kanten D. „in Vollmacht der in der Liſte aufgeführten Arbeit⸗ 
geber“ unterzeichnet worden. Das BG. hält mit Recht die für 
Tar Vertr. nach §1 Tar VO. vorgeſchriebene Schriftform durch die 
bloße Angabe, daß der von der Vereinigung der Kiſtenfabrikanten 
und der Freien Vereinigung der Kiſtenmacher unterzeichnete Man⸗ 
tel Tar Vertr. v. 13. Mai 1929 von den im Eingang des Abkom⸗ 
mens genannten Tarifparteien abgeſchloſſen wird und die zu: 
gefügte Beſt. der Geltungsdauer des Abkommens nicht für ge- 
wahrt. 

Nach der Rſpr. des RG. verlangt der geſetzliche Formzwang 
der Schriftlichkeit, deſſen Nichtbeobachtung nach 8 125 Satz 1 BGB. 
Nichtigkeit zur Folge hat, daß der geſamte weſentliche Inhalt des 
Rechtsgeſchäfts in die über dasſelbe aufgeſetzte Urkunde mit auf⸗ 
genommen wird (RG. 57, 260; 80, 4023) und dortige Anführun⸗ 
gen). Zur Wahrung der Schriftform genügt es nicht, daß ſich die 
Erklärungen der Beteiligten erſt aus anderen in der Urkunde an⸗ 
gezogenen Schriftſtücken erkennen laſſen (RG. 105, 289). Eine 
Ausnahme wird für den Fall zugelaſſen, daß das angezogene 
Schriftſtück der Haupturkunde unmittelbar beigefügt iſt und als 
Anlage mit ihr zuſammen eine Einheit bildet und deshalb als 
durch die Unterſchrift unter der Haupturkunde mitgedeckt an⸗ 
geſehen werden muß (RG. 107, 291). So werden z. B. der Tar⸗ 
VertrUrkunde beigefügte tarifliche Protokollnotizen von der Schrift⸗ 
form der Urkunde mitumfaßt (Urt. v. 24. Nov. 1928, RAG 127/28: 
BenshSamml. 4, 188). Es braucht nicht unterſucht zu werden, 
ob die Schriftform gewahrt iſt, wenn dieſelben Parteien, die einen 
abgelaufenen TarVertr. geſchloſſen haben, bei deſſen Verlänge⸗ 
rung oder Neuabſchluß in der von ihnen unterzeichneten Ver⸗ 
tragsurkunde auf den alten Vertrag Bezug nehmen. Eine derartige 
Bezugnahme genügt jedenfalls dann nicht, wenn die Parteien des 
alten und des neuen TarVertr., wie im vorl. Falle, nicht die 
gleichen ſind. Auch das Urt. v. 28. Sept. 1929, RAG 149/29 
(BenshSamml. 7, 114) kann die gegenteilige Anſicht nicht ſtützen. 
Darin iſt zugelaſſen, daß der Schiedsſpruch auf andere Abmachun⸗ 
gen verweiſt, wenn daraus über ſeinen Inhalt Zweifel nicht ent⸗ 


der Haupturkunde äußerlich beigefügt ſeien, nicht genüge, ſoweit 
es ſich um den „weſentlichen“ Inhalt des Vertrages handle. Es 
kann dahingeſtellt bleiben, ob die damit übernommene ſtrenge 
Rſpr. des RG. (ogl. außer den in den Gründen angezogenen 
Entf. auch RO. 125, 156 ff.) auf dem Gebiete der gewöhnlichen 
Verträge des bürgerlichen Rechts zu billigen iſt (dagegen Nip⸗ 
perdey, Lehrb. 11/5 § 15 Anm. 20); jedenfalls führt fie beim 
Tar Vertr., deſſen „weſentlicher“ Inhalt ſich nicht, wie bei den 
Geſchäftstypen des BGB. in einzelnen Beziehungen (Eſſentialien) 
erſchöpft (z. B. bei der Bürgſchaft: Einſtehen für die Erfüllung 
einer individualiſierten Verbindlichkeit), ſondern die geſamten zu 
regelnden Arbeitsbedingungen umfaßt, zu einer übertriebenen 
Formſtrenge: Der Text mancher TarVertr. iſt in gedruckten Aus⸗ 
gaben ebenſo leicht und ſicher zugängig, wie der Text von Ge⸗ 
ſetzen und VO., der Geſetzgeber hat auch ſelbſt (§S8 Tar VO.) 11 
eine gewiſſe Publizität geſorgt und in 873 ArbGG. hinſichtlich 
der Reviſibilität Tarif- und Geſetzesnormen gleichgeſtellt, Verwei⸗ 
ſungen auf einen anderen Tarif können alſo kaum anders behan⸗ 
delt werden als Verweiſungen auf geſetzliche Normen. Ob der 


„Warnungszweck“ der Form i. S. von Leonhardt, Schuld⸗ 


recht II 315 wirklich erreicht wird, wenn man die Parteien 
zwingt, ein Exemplar des angezogenen TarVertr. ihrem eigenen 
Vertrage als dauernde Anlage beizufügen, iſt mindeſtens zweifel⸗ 
haft; denn Parteien, die ſolche geſchäftliche Sorgfalt nicht aus 
freien Stücken üben, werden es leicht unterlaſſen, die Anlage genau 
durchzuleſen. Jedenfalls aber kann der vorl. Fall — Bezugnahme 
des gemeinſchaftlichen Firmen Tar Vertr. auf einen früheren Ver⸗ 
bands Tar Vertr., der im weſentlichen wohl die gleichen Arbeit⸗ 
geber betraf — nicht anders beurteilt werden als der Fall der 
Verlängerung oder des Neuabſchluſſes unter denſelben Parteien, 


o) JW. 1912, 1101. 
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Juriſtiſche Wochenſchrift 
ſtehen können. Die ausnahmsweiſe vorgeſchriebene ſchriftliche Ab⸗ 
faſſung eines Vertrages ſoll aber nicht nur die Klarſtellung ſei⸗ 
nes Inhalts gewährleiſten, ſondern wegen der Bedeutung dieſes 
Inhalts die Parteien auch vor Übereilung bewahren und zur 
ſorgfältigen Überlegung bei der Abfaſſung anhalten. Dieſe Abſicht 
wird in höherem Maße erreicht, wenn die Parteien in die von 
ihnen Mech oder doch unterzeichnete Urkunde den geſamten 
weſentlichen Inhalt des Rechtsgeſchäfts ſelbſt aufnehmen und 
wegen dieſes Inhalts nicht nur auf andere Schriftſtücke verweiſen. 
Die Verweiſung darf wohl einen in der Haupturkunde bereits 
enthaltenen weſentlichen Vertragsinhalt ergänzen, kann ihn je⸗ 
doch nicht völlig erſetzen. 

(RArbG., Urt. v. 4. Jan. 1933, RAG 428/32. — Berlin.) 


* 
* 9. 8139 Abſ. 4 ArbVermG.; 88 611, 612 86 B. 

1. Grenzen der Befugnis des Präſ. der Reichsanſtalt 
zur Lohnfeſtſetzung bei öffentlichen Notſtandsarbeiten. 

2. Aufwendungen des Arbeitnehmers für den Weg 
vom Wohnort zum Arbeitsort hat der Arbeitgeber nur zu 
erſtatten, wenn dies vereinbart iſt. 

Rechtlich verfehlt iſt die Annahme des BerR., als ob 8 139 
Abſ. 4 ArbVermG. den Präf. der Reichsanſtalt ermächtigte, mit un⸗ 
mittelbarer rechtlicher Wirkung vorzuſchreiben, daß der Arbeit⸗ 
geber den Arbeitern in irgendeiner Rechtsform ein Arbeitsentgelt 
zu gewähren habe, das weder im TarVertr. noch etwa im Einzel- 
1 ſeine e findet. Dieſe Annahme ſteht 
mit § 139 Abf. 4 ArbVermG. im Widerſpruch. Dieſe Vorſchr. hat 
unzweideutig den Präſ. nur ermächtigt, eine obere Grenze für die 
Entlohnung der Notſtandsarbeiter feſtzuſetzen (die zweite dem Präſ. 
verliehene Befugnis, felt en welcher TarVertr. Anwendung 
finden ſoll, iſt für die vorl. Sache ohne Belang). Aus der Befugnis, 
eine Höchſtgrenze feſtzuſetzen, läßt ſich aber nicht die weitere und 
anders geartete Befugnis ableiten, mit Rechtswirkung anzuordnen, 
daß der Arbeitgeber den Arbeitern neben dem Hoͤchſtlohn noch 
weitere Vergütungen zu entrichten habe, auf die den Notſtands⸗ 
arbeitern ſonſt, nach Tar Vertr. oder Einzelarbeitsvertrag, kein An⸗ 
ſpruch zufteht. Sicherlich hat der Präſ. etwaige Nebenvergütungen 
nicht ausſchließen wollen; das zeigt ſchon ſein Erlaß v. 23. Sept. 
1932; aber hier war nicht zu entſcheiden, ob der Präſ. ſolche Neben⸗ 
leiſtungen ausſchließen wollte, ſondern ob er ſolche einführen 
konnte, obſchon der Tar Vertr. fie für den Fall des Kl. nicht kennt. 
Übrigens iſt es im allgemeinen Sache des Arbeitnehmers, ſich an 
demjenigen Orte zur Arbeitsleiſtung zu ſtellen, der für ihn Er⸗ 
füllungsort iſt. Nur wenn der Arbeitgeber ihn von dieſem Orte 
aus weiter nach auswärts verſchickt, kann der Arbeitnehmer dafür 
Auslagenerſatz fordern. Das iſt der Grundgedanke, der den häufig 
wiederkehrenden Beſt vieler Tar Vertr. über „Auslöſungen“, „Ent⸗ 
fernungszulagen“, „Wegegelder“ u. dgl. zugrunde liegt (sgl. 
RAG 321/28 v. 19. Jan. 1929: ArbR. 1929, 160 und für das 
Steinſetzgewerbe RAG 397/32 v. 21. Jan. 1938). Für die Auf⸗ 
wendungen, die dem Arbeitnehmer daraus erwachſen, daß er ſich 
von ſeinem Wohnort an den vertragsmäßigen Arbeitsort begibt, 
kann der Arbeitnehmer Erſatz vom Arbeitgeber nur verlangen, 
wenn letzterer ihm das beſonders zugeſagt hat. 


deſſen Entſch. das RArbG. offen läßt und der doch wohl im Sinne 
der Zuläſſigkeit der Verweiſung gelöſt werden muß, will man nicht 
aus der Formvorſchr. des SI eine ganz überfluͤſſige Belaſtung 
der Parteien mit Schreibwerk machen. 
4. Im Falle der Entſch. Nr. 7 hatte der Kl. für den Monat 
5 0 1932 die Differenz zwiſchen dem alten und dem neuen 
ariflohn ohne rechtlichen Grund empfangen, und zwar nach dem 
feſtgeſtellten Sachverhalt in Kenntnis von dem Mangel eines 
ſolchen Grundes und in einer gegen die guten Sitten verſtoßen⸗ 
den Weiſe. Er haftet darum gem. § 819 Abſ. 1 und 2 i. Verb. m. 
§ 818 Abſ. 4 BGB. dem Bekl. für die Herausgabe dieſes Betrags 
nach den allgemeinen Vorſchr. Eine Abſchwächung dieſer Haftung 
auf die Bereicherung i. S. § 818 Abſ. 1—3 käme nur in Frage, 
wenn der Kl. etwa rechtsirrtümlich angenommen hätte, die alten, 
in feinem Arbeitsverhältnis „nachwirkenden“ Tariflohnſätze müß⸗ 
ten nach dem Günſtigkeitsprinzip auch unter dem neuen Tar» 
Vertr. fortgelten (. o. unter 2). Die vom RArbch. (ähnlich wie 
in JW. 1930, 4375.) in wenig glücklicher Weiſe unmittelbar 
aus 8 242 BOB. abgeleitete Ausnahme vom Aufrechnungsverbot 
des § 394 BGB. (zutr. Kritik bei Oertmann a. a. O.) iſt hier 
m. E. deshalb gerechtfertigt, weil die eondiotio gegen denjenigen, 
der bewußt und ſittenwidrig ein indebitum annimmt, offenbar 
nicht anders behandelt werden kann als der auf dem gleichen 
Tatbeſtand fußende Schadenserſatzauſpruch. Gegen Treu und Glau⸗ 
ben handelt derjenige Arbeitnehmer, der fi) auf das Aufrech⸗ 
nungsverbot beruft, obwohl der gegen ihn gerichtete Anſpruch 
aus ſeinem eigenen dolus begründet iſt, mag er ſich als deliktiſcher 
oder kontraktlicher Schadenserſatzanſpruch oder auch als condietio 
darſtellen (vgl. Hueck, Lehrb. 1/ 843 V). 
Prof. Dr. H. Kreller, Tübingen. 
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Der Erlaß v. 18. Nov. läßt erkennen, daß es dem Präſ. er⸗ 
wünſcht ſchien, den Notſtandsarbeitern, die von auswärts, teilweiſe 
wohl aus größeren Entfernungen, ſich zu den Arbeiten einfanden, 
Wege⸗ und Fahrgeld zu verſchaffen. Konnte auch der Präſ. dieſes 
Ziel nicht auf dem Wege einer verbindlichen Anordnung erreichen, 
ſo konnte es dieſem Ziele doch ſchon dienlich fein, wenn der Präſ. 
feſtſtellte, daß derlei Wege⸗ und Fahrtgelder, ſoweit fie kraft Tar⸗ 
Vertr. oder Einzelvertrags dem Arbeiter zukamen, doch für die Be⸗ 
rechnung der „oberen Lohngrenze“ nach § 139 Abf. 4 ArbVermG. 
außer Betracht bleiben ſollten, daß mithin der Arbeitgeber, indem 
er ſolche Vergütungen bezahlte, nicht die Bedingungen verletzte, 
unter denen ihm die Notſtandsarbeit übertragen worden war. Dar⸗ 
über hinaus beſtand aber weiter die Möglichkeit, daß der Präſ. 
oder die ihm nachgeordneten Stellen aus Anlaß der Vergebung der 
Arbeiten an die Unternehmer ihren Einfluß nach der Richtung 
geltend machten, daß der Arbeitgeber dem Notſtandsarbeiter im 
Wege des e e en der TarVertr. nicht ent⸗ 
gegenſtand, vgl. § 1 Abi. 1 Tar VO.) Wege⸗ und Fahrtgeld be⸗ 
willigte. 

(RArb G., Urt. v. 3. Mai 1933, RAG 73/33. — Frankfurt a. O.) 
* 


10. 8 13 SchwBeſchG.; 8 97 Betr. Bedingte Erſatz⸗ 
zuſtimmung des Arbeitsgerichts und bedingte Zuſtimmung 
der Fürſorgebehörden zur Entlaſſung. 

Durch den angef. Veſchl. hat das Arb®. die Zuſtimmung zur 
Kündigung des Bahnunterhaltungsarbeiters B. unter der Bedingung 
erteilt, daß an feiner Stelle der Bahnunterhaltungsarbeiter K. wie⸗ 
der eingeſtellt wird. 8 

Die RBeſchw. rügt, die Zuſtimmung könne nicht unter einer 
Bedingung erteilt werden. Dem kann nicht beigepflichtet werden. 
Das Wort Bedingung it in dem angef. Veſchl., wie auch feine Begr. 
erkennen läßt, als eine Vorausſetzung aufzufaſſen, von deren Er⸗ 
füllung die erteilte Zuſtimmung abhängig iſt. Das NALBG. hat 
bereits durch Beſchl. v. 11. Dez. 1929, RB 39/29 1), ausgeſprochen, 
daß keine grundſätzlichen Bedenken dagegen beſtehen, die Zuſtim⸗ 
mung auch unter Bedingungen oder Vorausſetzungen zu erteilen, jo- 
fern nur dadurch die Kündigungswirkung nicht ins Unbeſtimmte 
gerückt wird. Zuläſſig it insbeſ., die Zuſtimmung zu einer Kün⸗ 
digung zwecks Vertragsänderung unter der Bedingung zu erteilen, 
daß der neue Vertrag tatſächlich abgeſchloſſen wird. Auch für die 
Beſt. der 88 13, 14 SchwBeſchch ſteht durch die Nipr. feſt (RArbch. 
9, 132) und 1845), daß die HFürſSt. oder der Schwerbeſchädigten⸗ 
ausſchuß die Zuſtimmung zur Entlaſſung des Schwerbeſchädigten 
unter der Bedingung erteilen kann, daß ein anderer Schwerbeſchaä⸗ 
digter eingeſtellt wird. Der Rechtsſinn einer ſo erteilten Zuſtim⸗ 
mung liegt darin, daß die Wirkung der Zuſtimmung bis zu der 
Erſatzeinſtellung erſtreckt wird. 

(RArbh., Beſchl. v. 3. Mai 1933, RAG RB 23 u. 24/33.) 
* 


11. 88 13 ff. ShwBeih®. Der Spruch der Hauptfür⸗ 
ſorgeſtelle iſt als behördliche Entſcheidung vom Reviſions⸗ 
gericht frei auszulegen. Die HFürſSt. darf der Kündi⸗ 
gungs genehmigung nur ſolche Einſchränkungen hinzufügen, 
die ſich im Rahmen des Schw Beſchcö. und der ihr von die⸗ 
ſem erteilten Ermächtigung halten, und die dem Weſen der 
Kündigung als eines bedingungsfeindlichen Rechtsge⸗ 
ſchäfts nicht widerſprechen. Eine Zuſtimmung zur Kündi⸗ 
gung, die dieſen Erforderniſſen nicht entſpricht, gilt als 
nicht erteilt. 

Der Kl., Schwerbeſchädigter, ſtand ſeit mehr als 7 Jahren bei 
der Bekl. in Arbeit. Am 15. März 1932 kündigte ihm dieſe zum 
1. April 1932, weil ſie infolge der wirtſchaftlichen Verhältniſſe zu 
einer ſtarken Einſchränkung des Betriebes gezwungen war. Auf 
einen am 2. April 1932 bei der HFürſSt. geſtellten Antrag erteilte 
dieſe am 27. April 1932 die Zuſtimmung „mit Wirkung zum 
30. April 1932, dem Ablauf der geſetzlichen vierwöchigen Mindeſt⸗ 
kündigungsfriſt, unter der Bedingung, daß H. ſpäter nach Wieder⸗ 
aufnahme des Fabrikationsbetriebes im Rahmen der Einſtellungs⸗ 
pflicht bevorzugt wieder mit eingeftellt wird“. Die hiergegen vom Kl. 
eingelegte Beſchw. wurde vom Schwerbeſchädigtenausſchuß zurück⸗ 
ewieſen. en 
5 Ver daraufhin am 30. April 1932 entlafjene Kl. hält die Kün⸗ 
digung für rechtsunwirkſam; er hat Klage auf Weiterzahlung des 
Lohnes für 2 Monate über den 30. April 1932 hinaus erhoben. Er 
hat u. a. geltend gemacht, die Zuſtimmungserklarung ſei deshalb 
unwirkſam, weil ſie an eine Bedingung geknüpft ſei. 0 

Das Arbch. hat abgewieſen; das LArbGG. hat verurteilt. Die 
Rev. war erfolglos. . a 

Das LArbGG. hat in der dem Zuſtimmungsbeſcheide beigefügten 
Bedingung der Wiedereinſtellung des Kl. eine unzuläſſige Ein⸗ 
ſchränkung der Zuſtimmung erblickt. Da es ſich bei dem Spruch 


1) JW. 1930, 3131. 2) IW. 1933, 258. 0 JW. 1932, 1281. 


der HFürſSt. um eine behördliche Entſch. handelt, unterliegt er 
nach der Rſpr. (vgl. RG. 102, 11); Urt. v. 23. Sept. 1931, RAG 
93/31: ArbRſpr. 1931, 350 2)) der ſelbſtändigen Auslegung durch 
das Nev®. Dieſe führt jedoch zu keinem anderen Ergebnis als dem 
des LArbc . Aus dem Beſcheide v. 27. April 1932 ergibt ſich die 
Auffaſſung, daß die HFürſSt. die Zuſtimmung zur Kündigung des H. 
nur in Verbindung mit einer gleichzeitigen rechtlichen Verpflichtung 
der Bekl., den Kl. wieder einzuſtellen, ſobald in dem Betriebe die 
Vorausſetzungen für die Beſchäftigung eines Schwerbeſchädigten wie⸗ 
der eingetreten waren, erteilt hat. Zuſtimmungserklärung und Ver⸗ 
pflichtung des Bekl. waren nach dem Willen der HFürſSt. un 
trennbar miteinander verknüpft. Mit Recht hat das LArbG. da⸗ 
her angenommen, daß es ſich um mehr als eine an eine unein⸗ 
geſchränkt erteilte Zuſtimmung geknüpfte Erwartung, Bitte oder 
Auflage handelte, die, wenn ſie ſpäter nicht erfüllt wurde, die ein⸗ 
mal erteilte Zuſtimmung unberührt ließ. Das NArbG. hat bereits 
im Urt. v. 27. Febr. 1929 (RArbch. 3, 261°)) ausgeſprochen, daß 
die HFürfSt. ihrer Kündigungszuſtimmung nur ſolche Bedingungen 
oder Einſchränkungen hinzufügen darf, welche ſich im Rahmen des 
SchwBeſchGG. und der ihr von dieſem erteilten Ermächtigung halten 
und dem Weſen der Kündigung, die klare Vertragsverhältniſſe 
ſchaffen ſoll, nicht zuwiderlaufen. Dieſen Erforderniſſen entſpricht die 
der Zuſtimmungserklärung der HFürſSt. im vorl. Falle beigefügte 
Bedingung nicht. Mit Recht hat bereits das LArbG. darauf hin⸗ 
gewieſen, daß der HFürſcSt. jedes Mittel fehlt, die ſpätere Wieder⸗ 
einſtellung des Kl. zu erzwingen. Auch wenn im Betriebe der Bekl. 
die Vorausſetzungen für die Einſtellung eines Schpwerbeſchädigten 
wieder eintreten ſollten, jo würde die Verl. nach den Beſt. des 
SchwBeſchch. (88 5, 7) zunächſt freie Hand in der Auswahl des ein⸗ 
zuſtellenden Schwerbeſchädigten haben. Erſt wenn die Bekl. ihrer 
allgemeinen Einſtellungspflicht nicht nachkommen würde, würde die 
HFürſSt. in der Lage fein (8 7 Abſ. 2 SchmBeſchch.), den Kl. der 
Berl. als Schwerbeſchädigten zuzuweiſen. Das Geſetz gibt der 
HFürſSt. aber keine Handhabe, dem Arbeitgeber für den Fall des 
Wiedereintritts der Vorausſetzungen der Beſchädigung eines Schwer⸗ 
beſchädigten die Einſtellung eines beſtimmten Schwerbeſchädigten ſchon 
im voraus mit bindender Wirkung vorzuſchreiben und damit auch 
die Zuſtimmung zur Kündigung eines Schwerbeſchädigten mit einer 
den Arbeitgeber unmittelbar bindenden Verpflichtung der ſpäteren 
Wiedereinſtellung zu verknüpfen. Aber auch die Auffaſſung der Rev., 
die Bekl. habe durch die Annahme der Erklärung der H FürſSt. vom 
27. April 1932 ſich vertraglich zur bevorzugten Wiedereinſtellung 
verpflichtet und inſofern ſeien klare vertragliche Verhältniſſe ge⸗ 
ſchaffen worden, iſt nicht haltbar. Die Zuſtimmungserklärung der 
HFürſSt. iſt ein einfeitiger Willensakt der Verwaltungsbehörde, der 
keiner Annahme bedarf. Durch ſie wurden vertragliche Beziehungen 
zu der Beltl., die dem Kl. einen Anſpruch auf Wiedereinſtellung 
geben, nicht geſchaffen. Wollte die HFürſt. klare Verhältniſſe 
ſchaffen und dem Kl. die ſpätere Wiedereinſtellung ſichern, jo konnte 
ſie dies auf dem Wege erreichen, daß ſie ihre Zuſtimmungserklärung 
davon abhängig machte, daß die Berl. zuvor ſich dem Kl. gegen- 
über zur Wiedereinſtellung an erſter Stelle verpflichtete, wenn die 
Vorausſetzungen für die Veſchäftigung eines Schwerbeſchädigten in 
ihrem Betriebe wieder gegeben waren. Die Zuſtimmungserklärung 
v. 27. April 1932 war hiernach jedenfalls nicht geeignet, für den 
Kl. klare Rechtsverhältniſſe zu ſchaffen. Die hieraus ſich ergebende 
Unzuläſſigkeit der zugefügten Bedingung hatte aber nach der Rſpr. 
zur Folge, daß die Kündigungszuſtimmung ſelbſt als nichtig, alſo 
als nicht erteilt anzuſehen iſt. 
(RArbch., Urt. v. 25. März 1933, RAG 14/38. — Jena.) 
* 


12. 811 Abſ. 2 ArbGG. Der Vertretungszwang vor 
den Landesarbeitsgerichten darf nicht dadurch umgangen 
werden, daß ein wirtſchaftlicher Verband ſeinem Mitglied 
zur Vertretung in eigener Sache oder einem Angeſtellten 
feines Mitglieds Vollmacht erteilt. 7) 

(NRArbE., Beſchl. v. 11. Febr. 1933, RAG RB 12/33. — Güſtrow.) 

* 


13. 88 91 Abi. 2, 106 ArbGG.; 88 138, 315, 316 BGB. 
Der gewillkürte Ausſchluß des Rechtsweges hinſichtlich 
der Kündigungsberechtigung erſcheint zuläſſig. — Bei den 
89 91 Abſ. 2, 106 ArbG. handelt es ſich um poſitiv⸗ 
rechtliche Regelungen, denen kein weitergehender Ein- 
griff in die Vertragsfreiheit der Parteien des Dienft- 
vertrages zu entnehmen iſt. — Die Überlaſſung der ein- 
ſeitigen Beſtimmung, ob ein wichtiger Kündigungsgrund 
gegeben iſt, kann nicht als unſittlich und damit nichtig 
i. S. des 8 138 BGB. erachtet werden, zumal es ſich um 


1) JW. 1921, 574. ) JW. 1932, 1281 — NArbGh. 9, 184. 
3) pl. auch RALG.2, 186 — ZW. 1929, 1405. 


Zu 12. Vgl. LArbG. Harburg⸗Wilhelmsburg: JW. 1933, 138 
mit Anm. von Bremen. 
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1794 Rechtſprechung 
Verwaltungsſtellen einer öffentlich-rechtlichen Stelle 
handelt. f) 


Der Kl. ſtand ſeit dem Jahre 1925 als Angeſtellter in Dienſten 
des bekl. Verbandes. Im Jahre 1930 wurde das Dienſtverhältnis durch 
ſchriftlichen Vertrag v. 20. Okt. 1930 neu geregelt. Dieſer Vertrag 
entſpricht dem durch den Bezirks Tar Vertr. für Dauerangeſtellte bei 
den Kommunalverwaltungen im Bereich des Arbeitgeberverbandes rh.⸗ 
weſtf. Gemeinden e. V. v. 21. Nov. 1929 aufgeſtellten „Normalvertrag 
für die am 1. April 1929 vorhandenen Dauerangeſtellten“. 

9 6 Abf. 1 der verbandsſtatutariſchen Beſtimmungen v. 29. Juli 
1923 heißt: Den im $ 1 gen. Beamten und Angeſtellten darf nur 
aus einem wichtigen Grunde gekündigt werden. Sie haben das Recht, 
binnen vier Wochen nach erfolgter Kündigung die Entſch. des Ver⸗ 
bandsausſchuſſes anzurufen. Gegen deſſen Entſch. iſt binnen zwei Wochen 
die Beſchwerde an den Verbandspräſidenten zuläſſig, welcher unter 
Ausſchluß des Rechtsweges endgültig entſcheidet. § 7 der Verbands⸗ 
ſtatuten lautet: Durch 8 6 wird die Auflöſung des Dienſtverhältniſſes 
ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt auf Grund des 8 626 BGB. 
nicht berührt. In dieſem Falle bleibt der Rechtsweg offen. 

Durch § 6 Abſ. 1 der in 8 1 des Anſtellungsbertrages an⸗ 
gezogenen verbandsſtatutariſchen Beſtimmungen v. 29. Juli 1932 iſt 
eine Entſch. im Rechtswege über die Frage, ob ein wichtiger Grund 
zur befriſteten Kündigung vorgelegen hat, ausgeſchloſſen. Indem die 
Entſch. hierüber unter Ausſchluß des Rechtsweges dem Verbandsausſchuß 
und dem Verbandspräſidenten (vgl. §8 1, 3, 4, 24 Gef. betr. Ver⸗ 
bandsO. für den Siedlungsverband Ruhrkohlenbezirk v. 5. Mai 1920 
[GS. 286]) endgültig übertragen wurde, iſt eine Verwaltungsſtelle des 
bekl. öffentlicherechtlichen Verbandes mit der Beſtimmung des Inhalts 
der Leiſtung gem. 88 315, 316 BGB. betraut worden. Zugleich ergibt 
der Ausſchluß des Rechtsweges, daß nicht das billige, ſondern das freie 
Ermeſſen dieſer Verwaltungsſtelle, insbeſ. des Verbandspräſidenten, 
entſcheidend ſein ſollte. Der gewillkürte Ausſchluß des Rechtsweges 
hinſichtlich der Kündigungsberechtigung unterliegt keinen rechtlichen 
Bedenken (vgl. RG.: JW. 1930, 1082). Es liegt keine Veranlaſſung 
vor, im Hinblick auf die 88 91 Abſ. 2, 106 ArbGG. etwas anderes 
anzunehmen, da es ſich bei letzteren Vorſchriften um poſitivrechtliche 
Regelungen handelt, denen kein weitergehender Eingriff in die Ver⸗ 


Zu 13. Die Entſch. ſcheint mir bedenklich. 

Der Ausſchluß des Rechtswegs durch Vereinbarung iſt überall 
zuläſſig, wo die ZPO. oder das ArbGG. einen Schiedsvertrag er⸗ 
lauben. Der Rechtsweg wird in dieſen Fällen zugunſten eines ſchieds⸗ 
richterlichen Verfahrens ausgeſchloſſen. Es iſt au möglich, die Entſch. 
einzelner Tatfragen einem Schiedsgutachter zu übertragen in dem Sinn, 
daß das Schiedsgutachten das Staatsgericht binden ſoll. Daß es 
darüber hinaus möglich iſt, vertraglich auf jeden Rechtsbehelf zu ver⸗ 
zichten oder auch nur eine Entſch. durch eine Stelle zu vereinbaren, 
die keinerlei Möglichkeit der Vollſtreckbarkeitserklärung bietet, muß 
ich bezweifeln. Wer ſich derart bände, wer auf jeden Rechtsbehelf von 
vornherein verzichtete, der ihm praktiſch helfen kann, der ſchlöſſe einen 
Knebelvertrag, der ſittenwidrig wäre. 

Wie ſteht es hier? Ein Angeſtellter ſchließt einen Vertrag, der 
der Aufſichtsſtelle feiner Dienſtherrin das Recht gibt, unter Ausſchluß 
des Rechtswegs bindend darüber zu befinden, ob ein wichtiger Grund 
zur befriſteten, nicht zur friſtloſen Kündigung vorliegt. Was iſt das 
anders als ein Schiedsvertrag? Denn es handelt ſich nicht um eine 
Tatfrage, ſondern um eine Rechtsfrage, und zwar um die Feſtſtellung, 
daß ein ſolcher Kündigungsgrund vorliegt oder fehlt, alſo gegebenen⸗ 
falls um einen Vorprozeß vorm Gehaltsprozeß. Danach iſt freilich 
richtig, was RO. ſagt, daß § 106 ArbGG. ausſcheidet; unrichtig aber 
dürfte fein, daß IL ArbGG. unanwendbar iſt. Es handelt ſich um 
ein regelrechtes arbeitsgerichtliches Schiedsch Verf. nach 88 91ff. ArbGG. 

Nun wird man hier die Vereinbarung der Entſch. durch einen 
einzigen Schiedsrichter nicht zulaſſen dürfen. Denn das SchiebdsG. iſt 
nicht für einen ganz konkreten, dereinſt entſtehenden Einzelfall ver⸗ 
einbart, ſondern es ſoll jedesmal dann entſcheiden, wenn im Lauf des 
Dienſtverhältniſſes ſtreitig wird, ob ein wichtiger Grund zur befriſteten 
Kündigung vorliegt, eine Frage, die mehrfach ſtreitig werden kann, 
dann nämlich, wenn fie zunächſt verneint wird. Es fehlt alſo ſchon 
darum an der vorgeſchriebenen paritätiſchen Beſetzung des § 93 ArbGG. 

Davon abgeſehen halte ich es für unzuläſſig, daß zwar nicht die 
Partei ſelbſt entſcheiden ſoll, aber doch eine vorgeſetzte Stelle der 
Partei, d. h. eine Stelle, die beſtimmt nicht als grundſätzlich un⸗ 
befangen zu bezeichnen iſt. Daran ändert es gar nichts, daß dieſe Stelle 
eine höhere öffentlich- rechtliche Verwaltungsſtelle iſt; denn dieſe Stelle 
iſt zur Wahrnehmung der Intereſſen ihrer Untergebenen berufen — fo 
ſcheint mir doch — und darum wenn nicht gerade notwendig, ſo doch 
ſehr leicht befangen. Es iſt nun einmal ein Unfug, Schiedsrichter zu⸗ 
zulaſſen, bei denen der Verdacht der Befangenheit auch nur naheliegt, 
zumal hier, wo jede Ablehnungs möglichkeit der Natur der Sache nach fehlt. 

Dieſer Geſichtspunkt müßte übrigens ſelbſt dann entſcheiden, wo 
man mit RG. keinen Schiedsvertrag aunähme, ſondern eine eigen⸗ 
artige Vereinbarung über den Ausſchluß des Rechtswegs. 

SenPräſ. a. D. Dr. Baumbach, Berlin. 


tragsfreiheit der Parteien des Dienſtvertrages zu entnehmen iſt. Ebenſo⸗ 
wenig kann die Überlaſſung der einſeitigen Beſtimmung, ob ein wich⸗ 
tiger Grund gegeben ift, als unſittlich und damit nichtig i. S. des 
8138 BGB. erachtet werden, zumal es ſich um Verwaltungsſtellen 
einer öffentlich⸗rechtlichen Stelle handelt, bei denen eine pflichtgemäße 
Prüfung der ihnen unterbreiteten Frage ohne weiteres vorausgeſetzt 
werden kann. Insbeſ. iſt der Verbandspräſident gem. 8 24 Abſ. 2 u. 3 
Geſ. v. 5. Mai 1920 a. a. O. Staatsbeamter und unterliegt, ſoweit 
ſich nicht aus ſeiner Stellung etwas anderes ergibt, den für Regierungs⸗ 
präſidenten geltenden Dienſtvorſchriften. 


(RArbch., Urt. v. 5. Nov. 1932, RAG 315/32. — Eſſen.) 


Berlin. Arbeitsgerichte. 


1. Verbandsvertreter jüdiſcher Abſtammung find 
von der Vertretung vor ArbG. ausgeſchloſſen. 

Dr. F. vertritt als Verbandsſekretär Firmen der Filminduſtrie 
vor dem Arb®. Er gehört unſtreitig der jüdiſchen Raſſe an, iſt alfo 
i. S. des Geſ. zur Wiederherſtellung des Berufsbeamtentums vom 
7. April 1933 (RGBl. I, 175) nicht ariſcher Abſtammung. Nach dem 
Geſetz über die Zulaſſung zur Rechtsanwaltſchaft v. 7. April 1933 
(Rc Bl. I, 188) kann gegenüber RA., die nicht ariſcher Abſtammung 
ſind, die Zulaſſung zurückgenommen und bis zur Entſcheidung hier⸗ 
über ein Vertretungsverbot erlaſſen werden (88˙1 und A). Das ge⸗ 
nannte Geſetz kann zwar auf Verbandsvertreter, die vor dem ArbG. 
auftreten, nicht unmittelbar Anwendung finden. Im Hinblick auf 
den nicht nur in dieſem, ſondern in mehreren anderen Geſetzen (3. B. 
Geſetz betr. Zulaſſung zur Patentanwaltſchaft und zur Rechtsanwalt⸗ 
ſchaft v. 22. April 1933 [RG Bl. I, 217]; Geſetz über die Zulaſſung 
von Steuerberatern v. 6. Mai 1933 [RG Bl. I, 257) zum Ausdruck 
kommenden Willen des Geſetzgebers, Juden von der Vertretung in 
Rechtsangelegenheiten auszuſchließen, erſcheint eine entſprechende An⸗ 
wendung des Anwaltsgeſetzes auf Fälle wie den vorl. geboten. Es 
kann nicht der Wille des Geſetzgebers fein, daß ein jüdiſcher RA. in 
der Beurteilung ſeiner Raſſenzugehörigkeit weniger Rechte genießt 
als ein jüdiſcher Verbandsvertreter. 

(ArbG. Berlin, Beſchl. v. 20. Juni 1933, 9/10 A C 527/83.) 


Eingeſ. von RA. Dr. Zarnack, Berlin. 


C. Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte. 


I. Reich. 
Reichsſinanzhof. 


Berichtet von Reichsfinanzrat Dr. Boethke, Reichsfinanzrat Arlt 
und Reichsfinanzrat Dr. Georg Schmauſer, München. 


s Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
finanzhofs abgedruckt.] 


1. 88 15 Abſ. 1 Ziff. 3, 18, 35 EinkStG.; FI R Abg. 
Nichtanerkennung eines Vertrags, durch den der Vater 
(Anwalt) feinen Sohn (Referendar) in die Anwaltsgemein- 
ſchaft aufgenommen hat. 

Der Beſchw F. hatte mit Wirkung v. 1. April 1930 ab mit 
ſeinen beiden Söhnen, von denen der eine RA., der andere Ref. 
war, einen Vertrag geſchloſſen, nach welchem beide mit je / an 
dem Reinergebnis der Anwaltspraxis beteiligt waren. Er hatte 
aber bereits in ſeiner Steuererklärung für 1929, wie die Bem. am 
Ende ergibt, bei der Angabe ſeiner Einkünfte aus Berufstätigkeit 
auch ſchon für 1929 die Beteiligung beider Söhne berückſichtigt. 
Fin A. und Fincher. haben den Vertrag inſoweit als unter 85 
RAbgO. a. F. (5 10 RAbgO. n. F.) aa angeſehen, als eine Be⸗ 
teiligung des Ref. zu gleichen Rechten vereinbart iſt. Sie haben 
nur einen auf Grund des Arbeitsverhältniſſes zu zahlenden Be⸗ 
trag von monatlich 400 %%% für angemeſſen gehalten. Das Fin⸗ 
Ger. hat eine gutachtliche Außerung der Anw. veranlaßt, in der 
die Beteiligung eines Ref. an den Ergebniſſen der Praxis eines 
RA. als etwas Außergewöbnliches bezeichnet wird. 

Es kaun dahingeſtellt bleiben, ob man eine Rückwirkung des 
Vertrages in dem Sinn, daß die darin ſchriftlich niedergelegte 
Regelung auf Grund mündlicher Vereinbarung bereits ſeit An⸗ 
fang 1929 gegolten und in Anwendung geſtanden habe, aner⸗ 
kennen könnte, da der getroffenen Regelung für beide Steuerjahre 
mit Recht eine ſteuerliche Wirkung hinſichtlich der Beteiligung des 
Ref. am Gewinn aus der Anwaltspraxis verſagt worden iſt. Auch 
ohne Bezugnahme auf § 10 RAbg O. u. F. muß man auf Grund des 
89 RAbgO. zu dem gleichen Ergebnis e Das Finder. hat 
aus der Geſamtheit der Umſtände geſchloſſen, daß der Vertrag, der 
zivilrechtlich gültig ſei, auch wenn die Zuſtimmung der bange 
Behörde wegen der Beſchäftigung des Ref. fehle, feine Grundlage 
in rein perſönlichen Verhältniſſen habe. Das läuft darauf hinaus, 
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daß — wirtſchaftlich geſehen — die getroffene Regelung der Ein⸗ 
kommensverhältniſſe nicht durch die Leiſtung / des beteiligten Ref., 
ſondern ausſchlaggebend durch das beſtehende verwandtſchaftliche 
Verhältnis bedingt ift, daß ſie alſo eine in der Sphäre der fami⸗ 
lienrechtlichen Beziehungen liegende und deshalb für das Steuer⸗ 
recht nicht beachtliche Regelung darſtellt. Zu dieſer Schlußfolge⸗ 
rung konnte das FinGer. in Ausübung der ihm zuſtehenden freien 
Beweiswürdigung gelangen, und es ih nicht erſichtlich, daß dabei 
ein Verſtoß gegen den Akteninhalt begangen oder das Recht falſch 
angewandt ift; ebenſowenig liegt ungenügende Sachaufklärung vor. 
Der Ref. erhält für ſeine den ann unterſtützende Tätigkeit, 
einſchließlich des vom Beſchw§. zu leiſtenden Zuſchuſſes vom 
Innungsausſchuß monatlich 850 AM. De die Höhe dieſer 
Bezüge 0 vom Fin A. nichts eingewandt. Nur die darüber hin⸗ 
ausgehende Beteiligung mit 8 des Praxisgewinnes iſt abgelehnt. 
Diet Ablehnung rechtfertigt ſich aus den gleichen Gründen, aus 
denen der NFH. in ſtändiger Rſpr. den Gründungen vieler Fa⸗ 
miliengeſellſchaften, den Anſtellungsverträgen von Familienmit⸗ 
gliedern mit übermäßigem Gehalt, den Verträgen, in denen ſich 
Eltern zum Unterhalt der Kinder verpflichten, uſw. die ſteuerliche 
Wirkung verſagen muß. Der Sohn des Beſchwf. hat ſich bereits 
als Ref. verheiratet, und es liegt ſchon aus dieſem Grunde nahe, 
anzunehmen, daß der Beteiligungsvertrag auf einem anderen Wege 
das zu erreichen verſucht, was wegen der genannten Rſpr. durch 
einen Vertrag über einen Wirtſchafts⸗ oder Unterhaltszuſchuß 
kaum zu erreichen war. Die vom BeſchwF. im Vorverfahren und 
in der Begr. der RBeſchw. vorgebrachten Tatſachen laſſen die 
Ausführungen des Finger. nicht als rechtsirrig erſcheinen. Es 
mag zutreffen, daß die Tätigkeit des Beſchw§. ihre Beſonderheiten 
hat; es iſt aber auch nichts Alltägliches, daß ein Ref. in der Lage 
ift, monatlich 850 , zu verdienen. 
(RFH., Urt. v 11. Jan. 1933, VI A 2039/32.) 
Ber. von RA. Dr. Görres, Berlin. 
* 


Eu Merl UmfSt®. 1926 (1932). Iſt ein RA, abge- 
ſehen von feiner eigenen umſatzſteuerpflichtigen Berufs» 
tätigkeit, gegen eine feſte Jahresſumme in den Geſchäfts⸗ 
räumen einer RA.-Firma, der er nicht angehört, mit der 
Bearbeitung von Rechtsſachen der Klienten dieſer Firma 
beſchäftigt, fo iſt er inſoweit umſatzſteuerfrei. 

(NZB., 5. Sen., Ukt. v. 2. Juni 1933, V A 646/32 8.) 
4 


3. 8 3 Nr. 5 UmſStG. 1926 (1932). 

1. Die umſSt Befreiung der Künſtler unterſcheidet 
nicht zwiſchen der reinen, Kunſt und der angewandten, 
ſondern zwiſchen angewandter Kunſt und Handwerk. 

2. Über die Künſtlereigenſchaft eines nicht vollwertig 
ausgebildeten Architekten haben die Finanzbehörden von 
Fall zu Fall zu entſcheiden. 

(RFh., 5. Sen., Urt. v. 19. Mai 1938, V A 643/32 8.) 
* 


> 4. 88 11, 12 n. F. GrErwStG. Die vom RF. in der 
Entſch. RES. 8, 9 aufgeſtellten Grundſätze über die Be⸗ 
rechnung der GrErwSt. für die Veräußerung von Apo⸗ 
thekengrundſtücken finden keine Anwendung, wenn nach 
88 11, 12 beim Steueranſatz vom Einheitswert des Grund- 
ſtücks auszugehen iſt. 7) 
Der BeſchwF. hat durch notar. Vertrag v. 18. Okt. 1930 ein 
Hausgrundſtück nebſt der darauf betriebenen Apotheke mit Einrich⸗ 


Zu 4. Die Entſch. bringt völlig neue Grundſätze für die Be⸗ 
ſteuerung der Veräußerung von Apothekengrundſtücken. 

Bisher war es im Ergebnis gleichgültig, ob auf dem Grund⸗ 
ſtück eine preuß. Apotheke neueren Rechts, auf die die Kabinetts⸗ 
order v. 5. Okt. 1846 und der MinErl. v. 21. Okt. 1846 Anwen⸗ 
dung finden, oder eine Apotheke älteren Rechts betrieben wurde; 
der Umſtand, daß im erſteren Falle nur eine rein perſönliche Er⸗ 
laubnis zum Betriebe beſtand, während im letzteren Falle eine 
ſelbſtändige Gerechtigkeit vorhanden war, blieb für die Höhe der 
Grunderwerbſteuer unerheblich. N 

Für die Veräußerung von Grundſtücken, auf denen eine 
Apotheke neueren Rechts betrieben wurde, hatte der NFS. in der 
Entſch. v. 5. Jan. 1922 (Mrozek, R.3 zu § 12 Abſ. 1 GrErw. 
StG.) feſtgeſtellt, daß bei der Berechnung des der Beſteuerung gem. 
§ 11 GrErwStG. zugrunde zulegenden gemeinen Wertes auch die 
ſogenannten ſtillen Werte des Apothekenbetriebes, wie Konzeſſion, 
Firmenrecht und Kundſchaft mit zu berückſichtigen ſeien: dies 
wurde damit gerechtfertigt, daß die ſtillen Werte allgemein im Ver⸗ 
kehr als werkerhöhende Eigenſchaften des Grundſtücks angeſehen 
werden, ſofern die Apotheke ſchon längere Zeit auf dem Grund⸗ 
ſtück betrieben wurde; diefe Anſchauung kam insbeſ. in der Hohe 
der hyvothekariſchen Belaſtung zum Ausdruck. . 

Demenentſprechend mußten, wenn der Beſteuerung gem. 8 12 
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tung, Warenvorräten und Firmenrecht von der bisherigen Eigen⸗ 
tümerin gekauft. In dem Vertrag ſind von dem auf insgeſamt 
212 706,13 RM vereinbarten Kaufpreiſe Teilbeträge von 72 706,13 AM 
für den „Verzicht auf die Konzeſſtion“ und von 30000 AM „für die 
Überlaſſung des Firmenrechts“ gerechnet worden. Die Steuerſtelle 
hat bei Feſtſetzung der GrErwSt. aus § 5 Abſ. 1 die vorbezeich⸗ 
neten Teilbeträge als Teile des nach 8 12 für den Steueranſatz maß⸗ 
gebenden Grundſtücks veräußerungspreiſes behandelt. Das Fin⸗ 
Ger. iſt unter Hinweis auf die Rſpr. des NZH., insbeſ. das Urt. 
RF. 8, 9, dieſer Auffaſſung beigetreten. 

Die vom Finger. angewandten Rechtsgrundſätze find über⸗ 
holt durch die NotVO. v. 1. Dez. 1930 und die zu ihrer Durch⸗ 
führung ergangene „VO. über Wertermittlung bei der GrErwSt.“ 
v. 10. April 1933. Die Grundſätze beruhten, wie die Begründung 
der in Betracht kommenden Urt. des RFH. ergibt, auf der An⸗ 
nahme, daß ein Grundſtück durch den darauf ſeit langem geführten 
Betrieb einer Apotheke nach den insbeſ. in der Höhe der hypo⸗ 
thekariſchen Belaſtung zum Ausdruck kommenden Anſchauungen des 
Verkehrs einen höheren Wert erlange und daß dieſer Betrieb in⸗ 
ſofern eine werterhöhende Eigenſchaft des Grundſtücks 
darſtelle. Über die Frage, ob und inwieweit im Einzelfalle eine 
ſolche werterhöhende Eigenſchaft vorliegt, hat aber, ſeitdem für die 
Veranlagung der GrErwSt. durch die NotVO. v. 1. Dez. 1930 der 
gemeine Wert überall durch den Einheitswert erſetzt iſt, nicht 
mehr die Veranlagungsbehörde, ſondern die Bewertungsbehörde bei 
der Feſtſetzung des Einheitswerts nach den in erſter Linie maßgeben⸗ 
den Vorſchr. des R BewG. zu entſcheiden. Der Ry. hat niemals 
ausgeſprochen, daß bei der Ermittlung des ſteuerpflichtigen gemeinen 
Wertes eines veräußerten Apothekengrundſtücks, neben dieſem 
Grundſtück die fog. ſtillen Werte des Apothekenbetriebs wie die ſog. 
Konzeſſion, das Firmenrecht und die Kundſchaft, auch abgeſehen 
von dem Falle des 8 2 GrErwStG., als ſelbſtändiger Gegen⸗ 
ſtand für die GrErwSt. mitzubewerten ſeien. Schon aus dieſem 
Grunde iſt es rechtsirrig, wenn das Fincher, feine Auffaſſung damit 
begründet, daß die 88 1, 2, die das, was der GrErwSt. unterliege, 
beſtimmten, durch die NotVO. nicht geändert worden ſeien. Um eine 
Frage nach dem Gegenſtand der Bewertung und Beſteuerung han⸗ 
delte es ſich bei der vom Fincher. angezogenen Nfpr. überhaupt nicht. 
Im übrigen iſt auf § 2 Abſ. 2 der VO. v. 10. April 1933 zu ver⸗ 
weiſen, wo als Gegenſtand, von deſſen Einheitswert bei der 
Berechnung der GrErwSt. nach $ 3 dieſer VO. auszugehen iſt, der 
„Grundbeſitz“ i. S. des RBewG. bezeichnet wird, zu dem, wie auch 
im 8 11 u. F. zum Ausdruck gebracht iſt, landwirtſchaftliche, forſt⸗ 
wirtſchaftliche und gärtneriſche Betriebe, Grundſtücke und Betriebs⸗ 
grundſtüche gehören (vgl. auch 848 Abſ. 3 RAbgd.). Auch hin⸗ 
ſichtlich des Gegenſtandes der Bewertung iſt hiernach das Gr⸗ 
ErwStcz. durch die NotVO. und die VO. v. 10. April 1933 nun 
mehr den Vorſchr. des RBewG. angepaßt. 

Sind bei der Feſtſetzung des für die Berechnung der GrErwSt. 
maßgebenden Einheltswertes eines veräußerten Apothekengrundſtücks 
das mitveräußerte Apothekenbetriebsrecht und die damit verknüpften 
fog. ſtillen Werte nicht als werterhöhende Eigenſchaft des Grund⸗ 
ſtücks angeſehen, fo entfällt damit auch die Möglichkeit, den Be⸗ 
trag, der im Veräußerungsvertrag als Entgelt für dieſe ſtillen Werte 
bezeichnet iſt, ſchlechthin als Teil des nach 8 12 ſteuerpflichtigen 
Grundſtückspreiſes zu behandeln. 

Richtig iſt allerdings, daß bei dem nach 88 11 und 12 n. F. 
anzuſtellenden Vergleich zwiſchen Preis und Einheitswert des ver⸗ 
äußerten Grundſtücks ſich inſofern jetzt eine Unſtimmigkeit ergibt, als 
der Einheitswert im Gegenſatz zum gemeinen Wert nicht immer durch 
den im gewöhnlichen Geſchäftsverkehr erzielbaren Preis bedingt, ſon⸗ 


GrErwStG. an Stelle des gemeinen Wertes der Kaufpreis, weil 
höher als der gemeine Wert, zugrunde zu legen war, außer dem 
Entgelt für das Grundſtück auch die Teile des Kaufpreiſes, die auf 
Konzeſſion, Firmenrecht und Kundſchaft entfielen, bei der Ver⸗ 
anlagung milberückſichtigt werden. 

Die Beſteuerung der Veräußerung von Grundſtücken, auf 
denen eine Apotheke älteren Rechts betrieben wurde, war zwar in 
rechtlicher Hinſicht verſchieden; denn die Apothekenberechtigung 
wurde nicht zum gemeinen Wert des Grundſtücks als wert⸗ 
erhöhende Eigenſchaft zugeſchlagen; ihre Veräußerung ſtellte viel⸗ 
mehr einen ſelbſtändigen Steuerfall dar, der neben der Grund⸗ 
ſtücksveräußerung zu veranlagen war. Denn die Apothekenberech⸗ 
tigung älteren Rechts iſt eine Berechtigung, die gem. § 2 GrErw⸗ 
StG. den Grundſtücken ſteuerlich gleichgeſtellt ift. 

Da aber der Wert dieſer Berechtigung bzw. das für ſie ge⸗ 
zahlte Entgelt und der Wert des Grundſtücks bzw. der hierfür ge⸗ 
zahlte Kaufpreis bei der Veranlagung zuſammengerechnet wurden, 
war das ſteuerliche Ergebnis in beiden Fällen das gleiche. 

Hierin iſt ſeit dem Inkrafttreten der NotB O. v. 1. Dez. 
1930 und der hierzu ergangenen DurchfVO. v. 10. April 1933 
eine bedeutſame Anderung eingetreten, ſoweit es ſich um die Be⸗ 
ſteuerung der Veräußerung eines Grundſtücks, auf dem eine Apo⸗ 
theke neueren Rechts betrieben wird, handelt. Während vorher der 
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dern teilweiſe auf anderer Grundlage (Ertrag) zu ermitteln iſt und 
ſich inſoweit mit dem vereinbarten Preiſe nicht wohl vergleichen 
läßt. Unerfindlich iſt aber, wie das FinGer. aus dieſer Tatſache den 
Schluß ziehen zu können glaubt, daß der als Entgelt für die ſtillen 
Werte der Apotheke bezeichnete Betrag in den nach $ 12 GrErwStG. 
für die GrErwSt. in Betracht kommenden Grundſtücks preis ein⸗ 
bezogen werden müſſe. Denn die vom FinGer. vermißte Vergleich⸗ 
barkeit des Preiſes mit dem Einheits wert des Grundſtücks würde 
in weit höherem Maße entfallen, wenn die vorbezeichneten ſtillen 
Werte zwar bei der Beſt. des Grundſtücksveräußerungspreiſes, nicht 
aber bei der Feſtſetzung des Einheitswertes des Grundſtücks berück⸗ 
ſichtigt worden ſind. 
(RFiH., 2. Sen., Urt. v. 4. Mai 1933, II A 504/32.) 
* 


5. 8116 RAbgO. Der Erwerber eines Unterneh- 
mens haftet nicht für die Umſatzſteuer, die auf der Ver- 
äußerung des Unternehmens an ihn ruht. 

Allerdings hat der Senat in Abkehr der früheren Rſpr. in der 
Entſch. v. 24. April 1932, V 410/31: RH. 29, 22 ausgeſprochen, 
daß auch die Veräußerung eines Unternehmens im ganzen noch zum 
Gewerbebetrieb gehört und daher umſatzſteuerpflichtig iſt. Damit iſt 
aber noch nicht geſagt, daß für die Steuer aus dieſem Rechtsvorgang, 
wofür Steuerſchuldner der Veräußerer iſt, auch der Übernehmer des 
Geſchäfts nach 8 116 RAbgO. (früher 3 96) haftet. Wenn Verbindlich⸗ 
keiten auf den Erwerber eines Geſchäfts übergehen, ſo können das 
naturgemäß nur ſolche Schulden ſein, die bis zum Tag des Geſchäfts⸗ 
überganges in der Perſon des Veräußerers entſtanden ſind. Geſetzt, 
die Veräußerung ſelbſt löſt im einzelnen Falle nicht nur Rechte des 
Veräußerers (wie den Anſpruch auf den Kaufpreis) aus, ſondern auch 
Verpflichtungen, wie es z. B. in Ausführung von Erbauseinander⸗ 
ſetzungen vorkommen kann, indem nachträglich von dem Miterben, 
der das Geſchäft übernommen hat, bei deſſen Veräußerung ein Aus⸗ 
gleichsbetrag an die anderen Miterben zu zahlen iſt, ſo würde nach 
Handelsrecht — 8 25 HGB. iſt das Vorbild des 8 116 RAbgO. — 
der Übernehmer für dieſe Ausgleichsſchuld handelsrechtlich nicht haft⸗ 
bar ſein. Die Rechtsähnlichkeit ſpricht für eine gleiche Auslegung des 
9 116 RAbg O. Die Veräußerung, die auf einer Veräußerung des Unter⸗ 
nehmens an den Erwerber ruht, iſt dieſem gegenüber nicht im Betrieb 
des Unternehmens begründet. 

(Riß H., 5. Sen., Urt. v. 16. Dez. 1932, V A 773/32, RF. 32, 179.) 


Reichspatentamt. 


I. Das Beſchwerdeverfahren gemäß 8 26 Pat®. 
wird dadurch, daß der Einſprechende die von ihm er— 
hobene Beſchwerde zurückzieht, nicht beendet. f) 

Der Zurückziehung der Beſchw. des Einſprechenden iſt in der 
Übung des RPatA. bisher die Wirkung beigelegt worden, daß 
ſie das Verfahren beende und der angefochtene Beſchluß rechts⸗ 
kräftig werde. Dieſe Übung iſt ſchon früher gelegentlich bemän⸗ 
gelt und dabei der Gedanke ausgeſprochen worden, eine Zurück⸗ 
ziehung der Beſchw. des Einſprechenden ſei ſchlechtweg unzuläſſig 
oder doch nur unter beſtimmten Vorausſetzungen angängig (val. 
Dunkhaſe: GewRSch. 1907, 1ff. und 1908, 242 ff. ſowie 


gemeine Wert von der Steuerſtelle ermittelt wurde, iſt nunmehr 
der Beſteuerung der vom Fin A. ermittelte Einheitswert zugrunde 
zu Iegen; damit iſt der Steuerſtelle die Wertfeſtſetzung entzogen 
worden. 

An den vom Fin A. ermittelten Einheitswert iſt die Steuer⸗ 
ſtelle nunmehr gebunden. Da es Sache des Fin A. iſt, etwaige wert⸗ 
erhöhende Eigenſchaften bei der Feſtſtellung des Einheitswerts zu 
berückſichtigen, ſoweit dies nach den Vorſchr. des RBewert®. zu⸗ 
läſſig iſt, kann die Steuerſtelle den Einheitswert nicht durch Hin⸗ 
zurechnung der fog. ſtillen Werte des Apothekenbetriebes e höhen. 

Dies wirkt ſich auch für den Fall aus, wenn an Stelle des 
Einheitswerts gem. § 12 GrErwStc6d. der Kaufpreis der Errech⸗ 
nung der Grunderwerbſteuer zugrunde gelegt werden muß. Das 
Entgelt für die 11 5 das Firmenxrecht und die Kundſchaft 
muß nunmehr außer acht gelaſſen werden. 

Von der Geſetzesänderung unberührt bleibt dagegen die Ver⸗ 
äußerung eines Grundſtücks, auf dem eine Apotheke älteren Rechts 
betrieben wird; denn wie oben dargelegt, ſtellt die Veräußerung 
der Apothekenberechtigung als eines grundſtücksgleichen Rechts 
einen weiteren Steuerfall dar. In dieſem Falle ſind alſo nach 
wie vor Grundſtückswert bzw. Grundſtückskaufpreis mit dem Wert 
der Apothekenberechtigung bzw. dem dafür gezahlten Preis zuſam⸗ 
menzurechnen; nach der Geſamtſumme errechnet ſich dann die 


Grunderwerbſteuer. 
GerAſſ. Gebauer, Berlin. 
Zu 1. Mit dieſer Entſch, rückt das Pat A. von einem Stand⸗ 


punkt ab, den es ſelbſt jahrzehntelang ausnahmslos vertreten hat 
und der auch — bis auf die abweichende Stellungnahme von Dun k⸗ 


Feſtg. Kohler, 1909, 193 ff. und „Das Patenterteilungsver⸗ 
fahren und das Pat a.“, 1914, 99—100; ferner Hüfner: 
GewReSch. 1908, 253 ff.). An der Zuläſſigkeit der Zurücknahme 
der Beſchw. iſt freilich auch jetzt kein Zweifel. Die Amtsübung 
hält jedoch der Nachprüfung auf ihre fachliche Berechtigung aus 
anderen Gründen nicht ſtand. 

Selbſtverſtändlich iſt es, daß der Ertetlungsbeſchluß, ſofern 
er nicht innerhalb der einmonatigen BeſchwFriſt gem. § 26 Pat®. 
angefochten wird, rechtskräftig wird und die BeſchwAbteilung 
ſomit gar nicht in die Lage kommt, ſich mit der Prüfung der 
Anmeldung zu fallen Es bedarf nicht der beſonderen Hervor⸗ 
hebung, daß, wie say: GewReSch. 1932, 824 ausführt, „es 
kein Verfahren gibt, in welchem eine 0 gegen die nur inner⸗ 
halb einer beſtimmten Friſt eine Beſchw. zugelaſſen iſt, nicht 
nach Ablauf der Friſt die formale Rechtskraft erlangt, und daß 
ein Verfahren ohne feſte Formen und Friſten dem Weſen des 
Rechtsſtreits widerſprechen würde“. Anderſeits wird durch die 
friſt⸗ und formgerechte Einlegung einer Beſchw. ebenſo ſelbſt⸗ 
verſtändlich dieſe Rechtskraft gehemmt und die Sache zur Entſch. 
in die Beſchwenſt. gebracht. Dabei iſt vorausgeſetzt, daß es ſich 
um eine zuläſſige Beſchw. handelt; es bedarf keiner Ausführung, 
daß eine aus irgendeinem Grunde unzuläſſige Beſchw. eine neue 
ſachliche Se überhaupt nicht in Gang ſetzen kann. Auch der 
auf widerre liche Entnahme geſtützte Einſpruch muß hier aus⸗ 
ſcheiden, da dieſer Einſpruchsgrund naturgemäß nur ſolange zu 
berückſichtigen iſt, als der Verletzte feinen Anſpruch aus 83 
Abſ. 2 PatS. aufrechterhält. 

Damit iſt aber zunächſt für die hier zu entſcheidenden wei⸗ 
teren Fragen, in welchem Umfange die Beſchwnſt., hier alſo die 
BeſchwAbteilung des RPat A., bei ihrer Sachentſch. tätig zu wer⸗ 
den hat, und welche Wirkung auf ihre Tätigkeit der Zurücknahme 
der Beſchw. zukommt, noch nichts Entſcheidendes geſagt. 

Eine zutreffende Beantwortung dieſer Frage läßt ſich nicht 
aus Analogien aus anderen Rechtsgebieten, insbeſ. aus dem des 
Zivilprozeſſes, ſondern nur aus dem Weſen des Patentertei⸗ 
lungsverfahrens als eines rechtlich gebundenen Verfahrens her⸗ 
leiten (vgl. Jſay a. a. O.), wobei aber gerade die beſondere 
Eigenart dieſes Verfahrens maßgebend berückſichtigt werden muß. 
Das Patenterteilungsverfahren iſt entſprechend ſeinem Ziele und 
Zwecke (Erteilung eines den geſetzlichen Anforderungen gerecht 
werdenden Patents oder Verſagung des Patents) ein Offtzial⸗ 
verfahren: die Prüfung der Frage, ob und in welchem Umfange 
auf das im Rahmen der urſprünglichen Unterlagen Offenbarte 
ein Patent erteilt werden kann, erfolgt von Amts wegen, ohne 
daß die prüfende Stelle (Prüfungsſtelle, Aumeldeabteilung) dabei 
an das Vorbringen der Beteiligten oder ihre Anträge gebunden 
wäre, mit der einzigen Maßgabe, daß dem Patentſucher kein Pa⸗ 
tent erteilt werden darf, das er nicht haben will. Es beſteht 
namentlich kein Zweifel daran, daß bei Zurückziehung des Ein⸗ 
ſpruchs in erſter Inſt. das R Pata. ungehindert die Prüfung 
von Amts wegen fortſetzen darf und dabei in keiner Weiſe an 
das Vorbringen des Einſprechenden, weder nach dem Einſpruchs⸗ 
grunde noch nach dem vom Einſprechenden beigebrachten Material, 
gebunden iſt. 

Ein Weſensunterſchied zwiſchen den Patenterteilungsverfah⸗ 


haſe — in der Wiſſenſchaft des Patentrechtes ſo gut wie einſtimmig 
gebilligt wurde (vgl. etwa ſtatt aller Kiſch, Patenthandb. S. 375 
IX; Seligſohn, 7. Aufl., 8 26 Anm. 10/11; Iſay, 5. Aufl., 
§ 26 Anm. 2). ö 

Durch die Entſch. des Großen Senats wird das behandelte 
Problem für die Praxis wohl auf lange Sicht erledigt ſein. So aus⸗ 
gezeichnet aber auch die Begründung abgefaßt iſt, ſo wenig ſcheint mir 
hierdurch vom wiſſenſchaftlichen Standpunkt aus die Frage endgültig 
geklärt. Dieſe Frage iſt letztlich die, ob eine Rechtsmittelinſtanz von 
der Aufrechterhaltung des Rechtsmittels um deswillen unabhängig 
iſt, weil es ſich um ein Offizialverfahren handelt; ſie iſt 
eine ſolche des Verfahrensrechts überhaupt und keineswegs auf das 
Patentverfahren beſchrankt. 

Wenn es nun auch gewiß richtig iſt, daß die Löſung der Frage 
für das Patenterteilungsverfahren aus deſſen eigenem Weſen ge⸗ 
ſucht werden muß und daß die Analogie des Zivilprozeſſes im all⸗ 
gemeinen nicht maßgebend ſein kann, ſo iſt doch zu beachten, daß 
es auch im Zivilprozeß einzelne Fälle des Offizialverfahrens gibt, 
deren Behandlung immerhin zum Vergleich herangezogen werden darf. 
Dahin gehört z. B. das Entmündigungsverfahren: es unterliegt nun 
keinem Zweifel, daß, wenn der die Entmündigung ablehnende Be⸗ 
ſchluß mit der Beſchwerde angefochten wird (8 663 ZPO.), mit der 
Zurücknahme der Beſchwerde die Tätigkeit der Beſchwerdeinſtanz ihr 
Ende finden muß; entſprechend verhält es ſich hinſichtlich der Tätig⸗ 
Reit des LG., wenn die Aufhebungsklage gegen den Entmündigungs⸗ 
beſchluß (die ihrem materiellen Weſen nach nichts anderes als ein 
Rechtsmittel iſt) von dem Kl. zurückgenommen wird. Beides gilt trotz 
des Grundſatzes, daß es Aufgabe des Gerichtes iſt, die Vorausſetzungen 
der Entmündigung von Amts wegen, alſo unabhängig von dem Vor⸗ 
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ren erſter Inſt. und demjenigen zweiter Inſt. beſteht nicht. Aus 
der Eigenart des patentamtlichen Verfahrens ergibt ſich daher zu⸗ 
nächſt zwingend, daß es ſich bei der Beſchw Abteilung des RPat A. 
nicht um eine Rechtsmittel Inſt. in dem Sinne handelt, daß fie, 
wie das z. B. JIſay a. a. O. darzulegen ſucht, lediglich das 
Rechtsmittel auf ſeine Berechtigung zu unterſuchen und gegebenen⸗ 
falls der Beſchw. des mit der angefochtenen Entſch. nicht zufrie⸗ 
denen Beteiligten abzuhelfen oder, wie man das mit Hinweis 
auf den Wortlaut des Geſetzes (8 26 Abſ. 4) auch formulieren 
könnte, lediglich „über die Beſchw.“ zu entſcheiden habe. Die 
BeſchwAbteilung des RPatA. hat vielmehr in im weſentlichen 
unbeſtrittener Übung ſtets die zutreffende Auffaſſung vertreten, 
daß, wenn eine Patentanmeldung einmal durch Einlegung einer 
zuläſſigen Beſchw. ſachlich in ihren Bereich gebracht worden iſt, 
die ihr im PatG. zugewieſene Aufgabe eine viel weitere ſei. 

Sie iſt im Einklang mit § 26 Abſ. 3 Satz 1 PatG., wo⸗ 
nach bei Vorliegen einer zuläjjigen Beſchw. das weitere Verfah⸗ 
ren ſich nach § 25 a. a. O. richtet, ſtändig davon ausgegangen, 
daß ſie nunmehr den geſamten Anmeldungsſtoff daraufhin zu 
prüfen habe, in welchem Umfange er zur Erteilung eines Pa⸗ 
tentes führen könne (vgl. z. B. Entſch. der Beſchwbteilung v. 
30. Nov. 1906, PatMuſt Zeich Bl. 1907, 2 und v. 1. Dez. 1908 
ebenda 1909, 32). Demgemäß hat ſich die BeſchwAbteilung z. B. 
ſtets für berechtigt gehalten, gegenüber einer Beſchw. des Ein⸗ 
ſprechenden, die ſich lediglich auf 83 Abſ. 1 Patch. ſtützte, auf 
ihrerſeits von Amts wegen ermittelte neuheitsſchädliche Vorveröf⸗ 
fentlichungen zurückzugreifen und das Patent dieſerhalb gem. 88 1, 
2 PatG. zu verſagen oder gegenüber einer Beſchw. des Einſpre⸗ 
chenden, die lediglich einen von mehreren im angefochtenen Be⸗ 
ſchluß erteilten Anſprüchen angriff, die Erteilung des Patents 
auch für weitere Ansprüche ganz oder teilweiſe zu verſagen. Auch 
hat ſie immer das Recht für 15 in Anſpruch genommen, die in 
erſter Au für gewährbar gehaltenen Anſprüche, auch wenn das 
vom Einſprechenden vorgebrachte Angriffsmaterial dazu keinen 
Anlaß bot, auf Grund ihrer von Amts wegen vorgenommenen 
weitergreifenden Prüfung des Standes der Technik inhaltlich zu 
beſchränken. In Verfolg dieſer Auffaſſung der Beſchw Abteilung 
von Art und Umfang ihrer Aufgaben würde ſie ſogar in der 
Lage ſein, beim Vorliegen einer zuläſſigen Beſchw. eines Ein⸗ 


bringen der Parteien zu prüfen und feſtzuſtellen. Ahnliche Er⸗ 
ſcheinungen begegnen uns im Gebiete des Strafverfahrens und der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit. Überall hat die Zurücknahme des Rechts⸗ 
mittels die Folge, daß die Rechtsmittelinſtanz ihr Ende findet und 
die angefochtene Entſch. formelle Rechtskraft erlangt, obgleich es ſich 
durchweg um ein Offizialverfahren handelt. Dies hängt damit zu⸗ 
ſammen, daß die Rechtsmittelinſtanz als ſolche, ſelbſt beim 
Offizialverfahren, bedingt iſt durch den Willen der Rechts⸗ 
anittelpartei; gibt letztere den Willen zu erkennen, das Rechts⸗ 
mittel als nicht geſchehen gelten zu laſſen, ſo entfallt damit die 
Grundlage für die Tatigkeit des Rechtsmittelgerichtes, wobei es in 
den angezogenen Verfahrensarten nichts verſchlgt, daß es ſich bei 
ihnen um ſog. Offizialverfahren handelt. 

Hiernach iſt zu fragen, ob aus dem Weſen des Patent- 
erteilungsverfahrens als ſolchen eine andere Behandlung 
als in jenen Fällen ſich rechtfertigen läßt. Das ſcheint mir in vorl. 
Entſch. nicht mit durchſchlagender Überzeugungskraft bewieſen zu 
ſein. Der tragende Geſichtspunkt der Entſch. iſt der, daß die Natur 
des Veſchwerdeverfahrens keine andere ſel, als die des Erteilungs⸗ 
verfahrens überhaupt, und daß die Behörde hier an der ſelbſtändigen 
amtswegigen weiteren Prüfung der Patentrechtvorausſetzungen durch 
die Zurücknahme der Beſchwerde ebenſowenig gehindert ſei, wie die 
Anmeldeabteilung durch die Zurücknahme des Einſpruchs. Dieſe 
Gleichstellung iſt jedoch nicht zwingend. Einmal iſt die Annahme, als 
ob das Beſchwerdeverfahren die gleiche Natur habe, wie das vor ⸗ 
inſtanzliche Patenterteilungsverfahren, nur inſofern richtig, als dort 
wie hier die Offizialmaxime gilt: indeſſen beſteht doch ein weſent⸗ 
licher Unterſchied inſofern, als das Beſchwerdeverfahren als Rechts ⸗ 
mittel verfahren den Zweck einer wiederholten Prüfung der 
Patentvorausſetzungen hat, welche wiederholte Prüfung als ſolche 
nur unter der Vorausſetzung einer überhaupt und noch vorl. Be⸗ 
ſchwerde ſtatthaft erſcheint. Sodann dürfen Einſpruch und Beſchwerde 
nicht verwechſelt werden. Beide hängen zwar Raufal miteinander in⸗ 
ſofern zuſammen, als die Erfolgloſigkeit des Einſpruchs für den Ein⸗ 
legenden erſt den Beſchwerdegrund und damit die Legitimation zur 
Erhebung der Beſchwerde ſchafft. Aber beide find keineswegs mit⸗ 
einander identiſch. Daraus, daß die Zurücknahme des Einſpruchs 
die weitere Amtsprüfung der Patentfähigkeit im Verfahren vor der 
Anmeldeabteilung nicht hindert, folgt keineswegs, daß es ſich bei 
der Zurücknahme der Veſchwerde ebenſo verhalte. Die Beſchwerde 
iſt die Bedingung für die wiederholte Prüfung der Patent⸗ 
vorausſetzungen; fallt fie als ſolche fort (und dies iſt die Wirkung 
ihrer Zurücknahme), ſo entfällt damit auch die Vorausſetzung für 
jene wiederholte Prüfung. Es wird die gleiche Rechtslage geſchaffen, 
wie wenn die Veſchwerde überhaupt nicht eingelegt worden wäre. 
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ſprechenden einem dem Anmelder in erſter Inſt. nach ihrer Mei⸗ 
nung zu Unrecht beſchränkten Anſpruch, mit deſſen Gewährung 
er ſich, um eine Verſagung des Patents zu vermeiden, notgedrun⸗ 
gen einverſtanden erklärt hatte, im Einverſtändniſſe mit dem 
Anmelder einen nach der Sachlage gewährbaren, ſeinen Belangen 
beſſer gerecht werdenden weiteren Inhalt zu geben. 

Gerade mit Rückſicht auf dieſe völlige Freiheit der Beſchw⸗ 
Abteilung in ihrer Stellung zum geſamten Anmeldungsinhalt iſt 
auch die Zuläſſigkeit einer Anſchlußbeſchw. im Patenterteilungs⸗ 
verfahren gegenüber der abweichenden Auffaſſung JIſays, 
Bat®., 4. Aufl., S. 485; im Schrifttum Seligſohn, Patch., 
7. Aufl., S. 364, Note 3 zu 826 und Damme⸗Lutter, 
S. 380 verneint worden. Dem hat ſich die Übung des RPatA. 
angeſchloſſen und bisher die Zulaſſung der Anſchlußbeſchw. als 
überflüſſig abgelehnt. 

Kommt ſonach der Beſchw Abteilung im Patenterteilungs⸗ 
verfahren keineswegs lediglich die Stellung zu, die in Verfahren 
anderer Art einer Rechtsmittelinſt. zugewieſen 115 ſo muß weiter 
die Stellung gewürdigt werden, die dem Einſprechenden durch 
das PatG. im Erteilungsverfahren eee iſt. Das durch 
die Einreichung einer Patentanmeldung begründete Verhältnis iſt 
grundſätzlich ein zweiſeitiges, es beſteht zwiſchen dem Patentſucher 
einerſeits und der ſtaatlichen Patenterteilungsbehörde anderer⸗ 
ſeits. Demgegenüber iſt das Hinzutreten eines Einſprechenden 
nach der Bekanntmachung etwas nur Zuſätzliches, Nebenherlaufen⸗ 
des. Der Einſpruch ſelbſt iſt ſeinem Weſen nach kein ſelbſtändiger 
Antrag, über den es unter allen Umſtänden einer Entſch. bedarf, 
ſondern in erſter Linie lediglich ein Verneinen oder Beſtreiten des 
Patenterteilungsantrages unter Beſchränkung auf den jeweils gel⸗ 
tend gemachten geſetzlichen Einſpruchsgrund. Insbeſ. kann er auch 
nicht etwa als ein „Rechtsmittel“, auch nicht in dem weiteſten 
Sinne des Zelle rſchen Aufſatzes: GewRSch. 1932, S. 908 auf⸗ 
gefaßt werden. Der Einſprechende iſt keine Partei im eigentlichen 
Sinne, wenn er immerhin auch eine parteiähnliche Stellung ein⸗ 
nehmen mag. Man hat ihn vielmehr au als „Gehilfen“ 
der Erteilungsbehörde bezeichnet. Demgemäß bedeutet der Bekannt⸗ 
machungsbeſchluß gem. § 23 PatG. auch keine Zäſur in dem Sinne, 
daß nunmehr die amtliche Prüfungstätigkeit unterbrochen wird oder 
gar aufhören ſoll. Vielmehr iſt die Rechtslage ſo, daß zu den 


Denn das Rechtsmittel hat, wohlgemerkt, nicht bloß die Bedeutung 
einer einmaligen Handlung, deren Vornahme die Tätigkeit 
der Rechtsmittelinſtanz endgültig und unabhängig von dem wei⸗ 
teren Verhalten des einlegenden Privaten legitimiert. Sondern ſie 
iſt ein Akt, der nur ſo lange jene legitimierende Kraft behält, als 
er nicht ſelbſt durch einen actus contrarius des Einlegungsberech⸗ 
tigten entkräftet wird. Die Statthajtigkeit des Inſtanzverfahrens iſt 
nicht bloß durch die Einlegung des Rechtsmittels, ſondern durch 
feinen Fortbeſtand bedingt. Sie iſt es bei ſonſtigen Verfahren, 
auch bei ſonſtigen Offizialverfahren: weshalb es im Patenterteilungs⸗ 
verfahren anders fein ſollte, ift nicht zu erſehen. 5 

Nun wird allerdings durch unſere Entſch. dem Einſpruch 
im Patenterteilungsverfahren die Natur eines Rechtsmittels 
ſchlechterdings abgeſprochen; ob dies zutrifft, mag auf ſich beruhen. 
Aber daraus folgt mitnichten, daß der Charakter des Rechtsmittels 
auch der Beſchwerde des Einſprechenden verſagt werden dürfte. 
Unter Rechtsmittel verſteht man (und wohl mit Recht) doch all- 
gemein eine Verfahrenshandlung, durch welche eine von einer Unter⸗ 
inſtanz geprüfte Angelegenheit der Nachprüfung einer höheren In⸗ 
ſtanz unterbreitet wird, und zwar derart, daß jene Handlung die 
Vorausſetzung für dieſe Nachprüfung bildet. Dieſe Begriffsbeſtim⸗ 
mung trifft auf die Beſchwerde des Einſprechenden vollinhaltlich zu. 
An der Natur des Rechtsmittels ändert es nichts, daß die Ober⸗ 
inſtanz nicht auf die Nachprüfung des in der unteren vorgebrachten 
Stoffes beſchränkt ift (dies beweiſen die Berufung und die Beſchwerde 
des Zivilprozeſſes); ebenſowenig, daß es ſich um ein Offizialver⸗ 
fahren handelt (dies beweiſen etwa Eheſachen, Kindſchaftsſachen, Ent⸗ 
mündigungsſachen in der ordentlichen ſtreitigen Gerichtsbarkeit). 
Was daher in der Entſch. über die weitgehenden Befugniſſe der Be⸗ 
ſchwerdeabteilung in der Beurteilung der Patentvorausſetzungen dar⸗ 
gelegt ift, vermag in keiner Weile die Rechtsmittelnatur der Be⸗ 
ſchwerde zu entkräften. . 

Ebenſo kann es m. E. nicht darauf ankommen, wie man bie 
Stellung des Einſprechenden im Patenterteilungs⸗ 
verfahren aufſaſſen will, ob man ihn als einen Beteiligten oder 
als eine Partei oder, wie unſere Entſch. als einen Gehilfen den 
Patentbehörde bezeichnen will. Er iſt jedenfalls ein Privater, von 
deſſen Willensakt die Zuläſſigkeit des Beſchwerdeverfahrens teilweiſe 
oder auch — nämlich dann, wenn er allein durch die Entſch. der 
Anmeldeabteilung beſchwert iſt — ausſchließlich abhängt. Darum 
iſt es durchaus nichts Ungewöhnliches, ſondern im Gegenteil nur 
etwas durchaus Folgerichtiges, daß die Zuläſſigkeit jenes Beſchwerde⸗ 
verfahrens von ſeinem Willen auch in dem Sinne abhängig bleibt, 
daß die Zurücknahme ſeiner Beſchwerde das Verfahren in einer für 
die Beſchwerdeabteilung bindenden Weiſe beendet. Daß ſeine bis⸗ 
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Prüfungs Inſt. im Amt nunmehr noch der Einſprechende hinzu⸗ 
tritt. Das Patenterteilungsverfahren geht ſeinen Gang weiter, 
nur unter Beteiligung des Einfprechenden. Es zerfällt dabei 
natürlich nicht etwa in zwei nebenetnanderherlaufende Verfahren, 
von denen das eine ein Verfahren von Amts wegen, das andere 
ein Parteiverfahren zwiſchen Anmelder und Einfprechendem iſt, 
ſondern es handelt ſich nur um ein einziges Offizialverfahren, an 
dem der Einſprechende als Beteiligter mitwirken, in das er ſich 
nach ſeinem Belieben ein⸗ und ausſchalten kann. Wie er es im 
Verfahren erſter Inſt. in der Hand hat, den Einſpruch jederzeit 
zurückzuziehen, und wie er das Verfahren nach ergangenem Er⸗ 
teilungsbeſchluß durch feine Beſchw. vor die BeſchwAbteilung 
bringen kann, ſo kann er ſeiner Stellung entſprechend zweifellos 
auch im Verfahren vor der Beſchw Abteilung den Einſpruch oder 
die Beſchw. jederzeit zurückziehen. 

Daraus folgt aber für die hier zu enkſcheidende Frage kei⸗ 
neswegs, daß dieſe Zurückziehung der Beſchw. das Prüfungs⸗ 
verfahren mit der Wirkung beendigen muß, daß die bisher ge⸗ 
hemmte Rechtskraft des Erteilungsbeſchluſſes nun eintritt. Im 
Gegenteil: Wie die Zurückziehung des Einſpruchs in erſter Inſt. 
nur zur u hat, daß der Einfprechende als Beteiligter aus 
dem Verfahren ausſcheidet, während das Prüfungsverfahren von 
Amts wegen ſeinen Fortgang nimmt, ſo ſchaltet ſich der Ein⸗ 
ſprechende, der ſeine Beſchw. zurücknimmt, damit aus dem Beſchw⸗ 
Verfahren aus, das zwiſchen Amt und Anmelder feinen Fortgang 
nimmt. Es iſt kein zwingender Grund erſichtlich, weshalb ohne 
Rückſicht auf Natur und Zweck des Verfahrens der Falk der 
Zurückziehung der Beſchw. dem Falle gleichgefetzt werden müßte, 
in dem eine Beſchw. überhaupt nicht erhoben ift. Gegen die hier 
vertretene Auffaſſung kann auch nicht der Umſtand verwertet 
werden, daß es der Geſetzgeber für notwendig erachtet hat, im 
Schlußabſ. des § 26, letzter Satz des PatG. ausdrücklich auszu⸗ 
ſprechen, daß auch im Fall der Zurückziehung der Beſchw. der 
Anmeldung oder des Einſpruchs einer der Beteiligten mit den 
Koſten des Beſchw Verfahrens belaſtet bzw. die BeſchwGebühr er- 
IB werden kann. Dieſer Zuſatz ift dem urſprünglichen Ge⸗ 
etzestext erſt durch das Geſetz betr. Erhöhung patentamtlicher Ge⸗ 
bühren v. 27. Juni 1922 (PatMuft Zeich Bl. 1922, S. 76) angefügt 
worden, um bei dieſer Gelegenheit in der früheren Übung des 
RPatzl. aufgetretene Zweifel hinſichtlich der Zuläſſigkeit einer 
bloßen Koſtenentſch. auf einfache Weiſe ein für allemal zu beſei⸗ 
tigen (vgl. Damme Lutter, Das dtſch. Patentrecht, S. 378 
Abſ. 2). Es geht nicht an, aus einer ſolchen Beſt. die weit⸗ 
gehende Folgerung zu ziehen, es ſei damit geſetzlich anerkannt 
und feſtgeſtellt worden, daß die Zurückziehung der Beſchw. 
1 auch der Beſchw. des Einſprechenden) das Verfahren 
eende. 

Die Beſchw Abteilung iſt deshalb unter allen Umſtänden 
berechtigt und verpflichtet, nach erfolgter Zurückziehung der Beſchw. 
des Einſprechenden ſachlich Stelkung zu der Frage zu nehmen 


herige Tätigkeit zugleich die öffentlichen Intereſſen berührt, deren 
Wahrnehmung Aufgabe der Patentbehörde iſt (weshalb man ihn 
allenfalls als Gehilfen jener Behörde bezeichnen mag), hindert nicht, 
daß die Rechtsordnung die dem öffentlichen Intereſſe dienende wie⸗ 
derholte Prüfung der Patentvorausſetzungen durch die Behörde 
an das Vorliegen der Beſchwerde, alſo an einen Willensakt des 
Privaten geknüpft hat. Es verhält ſich damit nicht anders, wie in 
anderen Fällen der Rechtsmittel im Offizialverfahren. Alles, was 
unſere Entſch. über die Stellung des Einſprechenden im Pa⸗ 
tenterteilungsverfahren ausführt, mag richtig fein. Die hier maß 
gebende Frage aber betrifft nicht den Einſpruch, ſondern die 
Beſchwerde. Zu fragen iſt nicht: welche Rolle ſpielt der Ein⸗ 
ſprechende für das Erteilungsverfahren vor der Anmeldeabteilung? 
Sondern: welche Rolle ſpielt der BeſchwF. für die Rechtsmittel⸗ 
inſtanz vor der Beſchwerdeabteilung? 

Beſonderes Gewicht legt die Entſch. endlich darauf, daß eine 
andere, als die von ihr gebilligte Behandlung das Rechtsgefühl 
nicht befriedige inſofern, als ſie die Beſchwerdeabteilung 
zwingen würde, es bei einer Entſch. bewenden zu lafſſen, die fie ſelbſt 
nicht für materiell richtig anſehe, die ſie vielleicht ſelbſt ſchon in 
einem Zwiſchenbeſcheid als unzutreffend gekennzeichnet habe. Allein, 
die gleiche Rechtslage kann ſich auch in ſonſtigen Fällen des Offizial⸗ 
verfahrens ergeben. Dies hängt damit zuſammen, daß die wieder⸗ 
holte Prüfung der Sach⸗ und Rechtslage durch eine Oberinſtanz 
ihre Schranken hat, namentlich die Schranke, daß ſie durch die Vor⸗ 
nahme und den Fortbeſtand eines dem oberinſtanzlichen Verfahrens 
zugrunde liegenden Willensaktes, eben des Rechtsmittels, in ihrer 
Statthaftigkeit bedingt iſt. Auch das Rechtsmittelgericht in Straf⸗ 
ſachen muß es im Falle der Zurücknahme des Rechtsmittels dabei 
bewenden laſſen, daß die unterinſtanzliche Entſch. in Rechtskraft 
erwächſt, obgleich es dieſelbe für materiell unzutreffend hält. Nichts 
anderes gilt im Entmündigungsverfahren, wenn die ſofortige Be⸗ 
ſchwerde gegen die Ablehnung der Entmündigung oder die Anfechtungs⸗ 
klage gegen den Entmündigungsbeſchluß zurückgenommen wird. Vor 


und ihrerſeits darüber zu entſcheiden, ob und in welchem Um⸗ 
fange das nachgeſuchte Patent zu erteilen iſt. Es kann dies natür⸗ 
lich auch in der Weiſe geſchehen, daß der angefochtene Beſchluß 
mit der Begründung beſtätigt wird, daß weder die von Amts 
wegen erfolgte Prüfung des Vorbringens des Einſprechenden noch 
ſonſt ein Grund zu einer Abänderung des Beſchluſſes Anlaß ge⸗ 
geben habe. Art und Umfang der Weiterprüfung werden dabei 
keine weiteren Schwierigkeiten bereiten, als es bisher im Falle 
1 5 e des Einſpruchs in erſter Inſt. der Fall ge⸗ 
weſen iſt. 

Von der Anerkennung dieſes folgerichtig aus der Natur des 
Prüfungsverfahrens und der Stellung des Einſprechenden im Ver⸗ 
fahren ſich a Schluſſes darf der Umſtand, daß das 
RPat A. in jahrelanger Übung einen gegenteiligen Standpunkt 
eingenommen und ſich von dieſem auch durch den gelegentlichen 
Widerſpruch im Schrifttum nicht hat abbringen laſſen, nicht ab: 
halten. Er darf dies um ſo weniger, als die Abkehr von dieſer 
Übung in der Entſch. der Beſchw Abteilung v. 18. Mat 1932 dar⸗ 
auf zurückzuführen iſt, daß je länger deſto mehr die Falle ſich 
häuften, in denen es ſich als unerträglich erwies, daß bei Zu⸗ 
rückziehung der Beſchw. des Einſprechenden der angefochtene Be⸗ 
ſchluß rechtskräftig werden ſollte. 

Ein an den Zwecken und Zielen des Patenterteilungsverfah⸗ 
rens ſeine Richtung nehmendes Rechtsgefühl wird durch die bis⸗ 
herige Übung nicht befriedigt. Es kann nicht rechtens ſein, daß 
der Einſprechende, der Gehilfe des Amts bei der Verhinderung 
der Erteilung nicht gewährbarer Schutzrechte, es in der Hand 
haben ſollte, die Erteilung ſolcher nicht gewährbarer Schutzrechte 
durch willkürliche Zurücknahme der eingelegten Beſchw. herbei⸗ 
zuführen. Erſcheint das ſchon nicht angängig, wenn der Beſchw⸗ 
Abteilung bei der Prüfung des Sachverhalts Umſtände bekannt⸗ 
geworden ſind, welche die im angefochtenen Erteilungsbeſchluß 
abgeſteckten Grenzen des Erfindungsinhalts als zweifellos zu weit 
erkennen laffen, ſo iſt es noch weniger erträglich, wenn die 
Beſchw Abteilung dieſe ihre Auffaſſung den Beteiligten bereits 
in einem Zwiſchenbeſcheide oder im Laufe einer mündlichen Ver⸗ 
handlung zu erkennen gegeben und damit ſelbſt das Material zur 
Bekämpfung des Patents geliefert hat. In dieſem Falle bliebe, 
wenn mit der Zurücknahme der Beſchw. der Erteilungsbeſchluß 
rechtskräftig würde, dem Anmelder, der einer Nichtigkeitsklage des 
Einſprechenden entgehen will, nur der Weg, auf das Patent 
alsbald ganz oder teilweiſe zu verzichten. Die Möglichkeit des 
teilweiſen Verzichts ſtände ihm aber nicht einmal immer offen. 
Denn nach geltender Praxis kann nur auf einzelne Anſprüche, im 
übrigen aber nur ganz oder gar nicht verzichtet werden (vgl. 
Iſay, Pat., 89 Note 3). Es iſt alſo — anders als im Beſchw⸗ 
Verfahren — unmöglich, durch Teilverzicht zu erreichen, daß ein 
Merkmal der in der Beſchreibung dargeſtellten Ausführungsform 
des Erfindungsgedankens einem A enlanſpru eingefügt und da⸗ 
durch die nach dem Stande der Technik gebotene Beſchränkung 


allem iſt auf folgende Parallele zu verweiſen. Auch das Patent⸗ 
nichtigkeits verfahren iſt ein Offizialverfahren. Wird die er⸗ 
hobene Nichtigkeitsklage oder aber die Berufung im Nichtigkeitäver- 
fahren zurückgenommen, fo muß die Nichtigkeitsabteilung des Patel. 
bzw. das RG. es bei der Verleihung des Patentes belaſſen, auch 
wenn die genannten Behörden auf Grund einer der Zurücknahme 
vorausgegangenen Verhandlung möglicherweiſe die Überzeugung ger 
wonnen haben, daß die Nichtigerklärung veranlaßt wäre. Wenn auch 
nicht zu verkennen iſt, daß zwiſchen dem Nichtigkeits⸗ und dem 
Patenterteilungsverfahren, insbeſ. auch zwiſchen der Stellung eines 
Nichtigkeitskl. und derjenigen eines wegen abgelehnten Einſpruchs 
zur Beſchwerde greifenden Dritten im Patenterteilungs verfahren, 
Unterſchiede beſtehen, ſo beweiſt doch der herangezogene Fall des 
Nichtigkeitsverfahrens ſo viel, daß es auch ſonſt in einem Offizial⸗ 
verfahren vorkommt, daß die Behörde es aus verfahrensrechtlichen 
Gründen, insbeſ. wegen Zurücknahme der ihrem Verfahren zugrunde 
liegenden Parteihandlung, bei dem behördlichen Akt der Vorinſtanz 
bewenden laſſen muß, obgleich nach ihrer Überzeugung jener Akt 
materiell unrichtig iſt. Mit dieſem Übelſtand muß man ſich auch bei 
dem Beſchwerdeverfahren im Patenterteilungsſtadium abfinden, und 
zwar im Intereſſe verfahrensrechtlicher Sicherheit. Das Inſtitut der 
formellen Rechtskraft iſt eben hier, wie auch ſonſt, nichts anderes als 
ein Opfer, welches die materielle Gerechtigkeit unter Umſtänden der 
formalen Rechtsſicherheit darbringen muß. 

Im einzelnen werden noch ſeitens der Entſch. zwei praktifche 
Geſichtspunkte geltend gemacht. 

Einmal würde, ſo wird ausgeführt, bei der bisherigen Behand⸗ 
lung des Problems dem Patentanmelder, der aus dem bisherigen Be⸗ 
ſchwerdeverfahren, insbeſ. aus Zwiſchenbeſcheiden oder fonftigen Auße⸗ 
rungen der Beſchwerdeabteilung, erkannt habe, daß ſein Patent in 
dem bisherigen Umfang nicht gewährbar ſei, bei Zurücknahme der 
Beſchwerde des Einfprechenden nicht in der Lage fein, durch ent⸗ 
ſprechende Einſchränkungen ſeiner Anmeldung einer ſpäteren Nichtig⸗ 
keitsklage zu entgehen; er müſſe die Weiterungen und Koſten einer 
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vorgenommen wird. Der Patentinhaber müßte vielmehr, wie auch 
Jſay a. a. O. ausführt, Koſten und Zeitverluſt eines Nichtig⸗ 
keitsverfahrens, zu dem er ſelbſt einen Dritten veranlaßt, auf 
ſich nehmen, um die erforderliche Beſchränkung herbeizuführen. 
Das aber läuft dem Sinn der Rechtsordnung zuwider. „Wo die 
Rechtsordnung einen von ihr erſtrebten Zweck mit geringeren 
Mitteln erreichen kann, da wendet ſie nicht ein unnötig ſcharfes 
an“ (Jſay a. a. O., Note 97 im Anh. zu §§ 1, 2 Pat.). Auf 
einfachſte Weiſe aber werden das Intereſſe des Anmelders und 
die Belange der Allgemeinheit befriedigt, wenn ſchon im Rah⸗ 
men des Exteilungsverfahrens den en Anforderungen an 
Neuheit, Fortſchritt und Erfindungshöhe der Anmeldung volle 
Rechnung getragen wird. Iſt die Beſchw Abteilung zur Fortſet⸗ 
zung des Prüfungsverfahrens nach Zurücknahme der Beſchw. des 
Einſprechenden befugt, ſo wird noch ein weiterer Nachteil ver⸗ 
mieden, der nach der bisherigen Amtsübung Einen wenn der 
Anmelder auf Grund der Ausführungen des Einſprechenden oder 
der BeſchwAbteilung eine Beſchränkung feiner Anmeldung vor⸗ 
genommen oder auf Grund der Prüfung in der BeſchwInſt. 
zwecks Beſeitigung einer im Erteilungsbeſchluß gegenüber den 
ausgelegten Unterlagen erfolgten „Verkrüppelung“ des Patent⸗ 
anſpruchs ſich mit der Erteilung eines Patents auf Grund der ſei⸗ 
nen Belangen gerechter werdenden ausgelegten Unterlagen ein⸗ 
verſtanden erklärt hatte. In ſolchen Fällen lag ein ausdrückliches 
Begehren des Anmelders vor, das nach dem die Amtsübung be⸗ 
herrſchenden Grundſatze, es dürfe kein Patent gewährt werden, 
das der Patentſucher nicht begehre, nicht unbeachtet bleihen darf. 
Nach der Anſicht jedoch, daß mit der Zurücknahme der Beſchw. des 
Einſprechenden der angefochtene Erteilungsbeſchluß ſchlechthin 
rechtskräftig werde, muß die Erklärung des Anmelders im 
Beſchw Verfahren als rechtlich bedeutungslos, als nicht erfolgt be⸗ 
handelt und die Sache ſo angeſehen werden, als ſei die Rechts⸗ 
kraft des Erteilungsbeſchluſſes bereits vor der Erklärung des 
Anmelders eingetreten. Daß dies nicht ſtatthaft iſt, bedarf keiner 
Ausführung. Wie bei jener g assung den im Beſchw Verfahren 
abgegebenen Erklärungen des Anmelders rechtliche Auswirkung 
verſchafft werden könnten, iſt freilich nicht recht erſichtlich. Eine 
Beſchw. gegen den Erteilungsbeſchluß ſteht nach der Amtsübung 
dem Anmelder in der Regel nicht zu, da er ſein Einverſtändnis 
mit den im Erteilungsbeſchluß ſtatuierten Patentanſprüchen vor 
deſſen Erlaß erklärt hatte und darum nicht als durch den Ertei⸗ 
lungsbeſchluß beſchwert angeſehen wird. Wollte man ihm aber 
(mit Iſay, Kommentar, Note 1 zu § 26 PatG.) ein BeſchwRecht 
einräumen, ſo würde in dem bier zur Erörterung ſtehenden Falle 
praktiſch nur die Anſchlußbeſchw. in Betracht kommen, die, weil 
erſt nach Ablauf der BeſchwFriſt eingelegt, eine unſelbſtändige 
Anſchlußbeſchw. wäre und daher mit der Zurücknahme der Beſchw. 
des Einſprechenden ihre Wirkung verlöre. Es wäre alſo für den 
Anmelder nichts gewonnen. Anders liegt die Sache, wenn die 
BeſchwAbteilung trotz der Zurücknahme der Beſchw. des Einſpre⸗ 
chenden das Prüfungsverfahren fortſetzen darf und muß: jetzt 
können und müſſen alle rechtlich erheblichen Erklärungen des An⸗ 
melders volle Beachtung und Würdigung erfahren. 

Inwiefern bei dem hier eingenommenen Standpunkt die 
Rechtssicherheit in unerträglicher Weiſe gefährdet fein ſollte, iſt 
nicht erfindlich. Sollte die Rechtsunſicherheit etwa darin gefunden 
werden, daß die Beteiligten nicht mehr mit Beſtimmtheit vor⸗ 
ausfehen können, ob und in welcher Form das Patent bei Zu⸗ 


ſpäteren (von ihm ſelbſt veranlaßten) Klage auf teilweiſe Nichtig⸗ 
erklärung auf ſich nehmen. Dieſes Bedenken trifft nun jedenfalls zu⸗ 
nächſt die Falle nicht, in denen dem Anmelder ein Teilverzicht mög⸗ 
lich iſt, nämlich in Anſehung einzelner Anſprüche. Aber auch ab⸗ 
geſehen davon hat der Patentanmelder, falls er nicht von ſich aus 
die entſprechende Einſchränkung des beantragten Patentes ſchon vor 
der Anmeldeabteilung vorgenommen hat, kein Recht darauf, daß 
ihm der einſprechende Dritte durch Einlegung der Beſchwerde die 
Chance einer Nachholung ſolchen Beſchränkungsantrages gewähre, 
und nach eingelegter Beſchwerde auch kein Recht darauf, daß ihm 
dieſe Chance erhalten bleibe. a 

Des weiteren legt der Große Senat darauf Gewicht, daß bei 
der von ihm bekämpften Auffaſſung die in der BeſchwInſt. von 
dem Anmelder vor Zurücknahme der Beſchwerde abgegebenen, durch die 
Erkenntnis der wahren Sachlage veranlaßten Einſchränkungserklärun⸗ 
gen infolge dieſer Zurücknahme gegenſtandslos gemacht würden, was 
wiederum nicht zweckmäßig ſei. Aber auch in dieſer Hinſicht iſt nicht 
einzuſehen, warum die durch den Anmelder vor der Anmeldungs⸗ 
abteilung verſäumte Chance, die ihm nur durch die Beſchwerde des 
einſprechenden Dritten wieder eröffnet wird, nun endgültig behalten 
foll, d. h. auch dann, wenn die Beſchwerde, der er fie verdankt, 
nachträglich zurückgenommen wird. 

Nach alledem wäre zu wünſchen, daß dem Großen Senat noch 
einmal Gelegenheit geboten würde, den durch die beſprochene Entſch. 
eingenommenen Standpunkt künftig nachzuprüfen. 

Geh. IR. Prof. Dr. W. Kiſch, München. 


rückziehung der Beſchw. des Einſprechenden zur Erteilung gelangt, 
ſo iſt die Sachlage im weſentlichen die gleiche, wie ſie bisher 
ſchon bei Zurückziehung des Einſpruchs in ier Inſt. ſich ge⸗ 
ſtaltete, ohne daß daraus berechtigte Klagen über Rechtsunſicher⸗ 
heit erwachſen wären. Daß aber die Rechtsſicherheit etwa dadurch 
gefährdet werde, daß dem Einſprechenden die Möglichkeit genom⸗ 
men wird, entgegen den Belangen des Anmelders die rechtskräf⸗ 
tige Erteilung verkrüppelter oder entgegen den Belangen der 
Allgemeinheit die Erteilung nicht rechtsbeſtändiger Patente herbei⸗ 
zuführen, wird füglich nicht behauptet werden können. 

(RPA., Gr. Sen., Entſch. v. 18. Okt. 1932, F 49991 VIII / 212 () 

Ber. von ORegR. Dr. Gieſe, Berlin. 


Reichsverſicherungsamt. 


Berichtet von Senatspräſident Dr. Zielke und Landgerichtsdirektor 
Kerſting, Berlin. 


[(* Wird in den Amtl. Nachrichten für Reichsverſicherung (Neue Folge 
der Amtl. Nachrichten des RVerſA.) abgedruckt.] 


[0 Wird in den „Entſcheidungen und Mitteilungen“, herausgegeben 
von Mitgliedern des RVerſA. (Eu M.), abgedruckt.] 


I. Großer Senat. 


O1. 1. Der Grundſatz der Entſch. 3171), daß als Ver- 
ſicherungsfall für die Anſprüche auf Wochenhilfe und auf 
Familienwochenhilfe die Entbindung anzuſehen iſt, wird 
aufrechterhalten. 

2. Die Krankenkaſſe iſt zur Zahlung von Familien- 
wochengeld vor der Entbindung nur für Zeiten verpflich- 
tet, in denen das Familienhaupt gegen Krankheit ver⸗ 
ſichert war. Inſoweit der Anſpruch auf Zahlung von Ya» 
milienwochengeld für die Zeit vor der Entbindung hier⸗ 
nach begründet iſt, fällt er nicht rückwirkend dadurch 
wieder weg, daß der Berechtigte zur Zeit der Entbindung 
nicht mehr verſichert iſt. 

Der 1. RevSen. hat mit Rückſicht darauf, daß er von der 
Entſch. 3171 abweichen wollte, die Sache an den Großen Senat 
verwieſen. 

Der Große Senat vermochte ſich in der Frage, wann der Ver⸗ 
ſicherungsfall für den Anſpruch auf Wochenhilſe, abgeſehen von dem 
Anſpruch auf Leiſtungen aus Anlaß von Schwangerſchaftsbeſchwerden, 
als eingetreten anzuſehen iſt, der Auffaſſung des 1. Sen. nicht an⸗ 
zuſchließen. Als Verſicherungsfall auf dem Gebiete der Wochenhilfe 
iſt bisher, mit alleiniger Ausnahme der Leiſtungen aus Anlaß von 
Schwangerſchaftsbeſchwerden, ſtets die Entbindung angeſehen worden 
(vgl. insbeſ. Entſch. 2693, RVerſelNachr. 1922, 281 — EuM. 14, 54 
und die Entſch. 3171). Bis zum Inkrafttreten des Gef. v. 9. Jult 
1926 (RGBl. I, 407) ergab ſich dieſe Auffaſſung ſchon ohne weiteres 
daraus, daß, von Leiſtungen aus Anlaß von Schwangerſchafts⸗ 
beſchwerden abgeſehen, Wochenhilfeleiſtungen grundſätzlich nicht vor der 
Entbindung fällig wurden. Durch die im Art. 3 dieſes Gej. vor⸗ 
geſchriebene Einfügung des 8 195 a Abſ. 3 in die RBO. und die in 
Art. 7 bes genannten Gef. enthaltene Neufaſſung des § 205 a Abſ. 3 
RVO. iſt hierin inſofern eine Anderung eingetreten, als nunmehr 
das Wochengeld für die Zeit vor der Entbindung jeweils ſofort, nicht 
erſt mit dem Tage der Entbindung fällig wird. Nach Sinn und 
Zweck dieſer Geſetzesänderung iſt aber anzunehmen, daß damit die 
bisherige Rechtslage, nach der mit der Entbindung der Verſicherungs⸗ 
fall eintrat, nicht berührt werden ſollte. Das Geſetz bezweckte, wie 
aus feiner Entſtehungsgeſchichte (vgl. RT Verh. III. Wahlper., 221. Sitz. 
v. 30. Juni 1926 S. 7737 ff.) hervorgeht, eine Anpaſſung der deut⸗ 
ſchen Geſetzgebung an das Waſhingtoner Übereinkommen, betreffend 
die Beſchäftigung der Frauen vor und nach der Niederkunft (vaf. 
Gef. v. 16. Juli 1927 [RG Bl. II, 497), unter anderem durch eine 
zeitliche Erweiterung des Wochengeldbezuges vor der Entbindung. Da⸗ 
bei ergab ſich als eine bloße „Nebenfrage“ die Frage des Zahlungs⸗ 
modus des Wochengeldes vor der Entbindung. Nach der Darſtellung 
der Berichterſtatterin waren zahlreiche Beſchwerden darüber laut ge⸗ 
worden, daß die Krankenkaſſen das Wochengeld für die vier Wochen 
vor der Entbindung erſt am Tage der Entbindung zahlten und daß 
dadurch der Sinn der Zahlung dieſes Wochengeldes hinfällig wurde, 
nämlich der Schwangeren die Möglichkeit der Arbeitsruhe zu geben. 
Durch die vom Ausſchuß beſchloſſene Vorſchr., daß das Wochengeld 
vor der Entbindung ſofort fällig werde, d. h. wochenweiſe zu zahlen 
ſei, ſollte der Schwangeren die Möglichkeit eröffnet werden, die Arbeit 
rechtzeitig einzuſtellen. 

Daß die Einfügung des § 195 Abſ. 3 in die RVO. und die 
Neufaſſung des § 205 4 Abf. 3 nicht durch eine Anderung in der Auf⸗ 
faſſung der Entbindung als Verſicherungsfall für den Anſpruch auf 
Wochenhilfe veranlaßt wurde, iſt mittelbar auch aus dem Wortlaut 


1) In IW. nicht abgedruckt (RVerſelNachr. 1928, IV 182 = 
Eu. 22, 247). 
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des § 195 Abſ. 3 zu entnehmen. Wenn es dort heißt, daß das 
Wochengeld für die Zeit vor der Entbindung jeweils ſofort, „nicht 
erſt mit dem Tage der Entbindung“ fällig wird, ſo liegt offenbar 
dieſem ſonſt überflüſſigen Zuſatz der Gedanke zugrunde, daß nach wie 
vor erſt mit der Entbindung der Verſicherungsfall eintrete, daß aus⸗ 
nahmsweiſe aber der Anſpruch auf das bezeichnete Wochengeld ſchon 
vorher fällig werde. Ferner deutet auch der unverändert erhalten 
gebliebene Ausdruck „Wochenhilfe“ darauf hin, daß das Schwer⸗ 
gewicht der Leiſtungen in die Zeit von der Entbindung ab fällt, in 
der allein von einer Wochenhilfe im eigentlichen Sinne die Rede ſein 
kann, und daß mit dieſem Ereignis erſt der Verſicherungsfall als 
eingetreten gelten ſoll. 5 

Da nach allgemeinen Grundſätzen die Verhältuiſſe zur Zeit des 
Eintritts des Verſicherungsfalls für die Beurteilung maßgebend ſind, 
ob ein Leiſtungsanſpruch entſtanden iſt, fo hängt hiernach der An⸗ 
ſpruch auf Wochenhilfe an ſich davon ab, ob zur Zeit der Nieder⸗ 
kunft die Anſpruchsvorausſetzungen ſämtlich gegeben ſind. Dem⸗ 
entſprechend iſt z. B. auch im 8 1954 Abſ. 1 RVO. die dort voraus⸗ 
geſetzte Verſicherungszeit nach dem Zeitpunkte der Niederkunft zu 
berechnen. Ferner iſt in 8 195 Abſ. 5 die Anwendbarkeit des $ 212 
RWO. für den Fall eines Kaſſenwechſels der „Wöchnerin“ aus⸗ 
geſchaltet und die Zuständigkeit der „erſtverpflichteten“ Kaſſe für die 
weitere Durchführung der Leiſtungen vorgeſchrieben worden. Hier⸗ 
nach iſt, da nach der mit dem allgemeinen Sprachgebrauch überein- 
ſtimmenden Ausdrucksweiſe der RVO. eine weibliche Perſon erſt mit 
der Niederkunft zur Wöchnerin wird, die zur Zeit der Niederkunft 
beſtehende Kaſſenzugehörigkeit für die Frage entſcheidend, welche 
Kaſſe jeweils endgültig leiſtungspflichtig iſt. - 

Grundſätzlich muß hiernach auch die Vorausſetzung des Ver⸗ 
ſichertſeins nach 8 195 RVO. (5 205 RVO.) zur Zeit der Nieder⸗ 
kunft erfüllt fein. Davon geht mittelbar auch 8 195 Abſ. 7 RVO. 
aus, nach dem ausnahmsweiſe der Anſpruch beim Vorliegen der 
übrigen Vorausſetzungen beſtehen bleibt, wenn die Verſicherte wegen 
ihrer Schwangerſchaft innerhalb ſechs Wochen vor der Entbindung 
aus der Verſicherung ausgeſchieden iſt. Allerdings heißt es in 8195 a 
Abſ. 1 RVO ., daß weibliche Verſicherte, die in der dort beſtimmten 
Zeit gegen Krankheit verſichert „geweſen ſind“, die Wochenhilfe⸗ 
leiſtungen erhalten. Mit dem Ausdruck „verſichert geweſen ſind“ 
ſoll aber, wie ſchon der auf die Gegenwart zu beziehende Ausdruck 
„Verſicherte“ ergibt, offenbar nicht geſagt ſein, daß eine Verſicherung 
im Augenblick der Niederkunft nicht mehr zu beſtehen braucht. Viel⸗ 
mehr wird das Erfordernis des Beſtehens der Kaſſenmitgliedſchaft 
zur Zeit der Niederkunft, den Fall des 8 195 Abſ. 7 und des 
§ 214 RVO. ausgenommen, als ſelbſtverſtändlich vorausgeſetzt (vgl. 
Entſch. 2202, RVerſANachr. 1916, 515 = EuM. 7, 84). Die gleiche 
Auffaffung wird auch im Schrifttum vertreten (ogl. insbeſ. Jaeger, 
Die Wochenhilfe, 4. Aufl., S. 15 Anm. 7 zu § 195 a). 

Wenn trotzdem der Geſetzgeber dem Wochengelde für die Zeit 
vor der Entbindung die Eigenschaft eines ſofort fälligen Auſpruchs 
beigelegt hat, ſo muß bei der Geltendmachung dieſes Anſpruchs jeden⸗ 
falls die Tatſache des Verſichertſeins als die grundlegende Voraus⸗ 
ſetzung für den Anſpruch auf Wochenhilfeleiſtungen zu den nach den 
bezeichneten Vorſchr. in Betracht kommenden Zeiten, vier oder ſechs 
Wochen vor der Niederkunft, gegeben ſein. Ob zu dieſer Zeit auch 
die ſonſtigen allgemeinen Vorausſetzungen für die bezeichneten An⸗ 
ſprüche, insbeſ. die Vorverſicherungszeit und in den Fällen des 
82052 RVO. die häusliche Gemeinſchaft mit dem Verſicherten, er⸗ 
füllt ſein müſſen, kann hier dahingeſtellt bleiben. Denn da vorl. 
die in dieſer letzteren Vorſchr. erforderten allgemeinen Voraus⸗ 
ſetzungen vier Wochen vor der Niederkunft der inzwiſchen verſtor⸗ 
benen Ehefrau des Kl. ſämtlich gegeben waren und bis zum Aus⸗ 
ſcheiden des Kl. aus der Verſicherung fortbeſtanden, ſo bietet der hier 
zu entſcheidende Fall keinen Anlaß, zu der Frage Stellung zu 
nehmen. Der hiernach mit Rückſicht auf den noch zu erwartenden 
Eintritt des Verſicherungsfalls ausgelöſte Wochengeldanſpruch des 
Kl. fällt auch nicht etwa dadurch rückwirkend wieder weg, daß der 
Berechtigte zur Zeit des Eintritts des Verſicherungsfalls nicht mehr 
verſichert war. Denn bei Aunahme einer möglicherweiſe bloß vor⸗ 
läufigen Zahlungsverpflichtung der Kaſſe würde der Zweck der Vor⸗ 
ſchrift nicht erreicht werden. Das Wochengeld für die Zeit vor der 
Entbindung ſoll der Befriedigung der in dieſer Zeit beſtehenden be⸗ 
ſonderen Bedürfniſſe der Schwangeren dienen und namentlich auch 
ihre ſachgemäße Pflege zum Wohle ihrer Leibesfrucht ermöglichen. 
Dieſem Zwecke würde es widerſprechen, wenn das Geleiſtete aus dem 
Geſichtspunkt der ungerechtfertigten Bereicherung z. B. dann zurück⸗ 
zugewähren wäre, wenn der Berechtigte zur Zeit der Niederkunft nicht 
mehr Kaſſenmitglied war. Im Einklang hiermit iſt bereits in der Entſch. 
3233 (ANachrfRVerſ. 1928, IV 284 — EuM. 23, 56), in der es 
ſich um die Frage handelte, ob auch die früher als ſechs Wochen vor 
der Entbindung aus der Verſicherung Ausgeſchiedene Auſpruch auf 


Kaſſenleiſtungen gem. § 195 a Abſ. 2 und 3 RVO. (Wochengeldbezug 
bis zur Entbindung) hat, Schon mit Rückſicht auf 8 195 4 Abſ. 3 
ohne weiteres augenommen worden, daß das bis zum Ablauf der 
ſechſten Woche nach dem Ausſcheiden aus der Verſicherung gezahlte 
Wochengeld nicht als ohne rechtlichen Grund geleiſtet anzuſehen iſt. 
Der in der Entſch. 3171 vertretenen Auffaſſung, daß die ſämtlichen 
Leiſtungen der Wochenhilfe einheitlich und unteilbar ſeien, kann 
hiernach jedenfalls für die Zeit nach der Neufaſſung des 8 195 a 
Abſ. 3 (§ 205 2 Abf. 3 a. a. O.) durch das Geſetz v. 9. Juli 1926 
nicht beigepflichtet werden. Ihrer Zweckbeſtimmung entſprechend iſt 
vielmehr die Zahlung von Wochengeld für die Zeit vor der Ent⸗ 
bindung gegenüber den Wochenhilfeleiſtungen, die für die Zeit von 
der Entbindung ab zu gewähren ſind, als eine ſelbſtändige Leiſtung 
anzuſehen, die nicht ſchlechthin von der Rechtslage zur Zeit der Ent⸗ 
bindung abhängig gemacht werden kann. 

Der Natur der Sache nach erliſcht allerdings der Anſpruch 
auf Weiterzahlung des Wochengeldes und des Familienwochengeldes 
für die Zeit vor der Entbindung mit dem Zeitpunkt, in dem ſich er⸗ 
gibt, daß es, z. B. infolge eines Unglücksfalls der Schwangeren, zu 
einer Entbindung im Rechtsſinne (vgl. RVO. von Mitgl. des 
RVerſA. II, 44, Aum. 8 zu § 195 a) überhaupt nicht mehr kommen 
kann. Das gleiche gilt, wenn die ſonſtigen allgemeinen Voraus⸗ 
ſetzungen für den Anſpruch auf Wochenhilfe, insbeſ. von den Fällen 
des 8 195 Abf. 7 RVO. abgeſehen, jede Kaſſenmitgliedſchaft und 
damit auch das Verſichertſein, vor der Entbindung wegfallen. Denn 
dann iſt für eine zeitliche Vorauswirkung des Eintritts des Ver⸗ 
ſicherungsfalles kein Raum mehr. Zur Zahlung von Familien⸗ 
wochengeld iſt hiernach die Krankenkaſſe vor der Entbindung nur 
für Zeiten verpflichtet, in denen das Familienhaupt gegen Krankheit 
verſichert war. 


(RVerſAl., Groß Sen., Urt. v. 19. Oft. 1932, Ia K 18/31.) [f.] 


II. Einzelne Senate. 


N O2. 8313 Abſ. 2 RVO. Ein Weiterverſicherungs⸗ 
berechtigter kann innerhalb der Friſt des 8313 Ab ſ. 2 RVO. 
die Weiterverſicherung auch dann noch bei der bisherigen 
Kaſſe wirkſam anzeigen, wenn er ſeinen Wohnort aus 
ihrem Bereich verlegt hat. 

(RVerſA., 1. Rev Sen., Urt. v. 16. Dez. 1932, IIa K 391/311.) [K.] 


Reichsverſorgungsgericht. 
Berichtet von Senatspräſident Dr. Arendts, Berlin. 


[e Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
verſorgungsgerichts abgedruckt. — 7 Anmerkung.] 


1. Die Erziehungsbeihilfen ſtehen der zu erziehen⸗ 
den Perſon (Waiſe), nicht aber der zur Erziehung Ver⸗ 
pflichteten (Mutter uſw.) zu; fie können daher im Über- 
hebungsfalle nur auf die Waiſen⸗, nicht auf die Witwen⸗ 
rente angerechnet werden. 

(RVerſorgGer., Entſch. v. 11. Juni 1933, M Nr 16/33, 8.) 
* 
2. Frauen- und Kinderzuſchläge gehören zur Penſion 
i. S. der Ruhens vorſchriften des OffPenſch. 
(RVerſorgGer., Urt. v. 30. Mai 1933, M Nr 6796/32, 1; Grundſ. E.) 


II. Länder. 
Oberverwaltungsgerichte. 
Preußen. 

Preußiſches Oberverwaltungsgericht. 


Berichtet von SenPräſ. Geh. Rega. von Kries u. RA. Dr. Görres, 
Berlin. 


1. Pr BꝰdoStr O. v. 27. Jan. 1932. Auf die nationale 
Erneuerung des deutſchen Volkes kann ſich keiner mit ger 
ringerem Rechte berufen als der, welcher in ber Zeit une 
geheuerer wirtſchaftlicher Not ſeine bevorzugte Beamten- 
ſtellung durch ſchwerwiegende Veruntreuungen mißbraucht 
und dadurch zur Verſchleuderung des deutſchen Volksver⸗ 
mögens ſelbſt beigetragen hat. 


(PrOVG., 1. Sen., Urt. v. 25. April 1933, ID 1/83.) 
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